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FREIRAUM FÜR GEDANKENGÄNGE  

Der öffentliche Personennahverkehr hat in deutschen Kommunen keine leichte Stellung. Ei-

nerseits als Hoffnungsträger für eine nachhaltige Personenmobilität gepriesen, andererseits als 

finanzielle Last für den kommunalen Haushalt verrufen. So sieht sich der ÖPNV stets in einem 

Spannungsfeld zwischen Anforderungen und Leistungsfähigkeit, zwischen Potenzialen und 

Grenzen, zwischen Pflicht und Vision. 

Im ÖPNV liegt ein Schatz an Potenzialen, der von Politikern, Verkehrs- und Stadtplanern nur 

zutage befördert werden will. Und so wird der ÖPNV oftmals als das Allheilmittel für gegenwär-

tige und zukünftige Probleme im städtischen Verkehr politisch vermarktet. Doch bereitet der 

ÖPNV den Kommunen ebenso wie den Ländern und dem Bund gemeinhin Sorgen, erkennen sie 

doch des Schatzes Wert, können ihn sich aber nicht vollumfänglich zunutze machen. Um einen 

Schatz zu heben, sind vielerlei Ressourcen notwendig – Werkstoffe, Arbeitskraft, Technologien, 

Informationen und Kompetenzen. Und für all diese Ressourcen bedarf es einer weiteren: Geld. 

Und genau hier stößt die öffentliche Hand an ihre Grenzen, denn sie würde zwar gerne mehr 

geben, mehr investieren, mehr fördern, doch aus leeren Kassen lässt sich auch mit offener Hand 

nur wenig schöpfen. So bleiben den meisten Kommunen die Hände gebunden und – der Tragik 

nahe – eine ganz andere, viel größere finanzielle Last weiter auferlegt: der Preis, den eine jede 

Stadt, ihre Gesellschaft und die Umwelt zu zahlen haben für eine Mobilität, die längst nicht mehr 

zeitgemäß ist; eine Mobilität, die uns Freiheiten versprach, uns tagtäglich jedoch unsere Lebens-

qualität einschränkt; eine Mobilität, die es zu verändern gilt. 

Was wäre nun, wenn es da eine Lösung gäbe, die sowohl Weg als auch Ziel ist? Eine Lösung, 

die sich nicht nur dem Problem der fehlenden Finanzmittel annimmt, um sodann den Handlungs-

spielraum für Veränderungen zu öffnen, sondern eine Lösung, die in sich schon die Kraft trägt, 

Veränderungen zu bewirken, und die zugleich den Handlungsspielraum für weitere Veränderun-

gen erweitert? Was, wenn die Veränderungen nicht mehr von den finanziellen Strukturen abhän-

gig sind, sondern durch die finanziellen Strukturen bewirkt werden können? 

Die Stadt Tübingen baut genau auf solch eine Lösung – und mit ihr viele andere Akteure in 

Politik und Verwaltung, in Verkehrs- und Stadtplanung, in Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft. 

Diese Arbeit möchte deren Vertrauen stärken, ohne dabei blind zu folgen – oder stumm. Es soll 

hingesehen, zurückgeblickt und vorausgeschaut werden; es soll gefragt und hinterfragt werden 

– und es sollen neue Impulse gegeben werden. 

 

Dabei stellen die in dieser Arbeit dargebrachten Antworten weder Wahrheit noch Wissen 

dar. Es sind meine Antworten oder die Antworten anderer Personen, auf die ich verweise. Es 

sind Antworten, hinter denen stets eine Person steht, ein Ich, das es für den Leser stets im Be-

wusstsein zu halten gilt. Denn es ist nichts weniger wissenschaftlich als die vermeintliche Pro-

duktion von Wissen in Form von Texten und Vorträgen, das von Universitäten und Forschungs-

einrichtungen seinen Weg zu Entscheidungsträgern und Planern findet, die darauf bauen und 

vertrauen – und deren Entscheidungen die Lebenswelt vieler Menschen, auch der eigenen, für 

Jahre und Jahrzehnte prägen. 

Die von mir in dieser Arbeit dargelegten Sachverhalte und aufgezeigten Beziehungen stellen 

meinen persönlichen Kenntnisstand dar und damit zusammengetragene Informationen für die 

Leser dieser Arbeit. Diese Informationen und insbesondere die daraus abgeleiteten Schlussfol-

gerungen können ebenso richtig wie falsch sein und verlangen dem Leser daher die Fähigkeit 

und Bereitschaft zur Skepsis und eigenen Prüfung ab. Die dargestellten Sachverhalte sind nach 

bestem Wissen und Gewissen recherchiert und überdacht oder selbst entdeckt und allesamt in 
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die vorliegende Arbeit niedergeschrieben worden. Deren Inhalte sollen all jene Entscheidungs-

träger und Planer ebenso wie Wissenschaftler, Lehrpersonen und andere Interessierte, die diese 

Arbeit zu lesen bekommen, in ihren Sichtweisen und Überzeugungen bereichern – sei es durch 

Zustimmung oder Kritik oder aufkeimende Fragen. 

Auf Basis einer umfangreichen Literaturauswertung stellen die Inhalte zugleich auch eine 

Zusammenschau von Sichtweisen und Fragen anderer Autoren dar und wurden als solche ge-

kennzeichnet. Gleiches gilt für die Wiedergabe von Gedanken, die in persönlichen Gesprächen 

mit Personen ausgetauscht wurden, deren Expertise zu dem hier behandelten Thema weiter 

reicht, als meine eigene, und deren Anregungen von mir dankend aufgenommen wurden. Die 

erforderliche Kennzeichnung des fremden Gedankenguts ist auch an diesen Stellen durch einen 

Verweis auf die jeweiligen Gesprächspartner erfolgt. 

Diese Arbeit liefert folglich einen Einblick in meinen eigenen Kenntnisstand und zugleich 

eine Zusammenschau der Sichtweisen anderer Personen, die sich mit den jeweiligen Sachverhal-

ten beschäftigt haben. Beide können nie vollständig, aber hoffentlich anregend sein. 

 

 

„Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) steht vor wachsenden Herausforde-

rungen: Zunehmende Engpässe bei 

den öffentlichen Haushalten, fort-

schreitende Liberalisierungs- und Pri-

vatisierungsprozesse, Markteintritte 

von neuen Anbietern, steigende Um-

weltanforderungen sowie eine älter 

werdende Gesellschaft sind nur einige 

der sich ändernden Rahmenbedin-

gungen, innerhalb deren er sich zu be-

währen hat. Die Anpassungsreaktio-

nen an die veränderten Umfeldbedin-

gungen sind bekannt. Sie lauten: Aus-

dünnung der Angebote, Preissteige-

rungen und –       allem voran – Kos-

tensenkungsprogramme. Zugleich 

soll der ÖPNV aber attraktiv genug 

sein, um dem motorisierten Individu-

alverkehr in Ballungsräumen Paroli 

bieten zu können. Wahrlich kein ganz 

einfaches Unterfangen. Kann es nur 

gelingen, wenn sich der ÖPNV neu erfindet?“ (ifmo, 2006: V) 
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1 Einleitung 

Die Forderung nach einem öffentlichen Beförderungsangebot, das dem Nutzer entgeltfrei 

zur Verfügung gestellt wird und so einen Beitrag zur Mobilitätssicherung für alle Bürger leistet, 

wurde im deutschen Kontext bereits in den 1960/70er Jahren laut. Unter dem sozialpolitischen 

Schlagwort „Nulltarif“ kämpften zur damaligen Zeit v.a. zivilgesellschaftliche Aktivisten um die 

Vision, dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) die politische Anerkennung als Gemein-

gut zu verleihen – und wurden dafür der Systemfeindlichkeit beschuldigt. 

Letztlich gelang es einigen Verkehrswissenschaftlern dem Nulltarif Rückenwind hinein in 

die wissenschaftlichen und politischen Diskussionen zu geben. Insbesondere die 1970 veröffent-

lichten Ergebnisse von AHNER1 in seinem vielzitierten Gutachten „Betriebs- und volkswirtschaft-

liche Konsequenzen eines unentgeltlichen Angebots der öffentlichen Nahverkehrsmittel in Bal-

lungsräumen“, in dem er eine Nulltarif-induzierte Steigerung der Fahrgastzahlen um 40 % prog-

nostiziert, sorgten für wissenschaftliches Aufsehen. Drei Jahre später schloss sich BOHLEY2 mit 

seinem Kyklos-Beitrag „Der Nulltarif im Nahverkehr“ der Argumentation seines Kollegen für 

eine entgeltfreie Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel an. 

Doch schon vor rund 40 Jahren waren sich die beiden Autoren der Grenzen einer solchen 

tarifpolitischen Extremmaßnahme bewusst. So schränkte AHNER die Potenziale eines ÖPNV-

Nulltarifs dahingehend ein, als dass er nicht als alleinstehende Maßnahme zum Fahrgastwachs-

tum zu führen vermag, sondern mit qualitativen Angebotsverbesserungen einhergehen muss.3 

BOHLEY erkannte in diesem Zusammenhang jedoch sogleich auch die systembedingten Grenzen, 

die der Vision des kostenfreien ÖPNV gesetzt werden, indem er auf die erforderlichen Kapazi-

tätserweiterungen und die damit einhergehenden Kostenaufwendungen für den öffentlichen 

Aufgabenträger hinwies. BOHLEY zieht aus seinen Ergebnissen die Schlussfolgerung, dass sich ein 

Nulltarif nur über einen Pro-Kopf-Beitrag der Bürger realisieren ließe.4 

Seit dieser Zeit haben etliche Städte die Umsetzung eines ÖPNV-Nulltarifs teilweise mehr, 

teilweise weniger erfolgreich erprobt, unter ihnen auch Großstädte wie Rom oder Denver. Die 

wohl erfolgreichste Umsetzung stellte die 16 Jahre andauernde Fahrscheinfreiheit in der belgi-

schen Stadt Hasselt dar, die erst in diesem Jahr ihr Ende fand, nachdem die entgeltfreie Beförde-

rungsleistung einen solch starken Fahrgastzuwachs induzierte, dass es der öffentlichen Hand 

doch zu kostspielig wurde. 

Während in Hasselt die Nulltarif-Ära zu Ende geht, findet sie in der estnischen Hauptstadt 

Tallinn ihren Anfang. Seit Jahresbeginn übernimmt auch hier die öffentliche Hand die Betriebs-

kosten des städtischen ÖPNV-Systems für die Bürger der Stadt, lediglich Besucher werden noch 

zum Fahrscheinkauf gebeten. Dieser Schritt lässt nicht nur die Nachbarstaaten im Baltikum auf-

merken, auch in Deutschland sehen sich die Nulltarif-Befürworter in ihren Forderungen nach 

entgeltfreien Bussen und Bahnen bestätigt. Seit einigen Jahren keimen die Ideen der einstigen 

Nulltarif-Diskussionen aus den 1970er Jahren, um die es lange recht still war, angesichts der täg-

lichen Überschreitung der Tragfähigkeitsgrenzen unserer Straßen, Städte und Ökosysteme wie-

der auf. So erklingen die Rufe nicht nur aus den Reihen der jüngst geborenen Piratenpartei, die 

das Thema für ihre politische Profilierung entdeckt hat, sondern auch aus dem Rathaus einer 

kleinen Stadt im Lande der Automobilindustrie. 

                                                           
1 1970 
2 1973 
3 Vgl. Ahner (1970: 196) 
4 Vgl. Bohley (1973: 113ff) 
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Je weniger Autos auf den Straßen, desto mehr Lebensqualität für Mensch und Umwelt – so 

ließe sich die politische Fahrrinne des Grünen-Oberbürgermeisters Boris Palmer für die zukünf-

tige Stadt- und Verkehrsentwicklung der schwäbischen Universitätsstadt Tübingen zusammen-

fassen. Das Ziel ist also klar: mehr Menschen in Tübingen sollen ihr privates Kraftfahrzeug stehen 

lassen und dafür auf die Fortbewegungskraft von Bussen, Fahrrädern und den eigenen Füßen 

setzen. Ein fahrscheinfreier ÖPNV soll dabei den nötigen Anreiz zum Verlassen des PKW-abhän-

gigen Entwicklungspfades setzen, um einen neuen Weg der nachhaltigen Mobilität zu gehen, der 

die Bedürfnisse unserer Gesellschaft ebenso erfüllt wie er die Tragfähigkeit unseres Ökosystems 

respektiert. 

Doch erkennt die Stadt Tübingen auch die zentrale Voraussetzung, die erfüllt sein muss, da-

mit der neue Weg auch zum Ziel führt: die Vision eines fahrscheinfreien Stadtbussystems benö-

tigt eine finanzielle Absicherung. Dabei steht für den Oberbürgermeister jedoch fest, dass er 

nicht die Verteilungskonflikte um den kommunalen Haushalt über die Zukunft des städtischen 

ÖPNV bestimmen lassen will. Folglich ist die Stadt auf der Suche nach einer Finanzierungsalter-

native, die sowohl die Einnahmeausfälle als auch die intendierten Fahrgastzuwächse infolge ei-

ner Ticketfreiheit im ÖPNV aufzufangen vermag. 

Das Konzept der Umlagefinanzierung, wie es im deutschen Sozialversicherungssystem oder 

in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkgebühren Anwendung findet, verspricht dabei die Auflö-

sung des Zielkonflikts zwischen Lenkungs- und Finanzierungsziel, wie er sich aus der tarifpoliti-

schen Maßnahme eines Nulltarifs ergibt. Die denkbaren Möglichkeiten zur Ausgestaltung der 

Umlagefinanzierung sind jedoch so zahlreich und so verschieden in ihren Stärken und Schwä-

chen, dass eine Auswahl schwerfällt. 

Die vorliegende Arbeit möchte daher im Auftrag der Stadt Tübingen anhand ausgewählter 

Fallbeispiele und Konzepte aufzeigen, welche Modelle zur Umlagefinanzierung ein Erfolgspoten-

zial für das Tübinger Anliegen aufweisen sowie einzelne Ausgestaltungsvarianten dieser Modelle 

skizzieren. Die möglichst hohe Vereinbarkeit von Lenkungsziel und Finanzierungsziel steht da-

bei im Vordergrund der Untersuchung. 

Aus diesem Grunde setzt sich die vorliegende Arbeit das Ziel, den Einfluss der Variable „Kos-

ten“ auf die Verkehrsmittelwahl im Allgemeinen sowie für die Stadt Tübingen im Speziellen zu 

bestimmen. Hierfür wurde neben dem Literaturstudium auf die sozialwissenschaftliche Me-

thode der Befragung mittels eines standardisierten Online-Fragebogens zurückgegriffen. Zur 

Konzeption der Befragung dienten explorative Expertengespräche rund um die Themen ÖPNV-

Finanzierung und Verkehrsmittelwahl. Die hieraus gewonnen Erkenntnisse wurden in erster Li-

nie zum Entwurf des Fragebogens genutzt; in die vorliegende schriftliche Ausarbeitung der Un-

tersuchung fanden sie nur punktuell Eingang. 

Aufbauend auf den Befragungsergebnissen sowie den erworbenen Kenntnissen aus dem Li-

teraturstudium sollen in der vorliegenden Arbeit ausgewählte Möglichkeiten aufgezeigt werden, 

wie sich das Wahlverhalten von Verkehrsteilnehmern mithilfe einer ÖPNV-Umlagefinanzierung 

zugunsten der verkehrs-, umwelt- und sozialpolitischen Ziele der Stadt Tübingen beeinflussen 

ließe. Dieser Schritt wurde von weiteren Gesprächen mit Vertretern einzelner Bevölkerungs-

gruppen, die mit der methodischen Vorgehensweise einer Online-Befragung nicht erreicht wer-

den konnten, begleitet. Die Gespräche wurden jedoch nicht nach den wissenschaftlichen Regeln 

für leitfadengestützte Interviews geführt, sondern fanden in einer offeneren, informelleren Ge-

sprächssituation statt. Folglich wurden die Gespräche auch nicht mittels der wissenschaftlichen 

Instrumente der Transkription und Paraphrasierung ausgewertet, da sie lediglich an jenen Stel-

len die Befragungsergebnisse ergänzen sollen, an denen sie für Teilaspekte der Thematik ein 

besseres Verständnis schaffen können oder an denen sich Raum für praxisnahe Beispiele bietet. 
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Die Strategie der Stadt Tübingen, eine Verkehrsverlagerung vom PKW-Verkehr auf den 

Stadtbusverkehr mittels eines umlagefinanzierten, ticketfreien ÖPNV anzuregen, steckt insofern 

den thematischen Rahmen für diese Arbeit ab, als dass potenzielle Wirkungen und Umsetzungs-

möglichkeiten dieser Strategie im Fokus der Untersuchungen stehen. Über diesen Rahmen hin-

aus soll die Arbeit aber auch Impulse für flankierende Maßnahmen einer nachhaltigen Mobilität 

geben. Dahinter steht die Annahme, dass nicht die Kosten allein über das Verkehrsmittelwahl-

verhalten von Individuen entscheiden, sondern weitere, möglicherweise einflussstärkere Trei-

ber die individuelle Präferenzentscheidung im täglichen Mobilitätsverhalten prägen. 

Im besonderen Hinblick auf diese These sowie in dem Bestreben, den vorgegebenen thema-

tischen Rahmen der Stadt Tübingen mit anregenden Ergebnissen zu füllen, wird im Zuge dieser 

Arbeit auf folgende Fragestellungen eingegangen: 

 Welche Einflussgrößen prägen die Verkehrsmittelwahl im Stadtgebiet Tübingen? 

 Welche Rolle spielt der ÖPNV-Fahrpreis für die Verkehrsmittelwahl im Allgemeinen sowie 

für die Stadt Tübingen im Speziellen? 

 Welche positiven und negativen Wirkungen kann eine umlagefinanzierte Ticketfreiheit im 

ÖPNV auf die Dimensionen der Nachhaltigkeit (Umwelt, Mensch, Wirtschaft) haben? 

 Welche Möglichkeiten bieten sich der Stadt Tübingen zur Ausgestaltung eines umlagefinan-

zierten, ticketfreien ÖPNV-Stadtbussystems? 

2 Konzeption und Grenzen der Arbeit  

2.1 Aufbau der schriftlichen Arbeit 

Die vorliegende Arbeit beinhaltet insgesamt 13 Kapitel und wurde zur besseren Übersicht 

in vier Teile untergliedert. Abbildung 1 veranschaulicht den Aufbau und Inhalt dieser Arbeit. 

Teil I beinhaltet neben der Einleitung in Kapitel 1 einen Überblick zur Zielsetzung, Aufbau 

und den verwendeten Methoden und stellt so in Kapitel 2 den konzeptionellen Rahmen der Ar-

beit dar. Darauf aufbauend behandelt Kapitel 3 zum einen die drei größten Herausforderungen 

für den zukünftigen ÖPNV in Deutschland, wie sie auch den Handlungsspielraum der Stadt Tü-

bingen beeinflussen, und skizziert zum anderen das Tübinger Vorhaben eines umlagefinanzier-

ten, ticketfreien ÖPNV als Anlass zur vorliegenden Arbeit. 

In Teil II werden Grundlagen zum Finanzierungssystem (Kapitel 4) und zur Tarifpolitik (Ka-

pitel 5) im deutschen ÖPNV behandelt. Zudem werden in Kapitel 6 ausgewählte Variablen der 

Verkehrsteilnehmer sowie der Verkehrsmittel auf ihren jeweiligen Einfluss auf die Verkehrsmit-

telwahl analysiert. 

Teil III widmet sich sodann der Vision der Stadt Tübingen, ihren Stadtbusverkehr über eine 

Umlage zu finanzieren und so ticketfrei anbieten zu können. Hierfür gibt Kapitel 7 zunächst eine 

Rückschau zu den Wurzeln des ÖPNV-„Nulltarifs“, erörtert mit Bezug auf die bestehende Litera-

tur die vorherrschenden Argumente für und gegen eine solche tarifpolitische Extremmaßnahme 

und untersucht schließlich, welche Abgabetypen des deutschen Finanzverfassungssystems sich 

für eine Umlagefinanzierung dieser Maßnahme eignen. Anschließend wird in Kapitel 8 das Un-

tersuchungsgebiet, die Stadt Tübingen, mit ihren wesentlichen Kennzahlen vorgestellt und ins-

besondere ihr klimapolitisches Engagement anhand der Kampagne „Tübingen macht blau“ sowie 

der Strategie „Mobilität 2030 Tübingen“ in Kürze beschrieben. Zudem greift das Kapitel auf aus-

gewählte Ergebnisse der 2007 durchgeführten Haushaltbefragung zum Mobilitätsverhalten in 

Tübingen auf, die für diese Arbeit als relevant erachtet werden. Kapitel 9 behandelt darauf auf-

bauend die möglichen Wirkungen der Tübinger Verlagerungsstrategie, nicht nur auf die Ver-

kehrsmittelwahl (Lenkungswirkung), sondern auch auf andere ökonomische, ökologische und 
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soziale Bereiche der Stadt. Hierfür dient im Wesentlichen eine umfassende Literaturauswertung, 

deren Erkenntnisse auf das Untersuchungsgebiet der Stadt Tübingen bezogen werden. 

In Teil IV wird in einem ersten Schritt die Konzeption der Online-Befragung dargestellt, um 

nachfolgend die erhobenen Daten in grafischen Aufbereitungen darzustellen (Kapitel 10). Be-

gleitend werden die Befragungsergebnisse beschrieben sowie ihre Bedeutung für die Tübinger 

Verlagerungsstrategie diskutiert. Aufbauend auf diesen Ergebnissen werden in Kapitel 11 so-

dann einige ausgewählte Möglichkeiten zur Umsetzung und Ausgestaltung einer umlagefinan-

zieren Ticketfreiheit im Tübinger Stadtbussystem aufgezeigt sowie in ihren Vor- und Nachteilen 

bzw. Chancen und Grenzen erörtert. Abschließend führt das Kapitel 12 die erarbeiteten Erkennt-

nisse aus allen vier Teilen in einer kritischen Würdigung zusammen und geht mit der Darstellung 

offener Fragen auf mögliche Anknüpfungspunkte zu dieser Arbeit ein. 

Abbildung 1: Aufbau und Inhalt der vorliegenden Arbeit 
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Kapitel 1: Einleitung 
 

Kapitel 2: Konzeption 
Zielsetzung, Aufbau, Methodisches Vorgehen, Grenzen der Arbeit 

 

Kapitel 3: Problemstellung und Anlass 
ÖPNV-Aufgabenträger, Herausforderungen für den ÖPNV, kommunaler Handlungs-
spielraum, die Verlagerungsstrategie der Stadt Tübingen als Anlass für diese Arbeit 
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Kapitel 4: Finanzierungsstruktur des ÖPNV in Deutschland 
Kosten und Aufwendungen im ÖPNV, Finanzierungsquellen und -instrumente 

 

Kapitel 5: Tarifpolitik im deutschen ÖPNV 
Tarifpolitische Ziele, Preisgestaltung im deutschen ÖPNV 

 

Kapitel 6: Ausgewählte Einflussgrößen in der Verkehrsmittelwahl 
Soziodemographische Variablen, Sachzwänge, Mobilitätskosten, Reisezeit, Flexibilität, 

Komfort, Informations- und Wissensstand der Verkehrsteilnehmer 
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Kapitel 7: Der Nulltarif als tarifpolitisches Extrem 
Wurzeln des Nulltarifs, ÖPNV-Nutzenträgerschaft, Abgabetypen der deutschen Fi-

nanzverfassung und ihre Eignung für eine ÖPNV-Umlagefinanzierung 
 

Kapitel 8: Die Universitätsstadt Tübingen im Profil 
Allgemeine Kennzahlen zur Stadt, Strategien für eine nachhaltige Stadt- und Verkehrs-

entwicklung, ausgewählte Kennzahlen zur Mobilität in Tübingen 
 

Kapitel 9: Wirkungspotenziale einer umlagefinanzierten ÖPNV-Ticketfreiheit 
Lenkungswirkung, Fallbeispiele zur Umsetzung in anderen Städten, Straßenverkehr, 

Klimaschutz, Privatsektor, Stadt und Gesellschaft, Nachfrage und Kosten im ÖPNV 
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Kapitel 10: Die Online-Befragung 
Konzeption und Rücklauf, Datensatz, Kennziffern der Mobilität, Einflussgrößen in der 
Verkehrsmittelwahl, Zahlungsbereitschaft für ÖPNV-Nutzung, Lenkungswirkung be-

stehender Ticketmodelle, Bewertung potenzieller ÖPNV-Umlagemodelle 
 

Kapitel 11: Ausgewählte Gestaltungsmöglichkeiten für ein umlagefinanziertes, 
ticketfreies Stadtbussystem in Tübingen 

Gegenwärtige Vorläufer-Modelle, das Konzept der Nahverkehrsabgabe, Bürgerabgabe, 
Touristenabgabe, Arbeitgeberabgabe, betriebliche Parkraumbewirtschaftung, Er-

schließungsbeitrag, KFZ-Halterabgabe, City-Maut 
 

Kapitel 12: Schlussbetrachtung 
Zentrale Ergebnisse, kritische Würdigung der Arbeit, weiterer Forschungsbedarf 

Quelle: Eigene Darstellung 
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2.2 Methodisches Vorgehen 

Für die Literaturrecherche wurde eine Mischung aus systematischer Suche und dem 

„Schneeballverfahren“ angewandt, um die Vorteile beider Suchstrategien nutzen zu können. 

Während die systematische Suche anhand der in Kapitel 1 vorgestellten Fragestellungen einen 

umfassenden Literaturüberblick lieferte und den ersten Einstieg in das Thema dieser Arbeit er-

möglichte, wurde die Suche über das Schneeballverfahren auf weiterführende Literatur und ins-

besondere wissenschaftliche Studien zu Teilaspekten dieser Arbeit ausgeweitet. Auf diese Weise 

gestattete das Literaturstudium neben dem Überblick zu Forschungsansätzen auch eine Vertie-

fung in relevante Sachverhalte. Dabei fanden v.a. Monographien, Beiträge in Sammelwerken und 

Zeitschriftenartikel, aber auch Graue Literatur sowie Statistiken und Veröffentlichungen im In-

ternet Eingang in die Auswertung. 

Auf Grundlage dieser Literaturauswertung wurde zunächst eine erste Rohfassung erstellt, 

deren Inhalte und Gedankenstränge mehrmals reflektiert und schließlich in Reinschrift gebracht 

wurden. Zur Reflexion dienten v.a. Gespräche mit Akteuren, die entweder in das Tübinger Vor-

haben einer ÖPNV-Ticketfreiheit involviert sind, oder die durch eigene Arbeiten zum Thema der 

ÖPNV-Umlagefinanzierung zu dieser Arbeit beitragen konnten (vgl. Tabelle 1).  

Tabelle 1: Übersicht der Gesprächspartner für die explorativen Gespräche 

Gesprächspartner Institution 

Berthold Rein Fachbereich Finanzen, Stadt Tübingen 

Mirco Sarcoli Fachabteilung Verkehrsplanung, Stadt Tübingen 

Karin Meyer Fachabteilung Verkehrsplanung, Stadt Tübingen 

Gerd Hickmann Landesministerium für Verkehr und Infrastruktur BW 

Suzan Ünver Landesministerium für Verkehr und Infrastruktur BW 

Marcus Steierwald Diskurs und Integrierte Planung, Fachbereich Geowissenschaften, 
Eberhard Karls Universität Tübingen 

Michael Hahn Schwäbisches Tagblatt 

Thomas Pfister Aidshilfe Tübingen-Reutlingen / ZAK 

Thomas Pawlaczyk Stadtverkehr Tübingen GmbH 

Sven Ammann Stadtverkehr Tübingen GmbH 

Gerhard Schnaitmann Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg (NVBW)  

Quelle: Eigene Darstellung 

Begleitet wurde dieser Prozess von Gesprächen mit den Betreuern der vorliegenden Arbeit, 

deren Feedback und Impulse in die Konzeption und Durchführung der Arbeit einflossen. 

Aufbauend auf diesen drei Stützen – Literaturauswertung, Expertengespräche und Feedback 

durch Betreuer – wurde sodann ein Fragebogen zur Untersuchung der Verkehrsmittelwahl im 

Stadtgebiet Tübingen sowie der Lenkungswirkung potenzieller Umlagemodelle für eine ÖPNV-

Ticketfreiheit im Untersuchungsraum entworfen. Die Konzeption der Online-Befragung sowie 

die Beschreibung des erhobenen Datensatzes und der Ergebnisse werden in Kapitel 10 dieser 

Arbeit behandelt. An dieser Stelle soll lediglich das Vorgehen für die Untersuchung sowie ihr 

zeitlicher Ablauf anhand der Abbildung 2 in aller Kürze dargestellt werden. 
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Abbildung 2: Vorgehen und zeitlicher Ablauf der Online-Befragung 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Anschluss der Befragung und nach einer ersten Sichtung des Datensatzes wurden ausge-

suchte Ergebnisse gezielt in eine neue Untersuchungsschleife eingespielt. Für diesen Schritt wur-

den persönliche Gespräche mit Einzelpersonen geführt, die stellvertretend für ausgewählte Be-

völkerungsgruppen zum Tübinger Stadtbusverkehr sowie zur Lenkungswirkung eines umlage-

finanzierten, ticketfreien ÖPNV befragt wurden. Mit dieser Vorgehensweise wurde sicherge-

stellt, dass auch Bevölkerungsteile, die aufgrund der selektiven Ansprache des Online-Fragebo-

gens nicht in quantitativer Hinsicht die Ergebnisse dieser Arbeit prägen konnten, doch zumin-

dest qualitativ in die Ausarbeitung einzelner Umsetzungsmodelle einbezogen wurden. 

Insgesamt wurden neun Gespräche geführt, wobei zur Dokumentation nur handschriftliche 

Notizen verwendet wurden, nicht jedoch die für Interviews gängige Audioaufnahme. Diese me-

thodische Reduktion wurde vorgenommen, da sich gleich zu Beginn der ersten Gespräche Reser-

viertheit und Bedenken aufseiten der Gesprächspartner zeigte. Diese resultierten zum einen auf 

Befürchtungen, dass die aufgezeichneten Gesprächsinhalte der Stadt Tübingen zugänglich wer-

den und sodann den Bewerbungsprozess um eine Aufenthaltserlaubnis in Deutschland negativ 

beeinflussen könnten. Zum anderen besaßen aber auch Sozialhilfeempfänger oder Arbeitslose 
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Vorbehalte gegen das Mitschneiden der Gespräche, da sie Kritik an der Sozialpolitik der Bundes-

republik zu äußern hatten. Um möglichst freie Gespräche zu führen, wurde daher auf die Auf-

zeichnung und anschließende Transkription einheitlich in allen Fällen verzichtet. Die Gesprächs-

partner lassen sich als Vertreter folgender Gruppen bezeichnen: 

 2 Personen aus der Gruppe „Sozialhilfeempfänger“ 

 2 Personen aus der Gruppe „Langzeitarbeitslose“ 

 1 Person aus der Gruppe „Asylbewerber“ 

 2 Personen aus der Gruppe „Hausfrauen“ 

 1 Person aus der Gruppe „Krankenschwestern am Klinikum“ 

 1 Person, die sich als ehemalige Krankenschwester und heutige Hausfrau den beiden letzt-

genannten Gruppen zuschreiben lässt 

2.3 Grenzen der Arbeit 

Nach dem Erkenntnisstand dieser Arbeit handelt es sich bei der Entscheidung für oder gegen 

die Einführung eines neuen Bepreisungssystems im Tübinger Stadtbusverkehr in erster Linie 

um eine Frage der Priorisierung von verkehrs- und umweltpolitischen sowie wirtschaftlichen 

Zielen – und damit letztlich um eine Frage des politischen Willens. Die Legitimierung der kom-

munalen Entscheidung sollte durch den Einbezug der Tübinger Einwohnerschaft in den Ent-

scheidungs- und Gestaltungsprozess zur tarifpolitischen Maßnahme erfolgen und nicht auf Basis 

volks- und betriebswirtschaftlicher Zahlen. Die individuelle Präferenzentscheidung der Stadt 

Tübingen bedarf daher vielmehr einer Rückkopplung an die Bedürfnisse und Einstellungen der 

lokalen Bevölkerung. Die empirischen Untersuchungen im Rahmen dieser Arbeit sollen erste 

Schritte darstellen, diesen Bedarf zu decken. 

Die zu erwartenden Kostenveränderungen für die Stadt Tübingen bzw. das kommunale Ver-

kehrsunternehmen können nur in einer detaillierten Prüfung bestimmt werden, die eine mög-

lichst genaue Abschätzung der Fahrgastzahlenentwicklung infolge einer umlagefinanzierten Ti-

cketfreiheit voraussetzt sowie die derzeitigen Kapazitäten berücksichtigen muss. Eine solche be-

triebswirtschaftliche Prüfung kann und will diese Arbeit nicht leisten. Eine Prognose der Fahr-

gastzahlenentwicklung bliebe angesichts der nur schwer abzuschätzenden Rückkopplungsef-

fekte im Zusammenspiel der Vor- und Nachteile einer ÖPNV-Ticketfreiheit stets unsicher. Selbst 

mit einer entsprechenden betriebs- bzw. volkswirtschaftlichen Kostenkalkulation und auch un-

ter Berücksichtigung von Erfahrungswerten aus anderen Städten bleibt die Einführung einer 

derartig neuen Bepreisungsform im ÖPNV ein Experiment. 

Deshalb möchte sich diese Arbeit auf die deskriptive Beschreibung der Auswirkungen be-

schränken ohne dabei vorzugeben, quantifizierbare Prognosen vornehmen zu können. Vielmehr 

konzentriert sich die Untersuchung darauf, Erfolgskriterien und Risiken für ein umlagefinanzier-

tes Bussystem zu identifizieren und hieraus entsprechende Maßnahmen für die Stadt Tübingen 

abzuleiten, um einen größtmöglichen Erfolg zu unterstützen. 

Dabei können die Untersuchungsergebnisse zwar einen Einblick in das Mobilitätsverhalten 

der Tübinger Bevölkerung geben und deren Meinungsbild zur Tübinger Verlagerungsstrategie 

in Ansätzen beleuchten, doch müssen die Ergebnisse unbedingt durch geeignete Maßnahmen 

der Bürgerbeteiligung (Bürgerentscheid) abgesichert sowie durch partizipatorische Maßnah-

men zur Ausgestaltung des neuen Finanzierungssystems ergänzt werden. 

Desweiteren sind alle Ergebnisse dieser Arbeit vor dem Hintergrund zu betrachten, dass die 

Konzeption der Untersuchungen und insbesondere die Auswertung und Interpretation der er-

hobenen Daten stets vom persönlichen und fachlichen Vorwissen der Autorin geprägt sind. Zur 

Qualitätssicherung der Ergebnisse wurde einer möglichen Verfälschung aufgrund voreingenom-

mener Interpretation über Selbstreflexion und Rücksprache mit Fachleuten entgegengewirkt; 
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eine strenge Objektivität ist aber insbesondere im Rahmen der qualitativen Forschung nicht voll-

umfänglich zu gewährleisten. 

Ebenso liegen naturgemäß und abhängig vom verfügbaren Zeitrahmen Lücken im Literatur-

studium und in der Datenrecherche vor, die durch anknüpfende Untersuchungen an diese Arbeit 

nicht gänzlich geschlossen, jedoch gemindert werden könnten. So vermag die vorliegende Arbeit 

als Ausgangsbasis für eine vertiefende und erweiterte Untersuchung der Thematik zu dienen. 

Auch die Anzahl der persönlichen Befragungen ist auf die zeitlichen, personellen und finanziellen 

Einschränkungen zurückzuführen, sodass der vorgenommenen Untersuchungstiefe und -breite 

auch hier Grenzen gesetzt sind. 

Desweiteren musste die Freischaltung der Online-Befragung aufgrund diverser Genehmi-

gungsschwierigkeiten vonseiten der Eberhard Karls Universität um einige Wochen verschoben 

werden, sodass die Befragung in den Monat Februar und damit in den Prüfungszeitraum für Stu-

dierende fiel. Die anfängliche Befürchtung, dies könne einen unzureichenden Rücklauf zur Folge 

haben, wurde zwar angesichts der zufriedenstellenden Response-Quote von 9,84 % entkräftet, 

doch hätte diese ohne die Startverzögerungen möglicherweise noch höher ausfallen können. 

Angesichts der Spannweite an Aufgaben und Funktionen des ÖPNV-Systems ist es kaum ver-

wunderlich, dass in den öffentlichen wie verkehrs- und umweltpolitischen Debatten der Ein-

druck erweckt wird, der ÖPNV sei das Allheilmittel für all jene Probleme, die der motorisierte 

Individualverkehr in die Städte und in das globale Umweltsystem bringt. Oft wird dabei vernach-

lässigt, dass auch die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel eine Belastung der Umwelt darstellt 

und ihm daher im Rahmen der Vernunft ebenfalls Wachstumsgrenzen gesetzt sind. Weitere Aus-

führungen hierzu können in dieser Arbeit nicht vorgenommen werden, doch liegt das Problem-

bewusstsein vor. Daher distanziert sich diese Arbeit ausdrücklich von Aussagen in der Literatur, 

derer nach die Verkehrsverlagerung vom PKW-Verkehr auf den ÖPNV die sozial- und insbeson-

dere umweltpolitischen Probleme im Verkehrsgeschehen unserer Zeit zu lösen vermag. Das Ziel 

der Verkehrsverlagerung, wie es auch vonseiten der Stadt Tübingen angestrebt wird, stellt ledig-

lich einen ersten, wenn auch bedeutsamen Schritt in Richtung einer bewussteren und zukunfts-

fähigen Mobilität dar. 

3 Problemstellung und Anlass 

3.1 Die Kommune in der Verantwortung 

„Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.“  

(Artikel 11 Absatz 1 GG) 

Während die im Grundgesetz der Bundesrepublik festgehaltene „Freizügigkeit“ ursprüng-

lich als die Freiheit eines jeden Bundesbürgers zu verstehen war, sich an einem beliebigen Ort 

niederzulassen, meint dies heute vielmehr die individuelle Bewegungsfreiheit, d.h. „die öffentli-

chen Lebensräume der Gesellschaft offen zu halten und für jedermann zugänglich.“5 

Dieser Artikel bringt zwei Schwierigkeiten mit sich: zum einen den Ausschluss aller Nicht-

Bundesbürger. Zum anderen die mangelnde Berücksichtigung der Tatsache, dass diese Freizü-

gigkeit nur jene genießen können, die auch die materiellen Voraussetzungen zur Ortsverände-

rung mit sich bringen. Da diese Voraussetzung nicht für alle Bevölkerungsteile im Bundesgebiet 

Deutschlands gegeben ist, muss die Gemeinschaft die Möglichkeit zur Ortsveränderung garan-

                                                           
5 Reinhardt (2012: 93) 
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tieren, um dem Grundgesetz nachzukommen. Das Angebot eines öffentlichen, für jedermann zu-

gänglichen Verkehrssystems stellt also die materielle Grundlage dar, „um das ‚soziale Grund-

recht auf Mobilität‘ zu gewährleisten.“6 

Diese Verpflichtung gemäß deutschem Grundgesetz spiegelt sich auch in der kommunalen 

„Daseinsvorsorge“ wider, einem juristisch unbestimmten und umstrittenen Rechtsbegriff, der im 

Grundgesetz als solcher vermieden wird, jedoch in Artikel 28 Absatz 2 GG in einer Umschreibung 

als „alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“ wiedergefunden werden kann.7 Zu diesen 

Angelegenheiten ist auch „die Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung 

mit Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr“ (§ 8 Abs. 3 PBefG) zu zählen, die 

jedoch nach baden-württembergischen ÖPNV-Gesetz „eine freiwillige Aufgabe der Daseinsvor-

sorge“ (§ 6 Abs. 1 ÖPNVG-BW) darstellt. Die Daseinsvorsorge im Kontext des öffentlichen Perso-

nennahverkehr (ÖPNV) beinhaltet dabei zwei Teilaspekte: (1) die „Grundversorgung mit ÖPNV-

Leistungen zu marktfähigen Preisen“8 und (2) „die Versorgung mit angemessener Mobilität (…) 

für Menschen, die diese [Preise] nicht zahlen können.“9 

Die im Gesetz beschriebene „ausreichende“ Verkehrsbedienung sicherzustellen obliegt ge-

mäß geltendem ÖPNV-Recht dem Aufgabenträger, d.h. den „von den Ländern benannten Behör-

den“ (§ 8 Abs. 3 PBefG). Ihnen kommt die Gesamtverantwortung sowohl für die Organisation und 

Planung als auch für die Finanzierung des ÖPNV zu.10 Somit liegt auch die Festlegung der Beför-

derungsentgelte in ihrer Verantwortung. Wer Aufgabenträger für den ÖPNV ist, kann sich von 

Bundesland zu Bundesland unterscheiden. 

Im Fall der in dieser Arbeit untersuchten Stadt Tübingen gestaltet sich die Frage nach dem 

Aufgabenträger im ÖPNV etwas schwieriger. Zwar ist der Landkreis Tübingen Aufgabenträger 

gemäß § 6 Abs. 1 ÖPNVG-BW, doch nehmen „die Großen Kreisstädte Tübingen, Rottenburg und 

Mössingen (...) nach § 6 Abs. 1 Satz 2 ÖPNV-Gesetz Baden-Württemberg die Aufgabenträger-

schaft für ihren innerstädtischen ÖPNV selbst wahr.“11 Folglich kann die Stadt Tübingen eigen-

verantwortlich über die einzelnen Elemente bestimmen, mit denen eine ausreichende ÖPNV-

Versorgung in ihrem Aufgabengebiet sichergestellt wird. Dementsprechend liegt auch die Ent-

scheidung, die Bereitstellungskosten eines ÖPNV-Angebots durch andere Finanzierungsquellen 

als die Beförderungsentgelte zu decken, in der Verantwortung der Stadt Tübingen. Ebenso trifft 

sie in Abstimmung mit dem geltenden Landesrecht die Wahl bzgl. eines geeigneten Finanzie-

rungsinstruments.12 

Sowohl der konkretisierungsbedürftige Rechtsbegriff der „ausreichenden Bedienung“ als 

auch die Freiwilligkeit der Aufgabe lassen der Stadt Tübingen grundsätzlich einen großen Spiel-

raum in der Ausgestaltung des ÖPNV-Angebots13, jedoch beinhaltet das baden-württembergi-

schen ÖPNV-Gesetz (ÖPNVG-BW) einige Ziele, Grundsätze und Leitlinien:14 

„Öffentlicher Personennahverkehr soll im gesamten Landesgebiet im Rahmen eines in-

tegrierten Gesamtverkehrssystems als eine vollwertige Alternative zum motorisierten 

Individualverkehr zur Verfügung stehen. Er soll dazu beitragen, dass die Mobilität der 

                                                           
6 Ebd. 
7 Vgl. Peistrup (2006: 27); Reinhardt (2012: 93) und Werner (2006: 3) 
8 Peistrup (2006: 27) 
9 Ebd. 
10 Vgl. Werner (2006: 8) 
11 Landratsamt Tübingen (2012: 20) 
12 Vgl. Keuchel (2000: 90) 
13 Vgl. ifmo (2006: 8); Landratsamt Tübingen (2012: 8) und Werner (2006: 8) 
14 Vgl. Keuchel (2000: 90) 
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Bevölkerung gewährleistet, die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Baden-Würt-

temberg gesichert und verbessert sowie den Belangen des Umweltschutzes, der Ener-

gieeinsparung und der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs Rechnung getragen 

wird. Jedes Verkehrsmittel im öffentlichen Personennahverkehr soll im Rahmen seiner 

besonderen Vorteile eingesetzt werden.“ (§ 1 ÖPNVG) 

„Bei der Planung soll dem öffentlichen Personennahverkehr v.a. in verdichteten Räu-

men Vorrang vor dem motorisierten Individualverkehr eingeräumt werden, soweit dies 

mit dem öffentlichen Verkehrsinteresse und dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit vereinbar ist. Dabei soll der Ausbau vorhandener Verkehrswege gegen-

über dem Neubau Vorrang erhalten.“ (§ 3 Abs. 3 ÖPNVG) 

Die beiden ausgewählten Entlehnungen weisen nicht nur auf das Spannungsverhältnis zwi-

schen dem ÖPNV und dem motorisierten Individualverkehr (MIV) hin, es wird aus ihnen auch 

ersichtlich, dass dem ÖPNV weitaus mehr Aufgaben und Funktionen zugeschrieben werden, als 

aus dem „soziale[n] Grundrecht auf Mobilität“15 zunächst hervorgeht. Die Aufgaben des ÖPNV 

beziehen sich neben seiner sozialen Funktion, d.h. seinem Beitrag zur Daseinsvorsorge, v.a. auf 

seine positive Wirkung auf das Verkehrsaufkommen in Ballungsräumen sowie auf den Umwelt-

schutz – und mit allen drei Dimensionen letztlich auch auf die Lebensqualität der Bevölkerung.16 

Dabei ist das Verständnis, den ÖPNV als Vorrangsystem gegenüber dem MIV – in Abgrenzung 

zum Verständnis eines Ergänzungs- oder Konkurrenzsystems17 – zu begreifen, von großer Be-

deutung für die politische Unterstützung seiner Leistungsfähigkeit. 

Entsprechend dieser Erkenntnis wird ersichtlich, dass „die Gewährleistung eines öffentli-

chen Personennahverkehrs (…) kein Ziel mit Eigenwert“18 ist und der ÖPNV „keinen Selbstzweck 

[erfüllt], sondern (…) nur Mittel zur Erreichung übergeordneter Ziele“19 darstellt. Entsprechend 

dieser höher aggregierten Ziele lässt sich der umfangreiche Einsatz öffentlicher Finanzmittel zur 

ÖPNV-Förderung nach PEISTRUP20 in drei „Legitimationsansätzen“ begründen: 

(1) Gemeinwohl und Daseinsvorsorge 

(2) Verringerung der verkehrsinduzierten Umweltbelastungen 

(3) Wirtschaftsförderung 

Nur wenn das ÖPNV-System diesen Anforderungen nachkommt, besitzen die öffentlichen 

Subventionen in dasselbige auch ihre Berechtigung – so die Argumentation.21 Die Aufgabener-

füllung wird jedoch von drei großen Entwicklungen in der Gesellschaft bzw. im Verkehrssystem 

selbst beeinflusst. Welche Einschränkungen sich hieraus für die Aufgabenerfüllung der „ausrei-

chenden Bedienung“ ergeben, soll im nachfolgenden Kapitel erläutert werden. Dieses dient dem 

Ziel, die widern Rahmenbedingungen der politisch intendierten Verkehrswende im weiteren 

Verlauf dieser Arbeit im Blick zu behalten, um die Motive der Stadt Tübingen für ihr ambitionier-

tes Vorhaben eines umlagefinanzierten, ticketfreien Nahverkehrs nachvollziehen sowie in einen 

übergeordneten politischen Rahmen einordnen zu können. 

                                                           
15 Reinhardt (2012: 93) 
16 Vgl. Bölke (2006: 39) 
17 Vgl. Girnau (1989: 504) 
18 Peistrup (2006: 25) 
19 Ebd. 
20 2006: 25 
21 Vgl. ebd. 
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3.2 Aktuelle Situation und Herausforderungen im ÖPNV 

3.2.1 Herausforderung „MIV-Fokussierung“ 

Die einseitige Fokussierung der Stadtplanung auf die Anforderungen des motorisierten In-

dividualverkehrs in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts hatte zur Folge, dass der ungleich 

effizientere und umweltschonendere ÖPNV sowohl auf der Schiene als auch auf der Straße im-

mens vernachlässigt wurde.22 So blieben die Verhältnisse im ÖPNV nicht nur hinter den Verbes-

serungen im MIV zurück, sondern verschlechterten sich v.a. im ländlichen Umland durch einen 

„dramatischen Angebotsabbau“23, sodass „Pendler geradezu zur Benutzung der eigenen Wagen 

gezwungen wurden."24  

Doch nicht nur in dünn besiedelten Regionen, auch in den Ballungsräumen litten Attraktivi-

tät und Image öffentlicher Verkehrsmittel unter zunehmenden Reisezeiten im Straßenverkehr 

infolge der PKW-Überflutung.25 „Die meisten Kommunen passten sich [daher dem Trend der 

MIV-Fokussierung] willig an, mit Blick auf die Wählerstimmen des immer zahlreicheren Auto-

volks und die rahmenrechtlichen Vorgaben.“26  

Um dem MIV Platz zu schaffen, verbannten viele westdeutsche Städte in den 1970er-Jahren 

die Infrastruktur der Straßenbahnen in den Untergrund oder entschieden sich für eine gänzliche 

Stilllegung ihrer Straßenbahnsysteme27. Nur wenige Städte wie Freiburg, Nürnberg oder Müns-

ter schlugen für den Wiederaufbau der Nachkriegszeit einen anderen Weg ein, indem sie sich 

statt am MIV-Trend am historischen Stadtbild orientierten.28 Heute dienen diese Städte anderen 

Gemeinden als Vorbild wenn es um autofreie Innenstädte, erfolgreiche Verkehrsberuhigung und 

ein attraktives Umfeld für den Fußgänger- und Radverkehr geht.29 Zeitverluste im ineffizienten 

Innenstadtverkehr, die Zerstörung historischer Bausubstanz zugunsten des Straßenbaus30 so-

wie verkehrsinduzierte Umweltbelastungen haben in den vergangenen Jahrzehnten ein breites 

Problembewusstsein für die Folgen der MIV-Fokussierung unter Planern und Politikern ausge-

bildet.31 

„An der grundsätzlichen Autofixierung der Politik und den Rahmensetzungen allerdings än-

derte sich wenig, die Massenmotorisierung wurde nicht in Frage gestellt.“32 Stattdessen zeichnet 

sich vielmehr ein „Roll Back“ der Verkehrspolitik zur erneuten MIV-Förderung ab33, von der 

„Pendler-Pauschale“ über die „Umwelt-(Abwrack-)Prämie“ bis hin zu einem Straßenbauvolu-

men für Bundesfernstraßen, das mit knapp sechs Milliarden Euro größer ist als je zuvor (1950: 

€105 Mio.).34 

                                                           
22 Vgl. Frenz (1987: 52); Monheim (2008: 3) und Schöller-Schwedes/Rammler (2012: 9) 
23 Monheim (2008: 3) 
24 Seydewitz/Tyrell (1995: 10) 
25 Vgl. Schöller-Schwedes/Rammler (2012: 9) und Seydewitz/Tyrell (1995: 9) 
26 Monheim (2008: 4) 
27 Vgl. Frenz (1987: 47f) und Monheim (2008: 3) 
28 Vgl. Monheim (2008: 3) 
29 Vgl. Buba et al. (2010: 94) und Rauterberg-Wulff (2010: 26) 
30 Vgl. Monheim (2008: 4); Schmitz (2001: 78f) und Schöller-Schwedes/Rammler (2012: 9-12) 
31 Vgl. Monheim (2008: 4) und Pripfl et al. (2010: 13) 
32 Monheim (2008: 4) 
33 Vgl. Monheim (2008: 6) 
34 Vgl. Statistisches Bundesamt (2011: 305) 
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„Ein wesentliches Motiv für den Infrastrukturausbau ist in der Regel die Verbesserung 

der regionalen Entwicklung. Empirische Untersuchungen zeigen indessen, dass die Ver-

besserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einer Region durch neue Verkehrs-

wege häufig überschätzt wird.“35 

So ergab bspw. eine Befragung im Auftrag des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen 

(VDV)36 unter 100 Führungskräften der Top-1.000-Unternehmen in Deutschland, dass viel eher 

das ÖPNV-Angebot als ein wichtiger verkehrlicher Standortfaktor sowohl für Unternehmen als 

auch für die regionale Wirtschaft zu verstehen ist. Dementsprechend befürchten über 40 % der 

befragten Führungskräfte negative Folgen für ihr Unternehmen, wenn sich das ÖPNV-Angebot 

aufgrund von Mittelkürzungen verschlechtert.37 

Vielerorts ist der ÖPNV jedoch entweder von einem solchen Angebotsabbau betroffen oder 

läuft zumindest Gefahr, den politisch erwünschten Fahrgastzuwächsen nicht durch entspre-

chende Ausbaumaßnahmen gerecht werden zu können. Sollen mehr Menschen ihre täglichen 

Wege mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen, bedarf es v.a. einer ausreichenden System-

qualität im ÖPNV.38 Erforderliche Angebotsverbesserungen werden vielerorts jedoch von der 

angespannten Haushaltslage der öffentlichen Hand ausgebremst.39 

3.2.2 Herausforderung „Finanzierungssicherheit im ÖPNV“ 

Die starke politische und stadtplanerische MIV-Orientierung seit dem Einsetzen der Mas-

senmobilisierung in den 1950er/60er Jahren schuf in Deutschland die prekäre Situation, dass 

die aus ökologischer, ökonomischer und sozialer Sicht wünschenswerte Verkehrsverlagerung 

vom PKW- auf den öffentlichen Verkehr durch Defizite in der ÖPNV-Angebotsstruktur behindert 

wird. Umso wichtiger ist die langfristige Sicherung der ÖPNV-Finanzierung, sollen die Versor-

gungs- und Entwicklungsfunktionen des ÖPNV nicht einer leistungsschwachen Infrastruktur 

zum Opfer fallen. 

Eben diese Finanzierungssicherheit droht jedoch verloren zu gehen, wenn in den kommen-

den Jahren keine Nachfolgeregelungen für die Entflechtungs- und Regionalisierungsmittel ge-

funden werden.40 Denn letztere sollen Ende 2014 neu festgelegt werden und erstere Ende 2019 

gänzlich auslaufen.41 Nach den Ergebnissen einer Deloitte-Studie aus dem Jahr 2007 geht über 

die Hälfte der befragten kommunalen Aufgabenträger davon aus, dass sie ihre Tarife in den 

nächsten fünf Jahren erhöhen müssen, um das derzeitige ÖPNV-Angebot aufrechterhalten zu 

können.42 Über 27 % sehen eine Reduzierung des Leistungsangebots zur Kompensation der öf-

fentlichen Mittelkürzungen vor, lediglich 14,7 % setzen auf eine Anpassung der qualitativen An-

forderungen.43 

Zudem bedingt die mit dem demographischen Wandel einhergehende Abnahme des Schü-

ler- und Ausbildungsverkehrs das Wegbrechen der mitunter wichtigsten Finanzierungssäule des 

ÖPNV.44 So zahlte bspw. das Land Baden-Württemberg im Jahr 2011 rund 224,2 Mio. Euro an 

                                                           
35 Umweltbundesamt Online (Nov. 2012): Daten zur Umwelt – Verkehrsnetz. 
36 Hinweis: vor 1990 „Verband Öffentlicher Verkehrsbetriebe“ (VÖV) 
37 Vgl. VDV (2007: 1f) 
38 Vgl. Monheim (2008: 6) 
39 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 16-20) 
40 Vgl. Deutscher Städtetag/VDV (2009: 27) 
41 Vgl. MVI Baden-Württemberg (18.04.2012) und Reinhardt (2012: 553) 
42 Vgl. Deloitte Consulting GmbH (2007: 22) 
43 Vgl. ebd.: 23 
44 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 18); Haller (2011: 20) und Landratsamt Tübingen (2012: 22) 
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öffentlichen Ausgleichsleistungen für die Schülerbeförderung45, doch prognostiziert das Statisti-

sche Landesamt für den Landkreis Tübingen zugleich einen Rückgang der Schülerzahlen um 25 

% bis zum Schuljahr 2020/21.46 Soll das derzeitige ÖPNV-Angebot in seiner jetzigen Qualität er-

halten werden, müssten allein für die Kompensation der rückläufigen Schülerbeförderung Tarif-

erhöhungen um ca. 1,5 % p.a. erfolgen.47 

3.2.3 Herausforderung „gesellschaftliche Entwicklungstrends“ 

Die Abnahme des Schülerverkehrs trifft v.a. die ländlichen Räume hart. Schon heute besitzen 

ca. 70 % der Ballungsräume über ein gutes ÖPNV-Angebot, während nur 40 % der ländlichen 

Teilräume überhaupt nur ein ausreichendes Angebot zur Verfügung steht.48 Die schlechte ÖPNV-

Erschließung verstärkt dabei die ohnehin beunruhigende Abwärtsspirale49 aus Abwanderung 

von (jungen) Arbeitskräften, Verlagerung von Arbeitsplätzen und sinkender Nachfrage für die 

Versorgungsinfrastruktur.50 So wird es für die öffentliche Hand immer schwieriger dem verfas-

sungsrechtlichen Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse (Artikel 72 Absatz 2 GG) in 

allen Teilräumen Deutschlands nachzukommen.51 

Abgesehen von der Frage, ob dieses Leitbild denn angesichts der Tragfähigkeitsgrenzen von 

Infrastrukturangeboten52 zukünftig überhaupt „noch Ziel der Raumordnung und Landesplanung 

bleiben kann“53, zeichnet sich schon heute ein Rückzug der öffentlichen Hand aus dem ÖPNV 

sowie aus anderen Versorgungsleistungen ab. Ein Rückzug, der einhergeht mit dem Trend zur 

gänzlichen Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen bzw. der öffentlich-privaten Träger-

schaft in Private-Public-Partnerships (PPP).54 Damit macht der allgemein zu erkennende Para-

digmenwechsel im staatlichen Selbstverständnis von der Steuerung der Raumentwicklung hin 

zur Gestaltung der Rahmenbedingungen auch vor dem ÖPNV nicht Halt.55 

Dieser Rückzug verbunden mit den wachsenden Versorgungslücken im ÖPNV birgt seine 

ganz eigenen Risiken56, stellt das Angebot öffentlicher Beförderungsleistungen doch gerade im 

Alter eine wichtige Säule zur Aufrechterhaltung der Mobilität dar und erschließt sowohl den Zu-

gang zu Versorgungseinrichtungen als auch zum sozio-kulturellen Leben in Gemeindezentren, 

auf Bürgerfesten u.ä. Denn während der Schüler- und Ausbildungsverkehr rückläufig ist57, 

wächst sowohl die Nutzergruppe der hochmobilen „Best-Ager“ als auch die Gruppe der mobili-

tätseingeschränkten Senioren.58 

Infolge dieser Verschiebung in den ÖPNV-Nutzergruppen59 werden neue Anforderungen 

(Barrierefreiheit, hohe Haltestellendichte für niedrige Zugangszeiten, einfache Tarifstruktur und 

Fahrscheinerwerb, altersgerechte Fahrgastinformationen, erhöhtes Sicherheitsbedürfnis 

                                                           
45 Vgl. VDV Statistik (2011: 13) 
46 Vgl. Landratsamt Tübingen (2012: 71) 
47 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 18f) 
48 Vgl. Onnen-Weber (2012: 14) und Statistisches Bundesamt (2011: 320) 
49 Vgl. BMVBW/BBR (2005: 11) 
50 Vgl. BMVBW/BBR (2005: 29); Knie/Büttner (2006: 63); Kröhnert et al. (2011: 6); Nuhn/Hesse (2006: 

24) und Statistisches Bundesamt (2011: 320-325) 
51 Vgl. Back (2006: 60); Bormann (2010: 18) und Statistisches Bundesamt (2011: 320) 
52 Vgl. BMVBW/BBR (2005: 11) 
53 Back (2006: 60) 
54 Vgl. Back (2006: 60) und Mayntz (2009: 10) 
55 Vgl. BMVBW/BBR (2005: 11); Mayntz (2009: 10/16ff) und Schuppert (2008: 233 u. 238 u. 250) 
56 Vgl. Back (Hrsg.) (2006: VI) 
57 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 17) und Landratsamt Tübingen (2012: 22) 
58 Vgl. Fiedler (2011: 5); Götz/Schubert (2006: 85-89) und Werner (2006: 13) 
59 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 17); Knie/Büttner (2006: 62f) und Werner (2006: 13) 
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u.v.m.)60 an das öffentliche Transportsystem gestellt, die einen steigenden Kostenaufwand für 

die Verkehrsunternehmen implizieren.61 

Desweiteren wird sich die Nachfragestruktur hin zu einem größeren Anteil des Freizeit- und 

Einkaufsverkehrs verschieben.62 Die schon heute zu beobachtende „Abnahme zeitlich und räum-

lich gebündelter Verkehrsströme“63 als Ausdruck der fortschreitendenden Ausdifferenzierung 

von Lebensstilen in der post-modernen Gesellschaft64 wird also noch verstärkt. Dies ermöglicht 

Verkehrsunternehmen einerseits den Abbau der teuren Verkehrsspitzen65, erschwert anderer-

seits aber auch die effiziente Bedienung, da die Unternehmen ganztägig attraktive Taktzeiten zur 

Verfügung stellen müssen66. Entsprechend werden alternative, kostenintensivere Bedienungs-

formen, bspw. das Anruf-Sammeltaxi oder Senioren- und Bürgerbusse67, zunehmend bedeutsam 

für die öffentliche Aufgabe der Daseinsvorsorge. 

Desweiteren ist mit einem Anstieg der externen Kosten im Straßenverkehr zu rechnen, da 

64 % aller Unfälle im ÖPNV in der Altersgruppe über 65 Jahren stattfinden. Folglich sollte ein 

besonderes Augenmerk auf altersorientierte Verbesserungen in der ÖPNV-Sicherheit gelegt 

werden.68 Das EU-Projekt „Attaining Energy-Efficient Mobility in an Ageing Society” (AENEAS) 

nimmt im Kontext einer altersgerechten Mobilität eine positive Vorreiterrolle ein und kann auch 

für die Stadt Tübingen wertvolle Impulse liefern.69 

Doch nicht nur ältere Personen erfordern in Zukunft eine höhere politische Aufmerksamkeit 

als ÖPNV-Zielgruppe. Vor dem Hintergrund wachsender sozio-ökonomischer Disparitäten ge-

winnt auch die Gruppe der „captive riders“ (vgl. Kapitel 6.1) für die öffentliche Aufgabe der Da-

seinsvorsorge an Bedeutung.70 Damit jene Bevölkerungsgruppen, die sich kein privates KFZ leis-

ten können, nicht in ihrer Mobilität bzw. ihrem Aktionsradius eingeschränkt werden, ist „der Er-

halt sozialer Teilhabechancen für diese Gruppen (…) verstärkt Aufgabe des zukünftigen öffentli-

chen Nahverkehrs unter dem Aspekt der sozialen Gerechtigkeit.“71 Insbesondere zur Abwen-

dung einer sozialen und ökonomischen Exklusion entsprechender Bevölkerungsgruppen in un-

terversorgten Stadtteilen ist die ÖPNV-Förderung als zentrales Element einer sozialpolitisch 

ausgerichteten Stadtentwicklung zu begreifen.72 

3.3 Der kommunale Handlungsspielraum für die Verkehrswende 

Die skizzierte Vernachlässigung des ÖPNV-Angebots sowie die prekäre Finanzlage kommu-

naler Haushalte führt zu einer schädlichen Abwärtsspirale im ÖPNV: „Die geringe Nutzung führt 

zu Angebotseinschränkungen, die wiederum einen Fahrgastrückgang verursachen und zu nied-

rigen Einnahmen führen.“73 Damit Kommunen das Fortschreiten dieser Entwicklung aufhalten 

können, muss ihnen der Gesetzgeber einen entsprechenden Handlungsspielraum einräumen.74 

                                                           
60 Vgl. Fiedler (2009: 7); Haller (2011: 11); Landratsamt Tübingen (2012: 22) und Werner (2006: 13) 
61 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 17f) und Werner (2006: 13) 
62 Vgl. Fiedler (2011: 5); Haller (2011: 10) und Nuhn/Hesse (2006: 27) 
63 Landratsamt Tübingen (2012: 22) 
64 Vgl. Knie/Büttner (2006: 62) und Schöller-Schwedes/Rammler (2012: 236f) 
65 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 17) und Haller (2011: 20) 
66 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 17) und Landratsamt Tübingen (2012: 22) 
67 Vgl. Haller (2011: 14) und Schenk (2009: 22) 
68 Vgl. Fiedler (2009: 12) 
69 Für weitere Informationen siehe AENEAS Online und AENEAS (2011) 
70 Vgl. VCD (2012: 2) und Werner (2006: 13) 
71 Werner (2006: 13) 
72 Vgl. ifmo (2006: 13f) und Werner (2006: 14) 
73 Klein (1998: 7) 
74 Vgl. Klein (1999: 133f) 
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Dabei stehen im Wesentlichen drei Hauptinstrumentarien bzw. -ressourcen zur Verfügung, um 

das Verhalten der jeweiligen Zielgruppe in der Bevölkerung – in diesem Fall sind dies die Ver-

kehrsteilnehmer – zu beeinflussen (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2: Steuerungsinstrumentarium des politisch-administrativen Systems 

Steuerungsinstrumentarium Steuerungsressource Beispielressource 

administrativ-regulierend Macht Vorschriften, Kontrollen 

ökonomisch-finanziell Geld Subventionen, Abgaben 

propagierend-informationell Information Information, Ratschläge 

Quelle: Eigene Darstellung nach Schmitz (2001: 255) 

Die Bundesraumordnung, die Landes- und Regionalplanung sowie die kommunale Bauleit-

planung verkörpern das in Deutschland vorherrschende administrativ-regulierende Instrumen-

tarium.75 Pläne stellen auch heute noch einen wichtiges Element des öffentlichen Handlungs-

spielraums dar, doch vollzog sich zusammen mit dem Verständniswandel für staatliche Aufga-

ben vom früheren Planungs- zum späteren Steuerungsparadigma76 auch eine Erweiterung des 

Instrumentariums.77 

So zielt die Beeinflussung von Preisstrukturen über Abgaben und finanzielle Anreize in un-

terschiedlichen Bereichen – und eben auch im Verkehrssystem (bspw. ÖPNV-Subventionen oder 

City-Maut) – darauf ab, das Verhalten gesellschaftlicher Akteure anhand ökonomischer Entschei-

dungen in die politisch gewünschte Richtung zu lenken.78 Mit dem gegenwärtigen Verständnis-

wandel von „Government“ zu „Governance“79 kommt zudem der Kategorie der propagierend-

informationellen Instrumentarien eine wachsende Bedeutung zu. Ziel ist nunmehr, gesellschaft-

liche Akteure nicht nur über Vorschriften und Kosten zu steuern, sondern ihnen in trilateralen 

Netzstrukturen aus öffentlichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren ein 

eigenverantwortliches und selbstbestimmtes Handeln einzuräumen.80 

Die verschieden Instrumentarien zeichnen sich durch einen unterschiedlichen Bedarf an 

Ressourcen aus (vgl. Tabelle 2), die dem einzelnen Entscheidungsträger im politisch-administ-

rativen System überhaupt erst einen angemessenen Handlungsspielraum zur Anwendung der 

Steuerungsinstrumente erschließen. So fußt ein stabiler Handlungsspielraum für kommunale 

Aufgabenträger im ÖPNV auf drei Pfeilern: 

(1) rechtliche Rahmenbedingungen, die es Entscheidungsträgern erlauben passende Instru-

mente (bspw. Geschwindigkeitsregelungen) zur Verkehrsverlagerung einzuführen und 

sich Finanzierungsquellen (bspw. Parkplatzgebühren) zu erschließen; 

(2) die finanzielle Absicherung der Kommunen, um die Verkehrsmittel des ÖPNV attraktiver 

zu gestalten (bspw. höhere Taktfrequenz)81 sowie 

(3) Informationen zu den lokalen Bedürfnissen, um eine zielgruppengerechte Öffentlich-

keitsarbeit betreiben zu können sowie Akzeptanz und Beteiligung in der Bevölkerung zu 

erlangen. 

                                                           
75 Vgl. Schmitz (2001: 255) 
76 Vgl. Mayntz (2006: 12ff) und Schuppert (2008: 13) 
77 Vgl. Schuppert (2008: 233 u. 243 u. 288) und Schmitz (2001: 255) 
78 Vgl. Schmitz (2001: 255f) 
79 Vgl. Mayntz (2006: 12ff) und Schuppert (2008: 13) 
80 Vgl. Mayntz (2009: 9f) und Schuppert (2008: 222 u. 288) 
81 Vgl. Klein (1999: 134) 
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Zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens wird im Sinne dieses Instrumentenmix oftmals 

auf die Strategien des „Transportation Demand Managements“ (TDM) zurückgegriffen82, die sich 

gemeinhin fünf Handlungsfeldern zuordnen lassen (vgl. Abbildung 3): 

Abbildung 3: Handlungsfelder von TDM-Maßnahmen 

 

Quelle: GTZ (2009: 18) 

Auf Basis der hier beispielhaft angeführten TDM-Strategien sowie unter der Annahme, dass 

eine Verkehrsverlagerung auf den ÖPNV nur gelingen kann, wenn die erforderliche Angebots-

qualität vorliegt und somit auch die Finanzierung des Systems sichergestellt ist, werden dem 

weiteren Vorgehen in dieser Arbeit folgende Überlegungen zugrunde gelegt: 

 Die Verkehrswende lässt sich nicht mit technologischem Fortschritt allein realisieren; ein 

verändertes Mobilitätsverhalten der Verkehrsteilnehmer ist erforderlich. Neben der Vermei-

dung und Verkürzung von Verkehrswegen durch angepasste Siedlungs- und Wirtschafts-

strukturen sind mehr Menschen zum Umstieg vom MIV auf den Umweltverbund zu bewegen. 

 Die Forderung nach Effizienz im Verkehrssystem ist nicht nur über Fortschritte in der Fahr-

zeugtechnik für den MIV zu erreichen, sondern muss sich auch im ÖPNV niederschlagen. Dies 

gilt sowohl für die im Nahverkehr eingesetzten Fahrzeuge, als auch für die Organisation und 

den Betrieb des Verkehrssystems. 

 Die wachsenden verkehrs-, umwelt- und sozialpolitischen Anforderungen, die an den ÖPNV 

gestellt werden, erfordern ein mitwachsendes Finanzvolumen. 

 Das Finanzierungsdefizit im ÖPNV-Betrieb kann und soll nicht länger die kommunalen Haus-

haltskassen belasten. Da eine Anhebung der Tarife in einem Maße, wie es zur Kostendeckung 

des ÖPNV-Systems inklusive erforderlicher Angebotsverbesserungen und erwünschter 

Fahrgastzuwächse notwendig wäre, dem Ziel der Neugewinnung von Fahrgästen entgegen-

läuft und zudem den Mobilitätszugang für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen ge-

fährdet, liegt eine Finanzierungsbeteiligung Dritter nahe. 

Die hier angestellten Überlegungen führen zu der Frage, wie ein neues Finanzierungsmodell 

für den ÖPNV aussehen kann, das die abnehmende Finanzkraft der öffentlichen Hand aufzufan-

gen vermag ohne dabei Attraktivitätsverluste für Alt- und Neukunden in Kauf nehmen zu müssen 

oder die Effizienz und Umweltverträglichkeit des ÖPNV-Systems zu beeinträchtigen. Das in die-

ser Arbeit zu untersuchende Vorhaben der Stadt Tübingen wendet sich nicht nur gegen derartige 

Abstriche, es vereint sogar die Anforderungen von Finanzierungssicherheit, Lenkungswirkung 

und erhöhter Effizienz in einem Modell: dem ticketfreien Nahverkehr. 

3.4 Skizzierung der Tübinger Verlagerungsstrategie 

Das Vorhaben der Stadt Tübingen, ihren Stadtbusverkehr über eine Umlagefinanzierung für 

alle Verkehrsteilnehmer im Stadtgebiet Tübingen ticketfrei zu gestalten, stammt ursprünglich 

nicht aus den eigenen Reihen der Stadtverwaltung. Während Tübingens Oberbürgermeister, Bo-

ris Palmer, mit Unterstützung vom Kanzler der Eberhard Karls Universität, Andreas Rothfuß, 

sowie dem Personalratsvorsitzenden des Tübinger Universitätsklinikums, Johann Graf, mit dem 

naldo-Verkehrsverbund die Verhandlungen zur Einführung und Ausweitung der Tarifmodelle 

                                                           
82 Vgl. GTZ (2012); GTZ (2009) und U.S. Department of Transportation (2012: 31-102) 
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„Jobticket“ und „Semesterticket“ aufnahm83 (vgl. Kapitel 11.1), entstand die „Nulltarif“-Idee für 

Tübingen als anfangs eher unscheinbare Polit-Aktion des Tübinger „Zentralamerikakomitees“ 

(ZAK).84 

Das Anliegen der ZAK basierte auf zweierlei Gedankensträngen:  

(1) die Frage, wie sich Klimaschutz in der Gesellschaft gestalten lässt und welcher Bereich 

des täglichen Lebens als besonders relevant erscheint85 sowie  

(2) die Frage, wie dem Trend zur Privatisierung öffentlicher Güter sozialpolitische Alterna-

tiven entgegengesetzt werden können mit dem Ziel, allen Bevölkerungsgruppen den Zu-

gang zu Gütern und Dienstleistungen als Grundlage für ein „gutes Leben“86 zu sichern 

und eine soziale Ausgrenzung zu vermeiden.87 

In beiden Bereichen stießen die ZAK-Mitglieder auf das Handlungsfeld „Mobilität“. Auf der 

einen Seite stand die Teilnahme am Verkehr als Voraussetzung für die Teilhabe am gesellschaft-

lichen Leben. Auf der anderen Seite zeichnete sich das tägliche Mobilitätsverhalten unserer Ge-

sellschaft als eine der folgenreichsten Kräfte in der Umweltzerstörung unserer Zeit ab. Die ZAK 

war sich also bewusst, dass dem Prinzip „Alles für Alle“ ökologische Grenzen gesetzt sind, sodass 

sich Alternativen nicht an der „bisherigen Lebensweise“88 westlicher Gesellschaften orientieren 

dürfen.89 Mit einem kostenlosen ÖPNV-Angebot sollte die soziale Frage des Grundrechts auf Mo-

bilität und die ökologische Frage des Klima- und Umweltschutzes zusammengebracht werden.90 

„Klimaschutz würde also nicht nur ‚Verzicht‘ bedeuten, sondern auch einen ‚Gewinn‘ 

bringen, an Lebensqualität, Mobilität und sozialer Gerechtigkeit."91 

Diesen Gewinn durch einen Nulltarif im ÖPNV sah die ZAK v.a. für jene Bevölkerungsgrup-

pen gegeben, die sich die gegenwärtigen Beförderungsentgelte für öffentliche Verkehrsmittel 

nicht oder nur schwer leisten können. 

„Für Erwerbslose und Geringverdienende, sowie für Familien mit Kindern ist der Nut-

zen offensichtlich. Manche SeniorInnen hätten nicht länger mit den komplizierten Ti-

cketautomaten zu kämpfen. (…) Die meisten Flüchtlinge haben schlicht kein Geld für 

Fahrscheine.“92 

So veröffentlichte die Polit-Gruppe im Frühjahr 2008 ihren ersten Entwurf zur Nulltarif-

Kampagne unter dem Namen „TüBus umsonst: Nulltarif im Stadtverkehr“93 und lud Akteure aus 

Umwelt- und Verkehrspolitik sowie sozialen Initiativen zur Diskussion ein.94 Auch mit der Tü-

binger Gemeinderatsfraktion von AL/GRÜNE, SPD und Linke nahm die ZAK Gespräche zum 

Thema kostenfreier Nahverkehr auf und startete öffentlichkeitswirksame Aktionen.95 

                                                           
83 Vgl. Tagblatt.de (16.02.2012) 
84 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012a) 
85 Vgl. ZAK Online (2012) 
86 ZAK (2011: 36) 
87 Vgl. ebd.: 3 
88 Ebd.: 2 
89 Vgl. ebd.: 2f 
90 Vgl. ZAK Online (2012) 
91 ZAK (2011: 42) 
92 ZAK Online (2012) 
93 ZAK (2011: 3) 
94 Vgl. ebd. 
95 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012a) 
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„Die Nulltarif-Forderung richtet sich ‚nach oben‘ an die kommunalpolitisch Verant-

wortlichen. Aber sie zielt auch ‚nach unten‘, indem sie an jedeN appelliert, die eigenen 

Konsumgewohnheiten in Frage zu stellen.“96 

Drei Jahre nach Kampagnenstart erhielt die ZAK offiziellen Rückenwind vom Land Baden-

Württemberg. So sprachen sich „bei einem verkehrspolitischen Podium vor der Landtagswahl 

im März 2011 alle vier anwesenden Kandidat(inn)en von SPD, Bündnis90/Grüne, Linke und Pi-

raten für ein Pilotprojekt aus. Das Ziel: ein Nulltarif im Tübinger ÖPNV.“97 

Boris Palmer, der sich bereits als Landtagsabgeordneter in Baden-Württemberg für eine 

kommunale Nahverkehrsabgabe nach dem Vorbild von London und Stockholm eingesetzt 

hatte98, nahm das Engagement der ZAK zum Anlass, erneut für die Grundidee des ÖPNV-Nullta-

rifs einzutreten.99 So sprach er sich bspw. bei öffentlichen Podiumsdiskussionen zum Thema 

„Grundrecht auf Mobilität in Zeiten des Klimawandels“ als auch in seinem Buch „Tübingen macht 

blau“ für eine Ticketfreiheit im Tübinger Stadtbusverkehr aus.100 Ebenso lassen sich die „Blauen 

Samstage“ im Herbst 2009, an denen der „TüBus“ kostenfrei genutzt werden konnte, auf das En-

gagement des Grünen-Oberbürgermeisters zurückführen.101 Mit diesem „Pilotversuch“102 wollte 

Boris Palmer, der selbst als konsequenter ÖPNV- und Radfahrer bekannt ist, der Öffentlichkeit 

zeigen, wie komfortabel und attraktiv eine Mobilität nach dem Prinzip „einsteigen und losfah-

ren“103 sein kann.104 Zugleich diente die Aktion auch „als Dankeschön für die Geduld der Fahr-

gäste während des Mühlstraßen-Umbaus und (…) [zur] Ankurbelung des Weihnachtsge-

schäfts“105. 

Boris Palmer verfolgt gemeinhin den Wunsch, sich von der Pfadabhängigkeit der Auto-ge-

rechten Stadt zu befreien und das Ideal einer „menschengerechten Stadt“106 zu verwirklichen, 

bspw. indem Stellplätze in Grünflächen für „Spiel und Begegnung“107 umgewidmet werden kön-

nen. Zudem ließen sich die „gesundheitsschädliche[n] Feinstaubwerte, die durch Umweltzonen 

und Tempolimits nur geringfügig reduziert werden konnten, [bekämpfen …sowie die] Straßen-

sicherheit für Kinder“108 erhöhen. Die Beziehung zwischen motorisiertem Individualverkehr und 

urbaner Lebensqualität gestaltet sich für Boris Palmer denkbar einfach:  

„Je weniger Autos in der Stadt, umso besser für die Menschen.“109 

Doch ist sich Boris Palmer durchaus der größten Hürde bewusst, die einer Realisierung der 

Tübinger Verlagerungsstrategie im Wege steht: die Finanzierungsfrage. Deshalb hat die Stadt 

Tübingen auch den einstigen Kampagne-Slogan der ZAK um das „umsonst“ gekürzt und wirbt 

für ihr Vorhaben nun mit dem wahrheitsgetreueren, aber nicht mehr so wirksamen Titel „TüBus 

für alle!“.110 Als Finanzierungsgrundlage soll eine Umlage der ÖPNV-Betriebskosten eingeführt 

                                                           
96 ZAK Online (2012) 
97 Tagblatt.de (14.01.2012a) 
98 Vgl. Palmer (2009: 46f) und ZAK (2011: 13) 
99 Vgl. ZAK (2011: 13) 
100 Vgl. ZAK (2011: 13) und Tagblatt.de (14.01.2012a) 
101 Vgl. ZAK (2011: 13) 
102 Ebd. 
103 VCD (2012: 3) 
104 Vgl. Tagblatt.de (17.04.2012) 
105 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012a) 
106 ZAK (2011: 14) 
107 Vgl. ebd. 
108 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012b) 
109 ZAK (2011: 14) 
110 Vgl. TüBus für alle Online (09.07.2012) 
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werden, die nicht nur Geld einbringt, sondern zugleich eine möglichst große Lenkungswirkung 

auf die tägliche Verkehrsmittelwahl entfaltet.111 

Hierfür hält Boris Palmer eine Nahverkehrsabgabe mit einem jährlichen Grundbeitrag für 

alle Einwohner und der anschließenden kostenfreien Nutzung der Tübinger Busse für eine at-

traktive Lösung.112 In seinem Buch zeigt er auf, dass „für 150 Euro pro Kopf und Jahr freie Fahrt 

im ganzen Stadtgebiet“113 möglich sei und betont, dass die tarifpolitische Maßnahme „für Stadt 

und Umwelt viele Vorteile bringen“114 würde. 

Noch besser gefiele Boris Palmer die Einführung einer PKW-Gebühr für die Einfahrt ins Tü-

binger Stadtgebiet bzw. in die Tübinger Kernstadt (vgl. Kapitel 11.3).115 Eine solche Variante zur 

Ausgestaltung einer „City-Maut“ könnte schon ab einem Euro pro Einfahrt am Tag der Stadt Net-

toeinnahmen von jährlich 20 Mio. Euro einbringen, so die Kalkulationen der Firma Kampsch 

TrafficCom, die im Auftrag der Stadt Tübingen eine Machbarkeitsstudie zur City-Maut durch-

führte.116 Boris Palmer sieht in einer solchen Bepreisung nicht nur eine lenkungswirksame Rest-

riktion für den MIV, sondern auch ein großes Finanzierungspotenzial für die Idee der Ticketfrei-

heit bzw. für allgemeine Angebotsverbesserungen im ÖPNV: 

„Der Preis steuert eben doch besser als alles andere in dieser Gesellschaft. (…) [Die City-

Maut] würde zum einen unsere Verkehrsprobleme deutlich entlasten und wir hätten 

zum anderen Mittel zur Verfügung, um den Nahverkehr kostenlos und noch deutlich 

verbessert anzubieten.“117 

Die Möglichkeit, die neue Ticketfreiheit über eine unternehmensbezogene Nahverkehrsab-

gabe nach dem Vorbild der französischen „Versement Transport“ (vgl. Kapitel 11.2.3) zu finan-

zieren, hält Boris Palmer zwar für möglich und reizvoll, doch schreckt er (ob aus persönlicher 

Überzeugung oder aus politischer Vorsicht) vor einer damit einhergehenden Verteuerung von 

Arbeitsplätzen zurück: 

„In Frankreich haben sie damit [Versement Transport] super Effekte erzielt, nur so wa-

ren die vielen neuen Straßenbahnsysteme möglich. Aber sie können das Geld auch für 

tarifliche Maßnahmen einsetzen, was sich in ländlichen Gebieten mehr anbietet, weil 

man da keine Straßenbahnen bauen wird. (…) Allerdings sind das faktisch neue Lohn-

nebenkosten, und es ist die Frage, ob man den richtigen Ansatzpunkt hat, wenn man 

Arbeitsplätze besteuert. Aber möglich ist das.“118 

Für all die hier angeführten Umlagemodelle fehlen der Stadt Tübingen aber (noch) die erfor-

derlichen rechtlichen Rahmenbedingungen.119 Doch könnte das Land eine entsprechende Geset-

zesgrundlage für kommunale Nahverkehrsabgaben schaffen.120 Im Koalitionsvertrag von BÜND-

NIS90/DIE GRÜNEN und SPD aus dem Jahr 2011 heißt es hierzu: 

                                                           
111 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012a) 
112 Vgl. ZAK (2011: 14) 
113 Vgl. Palmer (2009) zitiert nach Tagblatt.de (14.01.2012a) 
114 Tagblatt.de (14.01.2012a) 
115 Vgl. ZAK (2011: 14f) 
116 Vgl. ZAK (2011: 15) und Tagblatt.de (17.04.2012) 
117 ZAK (2011: 14f) 
118 ZAK (2011: 15) 
119 Vgl. Landtag von Baden-Württemberg (10.03.2005 u. 18.12.2005) 
120 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012) 
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„Wir werden prüfen, ob die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden kön-

nen, dass sich Kommunen eigene Finanzierungsquellen erschließen, die für einen am-

bitionierten Ausbau des ÖPNV beziehungsweise für die Erfüllung gesetzlicher Vorga-

ben zur Luftreinhaltung verwendet werden können.“121 

Derzeit sind der Prüfung vorgeschaltete Expertengespräche in Gange sowie die Überlegung, 

zunächst Vertiefungsgutachten in Auftrag zu geben. Die Ergebnisse würden sich sodann auf be-

stimmte Finanzierungsmodelle beziehen, für deren Umsetzung die zu klärenden Details in den 

erforderlichen Gesetzesänderungen festgelegt werden. Das Landesministerium für Verkehr und 

Infrastruktur veranschlagt für eine entsprechende Prüfung von der Kabinettsvorlage bis zur An-

hörung jedoch eine Bearbeitungszeit von ein bis zwei Jahren. In dieser Zeit sollen weitere Exper-

tengutachten die Potenziale und Umsetzungsmöglichkeiten belegen.122 

Die Tübinger Gemeinderatsfraktion von AL/GRÜNE und SPD hat daher entschieden, sich bis 

zur rechtlichen Prüfung in der Landeshauptstadt schon eigens für die Stadt Tübingen mit den 

Potenzialen und möglichen Problemen eines ticketfreien Nahverkehrs auseinanderzusetzen, um 

zu gegebener Zeit möglichst schnell auf die Ergebnisse der Landesregierung reagieren zu kön-

nen.123 Auf ebendiesen Beschluss ist die vorliegende Arbeit zurückzuführen, mit der eine erste 

Untersuchung vorgenommen werden soll. Im Beschlussantrag124 vom 20. Oktober 2011 heißt es 

hierzu: 

„Die Stadtverwaltung wird beauftragt 

1. sich bei der Landesregierung dafür einzusetzen, die gesetzlichen Grundlagen für eine 

kommunale Verkehrsabgabe zu schaffen. 

2. eine Projektstudie, z.B. im Rahmen einer studentischen Abschlussarbeit, in Auftrag 

zu geben, die die Möglichkeiten, Chancen und Probleme eines umlagefinanzierten 

ÖPNV im Stadtgebiet Tübingen analysiert und Wege zur Umsetzung aufzeigt.“ 

 Zwischenzeitlich verfolgt die Stadt Tübingen auf mehreren Wegen das Ziel der Ticketfrei-

heit im Stadtverkehr. Neben weiteren Aktionen in Zusammenarbeit mit der ZAK weitet die Stadt 

ihr tarifpolitisches Engagement in kleinen Schritten aus, indem sie für immer mehr Bevölke-

rungsgruppen vergünstigte Tickets anbieten möchte. Hierzu zählen v.a. das in Tübingen schon 

seit 1989125 existierende „Semesterticket“ sowie das erst kürzlich eingeführte „Jobticket“, mit 

dem schon heute Arbeitnehmer zu vergünstigten Preisen im naldo-Gebiet unterwegs sind. Beide 

Tarifmodelle sollen im Zuge der Palmer´schen ÖPNV-Förderung eine Reform erfahren und wer-

den daher als Vorreiter der umlagefinanzierten Ticketfreiheit in Kapitel 11.1 dieser Arbeit ge-

sondert vorgestellt. 

Zuvor soll im zweiten Teil dieser Arbeit zum einen die Finanzierungsstruktur des deutschen 

ÖPNV-Systems vorgestellt werden, um die Maßnahme einer umlagefinanzierten Ticketfreiheit 

anschließend in die ÖPNV-Tarifpolitik einordnen zu können. Zum anderen soll mithilfe der Lite-

raturauswertung von wissenschaftlichen Studien rund um das Thema Verkehrsmittelwahl un-

tersucht werden, welche Einflussgrößen die individuelle Präferenzentscheidung von Verkehrs-

teilnehmern prägen und über welche Lenkungskraft die Variable der Mobilitätskosten hierbei 

verfügt. 

                                                           
121 Koalitionsvertrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN/SPD Baden-Württemberg (2011: 27) 

122 Gespräch mit Suzan Ünver, MVI Baden-Württemberg, 25.10.2012 
123 Vgl. AL/GRÜNE Tübingen (20.10.2011) 
124 Ebd. 
125 Vgl. Stadtwerke Tübingen (2007: 57) 
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4 Finanzierungsstruktur des ÖPNV in Deutschland  

4.1 Kosten und Aufwendungen im ÖPNV 

In Hinblick auf die Aufwendungen im ÖPNV gilt gemäß deutscher Finanzverfassung das Kon-

nexitätsprinzip als Grundsatz des Grundgesetzes (Artikel 104a GG), d.h. dass die Aufgabenver-

antwortung auch die Ausgabenverantwortung nach sich zieht.126 Somit ist die zuständige Ge-

bietskörperschaft als Aufgabenträger für den ÖPNV auch für dessen Finanzierung verantwort-

lich und hat Kostendeckungsdefizite im ÖPNV-Betrieb auszugleichen (vgl. Kapitel 3.1). 

Gemeinhin wird im ÖPNV differenziert zwischen Betriebskosten (Personalaufwand, Roh-, 

Betriebs- und Hilfsstoffe, Instandhaltungs- und Wartungskosten etc.) und Investitionskosten in 

die ÖPNV-Infrastruktur (Erneuerung der Verkehrswege, Fahrzeuganschaffungen etc.).127 Um-

stritten ist die Zuordnung der Vorhaltekosten128 für Haltestellen, Bahnhöfe, Werkstätte etc. Über 

die zur Entlastung von kommunalen Haushalten oftmals vorgeschlagene Trennungsrechnung129 

sollen auch die bisher den Betriebskosten zugeschriebenen Vorhaltekosten zu den Infrastruk-

turkosten zählen, sodass sie als öffentliche Leistung der Länder erstattungsfähig sind.130 Auf die-

sem Weg kann die Belastung der kommunalen Verkehrsunternehmen, die die um die Vorhalte-

kosten verringerten Betriebskosten zu finanzieren haben, gesenkt werden. Die Länder hingegen 

erhalten über staatliche Zuschüsse für ÖPNV-Investitionen eine Unterstützung in der Finanzie-

rung der Vorhaltekosten. Die verbleibenden betrieblichen Kosten werden über eine Mischung 

aus öffentlichen Zuschüssen und Ausgleichszahlungen, dem Querverbund von Kommunalunter-

nehmen sowie Fahrgeldeinnahmen gedeckt (vgl. Kapitel 4.2). 

Im Jahr 2010 teilten die Mitglieder des VDV einen durchschnittlichen Aufwand für den 

ÖPNV-Betrieb von €1,51 je Fahrgast mit (Gesamtaufwand: 12,161 Mrd. Euro).131 Dem stehen ein 

Nettoertrag von durchschnittlich €1,16 je Fahrgast gegenüber und damit ein Fehlbetrag von 35 

Cent pro beförderte Person. Damit erzielen die Verkehrsunternehmen einen Kostendeckungs-

grad von 77,1 % für das Jahr 2010.132 

4.2 Finanzierungsquellen und -instrumente im ÖPNV 

Die Finanzierungslandschaft des ÖPNV setzt sich aus einer Vielzahl von Finanzierungsströ-

men zusammen, deren Quellen und rechtlichen Grundlagen auf den verschiedenen Ebenen von 

Bund, Ländern und Kommunen angesiedelt sind133 und oftmals auch als ineffiziente und intrans-

parente „Spaghetti-Finanzierung“ kritisiert werden134. Welche Einnahmen sich daraus für den 

ÖPNV in der Summe ergeben, ist aufgrund fehlender konsistenter Statistiken nur schwer zu er-

mitteln.135 Das Center Nahverkehr Berlin (cnb) schätzt die ÖPNV-Wertschöpfung für das Jahr 

2008 auf ca. 25 Mrd. Euro, wobei rund 16 Mrd. Euro auf öffentliche Mittel zurückzuführen 

sind.136 Damit entsprechen die Schätzungen den Angaben der deutschen Bundesregierung, die 

126 Vgl. Klein (1998: 37) 
127 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 37) 
128 Vgl. Baum (1994: 83) 
129 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 38) und Klein (1998: 79ff) 
130 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 38) 
131 Vgl. VDV Statistik (2011: 28) 
132 Vgl. ebd. 
133 Vgl. Peistrup (2006: 22) 
134 Vgl. VCD (2011: 4) 
135 Vgl. Bölke (2006: 47); Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 9) und Peistrup (2006: 22) 
136 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 9) 
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für das Jahr 2011 die öffentliche Finanzierungsleistung auf 15,4 Mrd. Euro beziffern.137 Zu wel-

chen Anteilen sich das Gesamtvolumen aus den jeweiligen Finanzierungsquellen speist, lässt sich 

aus Abbildung 4 entnehmen. 

Abbildung 4: Die verschiedenen Finanzierungstöpfe des ÖPNV und ihre Anteile 

Quelle: Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 9) 

Den Schätzungen zufolge stammen nur knapp 36 % der ÖPNV-Finanzmittel aus den Ver-

kaufsleistungen im ÖPNV selbst (Nutzerfinanzierung), während 64 % von der öffentlichen Hand 

getragen werden und sich aus Ersatzleistungen, Steuervorteilen, Zuschüssen, Vertragsentgelten 

sowie dem Defizitausgleich zusammensetzen.138 

4.2.1 Fahrgast- und dienstleistungsbezogene Einnahmen 

Die unmittelbar mit der Fahrgastbeförderung zusammenhängenden Erträge im Schienen- 

und Straßenpersonenverkehr setzen sich im Wesentlichen aus den Nettoumsatzerlösen aus dem 

Fahrausweisverkauf, aus Tarifersatzleistungen der öffentlichen Hand für die Beförderung von 

Auszubildenden und schwerbehinderten Personen sowie aus Ausgleichszahlungen für verbund-

spezifische Defizite (vgl. Kapitel 4.2.2) zusammen.139 Im Jahr 2010 beliefen sich die fahrgastbe-

zogenen Einnahmen der VDV-Mitglieder auf über zehn Milliarden Euro.140 

4.2.2 Finanzielle Leistungen der öffentlichen Hand 

Die folgenden Kapitel sollen einen Überblick über die Finanzierungslandschaft des ÖPNV in 

Deutschland geben. Dabei beziehen sich die Angaben lediglich auf den öffentlichen Straßenper-

sonennahverkehr (ÖSPV), der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) wird nicht behandelt. 

137 Vgl. Deutsche Bundesregierung (2004: 6) 
138 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 9) und Mietzsch (2011: 12) 
139 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 9ff); Sterzenbach (2001: 210) und VDV Statistik (2011: 20) 
140 Vgl. VDV Jahresbericht 2011/2012 (2012: 25) 
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Der Bund sowie die Länder und Kommunen stellen eine Vielzahl finanzieller Mittel zur För-

derung des ÖPNV bereit, die im Wesentlichen in folgende vier Gruppen eingeordnet werden kön-

nen: 

 Öffentliche Investitionshilfen

 Öffentliche Ausgleichsleistungen

 Öffentliche Zuschüsse für Verkehrsverbünde und Leistungsangebot

 Steuerrechtliche Vorteile (steuerlicher Querverbund)

Ö f f e n t l i c h e  I n v e s t i t i o n s h i l f e n

Die Investitionsfinanzierung des ÖPNV stützte sich bis 2006 im Wesentlichen auf das 1971 

erlassene Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)141. Zur Verbesserung der kommunalen 

Verkehrsverhältnisse142 war vorgesehen, dass 45 % des zweckgebundenen Mineralölsteuer-Auf-

kommens für den ÖPNV und 55 % für den kommunalen Straßenbau verwendet werden (§10 

GVFG).143 Nach mehrfacher Novellierung des Gesetzes wurde die prozentuale Aufteilung 1992 

aufgehoben und weitere Förderprogramme von Bund, Ländern und Kommunen zur Investiti-

onsfinanzierung mit besonderer Begünstigung des ÖPNV geschaffen.144  

Mit der Föderalismusreform im Jahr 2006 löste das Entflechtungsgesetz das GVFG weitest-

gehend ab. Derzeit zahlt der Bund den Ländern jährlich über 1,3 Mrd. Euro an Entflechtungsmit-

teln (§ 3 Abs. 1 EntflechtG), diese sind an Investitionen in den kommunalen Verkehr gebunden.145 

Da diese verkehrliche Zweckbindung Ende 2013 wegfällt (§ 5 EntflechtG), steht die Frage zur 

Diskussion, wie die notwendigen 1,77 Mrd. Euro/Jahr146 für den Neu- und Ausbau im ÖPNV so-

wie die erforderlichen Erneuerungsinvestitionen zukünftig gesichert werden sollen. Diese Frage 

gilt es spätestens bis 2020 zu beantworten, denn Ende 2019 sollen die Entflechtungsmittel gänz-

lich entfallen, sofern sich Bund und Länder nicht auf die Revisionsklausel (§ 6 EntflechtG) zur 

Weiterführung der Bundesmittel berufen.147  

Mit dem Regionalisierungsgesetz (RegG) von 1993 und der damit einhergehenden „Beteili-

gung der Länder am Steueraufkommen des Bundes zur Finanzierung des ÖPNV“148 ergab sich v.a. 

für den schienengebundenen Personennahverkehr eine zweite Quelle für Investitionsmittel. 

Dies war im Wesentlichen das Geld, das der Bund zuvor der Deutschen Bahn zahlte.149 So stellte 

der Bund den Ländern im Jahr 2008 Regionalisierungsmittel aus dem Mineralölsteuer-Aufkom-

men in Höhe von 6,675 Milliarden Euro zur Verfügung; diese sollen bis zum Jahr 2014 jährlich 

mit 1,5 % dynamisiert und dann erneut festgelegt werden.150 Den Großteil der Finanzmittel er-

hält dabei der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) für die Betriebsleistung (75 %) sowie den 

Unterhalt von Fahrzeugen und Infrastruktur (10 %), während nur 15 % dem allgemeinen ÖPNV 

zugutekommen.151 Dem Land Baden-Württemberg steht gemäß § 5 RegG ein Anteil von 10,44 % 

der Regionalisierungsmittel zu (739,6 Millionen Euro im Jahr 2012).152 

141 Vgl. Rauterberg-Wulff (2010: 26) und Reinhardt (2012: 512) 
142 Vgl. Peistrup (2006: 23) 
143 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 26) und Reinhardt (2012: 512) 
144 Vgl. Klein (1998: 12) und Reinhardt (2012: 515) 
145 Vgl. Reinhardt (2012: 533) 
146 Vgl. Deutscher Städtetag/VDV (2009: 25) 
147 Vgl. Reinhardt (2012: 533) 
148 Ebd.: 516 
149 Vgl. ebd. 
150 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 25); MVI Baden-Württemberg (18.04.2012) und Umweltbundes-

amt (2010: 32) 
151 Vgl. Peistrup (2006: 23) 
152 Vgl. MVI Baden-Württemberg (18.04.2012) 
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Ö f f e n t l i c h e  A u s g l e i c h s l e i s t u n g e n  

Die gesetzlich geregelten Ausgleichszahlungen der öffentlichen Hand beziehen sich auf zwei 

Fahrgastgruppen des ÖPNV: Auszubildende und schwerbehinderte Personen. Die bundesweiten 

Erträge aus den Surrogaten für die Beförderung von Auszubildenden nach § 45a PBefG und § 6a 

AEG sowie für die Schwerbehindertenfreifahrt nach § 62 SchwbG beliefen sich im Jahr 2011 auf 

rund 939 Mio. Euro.153 

Die Ausgleichsleistungen für den Ausbildungsverkehr kommen dem politischen Wunsch 

nach, für Schüler, Studierende und andere Auszubildende entsprechend ihrer Einkommenssitu-

ation ermäßigte Fahrpreise anzubieten, wobei im Mittel Rabatte von 25 % gegenüber anderen 

Zeitfahrkarten gewährt werden.154 Für die anfallenden Mindereinnahmen erhalten die Verkehrs-

unternehmen nach § 45a PBefG (Ausgleichspflicht zur Beförderung von Personen mit Zeitfahr-

ausweisen des Ausbildungsverkehrs nach dem Personenbeförderungsgesetz) und § 6a AEG 

(Ausgleichspflicht Allgemeines Eisenbahngesetz) einen Ausgleich vom Land, dessen Höhe sich 

aus den verkauften Zeitfahrausweisen im Ausbildungsverkehr ergibt.155 In Baden-Württemberg 

beliefen sich die Ausgleichszahlungen im Jahr 2011 auf 224,2 Mio. Euro.156 

Die Ausgleichsleistungen für die Schwerbehindertenfreifahrt basieren ebenfalls auf dem so-

zialpolitischen Konsens, stark mobilitätseingeschränkte Personen finanziell unterstützen zu 

wollen.157 Einst als Beistand für schwerbeschädigte Kriegsverletze in der Weimarer Republik ge-

schaffen, überdauerte die Rechtsgrundlage zur unentgeltlichen Beförderung im ÖPNV auch die 

Reichsgesetze im Nationalsozialismus und ist heute Bestandteil des Sozialgesetzbuches der 

BRD.158 Gemäß § 62 SchwbG (Erstattung der Fahrgeldausfälle für die unentgeltliche Beförderung 

schwerbehinderter Menschen im öffentlichen Personennahverkehr nach dem Schwerbehinder-

tengesetz) und § 145 SGB IX (unentgeltliche Beförderung, Anspruch auf Erstattung der Fahrgeld-

ausfälle nach Sozialgesetzbuch) übernehmen Bund und Länder die anfallenden Kosten.159 Zur 

Ermittlung des Ausgleichsbetrags wird ein festgelegter Prozentsatz der nachgewiesenen Fahr-

geldeinnahmen zugrunde gelegt, der sich aus der Anzahl der im Land verkauften Wertmarken 

für die Freifahrt plus 20 % der Wohnbevölkerung berechnet.160 

Ö f f e n t l i c h e  Z u s c h ü s s e  f ü r  V e r k e h r s v e r b ü n d e  u n d  L e i s t u n g s a n g e b o t

Zur Finanzierung der eigenen Betriebskosten erhalten Verkehrsunternehmen neben den ge-

setzlich geregelten Ausgleichsleistungen weitere finanzielle Leistungen der öffentlichen Hand 

mit Verlustausgleichscharakter, die v.a. bei der Durchtarifierung in Verkehrsverbünden zur 

Anwendung kommen. Mit der Durchtarifierung wird dem Fahrgast ermöglicht, dass er für die 

gesamte zurückzulegende Strecke nur eine Fahrkarte kaufen muss, unabhängig von der Anzahl 

der in Anspruch genommenen Verkehrsmittel und der im Verbund beteiligten Verkehrsunter-

nehmen.161 Für den Fahrgast ergibt sich daraus der Vorteil, dass ihm die üblicherweise höheren 

Preise für die Anfangskilometer (entsprechend der degressiven, entfernungsabhängigen Tarif-

153 Vgl. VDV Statistik (2011: 21) 
154 Vgl. Reinhardt (2012: 524) 
155 Vgl. Peistrup (2006: 24) und Reinhardt (2012: 524) 
156 Vgl. VDV Statistik (2011: 13) 
157 Vgl. Reinhardt (2012: 526) 
158 Vgl. ebd. 
159 Vgl. Klein (1998: 13) 
160 Reinhardt 2012: 531) 
161 Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie Österreich Online (2013) und 

Sterzenbach (2001: 209) 
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gestaltung im ÖPNV) auch bei Benutzung mehrere Verkehrsmittel mit dem Verbundtarif nur ein-

mal berechnet werden.162 Den Verkehrsunternehmen entstehen hierbei jedoch Durchtarifie-

rungsverluste, die von der öffentlichen Hand ausgeglichen werden.163 

Neben diesen Kompensationen existieren weitere Betriebskostenzuschüsse „für Leistungen, 

die nicht kostendeckend zu erbringen sind“164, jedoch gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

darstellen und daher politisch unterstützt werden. Hierzu zählen bspw. Ausgleichszahlungen für 

unterlassene Tariferhöhungen sowie Zuschüsse zur Aufrechterhaltung besonderer (unrentab-

ler) Linien oder zur Förderung von Kooperationen und Modellversuchen.165 

S t e u e r r e c h t l i c h e  V o r t e i l e  ( s t e u e r l i c h e r  Q u e r v e r b u n d )

Wie in Kapitel 3.1 dargestellt obliegt dem Aufgabenträger im ÖPNV die Finanzierungspflicht 

des ÖPNV-Angebots. Bei kommunalen Verkehrsunternehmen hat die zuständige Gebietskörper-

schaft für den Ausgleich des verbleibenden Defizits zu sorgen.166 Dieses Defizit ergibt sich aus 

den Aufwendungen abzüglich der gesamten Erträge aus der Nutzerfinanzierung und den bereits 

beschriebenen finanziellen Leistungen der öffentlichen Hand.167 Entsprechend seiner gemein-

wirtschaftlichen Funktion erhält der ÖPNV aber noch weitere Unterstützung vom Gesetzgeber.  

Für den öffentlichen Straßenpersonenverkehr (ÖSPV) zählen hierzu neben einem ermäßig-

ten Mehrwertsteuersatz für ÖPNV-Fahrkarten168 und Kraftfahrzeugsteuerermäßigungen169, in 

erster Linie die ÖPNV-Finanzierung durch nicht versteuerte Gewinne aus dem Querverbund.170 

Dieser steuerliche Querverbund, der i.d.R. mit der kommunalen Energie- und/oder Wasserver-

sorgung besteht171, ist für den Defizitausgleich im ÖPNV bzw. die kommunalen Haushaltskassen 

äußerst wichtig, zugleich aber in der EU einmalig und umstritten.172 Deshalb soll an dieser Stelle 

kurz erläutert werden, wie der ÖPNV hierbei gefördert wird. 

Ein von der kommunalen Gebietskörperschaft betriebenes Unternehmen ist nach dem Kör-

perschaftssteuergesetz (KStG) als „Betrieb gewerblicher Art“ anzusehen, d.h. „die Kommune als 

Steuersubjekt [unterliegt] unbeschränkt der Körperschaftssteuer und der Umsatzsteuer.“173 Die 

von der Stadt Tübingen betriebenen Energieversorgungs- (Stadtwerke Tübingen GmbH) und 

Verkehrsunternehmen (TüBus GmbH als Tochtergesellschaft der Stadtwerke) sind als solche 

einzuordnen. So ergibt sich für Tübingen in diesem Kontext die steuerrechtlich attraktive Mög-

lichkeit, die kommunalen Unternehmen zu einem Querverbund zusammenzufassen. Da die Fi-

nanzverwaltung Betriebe gewerblicher Art und die Zusammenfassung von solchen steuerlich 

gleichstellt174, lässt sich das Defizit noch im Querverbund, d.h. vor der Körperschaftssteuer, aus-

gleichen.175 Für den deutschen ÖSPN und SPNV zusammengenommen ergeben sich hieraus steu-

erliche Vorteile von ca. 2,78 Mrd. Euro p.a.176 Ein steuerlicher Querverbund dieser Art entspricht 

162 Vgl. Sterzenbach (2001: 209) 
163 Vgl. Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie Österreich Online (2013) 
164 Klein (1998: 13) 
165 Vgl. ebd. 
166 Vgl. Peistrup (2006: 24) 
167 Vgl. Klein (1998: 13) 
168 Vgl. ebd.: 14 
169 Vgl. Deutsche Bundesregierung (2004: 3) 
170 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 14) 
171 Vgl. Peistrup (2006: 24) 
172 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 14) 
173 Reinhardt (2012: 113) 
174 Vgl. ebd. 
175 Vgl. Klein (1999: 123) 
176 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 13) 
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jedoch nur bedingt den Forderungen des Personenbeförderungsgesetzes  nach Eigenwirt-

schaftlichkeit von Verkehrsunternehmen: 

„Verkehrsleistungen im öffentlichen Personennahverkehr sind eigenwirtschaftlich zu 

erbringen. Eigenwirtschaftlich sind Verkehrsleistungen, deren Aufwand gedeckt wird 

durch Beförderungserlöse, Erträge aus gesetzlichen Ausgleichs- und Erstattungsrege-

lungen im Tarif- und Fahrplanbereich sowie sonstige Unternehmenserträge im han-

delsrechtlichen Sinne.“ (§ 8 Abs. 4 PBefG) 

Dass die hier geforderte Eigenwirtschaftlichkeit nicht der gängigen Praxis entspricht, lässt 

sich leicht an den Jahresbilanzen kommunaler Verkehrsunternehmen ablesen. So mussten die 

Tübinger Stadtverkehre (svt) im Jahr 2011 Verluste in Höhe von 2,9 Millionen Euro über den 

Querverbund zur Energieversorgung der Stadtwerke (swt) ausgleichen.177 

Im folgenden Kapitel soll nun auf die Kernelemente der ÖPNV-Tarifpolitik eingegangen wer-

den, um die sozial- und umweltpolitisch beeinflusste Fahrpreisbildung von Verkehrsunterneh-

men besser zu verstehen sowie die Fördermaßnahme einer umlagefinanzierten Ticketfreiheit in 

die ÖPNV-Absatzpolitik einordnen zu können. 

5 Zur Tarifpolitik im ÖPNV 

Die Tübinger Verlagerungsstrategie lässt sich dem Feld der tarifpolitischen Maßnahmen im 

ÖPNV zuschreiben.178 Der ÖPNV-Tarif ist nach der Definition des VDV „die Gesamtheit aller Vor-

schriften und Preise für die Inanspruchnahme des Leistungsangebotes von Verkehrsunterneh-

men“.179 Unter dieses Verständnis fallen (1) die Fahrpreise und Fahrausweisarten (2) die Tarif-

bestimmungen bzgl. Verkauf und Nutzung von Fahrausweisen sowie (3) ein Regelwerk für die 

Beförderungsbedingungen.180 

Die Preispolitik grenzt sich dabei von der Kommunikations-, der Vertriebs- sowie der Pro-

duktpolitik ab.181 Teilweise wird in den Wirtschafts- bzw. Verkehrswissenschaften noch die Pro-

zesspolitik als eigenständiges Absatzinstrument im ÖPNV-Markt definiert182, unter der die Ge-

samtheit qualitativer Merkmale des Leistungserstellungsprozesses (Komfort, Information, Si-

cherheit sowie Prozessdauer) zu verstehen ist.183 

Das Handlungsfeld für tarifpolitische Maßnahmen umfasst im Wesentlichen die Preisgestal-

tung (vgl. Kapitel 5.2), d.h. die Festlegung des Preisniveaus sowie die Ausgestaltung des Fahr-

scheinangebots.184 Jedoch lassen sich etliche Maßnahmen nicht eindeutig einem bestimmten ab-

satzpolitischen Instrument zuschreiben. So kann bspw. das Angebot von vergünstigten Job- und 

Umwelttickets ebenso als Teil der Vermarktungspolitik gesehen werden.185 Wie das nachfol-

gende Kapitel aufzeigt, sind die tarifpolitischen Ziele im ÖPNV jedoch keineswegs rein eigenwirt-

schaftlich ausgelegt, wie es in manch anderen Wirtschaftszweigen üblich ist.186 

177 Vgl. SVT Online: Aktuell 05.11.2012
178 Vgl. Labs (1971: 18) und Kalbow (2000: 3) 
179 Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe (1981: 69) 
180 Vgl. Kalbow (2000: 3) und Sterzenbach (2001: 155) 
181 Vgl. Göbertshahn (1995: 31) und Sterzenbach (2001: 43) 
182 Vgl. Sterzenbach (2001: 43) 
183 Vgl. ebd.: 65ff 
184 Vgl. Göbertshahn (1995: 31) 
185 Vgl. Sterzenbach (2001: 44) 
186 Vgl. Kalbow (2000: 4) 
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5.1 Tarifpolitische Ziele im ÖPNV 

Würden öffentliche Verkehrsunternehmen wie Privatunternehmen auch das Ziel der Eigen-

wirtschaftlichkeit verfolgen, so spräche dies nach wirtschaftswissenschaftlicher Theorie für 

hohe Tarife auf Marktpreisniveau, um Defizite in der Kostendeckung minimieren und bestenfalls 

sogar Gewinne aus dem Ticketverkauf erzielen zu können.187 

Kommunale Verkehrsunternehmen sehen sich jedoch mit einem weiteren, politisch zumeist 

höher priorisierten Ziel konfrontiert. Wie in Kapitel 3.1 näher erläutert wird, handelt es sich bei 

der Bereitstellung von öffentlichen Verkehrsleistungen im Personennahverkehr i.d.R. um eine 

kommunale Aufgabe, die nach rechtlichen Bestimmungen v.a. der Daseinsvorsorge dient.188 Dem 

öffentlichen Aufgabenträger ist also daran gelegen, Mobilität als Voraussetzung zur Teilhabe am 

wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Leben zu ermöglichen.189 Hierfür muss nicht 

nur ein öffentliches Beförderungsangebot bereitgestellt werden, sondern dieses sollte auch 

preislich derart gestaltet sein, dass sich alle Personen den Zugang zum ÖPNV leisten können. 

Demzufolge sprechen niedrige Fahrscheinpreise für die Erfüllung der Daseinsvorsorge, richten 

sich jedoch zugleich gegen eine möglichst hohe Kostendeckung im ÖPNV.190 

Verstärkt wird dieser Zielkonflikt durch weitere gemeinwirtschaftliche Ziele der ÖPNV-För-

derung. So wird dem ÖPNV neben der reinen Mobilitätssicherung v.a. ein volkswirtschaftlicher 

Nutzen191 zugeschrieben, der sich aus der Vermeidung von motorisierten Individualfahrten und 

der damit einhergehenden Reduzierung externer Effekte192 ergibt. Zu diesen zählen in erster Li-

nie Belastungen von Mensch und Natur (Emissionen, Luftverschmutzung, Ressourcenverbrauch, 

Gesundheitsschäden, Lärm u.v.m.) sowie der gebauten Umwelt (bspw. Verkehrsinfrastruktur). 

All diese externen Effekte verursachen volkswirtschaftliche Kosten193 (bspw. infolge von Ver-

kehrsunfällen, bei chronischen Atemwegserkrankungen oder durch Zeitverluste im Verkehrs-

stau) sowie Umweltkosten194 (bspw. durch die Erwärmung der globalen Atmosphäre infolge von 

Treibhausgas-Emissionen oder durch irreversible Bodendegradation) und werden daher auch 

als „externe Kosten“ bezeichnet.195 Im Jahr 2005 belief sich die Gesamtsumme an verkehrsindu-

zierten externen Kosten in Deutschland auf ca. 80,4 Mrd. Euro, wovon rund 96 % auf den Stra-

ßenverkehr und 66 % allein auf den PKW-Verkehr entfielen.196 

Für die Gestaltung des Tarif- und Leistungsangebots im ÖPNV ergibt sich folglich die Her-

ausforderung, theoretisch einen bestmöglichen Ausgleich zwischen den betriebs- und gemein-

wirtschaftlichen Zielen herstellen zu müssen. In der Praxis wird jedoch häufig einer Zielebene 

politische Priorität zugesprochen, sodass die Umsetzung der restlichen Ziele mit anderen Instru-

menten als der Tarifpolitik zu verfolgen ist.197 Im Extremfall eines „ÖPNV-Nulltarifs“ würde ganz 

klar den gemeinwirtschaftlichen Zielen Priorität zugesprochen, während die Kostendeckung des 

ÖPV-Betriebs dem öffentlichen Aufgabenträger angelastet wird. 

Die gemeinwirtschaftlichen Ziele werden jedoch nicht nur über allgemein möglichst nied-

rige Preise verfolgt, sondern auch über ein differenziertes Fahrscheinangebot zur sozialpoliti-

schen Unterstützung spezifischer Bevölkerungsgruppen. So finden sich etliche Abstufungen der 

187 Vgl. ebd.: 5 
188 Vgl. Werner (2006: 8) und Labs (1971: 19) 
189 Vgl. Werner (2006: 8) 
190 Vgl. Storchmann (2001: 652) 
191 Vgl. Sterzenbach (2001: 180) 
192 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Externer Effekt 
193 Vgl. INFRAS (2007: 7) 
194 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Umweltökonomik 
195 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Externer Effekt 
196 Vgl. INFRAS (2007: 6) 
197 Vgl. Kalbow (2000: 5) 
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Preise nach Altersklassen und beruflicher Stellung ebenso in der Tarifstruktur von Verkehrsun-

ternehmen wieder wie einkommens-, zeit- und streckenabhängige Tarife.198 Seit einigen Jahren 

führen zudem immer mehr Verkehrsunternehmen besondere Umwelttickets ein, die das Argu-

ment der ÖPNV-Umweltverträglichkeit tarifpolitisch vermarkten.199 Dasselbe lässt sich auch für 

den „Nulltarif“ ausmachen, dient er doch neben dem Ziel der Daseinsvorsorge ebenso der Ver-

marktung des ÖPNV und damit dem Ziel der Verkehrsverlagerung. 

Letztlich ist die Gewichtung von betriebs- und gemeinwirtschaftlichen Zielen (Finanzie-

rungsziel und Lenkungsziel)200 im ÖPNV keineswegs einem rein normativen Entscheidungspro-

zess unterworfen. Der kommunale Aufgabenträger verzichtet bei der Einführung eines Nulltarifs 

auf Fahrscheinerlöse und übernimmt damit die Last der vollständigen Kostendeckung. Jedoch 

sei an dieser Stelle festgehalten, dass die externen Kosteneinsparungen die wegfallenden Ticket-

einnahmen durchaus übersteigen können.201 Ein ÖPNV-Nulltarif kann also sowohl unter gemein- 

als auch unter finanzwirtschaftlichen Gesichtspunkten für die Kommune attraktiv sein, sofern 

der tatsächlich erzielte Verlagerungseffekt groß genug ist zur signifikanten Einsparung externer 

Kosten. 

5.2 Zur Preisgestaltung im deutschen ÖPNV 

Im ÖPNV ist für die Erstellung von Verkehrsleistungen eine Genehmigung bei der entspre-

chenden Behörde einzuholen, um sicherzustellen, dass kein anderer Anbieter bereits dieselbe 

Verkehrsleistung erbringt.202 Eine solche Monopolstellung für die zu bedienende Linie ermög-

licht dem Verkehrsunternehmen theoretisch eine freie Preisbildung, da keine Konkurrenzanbie-

ter vorliegen. In der Realität unterliegt die Preisbildung im ÖPNV jedoch den in Kapitel 5.1 dar-

gestellten gemeinwirtschaftlichen Interessen. Daher dürfen Verkehrsunternehmen keine auto-

nome Preispolitik betreiben, sondern ein jedes muss seine Preise von der zuständigen Genehmi-

gungsbehörde prüfen lassen.203 Seit der Novellierung des Personenbeförderungsgesetztes im 

Jahr 1996 können Verkehrsunternehmen wählen, ob sie die Genehmigung der Verkehrsleistun-

gen unter dem Ziel der Eigenwirtschaftlichkeit oder dem Ziel der Gemeinwirtschaftlichkeit be-

antragen.204 

Desweiteren besteht in Form des Individualverkehrs eine Alternative zum ÖPNV und somit 

in gewisser Weise auch eine Konkurrenz – diese unterliegt aufgrund der Ausgestaltung des Ver-

kehrsmarkts jedoch einer erheblichen Wettbewerbsverzerrung: In einer Marktwirtschaft ist 

nach dem Prinzip der spezifischen Entgelte vorgesehen, dass eine jede Person für die Kosten 

aufkommt, die bezüglich ihres Ressourcenverbrauches zustande kommen. Auf diesem Wege soll 

eine optimale Faktorallokation sichergestellt werden.205 Im Kontext der Personenbeförderung 

bedeutet dies, dass aus marktwirtschaftlicher Sicht jede Person ein spezifisches Entgelt gemäß 

der von ihr in Anspruch genommenen Beförderungsleistung zu entrichten hat. 

Im Personenverkehr kommt es jedoch zu einem Versagen des Marktes. Nach dem Ansatz der 

First-Best-Lösung müssten die verkehrsinduzierten internen wie externen Kosten dem jeweili-

gen Verkehrsteilnehmer als Kostenverursacher angerechnet werden, um so das allokative Opti-

mum zu erzielen.206 Doch scheitert die hierfür erforderliche Internalisierung externer Kosten an 

198 Vgl. Sterzenbach (2001: 159-174) 
199 Vgl. ebd.: 201 
200 Vgl. Reupke (1992: 47f) 
201 Vgl. Baum (1993: 9) 
202 Vgl. Reinhardt (2012: 505) 
203 Vgl. Sterzenbach (2001: 154 u. 179) 
204 Vgl. ebd.: 153 
205 Vgl. Keuchel (2000: 17) 
206 Vgl. Eckhardt (2006: 92); Peistrup (2006: 32) und Storchmann (1999: 158) 
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methodischen Schwierigkeiten bzgl. der genauen Ermittlung ihrer Höhe sowie ihrer verursa-

chergerechten Anlastung.207 Es lassen sich also keine Optima für das Preis-Leistungs-Niveau im 

Verkehrsmarkt unter First-Best-Betrachtungen bestimmen, d.h. die Preise entsprechen nicht 

den tatsächlich verursachten Kosten.208 

Um diese Fehlallokation im unvollkommenen Verkehrsmarkt zu korrigieren, wird der An-

satz der Second-Best-Lösungen herangezogen.209 Demnach sollen reduzierte ÖPNV-Preise den 

Umstand ausgleichen, dass auch die privaten (beim Verursacher anfallenden) Grenzkosten im 

MIV unterhalb der sozialen (gesamtwirtschaftlich auftretenden) Grenzkosten liegen.210 Mit dem 

Ansatz der Second-Best-Lösungen lassen sich also öffentliche Subventionen für die Bereitstel-

lung von ÖPNV-Angeboten zu einem Preis unterhalb der sozialen Grenzkosten rechtfertigen, da 

dieses der Wohlfahrtsoptimierung dient.211 Da es sich aber ebenso schwierig gestaltet, die sozi-

alen Kosten des ÖPNV zu bestimmen wie die externen Kosten des MIV, ist diese Legitimierungs-

grundlage für ÖPNV-Subventionen stets umstritten gewesen.212 

Zur Bestimmung der ÖPNV-Preise wird zunächst die Fahrpreishöhe unter Berücksichtigung 

des betriebswirtschaftlichen Gesamtaufwands des Verkehrsunternehmens ermittelt, ohne dabei 

aufwandsmindernde Ausgleichsleistungen durch Dritte (vgl. Kapitel 4.2.1 ) zu berücksichti-

gen.213 Statt diesen „gesamtkostendeckenden Eckwert“ zu verwenden empfiehlt der VDV einen 

„teilkostendeckenden Eckwert“ zur Preisbildung heranzuziehen und auf diese Weise dem ge-

meinwirtschaftlichen Nutzen des ÖPNV Rechnung zu tragen.214 Letzterer ergibt sich aus einem 

Abschlag von 20 % ausgehend vom Gesamtaufwand.215 

In der Praxis ist dem aber nicht so, da sozial-, bildungs- und strukturpolitisch bedingte Fahr-

preisvergünstigungen für einzelne Fahrgastgruppen sowie die Durchtarifierung in Verkehrsver-

bünden stets zusätzliche Einnahmeverluste für das Verkehrsunternehmen ergeben.216 Die öf-

fentliche Hand gleicht diese Verluste über entsprechende Tarifersatzleistungen aus217 (vgl. Ka-

pitel 4.2.2). So ergibt sich aus dem volkswirtschaftlichen Nutzen und den Fahrpreisvergünsti-

gungen die gemeinwirtschaftliche Belastung, wie sie in Abbildung 5 dargestellt wird. Die auf dem 

beschriebenen Weg ermittelten Preise werden vom Verkehrsunternehmen in einem Tarif zu-

sammengefasst. Der Tarif stellt also „ein Verzeichnis der geforderten Preise für eine Leistung des 

Unternehmens“218 dar, die verschiedenen Tarife finden sich in unterschiedlichen Fahrausweis-

arten wieder.219 

207 Vgl. Eckhardt (2006: 92); Kalbow (2001: 20); Keuchel (2000: 18) und Seydewitz/Tyrell (1995: 8) 
208 Vgl. Storchmann (2001: 652) 
209 Vgl. Baum (1993: 8); Eckhardt (2006: 93); Keuchel (2000: 17); Siepe (2010: 2); Seydewitz/Tyrell 

(1995: 9); Storchmann (1999: 158) und Werner (2006: 3) 
210 Vgl. Jansson (1980: 173); Kohler (2009: 3f); Siepe (2010: 5) und Storchmann (2001: 657) 
211 Vgl. Behnke (1993: 30); Peistrup (2006: 25f) und Storchmann (2001: 657) 
212 Vgl. Jansson (1980: 173) 
213 Vgl. Kalbow (2001: 6) und Reinhardt (2012: 510) 
214 Vgl. Deutscher Städtetag/VÖV (1978: 18-21); Kalbow (2001: 6) und Sterzenbach (2001: 180) 
215 Vgl. Deutscher Städtetag/VÖV (1978: 18-21) 
216 Vgl. Deutscher Städtetag/VÖV (1978: 22) und Sterzenbach (2001: 180) 
217 Vgl. Kalbow (2001: 7) 
218 Reinhardt (2012: 506) 
219 Vgl. ebd.: 510 
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Abbildung 5: Gemeinwirtschaftliche Belastung und Kostendeckung im ÖPNV 

Quelle: Eigene Darstellung nach Kalbow (2001: 7) 

Um dem Kunden unterschiedliche Preisoptionen anbieten zu können, die der Nachfrageviel-

falt möglichst gerecht werden, entwirft vom Anbieter der Verkehrsleistungen zum einen Tarife 

für bestimmte Fahrgastgruppen (Schüler, Studierende, Senioren etc.) sowie für verschiedene 

Verkehrsrelationen (zurückzulegende Entfernung, Anzahl der befahrenen Flächenzonen/Halte-

stellen etc.).220 Es gilt dabei die Annahme, je mehr Personen- und Entfernungsgruppen in der 

Preisbildung berücksichtigt werden, umso eher entspricht der Tarif den individuellen Nachfra-

gemustern der Fahrgäste und umso „gerechter“ ist er somit.221 Zugleich ergibt sich damit aber 

auch das Problem, dass mit steigender Differenzierung auch die Komplexität in der Tarifstruktur 

eines Verkehrsunternehmens steigt und damit auch der Informationsaufwand zur Ermittlung 

des je nach Strecke und Gruppenangehörigkeit günstigsten Preises wächst. Die Nutzerfreund-

lichkeit für Kunden nimmt also mit steigender „Gerechtigkeit“ im Tarifsystem ab.222 

6 Ausgewählte Einflussgrößen in der Verkehrsmittelwahl 

Da die Stadt Tübingen mit ihrem Vorhaben eines umlagefinanzierten Nahverkehrs nicht nur 

die Finanzierung des Tübinger ÖPNV sichern möchte (Finanzierungsziel), sondern in erster Linie 

einen Umsteigeeffekt von Autofahrern auf den ÖPNV anstrebt (Lenkungsziel), soll in diesem Ka-

pitel das grundlegende Verständnis für die zentralen Determinanten der Verkehrsmittelwahl 

vermittelt werden. Angesichts der Vielzahl an Fachbereichen – von Verkehrs- über Sozialwissen-

schaften bis hin zur Psychologie – die sich mit den rationalen, emotionalen, sozialen, psycholo-

gischen oder kulturellen Motiven für die Wahl eines Individuums für oder gegen eine Verkehrs-

mittelalternative beschäftigen, können die folgenden Darstellungen lediglich einen ausgewähl-

ten Ausschnitt der Forschungserkenntnisse anderer wissenschaftlicher Arbeiten wiedergeben. 

Häufig werden Verkehrsteilnehmer bei wissenschaftlichen Untersuchungen nach soziode-

mographischen und -ökonomischen Merkmalen wie Alter, Geschlecht, Einkommen oder Haus-

haltsgröße in unterschiedliche Gruppen eingeteilt, um sodann die Untersuchungsergebnisse 

gruppenspezifisch differenzieren zu können.223 Diese Vorgehensweise gibt zwar in einem gewis-

220 Vgl. Sterzenbach (2001: 156f) 
221 Vgl. Reinhardt (2012: 506) und Sterzenbach (2001: 156f) 
222 Vgl. Reinhardt (2012: 506) 
223 Vgl. Boltze et al. (2002); Johansson et al. (2006) und Mathew/Krishna Rao (2006) 



35 

sen Umfang Aufschluss über die genannten Einflussfaktoren, diese besitzen aber stets einen star-

ken autokorrelativen Zusammenhang zu anderen Variablen.224 So ist bspw. das Alter allein nicht 

entscheidend für die Verkehrsmittelwahl, sondern vielmehr altersbedingte Restriktionen wie 

der Führerscheinbesitz, die gesundheitliche Bewegungsfähigkeit oder die Lebensphase, in der 

sich ein Individuum befindet.225 Ebenso sind die Merkmale von Geschlecht und Haushaltsgröße 

oft an andere Variablen wie Erwerbstätigkeit, Familienstand oder Einkommen gekoppelt.226 Eine 

direkte oder gar alleinige Anwendung von soziodemographischen Merkmalen für die Analyse 

der Verkehrsmittelwahl (im Sinne einer individuellen Präferenzentscheidung) ist daher als 

problematisch einzustufen.227 

In dieser Arbeit soll stattdessen vielmehr der Ansatz verfolgt werden, die Verkehrsmittel-

wahl von Individuen in Abhängigkeit zu (1) ihren objektiven Sachzwängen (verhaltenslimitie-

rende Determinanten) und (2) ihren subjektiven Einschätzungen228 der Verkehrsmittelalterna-

tiven (qualitative Determinanten) zu verstehen. Desweiteren wird die Einflussgröße des Infor-

mations- und Wissenstandes mit in die Untersuchung einbezogen, stellt sie doch gerade für po-

litische Maßnahmen, deren Erfolg stark von der Akzeptanz in der Bevölkerung abhängen, ein 

wichtiges Handlungsfeld dar. Auch wenn in dieser Arbeit nur marginal auf Handlungsbedarfe im 

ÖPNV-Marketing eingegangen werden kann, soll der Stadt Tübingen hiermit eine erste Orientie-

rung gegeben werden. 

6.1 Objektive Determinanten in der Verkehrsmittelwahl 

Zu den einflussreichsten Variablen in der Verkehrsmittelwahl gehört sicherlich die PKW-

Verfügbarkeit. Nicht nur die Restriktion, keinen PKW nutzen zu können, führt zu vermehrten 

ÖPNV-Fahrten, sondern umgekehrt prädestiniert die PKW-Verfügbarkeit auch die Teilnahme am 

MIV.229 Zwar schließt die PKW-Verfügbarkeit nicht die Nutzung von Verkehrsmitteln des Um-

weltverbundes aus230, doch begünstigt sie ein bequemes Routineverhalten, das einen erneuten 

Abwägungsprozess zwischen den zur Verfügung stehenden Wahlalternativen verhindert231; 

diese quasi an den Rand drängt („Kuckuckseffekt“).232  

Zu diesem Ergebnis kommt auch eine Studie233 aus dem Jahr 1982, in der die Verkehrsmit-

telwahl speziell für den Verkehrszweck „Arbeit“ untersucht wurde. Demnach wählen 70,9 % der 

Befragten mit Zugang zu einem privaten Kraftfahrzeug dieses auch für den Weg zu ihrer Arbeits-

stelle, lediglich 17,6 % nutzen trotz PKW-Verfügbarkeit das verfügbare ÖPNV-Angebot.234 Die 

PKW-Verfügbarkeit lässt sich folglich als Ergebnis einer grundlegenden Entscheidung in der Ver-

kehrsmittelwahl verstehen; eine Entscheidung, die nach Eintreten der Gewohnheit nicht mehr 

so leicht umzukehren ist.235 

Auch die 2010 vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) 

veröffentlichte Studie „Mobilität in Deutschland 2008“ zeigt auf, dass sich an der dargelegten 

Korrelation von PKW-Verfügbarkeit und MIV-Teilnahme bis heute kaum etwas geändert hat. 

224 Vgl. Boltze et al. (2002: 21) und Niemeitz (1986: 49) 
225 Vgl. Boltze et al. (2002: 21) 
226 Vgl. Boltze et al. (2002: 21) und Niemeitz (1986: 49f) 
227 Vgl. Niemeitz (1986: 49) 
228 Vgl. Boltze et al. (2002: 20); Niemeitz (1986: 123ff) und Sterzenbach (2001: 25) 
229 Vgl. Eckhardt (2006: 96); Niemeitz (1986: 52) und Vrtic/Fröhlich (2006: 19) 
230 Vgl. Sterzenbach (2001: 24) und Wermuth (1978: 74f) 
231 Vgl. Bühler et al. (2009: VII); Klein (1999: 129) und Statistisches Bundesamt (2011: 318) 
232 Vgl. Eckhardt (2006: 95f) und Statistisches Bundesamt (2011: 318) 
233 Vgl. Morghen (1982) 
234 Vgl. Niemeitz (1986: 52) 
235 Vgl. Boltze et al. (2002: 21) 
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Den Ergebnissen nach beschränkt sich die ÖPNV-Nutzung von Haushalten mit PKW-Verfügbar-

keit v.a. auf Gelegenheitsfahrten236 und nimmt maximal 7 % am Gesamtverkehr dieser Personen-

gruppe ein. Individuen der zweiten Hauptgruppe, die dem Sachzwang einer fehlenden PKW-Ver-

fügbarkeit unterliegen, bestreiten hingegen 25 % ihrer Wege mit dem ÖPNV, doch greifen sie in 

5 % der Fälle auch auf PKW-Mitfahrgelegenheiten zurück.237 

Desweiteren ermittelte die Studie238 das bundesweite ÖV-Potenzial in der Bevölkerung, in-

dem für mobile Personen eine Einteilung in verschiedene Segmente vorgenommen wurde. In 

Abbildung 6 lassen sich im Segment „ÖV-Potenzial“ jene Personen ausmachen, die ihre Verkehrs-

bedürfnisse zwar vorrangig mit dem MIV befriedigen und hierfür auch einen PKW zur Verfügung 

haben, jedoch ein Potenzial für den Umstieg auf den ÖPNV aufweisen. Ein bundesweiter Bevöl-

kerungsanteil von 19 % kann in ebendiese Gruppe der „potenziellen ÖV-Kunden“ eingestuft wer-

den.239 Weitere 19 % nutzen den ÖPNV bereits, jedoch nicht regelmäßig, und zählen somit zu 

den „ÖV-Gelegenheitskunden“. Beide Segmente stellen die vorrangigen Zielgruppen von ver-

kehrs- bzw. umweltpolitischen Lenkungsmaßnahmen dar; sie gilt es durch attraktive ÖPNV-An-

gebote (Pull-Maßnahmen) sowie gezielte MIV-Restriktionen (Push-Maßnahmen) zur stärkeren 

Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu bewegen. 

Abbildung 6: Segmentierung der mobilen Personen ab 14 Jahren 

 

Quelle: BMBVS (2010: 111) 

Gemeinhin lassen sich nach dem Kriterium der objektiven Sachzwänge drei Hauptgruppen 

von Verkehrsteilnehmern unterscheiden240: 

 IV-Gebundene („captive drivers“): Personen mit Restriktionen, die eine vielfache Nutzung 

des privaten Kraftfahrzeuges bedingen (Verknüpfungsrestriktionen).241 Hierzu zählen bspw. 

                                                           
236 Vgl. BMVBS (2010: 73) 
237 Vgl. ebd.: 68 
238 Vgl. BMVBS Online: Mobilität in Deutschland. 
239 Vgl. BMVBS (2010: 110f) 
240 Vgl. Boltze et al. (2002: 20) und Sterzenbach (2001: 25f) 
241 Vgl. Boltze et al. (2002: 20); Niemeitz (1986: 124) und Sterzenbach (2001: 25) 
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Personen, die ihr Fahrzeug zur Berufsausübung benötigen, für deren Weg oder Fahrtzeit 

keine Fahrtverbindung mit öffentlichen Verkehrsmitteln vorliegt oder die einen Transport-

bedarf haben, der die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ausschließt.242 

 ÖV-Gebundene („captive riders“): Personen mit Restriktionen, die eine vielfache Nutzung öf-

fentlicher Verkehrsmittel (bzw. des NMV) bedingen (Verfügbarkeitsrestriktionen).243 Hierzu 

zählen bspw. Personen, die keinen Führerschein besitzen, denen kein Kraftfahrzeug zur Ver-

fügung steht oder denen kein Stellplatz am Zielort zur Verfügung steht.244 

 Wahlfreie: Personen ohne Restriktionen. Sie können frei zwischen einem privaten Kraftfahr-

zeug und öffentlichen Verkehrsmitteln (bzw. dem NMV) entscheiden.245 

Zweifelsfrei ist die Existenz eines objektiven Sachzwangs der subjektiven Wahrnehmung 

des Individuums unterworfen und somit nur eingeschränkt als „Zwang“ zu bezeichnen246, bspw. 

wenn es um die subjektive Einschätzung geht, ab wann ein Transport nicht mehr mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln sondern mit einem PKW vorgenommen werden „muss“. Diese Unterteilung 

dennoch vorzunehmen ist dem Ziel geschuldet, folgende Überlegungen für das ÖPNV-Potenzial 

dieser drei Nutzergruppen anstellen zu können: 

 Personen mit Verknüpfungsrestriktionen sind vom ÖPNV nur äußerst schwer zu erreichen. 

Sollen sie zu einem Umstieg auf den ÖPNV bewegt werden, sind große Investitionen in das 

ÖPNV-Angebot erforderlich, um sowohl Streckennetz als auch Fahrpläne auszubauen.247 

 Für Personen mit Verfügbarkeitsrestriktionen sind zwar „keine großen Anstrengungen [not-

wendig], um sie als Fahrgäste zu halten“248, doch sollte das ÖPNV-Angebot für eine hohe Kun-

denzufriedenheit auch für sie stetig weiterentwickelt werden. Außerdem kann ein Teil die-

ses Personenkreises zukünftig seine Restriktionen ablegen, bspw. mit dem Führerschein 

zum 18. Geburtstag oder dem PKW-Erwerb zum Berufseinstieg. Daher sollte dem öffentli-

chen Aufgabenträger im ÖPNV schon allein aus dieser Überlegung heraus daran gelegen sein, 

auch den Bedürfnissen von ÖV-Gebundenen nachzukommen, um sie nicht zu einem späteren 

Zeitpunkt an den MIV zu verlieren. 

 Personen mit objektiver Entscheidungsfreiheit hinsichtlich ihrer Verkehrsmittelwahl stehen 

im Mittelpunkt der Tübinger Verlagerungsstrategie.249 WERMUTH ermittelte 1980 für die all-

gemeine Verkehrsmittelwahl (ÖV, MIV und NMV) einen Anteil dieser Personengruppe von 

34 %.250 Unter den wahlfreien Verkehrsteilnehmern sind v.a. die Qualitätskriterien der ein-

zelnen Verkehrsmittel ausschlaggebend für ihre individuelle Präferenzentscheidung.251 Eine 

Untersuchung in drei Ruhrgebietsstädten ergab, dass 24 % der Wege ohne ÖPNV-Nutzung 

auf rein subjektiven Gründen basieren.252 

                                                           
242 Vgl. Hölsken/Ruske (1987: 50) und Sterzenbach (2001: 25) 
243 Vgl. Boltze et al. (2002: 20); Niemeitz (1986: 124) und Sterzenbach (2001: 26) 
244 Vgl. Hölsken/Ruske (1987: 50) und Sterzenbach (2001: 26) 
245 Vgl. Hölsken/Ruske (1987: 50); Niemeitz (1986: 125) und Sterzenbach (2001: 26) 
246 Vgl. Niemeitz (1986: 124) 
247 Vgl. Sterzenbach (2001: 26) 
248 Ebd. 
249 Vgl. ebd. 
250 Vgl. Wermuth (1980: 118) 
251 Vgl. Boltze et al. (2002: 20) 
252 Vgl. ebd. 
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6.2 Subjektive Determinanten in der Verkehrsmittelwahl 

Im Unterschied zu den eben dargestellten objektiven Determinanten, die den Verkehrsteil-

nehmern selbst zuzuschreiben sind, beziehen sich die subjektiven Determinanten auf die Eigen-

schaften von Verkehrsmitteln selbst und sind oftmals quantitativ messbar (bspw. Reisezeit, Hal-

testellendichte, Sitzplatzverfügbarkeit). Entscheidend für die individuelle Präferenzentschei-

dung ist jedoch, wie die Verkehrsteilnehmer die einzelnen Eigenschaften der Verkehrsmittel 

wahrnehmen und bewerten. 

Die Entscheidung von wahlfreien Verkehrsteilnehmern erfolgt vereinfacht beschrieben in 

zwei Schritten. Zunächst werden die verschiedenen zur Verfügung stehenden Verkehrsmittel 

hinsichtlich ihrer spezifischen Eigenschaften eingeschätzt, um sodann abzuwägen, welche Merk-

male für den vorliegenden Weg individuell am wichtigsten sind. Jenes Verkehrsmittel, das in den 

wichtigsten Merkmalen die besten Ausprägungen aufweist, wird für den Weg gewählt. 

Mithilfe der Untersuchung von verkehrsmittelspezifischen Merkmalen wie Zeit- und Kosten-

aufwand, Bedienungsstandard oder Bequemlichkeit253 lassen sich daher zum einen Rück-

schlüsse auf den Modal Split vornehmen (warum wurden die Verkehrsmittel zu ihren jeweiligen 

Anteilen gewählt?) und zum anderen Handlungsfelder für den Aufgabenträger bzw. das zustän-

dige Verkehrsunternehmen ableiten (für welche Verkehrsmitteleigenschaften müssen Verbes-

serungen erfolgen, damit das Verkehrsmittel häufiger gewählt wird?).  

Aus den Sozial- und Verhaltenswissenschaften stehen verschiedene Handlungsmodelle zur 

Verfügung, mit denen subjektive Determinanten der Verkehrsmittelwahl analysiert wurden.254 

Je nach fachlicher Herkunft dieser Modelle spiegeln sie einen bestimmten Schwerpunkt des Ver-

suchs wider, allen gemein das Ziel, die Treiber und Motive für die Entscheidungspräferenzen von 

Individuen erklären oder gar prognostizieren255 und damit letztendlich beeinflussen zu können. 

Während Fachrichtungen wie die Ökonomie und die Soziologie die Verkehrsmittelwahl lange 

Zeit v.a. „als Resultat einer individuellen Nutzenmaximierung von objektivierbaren [d.h. quanti-

fizierbaren] Größen“256 (insbesondere Kosten und Reisezeit) verstanden und mittels Rational-

Choice-Modellen zu erklären versuchten257, gingen neuere Ansätze dazu über, auch deskriptive 

Einflussgrößen, bspw. verkehrsmittel- oder systemspezifische Vor- und Nachteile (Komfort, Fle-

xibilität u.ä.), in ihre Untersuchungen einzubeziehen.258 

Noch einen Schritt weiter gingen sodann die ersten Versuche in den Fachrichtungen der So-

zial-, Umwelt- und Mobilitätspsychologie259, die den Fokus auf die subjektive Wahrnehmung260 

in der Verkehrsmittelnutzung legten sowie die Konkurrenzsituation zwischen einzelnen Ver-

kehrsmitteln – v.a. zwischen MIV und ÖPNV – qualitativ greifbar machen wollten.261 Die ersten 

Ansätze hierzu aus den 1970er Jahren wurden bis heute in verschiedenste Richtungen weiter-

entwickelt und ließen Handlungsmodelle (bspw. Theorie des geplanten Verhaltens oder Norm-

                                                           
253 Vgl. Niemeitz (1986: 52) 
254 Vgl. Niemeitz (1986: 40-49) und Schlaffer et al. (2002: 1-8) 
255 Vgl. Niemeitz (1986: 41-49) 
256 Schlaffer et al. (2002: 1) 
257 Vgl. Niemeitz (1986: 45) und Schlaffer et al. (2002: 1f) 
258 Vgl. Niemeitz (1986: 45) 
259 Vgl. Flade/Heine (1997); Flade (1994); Kalwitzki (1998) und Kalwitzki (1994) 
260 Vgl. Brög (1992; 1987 u. 1985) 
261 Vgl. Niemeitz (1986: 45) 
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Aktivations-Modell) entstehen, die „das Mobilitätsverhalten als einen innerpsychischen Bewer-

tungsprozess“262 begreifen, der von den persönlichen Einstellungen, Werten, Normen und damit 

letztlich der (Mobilitäts-)Kultur beeinflusst wird.263  

Die Kritik am realitätsfernen Menschenbild des „homo oeconomicus“, das den Rational-

Choice-Ansätzen zugrundliegt, veranlasst Wissenschaftler noch heute dazu, die komplexen Ent-

scheidungsprozesse in der Verkehrsmittelwahl auf angemessenere Erklärungsansätze hin zu er-

gründen.264 Neuere Forschungsarbeiten265 gehen dazu über, auch den Informations- und Wis-

sensstand von Verkehrsteilnehmern bzgl. der ihnen zur Verfügung stehenden Verkehrsmittelal-

ternativen als wesentliches Kriterium in ihrem Wahlverhalten zu berücksichtigen. Nur wenn die 

Entscheidungsträger für die Verkehrsgestaltung also neben den (objektiven) Randbedingungen 

auch die (subjektive) Bewertung der Verkehrsteilnehmer kennen266, ist eine „Abschätzung und 

Beeinflussung des Verkehrsmittelwahlverhaltens“267 möglich. 

Für die vorliegende Arbeit ist v.a. von Bedeutung, welche Wirkung die von Tübingen ange-

strebte Verlagerungsstrategie auf die individuelle Verkehrsmittelwahl voraussichtlich haben 

wird. Aus diesem Grund soll in den nachfolgenden Kapiteln (1) ein Schwerpunkt auf die quanti-

tative Einflussgröße der Kosten gelegt werden. Da die soeben in aller Kürze vorgestellten For-

schungsansätze der vergangenen Jahrzehnte jedoch gezeigt haben, dass Modelle zur rationalen 

Nutzenmaximierung allein der Realität nicht gerecht werden, sollen (2) auch wesentliche Ergeb-

nisse aus den anderen Forschungsansätzen herangezogen werden, um den komplexen Vorgang 

der Verkehrsmittelwahl als eine individuelle Mischung aus Nutzenmaximierung, subjektiver 

Wahrnehmung sowie dem unterschiedlichen Kenntnisstand von Individuen nachvollziehen zu 

können. Entsprechend des Hauptziels der Tübinger Verlagerungsstrategie, Menschen von ihrem 

privaten Auto auf den „TüBus“ zu bewegen, werden die Qualitätskriterien des MIV und des ÖPNV 

in den folgenden Kapiteln bevorzugt behandelt gegenüber jenen des NMV. 

6.2.1 Die Einflussgrößen „Kosten“ und „Reisezeit“ 

W a h r n e h m u n g  d e r  M o b i l i t ä t s k o s t e n  

Der PKW kommt gemeinhin dem Wunsch nach Individualisierung nach und bringt zugleich 

vielerlei funktionale Vorteile gegenüber anderen Verkehrsmitteln mit, die sich im Wesentlichen 

unter den Wünschen nach Flexibilität, Komfort und Anerkennung subsummieren lassen.268 Das 

Auto war von Anbeginn nicht nur Fortbewegungsmittel und „Reizschutzpanzer“269 im urbanen 

Treiben, sondern ein Konsumgut und damit Symbol für Wohlstand270  – auch wenn sich gegen-

wärtig und insbesondere in der jüngeren Bevölkerung eine Abkehr von diesem traditionell-deut-

schen Bild der Automobilität erkennen lässt (sinkender Führerscheinbesitz, Trend zu Fahrge-

meinschaften, kommerzielles Car-Sharing, Nachbarschaftsautos etc.).271 

Doch rechnen jene Personen, die bereits im Besitz eines privaten Autos sind, die Kosten der 

PKW-Haltung oftmals den Lebensstandardkosten zu, während bei der PKW-Nutzung lediglich 

                                                           
262 Schlaffer et al. (2002: 1) 
263 Vgl. Buba et al. (2010) und Schlaffer et al. (2002: 1) 
264 Vgl. Niemeitz (1986: 45) 
265 Vgl. Boltze et al. (2002) 
266 Vgl. Boltze et al. (2002: 20); Sammer et al. (2009: 119f); Sterzenbach (2001: 29) 
267 Boltze et al. (2002: 20) 
268 Vgl. Klein (1999: 129) und Pripfl et al. (2010: 13) 
269 Schöller-Schwedes/Rammler (2012: 9) 
270 Vgl. Klein (1999: 130) 
271 Vgl. Bratzel (2011) und VCD (2012: 2) 
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die variablen Kosten für den Kraftstoffverbrauch bedacht werden272 – und selbst diese sind für 

Verkehrsteilnehmer schwer kalkulierbar, rücken sie doch nur bei jeder Tankfüllung und nicht 

bei jeder Fahrt ins Bewusstsein. Die Wahlentscheidung ist also unvollkommen. So fällt der Kos-

tenvergleich zwischen MIV und ÖPNV unter PKW-Besitzern nicht nur aufgrund geschickter Be-

wältigungsstrategien für psychologische Dissonanzen zugunsten des MIV aus, sondern 

wird auch stark von Fehlschätzungen zum Kostenaufwand beeinträchtigt.273 

Dabei zeigt der Kraftfahrer-Preisindex, der jedes Quartal gemeinsam von ADAC und Statis-

tischem Bundesamt erhoben wird, dass in den vergangenen Jahren gerade die Kosten für den 

haushaltseigenen PKW überproportional zu den durchschnittlichen Lebenshaltungskosten in 

Deutschland angestiegen sind (vgl. Abbildung 7). Das Öffnen der Schere zwischen Lebenshal-

tungs- und PKW-Kosten ist in erster Linie auf den enormen Anstieg der Kraftstoffpreise um über 

86 % in den vergangenen 15 Jahren zurückzuführen.274 

Doch auch die Kosten für die Anschaffung und den Unterhalt eines PKW sind seit 1995 um 

42 % gestiegen. So musste ein 2010 in der Stadt lebender Single laut ADAC durchschnittlich 

4.380 Euro p.a. für das Autofahren ausgeben, im Jahr 2000 waren es noch 3.340 Euro p.a.275 Für 

eine auf dem Land lebende vier-köpfige Familie mit zwei Autos stiegen die jährlichen Kosten für 

deren Unterhalt und Betrieb im gleichen Zeitraum durchschnittlich von 5.490 Euro auf 7.740 

Euro an.276 Allein im Jahr 2010 nahm der Autokosten-Index um 3,7 % zu – die bundesweiten 

Tarifsteigerungen im ÖPNV beliefen sich im Jahresdurchschnitt auf 3,0 %.277 

Abbildung 7: Entwicklung der Kraftstoff-/Auto-/Lebenshaltungskosten (1995-2010) 

 

Quelle: Motor-Talk Online (30.12.2010) 

Für eine realistische Betrachtung der Kostenvorteile einzelner Verkehrsmittelalterativen 

müssten also die Ticketpreise im ÖPNV mit den „wahren“ Kosten eines Kilometers Autofahrt 

verglichen werden, die im Bundesdurchschnitt von 2010 bei 49 Euro-Cent pro Kilometer la-

gen278. Diese Kosten setzen sich v.a. zusammen aus Wertverlust (49 %), Kraftstoff (19 %), Versi-

cherung (9 %), Wartung und Verschleiß (5 %), Reifen (4 %), KFZ-Steuer (1 %) und ggf. Kredit- 

und Zinszahlungen (13 %).279 So investierten U.S.-amerikanische Haushalte im Durchschnitt 

über 19 % ihres Einkommens im Jahr 2002 für den MIV.280 PKW-Besitzer sind sich nur ca. der 

                                                           
272 Vgl. InnoZ Online: Nutzerfinanzierung der Straßeninfrastruktur. 
273 Vgl. Buba et al. (2010: 39f) und Klein (1999: 130) 
274 Vgl. Motor-Talk Online (30.12.2010) 
275 Vgl. ebd. 
276 Vgl. ebd. 
277 Vgl. VDV Jahresbericht 2011/12 (2012: 25) 
278 Vgl. Zeit Online (26.04.2011) 
279 Vgl. ebd. 
280 Vgl. Victoria Transport Policy Institute Online: The Cost of Driving. 
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Hälfte dieser Kosten bewusst.281 Externe Kosten, bspw. verursacht durch Umwelt- und Gesund-

heitsbelastungen oder auch durch volkswirtschaftliche Produktivitätseinbußen, werden von 

kaum einem PKW-Nutzer berücksichtigt bzw. wahrgenommen.282 

Verkehrspolitische Stellschrauben zur Korrektur der verzerrten Kostenwahrnehmung zie-

len in Deutschland v.a. darauf ab, den Kostennachteil der PKW-Nutzung stärker in den Vorder-

grund zu rücken. Hierzu lassen sich all jene restriktiven Maßnahmen der Mobilitätsbepreisung 

zählen, die den Geldbeutel von MIV-Teilnehmern noch stärker belasten wollen als ohnehin durch 

KFZ- und Mineralölsteuer gegeben.283 Entsprechend sind derartige Maßnahmen den ökono-

misch-finanziellen Steuerungsinstrumenten des politisch-administrativen Systems zuzuschrei-

ben (vgl. Kapitel 3.3). Eine finanzielle Mehrbelastung im MIV (bspw. durch Park- oder Straßen-

nutzungsgebühren) fassen gemeinhin vier Zielebenen ins Auge:  

(1) Autofahrer werden nach dem Prinzip der Nutzerfinanzierung an den Kosten der MIV-

Infrastruktur beteiligt; 

(2) der bislang gewährte Kostenvorteil für Autofahrer durch die Infrastrukturfinanzierung 

aus dem allgemeinen Steueraufkommen wird relativiert; 

(3) über die Lenkungswirkung einer solchen Mobilitätsbepreisung wird eine Reduzierung 

der verkehrsinduzierten Externalitäten angestrebt und 

(4) letztlich können durch das Mobility Pricing zusätzliche Einnahmen für die öffentliche 

Hand generiert werden.284 

R e i s e z e i t  

Ältere wie neuere Studien285 rund um die Themen Mobilität und Verkehrsmittelwahl zeigen, 

dass im Personennahverkehr die Verkehrsmitteleigenschaften „Reisezeit“ und „Fahrtkosten“ 

bzw. „Fahrpreise“ wesentliche Einflussgrößen für die Verkehrsmittelwahl darstellen und eng zu-

sammenhängen.286 Gerade dem Reisezeitverhältnis zwischen ÖPNV und MIV kommt dabei ein 

hoher Stellenwert zu, zeigt sich doch, dass selbst bei signifikanten Änderungen von anderen Ein-

flussgrößen keine Verlagerungseffekte auf den ÖPNV eintreten, solange der MIV starke Zeitvor-

teile aufweist.287 Diesen Vorteil besitzt der MIV in zunehmenden Maße im ÖPNV-unterversorg-

ten, ländlichen Raum (vgl. Kapitel 3.2.3), während die überlasteten Straßen und das zumeist 

dichte ÖPNV-Liniennetz in Ballungsräumen die Vorzüge des MIV schmälern.288 

So zeigte eine Untersuchung des Instituts für Medienforschung und Urbanistik (IMU) zum 

Verkehrsverhalten in der Stadt München, dass vor dem Umzug von der Kernstadt in die Periphe-

rie ca. ein Drittel der Erwerbstätigen öffentliche Verkehrsmittel für den Weg zur Arbeit nutzte, 

nach dem Umzug halbierte sich dieser Anteil.289 Das gleiche Bild ergab sich für den NMV: wäh-

rend in der Kernstadt jeder achte Erwerbstätige den Arbeitsweg zu Fuß oder mit dem Fahrrad 

bestritt, waren es im Umland nur noch halb so viele Personen. Entsprechend gestiegen ist die 

MIV-Nutzung unter den Umzüglern: gut ein Drittel fuhr in München mit dem PKW zur Arbeit, am 

neuen Wohnort außerhalb der Stadt waren es 43 %.290 

                                                           
281 Vgl. Canzler (2004: 348f) 
282 Vgl. Bohley (1974: 202) und Randelhoff (04.04.2012) 
283 Vgl. Boltze/Roth (2008: 1) und Reupke (1992: 47) 
284 Vgl. Boltze/Roth (2008: 1f) 
285 Beispielhaft seien hier zu nennen: Boltze et al. (2002); Canzler (2004); Hölsken/Ruske (1987); Klein 

(1999); Niemeitz (1986); Pfetsch (2002); Rölle (2005) 
286 Vgl. Boltze et al. (2002: 23), Hölsken/Ruske (1987: 50) und Klein (1999: 136) 
287 Vgl. Boltze et al. (2002: 23); Hölsken/Ruske (1987: 52ff) und Kirchhoff/Stöveken (1990: 38) 
288 Vgl. Boltze et al. (2002: 23); Hölsken/Ruske (1987: 56f) und VCD (2012: 2) 
289 Vgl. Sträter et al. (2002: 112) 
290 Vgl. ebd. 113 
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Auf den größeren Wegeentfernungen kommen die Zeitvorteile des PKW also stärker zu tra-

gen. Zudem ist die ÖPNV-Nutzung bei schlechterer Anbindung (Haltestellendichte, Taktfrequenz 

etc.) in dünn besiedelten Gebieten weniger attraktiv als im gut ausgebauten ÖPNV-Netz der 

Kernstadt.291 Dabei ist aber keineswegs mit dem erhobenen Zeigefinger nur auf das unzu-

reichende ÖPNV-Angebot oder die unbefriedigende Wahl von Verkehrsteilnehmern zu deuten. 

Der hohe Ausdifferenzierungsgrad in der westlichen, postmodernen Gesellschaft induziert 

wachsende Entfernungen zwischen entmischten Nutzungsstandorten, sodass die hohe Autoab-

hängigkeit („captive drivers“) überhaupt erst durch die dispersen Siedlungsstrukturen geschaf-

fen wird.292 Hier gilt es vonseiten der Stadtplanung und der Politik umzudenken. 

Da wundert es nicht, dass die höhere MIV-Affinität in der Peripherie auch in einer höheren 

Verfügbarkeit haushaltseigener PKW zum Ausdruck kommt. Die IMU-Studie zeigt, dass sich die 

Zahl der Haushalte ohne PKW nach dem Umzug von der Kernstadt ins Umland halbierte während 

der Anteil der Zwei-PKW-Haushalte von gut einem Viertel auf weit über ein Drittel anstieg.293 

Auch hier sei auf den Zusammenhang von Verkehrsmittelwahl und Siedlungsentwicklung hinge-

wiesen: die steigenden Preise auf dem Wohnungsmarkt der Kernstädte vergrößern die Kosten-

vorteile vom „Wohnen im Grünen“, sodass die höheren, variablen Mobilitätskosten für den ver-

gleichsweise längeren Weg zum innerstädtischen Arbeitsplatz sowie die Fixkosten eines Zweit-

Fahrzeuges an Gewicht verlieren.294 

So stellten Mobilitätsstudien295 beim Vergleich der Reisezeiten fest, dass trotz der großen 

Unterschiede in der Reisegeschwindigkeit zwischen den Verkehrsmitteln Zufußgehen, Radfah-

ren und Autofahren „die mit dem jeweiligen Verkehrsmittel verbrachte Zeit (…) nahezu identisch 

ist und der Zeitaufwand des ÖPNV je Weg etwa doppelt so hoch ist wie die der übrigen Verkehrs-

mittel“.296 Während das Auto seine potenziell gegebenen Geschwindigkeitsvorteile im städti-

schen Verkehr durch Wartezeiten an Ampelanlagen sowie bei der Parkplatzsuche einbüßt und 

nur noch auf durchschnittlich 17km/h kommt297, gewinnt der NMV durch seine hohe Flexibilität 

und Streckenunabhängigkeit Geschwindigkeitsvorteile hinzu, sind doch Stau, Parkplatzsuche 

und Einbahnstraßen kein Problem für ihn.298 

Die ÖPNV-Zeitnachteile ergeben sich ganz unabhängig von seiner i.d.R. niedrigeren Reisege-

schwindigkeit infolge Streckengebundenheit und Zwischenhalten299 v.a. aus einem systemimma-

nenten Zeitnachteil, der sich leicht erklären lässt. Während die anderen Verkehrsmittel zumeist 

direkt vor der Haustüre zugänglich sind, bedingt das Liniennetz im ÖPNV vergleichsweise hohe 

Zugangs- und Abgangszeiten zu und von den Haltestellen. Hinzu kommen die möglichen Warte- 

und Umsteigezeiten an Haltestellen.300 Dem PKW stehen diesbezüglich nur die reine Fahrtzeit 

(inkl. möglicher Verzögerungen durch Stau, Umleitungen etc.) sowie die Parkplatzsuche mit ent-

sprechenden Zugangs- und Abgangszeiten gegenüber.301 

Welch große Bedeutung den Reisezeitverhältnissen zukommt zeigten bereits Modal Split-

Modellierungen302 von HÖLSKEN/RUSKE im Jahr 1987, für die sie auf Befragungen und Gutachten 

                                                           
291 Vgl. ebd. 
292 Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen (2005: 287) 
293 Vgl. Sträter et al. (2002: 114) 
294 Vgl. Burkart (1994: 237f) und BMVBS (2012: 27f) 
295 Vgl. Klein (1999) und Pfetsch (2002) 
296 Klein (1999: 125) 
297 Vgl. Pfetsch (2002: 22) 
298 Vgl. Rölle (2005: 38) 
299 Vgl. Boltze et al. (2002: 23) und Klein (1999: 125) 
300 Vgl. ebd. 
301 Boltze et al. (2002: 23) 
302 Vgl. Hölsken/Ruske (1987: 53-56) 
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aus dem Rheingebiet zurückgriffen sowie auf eigene Haushaltsbefragungen und Feldversuche 

mit Vorher-/Nachermessungen.303 Demnach übt das Reisezeitverhältnis von ÖV und MIV einen 

starken Einfluss auf die intendierten Verlagerungseffekte aus, die durch die Maßnahmen „Fahrt-

kostenreduktion im ÖV“ bzw. „Reisezeitverbesserung im ÖV“ herbeigeführt werden sollen. Ab-

bildung 8 und Abbildung 9 veranschaulichen die Ergebnisse für die Raumkategorie der Stadt 

Tübingen (Städte mit 50.000 bis 100.000 Einwohnern), doch trifft die Kernaussage auch auf klei-

nere und größere Städte zu.304  

Die beiden Abbildungen zeigen im Einzelnen zunächst, dass die Verbesserungsmaßnahmen 

im ÖV umso geringere Nachfragezuwächse generieren, je größer das Reisezeitverhältnis 

ÖV/MIV ausfällt. Besitzt der MIV nur kleine Zeitvorteile gegenüber öffentlichen Verkehrsmitteln, 

so ist auch schon mit ÖV-Verbesserungen um 10 % eine deutliche Verlagerung zu erzielen. Ab 

einem Reisezeitverhältnis ÖV/MIV von 1,5 ist eine Fahrpreissenkung um 50 % notwendig, um 

überhaupt noch neue Fahrgäste zu gewinnen (vgl. Abbildung 8). 

Abbildung 8: Verlagerungseffekte infolge von Fahrpreisänderungen in Abhängigkeit zum 
Reisezeitverhältnis zwischen ÖV und MIV 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Hölsken/Ruske (1987: 54) 

Entsprechend des hohen Stellenwerts der verkehrsmittelspezifischen „Reisezeit“ sind Ver-

besserungsmaßnahmen in diesem Bereich des ÖV durchweg als stärker in ihrer Lenkungskraft 

einzustufen als Maßnahmen zur Reduzierung der ÖV-Fahrpreise. Dies wird aus dem unmittelba-

ren Vergleich von Abbildung 8 und Abbildung 9 in jeder Kategorie der Reisezeitverhältnisse er-

sichtlich. Fortschritte in der Reisezeit lassen auch bei prozentual geringeren Verbesserungen 

mehr Verkehrsteilnehmer auf Bahn und Bus umsteigen (vgl. Abbildung 9), als dies bei einer 

gleichwertigen Kostenreduktion der Fall ist (vgl. Abbildung 8). Doch auch hier gilt: das Reisezeit-

verhältnis ÖV/MIV zum Ausgangszeitpunkt entscheidet über die Lenkungskraft der Maßnahme. 

Besitzt der MIV zu große Zeitvorteile, so sind neue Fahrgäste nur mit äußerst hohen Qualitäts-

fortschritten von 30-50 % zu gewinnen (vgl. Abbildung 9). 

                                                           
303 Vgl. ebd.: 48 
304 Vgl. ebd.: 53f 
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Abbildung 9: Verlagerungseffekte infolge von Reisezeitverbesserungen in Abhängigkeit 
zum Reisezeitverhältnis zwischen ÖV und MIV 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Hölsken/Ruske (1987: 53) 

Die Reisezeitverhältnisse des ÖPNV zu verbessern kann zum einen durch eine Verbesserung 

des ÖPNV-Angebots erfolgen (Taktzeitenverkürzung, Busbeschleunigung, Netzverdich-

tung…).305 Ein hierfür nötiger Ausbau des ÖPNV-Systems stößt jedoch wieder an seine Finanzie-

rungs- und teilweise auch räumlichen Grenzen.306 Zum anderen kann der ÖPNV durch Ver-

schlechterungen der Bedingungen im MIV (Geschwindigkeitsbegrenzungen, Parkplatzmanage-

ment, Einfahrts-/Durchfahrtsverbote…) in ein besseres Licht gerückt werden.307 Derartige güns-

tige ÖPNV- und ungünstigen MIV-Rahmenbedingungen existieren bspw. in Zentrumsnähe von 

Großstädten mit einem gut ausgebauten ÖPNV-Liniennetz sowie gezielten Restriktionen für den 

MIV durch Parkplatzverknappung. Zudem verschlechtert die Stauproblematik, gerade in dicht 

besiedelten Räumen, die Bedingungen im MIV. 

E l a s t i z i t ä t e n  d e r  b e i d e n  E i n f l u s s g r ö ß e n  „ R e i s e z e i t “  u n d  „ K o s t e n “   

Um beurteilen zu können, welche Einflussgrößen am stärksten auf die Verkehrsmittelwahl 

wirken, benötigt es v.a. empirisch gesicherter Untersuchungen. Wie bereits erläutert wurde, kön-

nen den beiden Einflussgrößen „Kosten“ und „Reisezeit“ hohe Stellenwerte in der Verkehrsmit-

telwahl zugeschrieben werden sowie eine enge Wechselbeziehung. In diesem Kapitel soll nun 

herausgearbeitet werden, in welchem Maße sich Veränderungen der beiden Determinanten auf 

die individuelle Wahlentscheidung von Verkehrsteilnehmern auswirken. 

Es stellt sich also die Frage, wie sich die Verkehrsmittelwahl im MIV und ÖPNV (Nachfrage) 

verändert, wenn sich eine Variable (bspw. der Preis) in einem der beiden Verkehrssysteme än-

dert. Für den Vergleich von Beziehungen zwischen unterschiedlichen Gütern und ihrem Preis 

darf jedoch nicht das Verhältnis der absoluten Preis- und Mengenveränderungen betrachtet wer-

den, sondern das Verhältnis der Änderung zur Ausgangsgröße (relative Änderung).308 Das aus 

der ökonomischen Wirkungsanalyse stammende Instrument der Elastizitäten ermöglicht eben-

solche relativen „Veränderungen miteinander in Beziehung (…) [zu setzen], um die Stärke eines 

Ursache-Wirkung-Zusammenhanges“309 zu messen. 

                                                           
305 Vgl. Klein (1999: 125) und Rauterberg-Wulff (2010: 26) 
306 Vgl. Rauterberg-Wulff (2010: 26) 
307 Vgl. Boltze et al. (2002: 23) und Klein (1999: 125 u. 136) 
308 Vgl. Hölsken/Ruske (1987: 53-56) 
309 Ebd.  
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 „Der Elastizitätskoeffizient gibt dabei mit dem Vorzeichen die Wirkungsrichtung und mit 

seinem absoluten Wert die Wirkungsstärke an.“310 Die Eigenelastizität zeigt also an, „um wie viel 

Prozent sich eine abhängige (=reagierende) Größe ändert, wenn sich die unabhängige (=verur-

sachende) Größe um 1 % ändert.“311 Ein Wert von ηy,x = -2 bedeutet bspw., dass die Nachfrage 

von Gut y um 2,0 % abnimmt, wenn die Variable x um 1,0 % zunimmt. Diese diskreten Änderun-

gen werden in Abbildung 10 anhand der Flächen ΔP und ΔX dargestellt.312 

Abbildung 10: Elastizität 

 

Quelle: Schulbuchzentrum-online (2009: 21) 

Preiselastizitäten geben demnach Auskunft darüber, „wie stark die Nachfrage auf Preisän-

derungen reagiert.“313 Dabei wird unterschieden zwischen einer elastischen Nachfrage (Ɛ> ±1) 

und einer unelastischen Nachfrage (Ɛ< ±1).314 Die Elastizität einzelner Güter (bspw. Verkehrs-

mittel) ist dabei stets geringer als die Preiselastizität des gesamten Markts, da bei signifikanten 

Preisänderungen Wahlalternativen zur Verfügung stehen, d.h. ein Gut kann gegen ein anderes 

ausgetauscht werden.315 Eine solche Substitutionskonkurrenz zwischen ähnlichen Gütern316 

zeichnet sich durch eine hohe positive Kreuzpreiselastizität aus.317 

Jene Variablen, für die jeweils die Kreuzpreiselastizität des ÖV und die Eigenpreiselastizität 

des MIV die höchsten Werte annehmen, können demnach als die Einflussgrößen mit der höchs-

ten Bedeutung für die Verkehrsverlagerung von MIV auf ÖV verstanden werden. Nach der Stich-

probenerhebung von VRTIC/FRÖHLICH im Jahr 2006 sind dies für den MIV die Variable „Reisezeit 

MIV“ mit einer Eigenelastizität von Ɛ=-0,320 und für den ÖV die Variable „Preis ÖV“ mit einer 

Kreuzpreiselastizität von Ɛ=0,319 (vgl. Tabelle 3). Für die intendierte Verkehrsverlagerung fast 

gleichbedeutend ist aber auch die Variable „Preis MIV“ mit einer durchschnittlichen Eigenelasti-

zität von Ɛ=-0,311. 

                                                           
310 Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Elastizität 
311 Schulbuchzentrum-online (2009: 20) 
312 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Elastizität 
313 Hermann (2010: 151) 
314 Vgl. Hermann (2010: 152) und Schulbuchzentrum-online (2009: 22) 
315 Vgl. Hermann (2010: 152) 
316 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Marktversagen 
317 Vgl. Hermann (2010: 152/161); Schulbuchzentrum-online (2009: 26) und Storchmann (2001: 653) 
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Die in Tabelle 3 dargestellten Ergebnisse können für die Kosten im MIV und im ÖV wie folgt 

gelesen werden318: 

 Der MIV weist eine Eigenpreiselastizität von Ɛ=-0,311 auf sowie eine Kreuzpreiselastizität 

von Ɛ=0,580. Erhöht sich der MIV-Preis um 10 %, so geht die MIV-Nachfrage um 3,11 % zu-

rück. Zugleich steigt die ÖV-Nachfrage um 5,8 %. 

 Der ÖV weist eine Eigenpreiselastizität von Ɛ=-0,596 und eine Kreuzpreiselastizität von 

Ɛ=0,319. Wird der ÖV-Preis um 10 % gesenkt, so nimmt die ÖV-Nachfrage um 5,96 % zu, die 

MIV-Nachfrage jedoch lediglich um 3,19 % ab. Preisreduzierungen im ÖPNV attrahieren also 

neben MIV- auch NMV-Teilnehmer und induzieren darüber hinaus Mehrfahrten von ÖPNV-

Nutzern.319 

Tabelle 3: Nachfrageelastizitäten im MIV und ÖV nach Wegezweck 

 

Quelle: Vrtic/Fröhlich (2006: 15) 

Für die Preiselastizitäten im Verkehrsmarkt ist gemeinhin zu berücksichtigen, dass die 

Nachfrage im ÖPNV auf Tarifsenkungen bzw. -erhöhungen erst mit einer zeitlichen Verzögerung 

reagiert.320 Dementsprechend schwierig gestalten sich zuverlässige Berechnungen bzw. Progno-

sen bzgl. der Wirkung von tarifpolitischen Maßnahmen auf den ÖPNV-Markt, zumal andere Ein-

flussgrößen die Wirkung über eine längere Laufzeit verzerren können.321 

Eine umfassende Stichprobenerhebung unter 1.480 Personen im Kanton Zürich im Jahr 

2004 berücksichtigte unterschiedliche preis- und zeitorientierte Einflussgrößen zur Bestim-

mung ihrer jeweiligen Nachfrageelastizität.322 Wie Tabelle 3 belegt, konnten VRTIC/FRÖHLICH da-

bei signifikante Unterschiede zwischen den Wegezwecken „Arbeit“ und „Freizeit“ hinsichtlich 

der Nachfrageelastizitäten der kosten- und zeitbezogenen Einflussgrößen nachweisen. Während 

für Freizeitaktivitäten die Variablen „ÖV-Intervall“ und insbesondere „ÖV-Umsteigezahl“ höhere 

Kreuzelastizitäten aufweisen als im Berufsverkehr, sind die kostenbezogenen Variablen der „ÖV-

                                                           
318 Vgl. Schulbuchzentrum-online (2009: 14) 
319 Vgl. Kalbow (2001: 26f) und Seydewitz/Tyrell (1995: 14) 
320 Vgl. Sterzenbach (2001: 177f) 
321 Vgl. ebd.: 178 
322 Vgl. Vrtic/Fröhlich (2006: 7) 
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Fahrpreise“ bzw. der „MIV-Fahrtkosen“ sowie die zeitbezogenen Variablen „MIV-Reisezeit“, „ÖV-

Fahrzeit“ sowie „ÖV-Zugangszeit“ für die regelmäßigen Wege zur Arbeitsstelle von größerer Re-

levanz. 

Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass im Freizeitverkehr eher die Flexibilität der 

Verkehrsmittel über deren Wahl entscheidet; ein höherer Kosten- und Zeitaufwand wird für die 

freiwillig gewählte Aktivität hingegen in Kauf genommen. Die größere Kostentoleranz im Frei-

zeitverkehr ist dabei v.a. für den MIV festzustellen (vgl. Tabelle 3).323 Die Gründe hierfür können 

vielfältig sein, bspw. der höhere Komfort als Freizeitluxus, bessere Transportmöglichkeiten für 

Sportgeräte u.ä. sowie die höhere Auslastung von Fahrzeugen im Freizeitbereich (Stichwort Fa-

milie) geben hier einen Anhaltspunkt. 

 Im Berufsverkehr mit seinen zumeist regelmäßigen Fahrtrouten und -zeiten spielt die Fle-

xibilität der Verbindungen eine eher untergeordnete Rolle. Wichtiger ist hingegen der werktäg-

liche Kosten- und Zeitaufwand: hier fällt die Investitionsbereitschaft der Pendler geringer aus 

als im Freizeitbereich.324 Zudem kamen VRTIC/FRÖHLICH zu dem Ergebnis, dass die Möglichkeit, 

auf ein privates Kraftfahrzeug zurückgreifen zu können, im Berufsverkehr den schwächsten Ein-

fluss auf die Verkehrsmittelwahl ausübt gegenüber den anderen untersuchten Verkehrszwecken 

„Einkauf“, „Freizeit“ und „Nutzfahrt“.325 Der Besitz einer Zeitkarte für die Nutzung öffentlicher 

Verkehrsmittel nimmt im Berufsverkehr hingegen einen vierfach so hohen Elastizitätswert an 

gegenüber der Variablen „PKW-Verfügbarkeit“.326 Folglich vermag das Angebot eines ticket-

freien ÖPNV auf die Verkehrsmittelwahl von Berufspendlern eine größere Lenkungswirkung zu 

erzielen als auf andere Verkehrszwecke. 

Da auch weitere Studien zur Verkehrsmittelwahl vergleichbare Ergebnisse hinsichtlich der 

Preiselastizitäten im MIV und ÖPNV lieferten327, wird gemeinhin von einer pauschalen 

Kreuzpreiselastizität des ÖV von Ɛ=-0,3 ausgegangen. Das Nachfrageverhalten im ÖPNV ist dem-

nach als unelastisch einzustufen. In der Literatur wird hieraus oftmals abgeleitet, dass die Redu-

zierung von ÖV-Fahrpreisen eine nur schwache Wirkung für die politisch gewünschte Verkehrs-

verlagerung besitzt.328 Dies ist jedoch sicherlich dem Umstand geschuldet, dass schon geringfü-

gige Preissenkungen im ÖV angesichts der finanziellen Engpässe unter kommunalen Aufgaben-

trägern nur äußerst schwer zu bewerkstelligen sind und an Preissenkungen, die für Nachfrage-

veränderungen signifikant wären, kaum ein Entscheidungsträger zu denken getraut. 

Die Stadt Tübingen ist in diesem Sinne als Visionär einzustufen, zeigt sie doch die Fähigkeit, 

die aus Tariferhöhungen und Leistungsreduzierung resultierenden Folgen zu antizipieren. Im 

Sinne der Elastizitäten lässt sich die Hauptfolge mit einem Rückgang der ÖV-Nachfrage entspre-

chend der ÖV-Eigenelastizitäten von Ɛ=-0,596 beschreiben. Die Stadt Tübingen will diesem Zu-

kunftsszenario entgegenwirken, indem sie die meist als gering bewertete Preiselastizität des ÖV 

mit einer Kostensenkung um 100 % vollumfänglich auszunutzen gedenkt. Dies ergäbe nach den 

gemeinhin ermittelten ÖV-Preiselastizitäten immerhin eine MIV-Entlastung um 30 % (siehe 

Seite 47)329. Dieses Potenzial zu erreichen hat sich die Stadt Tübingen mit ihrem Vorhaben 

„TüBus für alle“ zum Ziel gesetzt.330 

                                                           
323 Vgl. ebd.: 12f 
324 Vgl. ebd.: 12 
325 Vgl. Vrtic/Fröhlich (2006: 11) 
326 Vgl. ebd. 
327 Vgl. Geißler/Jetzki (2010: 13); Kalbow (2001: 77); Storchmann (2001: 654) und Walther (1993: 33f) 
328 Vgl. Keuchel (2000: 10) und Storchmann (2001: 654) 
329 Vgl. Kalbow (2001: 77) und Randelhoff (2012a) 
330 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
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Für das Tübinger Vorhaben einer ÖPNV-Umlagefinanzierung hätte die Nachfrageelastizitä-

ten gemäß Tabelle 3 folgende Implikationen: 

 Werden die Kosten im ÖPNV um 100 % gesenkt, so ist mit einer Abnahme der MIV-Nachfrage 

von 31,9 % zu rechnen. Zugleich wird sich die Nachfrage nach öffentlichen Verkehrsleistun-

gen um 59,6 % erhöhen. 

 Wird zur Finanzierung des entgeltfreien Nahverkehrs eine City-Maut eingeführt, in deren 

Folge die MIV-Kosten um 1,0 % steigen, so wird sich die Nachfrage im MIV um weitere 0,311 

% senken und die ÖV-Nachfrage steigt um weitere 0,58 %. 

 Können durch die Einnahmen aus der Umlage weitere Verbesserungsmaßnahmen im ÖPNV 

erfolgen, wie bspw. eine Verkürzung der Taktzeiten (ÖV-Intervall) oder eine Bus-Beschleu-

nigung (ÖV-Fahrtzeit), so können weitere Verlagerungseffekte erfolgen. Dabei besitzen die 

einzelnen zeitbezogenen ÖV-Variablen folgende Rangliste in Hinblick auf ihre Verlagerungs-

potenziale: (1) Fahrzeit ÖV Ɛ=0,275, (2) Zugangszeiten ÖV Ɛ=0,263, (3) Umsteigezahl ÖV 

Ɛ=0,141, (4) Intervall ÖV Ɛ=0,102 sowie (5) Verlässlichkeit ÖV Ɛ=0,037. 

 Für die in dieser Arbeit fokussierte Verkehrsteilnehmergruppe der Berufspendler zeigen die 

Nachfrageelastizitäten im MIV und im ÖV, dass der Preis für den Arbeits- und Ausbildungs-

verkehr eine weitaus höhere Rolle spielt, als im Durchschnitt aller Fahrtzwecke. Dies lässt 

sich darauf zurückführen, dass die Zahlungsbereitschaft für „unfreiwillige“, aber eben not-

wendige Fahrtzwecke wie Arbeit aber auch Einkauf, geringer ausfällt als für „freiwillig“ vor-

genommene Fahrten in der Freizeit. Zudem liegt die Zahlungsbereitschaft im ÖV tiefer als im 

MIV.331 Allein auf den Berufsverkehr bezogen kann durch eine ÖV-Kostensenkung um 100 % 

eine MIV-Nachfragesenkung um 47,7 % erzielt werden und durch eine MIV-Kostensteiger-

ung um 1,0 % eine MIV-Nachfragesenkung um weitere 0,512 %.332 

 Auch für die zeitbezogenen ÖV-Variablen, die sich durch Angebotsverbesserungen im ÖPNV 

positiv beeinflussen lassen, ergeben sich im Arbeits- und Ausbildungsverkehr höhere 

Kreuzpreiselastizitäten zum MIV als im Durchschnitt aller Fahrtzwecke. Gerade für diesen 

Verkehrszweck sind Investitionen in den ÖPNV lohnend und können an der Zielgruppe der 

Pendler ausgerichtet werden (bspw. Taktzeiten in den Hauptverkehrszeiten (HVZ) verkür-

zen; Haltestellennetz auf den Linien zum Tübinger Universitätsklinikum und zur Eberhard 

Karls Universität als Hauptarbeitsgeber im Stadtgebiet Tübingen verdichten für verkürzte 

Zugangszeiten; Fahrpläne optimieren für kürzere Umsteigezeitenoder eigene Busspuren für 

kürzere Fahrtzeiten im ÖPNV).333 

6.2.2 Die Einflussgröße „Flexibilität“ 

Das Auto vereint all jene Charakteristiken, die in der postmodernen Gesellschaft geschätzt 

werden: Schnelligkeit, Bequemlichkeit, Individualität und Flexibilität.334 Es erschließt Frei-

räume335 und ermöglicht ein „Nutzen ohne Nachdenken“336. Der MIV ermöglicht durch seine Un-

abhängigkeit337 den Traum der „entfesselten Mobilität“338. 

Deshalb spielt neben den Einflussgrößen „Fahrtkosten“ und „Reisezeit“ v.a. auch der Faktor 

„Flexibilität“ eine große Rolle für die individuelle Verkehrsmittelwahl.339 Hier besticht der MIV 
                                                           
331 Vgl. Vrtic (2012: 12 u. 19) 
332 Vgl. Vrtic/Fröhlich (2006: 15) 
333 Vgl. Vrtic (2012: 19) 
334 Vgl. Pripfl et al. (2010: 13) 
335 Vgl. Rölle (2005: 34) 
336 Franke (2001) zitiert nach Rölle (2005: 35) 
337 Vgl. Pripfl et al. (2010: 13) 
338 Wegener (1994: 5) 
339 Vgl. Johansson et al. (2006: 507ff) 
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durch seine Unabhängigkeit von Fahrplänen und -routen.340 Der ÖPNV weist hingegen eine rela-

tiv hohe Komplexität auf, da sich Verkehrsteilnehmer vor Fahrtantritt erst über geeignete Ver-

bindungen (Linien, Haltestellen, Fahrtzeiten) sowie die besten Angebote (Fahrscheinarten, 

Preise, Vergünstigungen) informieren müssen. Der PKW-Nutzer muss hingegen nur die Fahrt-

route kennen (mit Navigationsgerät nur den Zielort) und kann zu beliebigen Zeiten einfach los-

fahren, ohne Warten oder Eilen auf den Bus, ohne sich zuvor mit Fahrplänen, Tarifstrukturen 

und Fahrscheinautomaten auseinanderzusetzen und für den Ticketkauf ein geeignetes Zahlungs-

mittel bereit halten zu müssen. Dieses wesentlich niedrigere Komplexitätsniveau verschafft dem 

MIV seine Flexibilität und damit auch Bequemlichkeit. 

Für den ÖPNV ergeben sich solche Annehmlichkeiten nur in Kombination mit einer Zeitfahr-

karte auf regelmäßig durchgeführten Wegen, für die die nötigen Informationen einmal erarbeitet 

und dann routiniert genutzt werden können (bis Fahrplanänderungen auftreten). Ein solches 

Routinepotenzial ist v.a. für die Wegezwecke Arbeit und Ausbildung gegeben, sofern hier feste 

Zeiten für Arbeitsbeginn und -ende sowie feste Ausgangs- und Zielorte vorliegen.341 Für die Ein-

kaufs-/Besorgungs- und insbesondere Freizeitverkehre fällt i.d.R. ein erneuter Informationsauf-

wand an. Dabei ist der Fahrtantritt noch relativ leicht zu planen, wohingegen für die Rückfahrt 

zu einem vorher nicht genau festgelegten Zeitpunkt meist Wartezeiten hinzunehmen sind. Die 

relativ geringe Flexibilität schmälert also die Attraktivität öffentlicher Verkehrsmittel im Ver-

gleich zum MIV erheblich und erschwert (v.a. bei Wegeketten mit mehreren Zielorten) die spon-

tane ÖPNV-Teilnahme.342 

Besserungen versprechen hier Technologiefortschritte für Informationssysteme, seien es 

die seit Jahren im Einsatz befindlichen Echtzeitinformationen auf Anzeigetafeln an den Haltestel-

len oder die neueren Entwicklungen im Smartphone-Bereich, mit denen Fahrpläne und selbst 

die Möglichkeit zum spontanen Fahrscheinkauf jederzeit digital verfügbar sind.343 Außerdem 

schmälert die (Park-)Platznot in dicht besiedelten Räumen die MIV-Flexibilität, wenn der zeit-

raubende Suchprozess nach einem Parkplatz beginnt. Dies kann mittels eines restriktiven Park-

platzmanagements gezielt verstärkt werden. 

Ein umlagefinanziertes ÖPNV-System erhöht die Flexibilität im ÖPNV zunächst durch eine 

Komplexitätsreduktion, da der Informationsaufwand für die Tarifstruktur zumindest innerhalb 

des Geltungsraums (Stadtgebiet Tübingen) entfällt.344 Die Abhängigkeit von Fahrplänen und Li-

nienführungen bleibt zunächst weiterhin bestehen, kann jedoch durch einen Angebotsausbau 

mithilfe der Umlageeinnahmen reduziert werden (bspw. wenn durch hohe Taktfrequenzen Ab-

fahrtszeiten irrelevant werden).345 

6.2.3 Das Qualitätskriterium „Komfort“ 

Hand in Hand mit der Flexibilität stellt auch der Komfort ein wesentliches Qualitätskrite-

rium für die Verkehrsmittelwahl dar.346 Dabei beschränkt sich der Faktor nicht nur auf den rei-

nen Fahrkomfort, der sich aus der Qualität von Fahrzeugen und Haltestellen ergibt, sondern er 

umfasst „alle Annehmlichkeiten und Unannehmlichkeiten bzw. Erschwernisse (…), denen der 

Verkehrsteilnehmer bei der Nutzung eines Verkehrsmittels ausgesetzt ist.“347 Insbesondere zeit-

bezogene Faktoren wie die Taktfrequenz, Umsteigezeiten oder Pünktlichkeit wirken sich auch 
                                                           
340 Vgl. Bühler et al. (2009: IV, 36) 
341 Vgl. Laumann/Müller (2000: 10) 
342 Vgl. Johansson et al. (2006: 510) und Mathew/Krishna Rao (2006: 2) 
343 Vgl. Barry (2011) und Tormos (2013) 
344 Vgl. Klein (1999: 135) 
345 Vgl. Buba et al. (2010: 198f) und Tagblatt.de (27.01.2012) 
346 Vgl. Klein (1999: 129) 
347 Vgl. Boltze et al. (2002: 23) 



50 
 

auf den Komfort im Verkehrssystem aus, da häufiges Umsteigen und langes Warten als Unan-

nehmlichkeiten empfunden werden.348 

Verkehrswissenschaftler der University of California kamen sogar zu dem Ergebnis, dass 

ÖPNV-Kunden mehr Wert auf die Zuverlässigkeit im ÖPNV legen als auf die Reisezeit als sol-

che.349 Auch dass über die Hälfte der befragten Fahrgäste nach eigenen Angaben die Nutzung 

öffentlicher Verkehrsmittel aufgrund deren Unzuverlässigkeit bereits reduziert hat, verdeutlicht 

den Stellenwert dieser Variable für die individuelle Zufriedenheit von Verkehrsteilnehmern.350 

So sind Einflussgrößen wie Reisezeit, Flexibilität oder Zuverlässigkeit eng an die subjektive Be-

wertung des Reisekomforts gekoppelt – bspw. wenn eine flexible Zeitplanung und Fahrtroute 

mit direkter Fahrt von Quelle zu Ziel als Vorteil des MIV empfunden wird.351 

Zudem bietet der private PKW seinen Insassen die Möglichkeit, sich nach Belieben mit an-

genehmer Musik, Raumtemperatur und Frischluft einen kleinen Komfortraum („Reizschutzpan-

zer“352) zu schaffen, der sich ganz individuell einrichten lässt (seien es Sitzbezüge zum Wärmen 

oder Massieren, Aufkleber und Wackel-Figuren als Ausdruck der eigenen Persönlichkeit oder 

technischen Aufrüstungen für ein besseres Musikerlebnis). Welch hohen Stellenwert eine solche 

Wohlfühlzone im urbanen Treiben einnimmt lässt sich auch beim Blick in die morgendlichen 

Busse und Bahnen erschließen, wenn müde Geister versuchen in die Welten ihrer Smartphones 

und Musikplayer zu entfliehen. Es wäre unrecht, diese Flucht als reinen Ausdruck einer Spaß- 

und Unterhaltungsgesellschaft aufzufassen; sie sollte ganz nach Simmel auch als Schutzstrate-

gie353 begriffen werden, um sich den psychologisch motivierten Treibern der Verkehrsmittel-

wahl bzw. des Mobilitätsverhaltens354 im Allgemeinen anzunähern. 

6.2.4 Die Einflussgröße „Informations- und Wissensstand“ 

Traditionelle Modelle355 zur Verkehrsmittelwahl, die in Deutschland seit Anfang der 1960er 

Jahre entwickelt wurden,356 beschränken sich i.d.R. auf verschiedene Erklärungsvariablen, wie 

sie in den vorangegangen Kapiteln dargestellt wurden. Mit soziodemographischen Merkmalen 

der Verkehrsteilnehmer, Verkehrsmitteleigenschaften sowie quell-zielorientierten Merkmalen 

ist es zwar möglich, „den Einfluss der Qualität des Verkehrsangebotes und der soziodemographi-

schen Charakteristika mehr oder weniger zufriedenstellend zu beschreiben“357, doch bleibt eine 

wesentliche Einflussgröße außen vor: der Informations- und Wissensstand der Verkehrsteilneh-

mer.358 

Verkehrsteilnehmern wird gemeinhin ein rationaler Vergleich der Verkehrsmittel unter-

stellt – dies wird schon bei dem Begriff der „Verkehrsmittelwahl“ erkenntlich.359 Doch ebenso 

wie nicht allen Verkehrsteilnehmer eine tatsächliche Wahlfreiheit gegeben ist (vgl. Kapitel 6.1), 

können auch nicht alle Verkehrsteilnehmer nach der Idealvorstellung des „homo oeconomicus“ 

ihre Wahl treffen, da die Systemmerkmale aufgrund ungenügender Informationen „nicht annä-

                                                           
348 Vgl. Boltze et al. (2002: 23) und Johansson et al. (2006: 507ff) 
349 Vgl. Holeywell (2013) 
350 Vgl. ebd. 
351 Vgl. Klein (1999: 129) 
352 Schöller-Schwedes/Rammler (2012: 9) 
353 Vgl. ebd.: 18 
354 Weiterführende Literatur zur Mobilitätspsychologie: Kalwitzki (1998) und Schlaffer et al. (2002) 
355 Vgl. Niemeitz (1986: 40-49) 
356 Vgl. ebd.: 40 
357 Sammer et al. (2009: 119) 
358 Vgl. Linnenbrink (1993: 356-359) und Sammer et al. (2009: 119) 
359 Vgl. Boltze et al. (2002: 20) 
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hernd ihrer tatsächlichen Größe entsprechend eingeschätzt werden und daraus einseitige Ent-

scheidungen resultieren. Rationales Verhalten schließt also die Wirkung von Kognitionen in Be-

zug auf die Merkmale der Verkehrsmittelwahl mit ein.“360 

Der Situationsansatz für Verkehrsverhaltensentscheidungen kommt dieser Anforderung 

nach, indem er den Informations- und Kenntnisstand als „typische Eigenschaften der Verkehrs-

teilnehmer, die dazu beitragen, den Unterschied zwischen der subjektiven Situation und den ob-

jektiven Gegebenheiten [zu] definieren“361, berücksichtigt (vgl. Abbildung 11). Dem Ansatz nach 

liegt ein objektives Umfeld vor, mit dem jedoch jedes Individuum seine subjektiven Erfahrungen 

gemacht hat, sodass sich für jedes Individuum eine andere, subjektive Situation ergibt.362 Der 

individuelle Informations- und Wissensstand, ebenso wie das Bewusstsein für die einzelnen Ver-

kehrsmittelalternativen, beeinflusst die subjektive Wahrnehmung und Bewertung der Situation 

und damit die individuelle Entscheidung für oder gegen ein Verkehrsmittel maßgeblich.363 

Abbildung 11: Konzept des Situationsansatzes 

 

Quelle: Eigene Darstellung, verändert nach Sammer et al. (2009: 122) und Vrtic (2012: 4) 

                                                           
360 Wermuth (1980) zitiert nach Boltze et al. (2002: 20) 
361 Sammer et al. (2009: 120) 
362 Vgl. Sammer et al. (2008: 5) 
363 Vgl. ebd. 
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Ziel muss sein, „den Einfluss von unsicheren Informationen und von perzeptiven Verzerrun-

gen“364, bspw. in der Wahrnehmung von Kosten- und Reisezeitverhältnissen zwischen MIV und 

ÖPNV, zu minimieren. Dies erscheint umso notwendiger, als die finanzielle Schieflage kommu-

naler Aufgabenträger den erforderlichen Ausbau- und Verbesserungsmaßnahmen im ÖPNV 

Grenzen setzt.365 Folglich nimmt die Bewusstseinsstärkung eine wachsende Bedeutung für die 

intendierte Verkehrsverlagerung ein.366 Informations- und Wissensstand der Verkehrsteilneh-

mer sollten daher in Erklärungsansätzen zur Verkehrsmittelwahl Berücksichtigung finden, um 

geeignete Informations- und Marketing-Maßnahmen im ÖPNV sowie der umweltpolitischen Bil-

dung ableiten zu können.367 

Eine Stichprobenerhebung zur Verkehrsmittelwahl belegt, dass sowohl unter den PKW-

Selbstfahrern als auch den PKW-Mitfahrern ein nur unzureichender Informationsstand über die 

Wahlalternative ÖPNV vorliegt (vgl. Abbildung 12). Um den Kenntnisstand von Individuen bzgl. 

zur Verfügung stehender Verkehrsmitteleigenschaften zu untersuchen, wurden die freien Anga-

ben der Befragungsteilnehmer mit den realen Werten im ÖPNV-System verglichen und je nach 

Übereinstimmung in eine fünfteilige Skala überführt.368 Bei Skalenwert fünf („nicht zufrieden-

stellend“) ist das betrachtete Verkehrsmittel „praktisch nicht benutzbar“369. Folgende Faktoren 

wurden in der Erhebung berücksichtigt: 

 Die genaue Routenbeschreibung (Einstiegs-, Umsteige- und Ausstiegshaltestellen sowie Li-

nienbezeichnungen), 

 die geschätzte Tür-zu-Tür-Reisezeit, 

 die geschätzte Spannweite bzw. zu erwartenden Abweichungen in der Reisezeit aufgrund 

von Unsicherheiten (Verspätungen, Stau, Umleitungen etc.) auf dem Verkehrsweg sowie 

 die geschätzten Reisekosten.370 

Abbildung 12: Wissensstand der MIV-Teilnehmer über Wege mit dem benutzten und den 
nicht benutzten Verkehrsmittelalternativen 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Sammer et al. (2008: 11) 

                                                           
364 Ebd.: 119 
365 Vgl. Deloitte Consulting GmbH (2007: 21) 
366 Vgl. Sammer et al. (2008: 2) 
367 Vgl. Sammer et al. (2009: 119f) 
368 Vgl. Sammer et al. (2008: 10) 
369 Sammer et al. (2009: 124) 
370 Vgl. Sammer et al. (2008: 10) 
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Abbildung 13: Wissensstand der Umweltverbund-Teilnehmer über Wege mit dem benutz-
ten und den nicht benutzten Verkehrsmittelalternativen 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Sammer et al. (2008: 11) 

Diese Notwendigkeit tritt insbesondere bei einem Blick auf die Elastizität der einzelnen Ein-

flussgrößen hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit, dass Verkehrsteilnehmer ihre Wahl zugunsten 

des ÖV zu treffen, hervor. Wie in Tabelle 4 dargestellt, hat die Variable des Informations- und 

Wissensstandes für den ÖPNV den stärksten Einfluss auf die Verkehrsmittelwahl (Ɛ=7,7), gefolgt 

von der Wissensvariablen für den MIV (Ɛ=-3,8), der MIV-Reisezeit (Ɛ=2,5) sowie dem ÖV-Zeit-

kartenbesitz (Ɛ=1,8) und der ÖV-Reisezeit (Ɛ=-1,5). Für die ÖV-Kosten stellt sich hingegen auch 

in dieser Stichprobenerhebung eine relativ geringe Preiselastizität heraus (Ɛ=-0,4), die nur für 

die Kreuzelastizität der MIV-Kosten noch niedriger ausfällt (Ɛ=0,1). Ebenso bestätigt sich die ge-

ringe Elastizität für die ÖV-Wahlwahrscheinlichkeit bei Besitz eines PKW (Ɛ=0,1) (vgl. Kapitel 

6.1). Der starke Einfluss des Informations- und Wissensstandes auf die Verkehrsmittelwahl 

wurde auch in anderen Untersuchungen371 bestätigt. 

Diese Erkenntnisse gilt es v.a. vor dem Hintergrund der Tübinger Verlagerungsstrategie im 

Blick zu behalten, wenn es um flankierende Maßnahmen im Bereich der Informations- und Mar-

ketingarbeit geht. Hier wird es nicht ausreichen, nur die Vorteile des ticketfreien Stadtbussys-

tems anzupreisen; zum Umstieg von MIV-Teilnehmern auf den ÖPNV bedarf es auch gezielter 

Informationsmaßnahmen zu den Fahrplänen und -routen sowie den Reisezeiten. Zu diesem Zwe-

cke können publikumsreiche Orte abseits des ÖPNV-Betriebs (bspw. Bürgerbüro, Stadtbiblio-

thek, Schwimmbäder u.ä.) sowie die größten Arbeitgeber im Stadtgebiet Tübingen (bspw. Uni-

versitätsklinikum, Eberhard Karls Universität und die öffentlichen Behörden) erste Punkte dar-

stellen, um publikumsgerechte und Zielort-spezifische Informationen zum vorliegenden ÖPNV-

Angebot bereitzustellen und gezielt einzelne Personengruppen unter den MIV-Teilnehmern 

(bspw. Berufspendler) anzusprechen. 

 

                                                           
371 Vgl. Kriebernegg (2005) und Linnenbrink (1993) 
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Tabelle 4: Elastizität für eine Wahlwahrscheinlichkeit für den ÖPNV 

Elastizität Ɛi= dP(ÖV) ÷ dxi 

P(pt)………....Wahlwahrscheinlichkeit für den ÖV 

Ɛi……………….Lineare Elastizität in Relation zu den Mittelwerten aller beobachteten Variablen 

xi………………..Variable der Nutzenfunktion (generalisierte Kostenfunktion) 

Variable xi Variable Ɛi 

Reisezeit PKW 2,5 

Reisekosten PKW 0,1 

PKW-Besitz -0,1 

Variable des Kenntnis- und Informationsstandes des PKW -3,8 

Reisezeit ÖV -1,5 

Reisekosten ÖV -0,4 

Besitz einer ÖV-Zeitkarte 1,8 

Variable des Kenntnis- und Informationsstandes des ÖV 7,7 

Quelle: Eigene Darstellung nach Sammer et al. (2008: 14) 

Den Informationsstand in der Bevölkerung zu erhöhen wird im Zuge des Tübinger Vorha-

bens aber nicht erst zum Zeitpunkt der tatsächlichen Einführung einer Umlagefinanzierung not-

wendig, sondern sollte schon im Voraus stattfinden, um eine höhere Bevölkerungsakzeptanz für 

die Maßnahme zu erreichen. Wichtig ist hierbei, dass nicht nur die Kostenvorteile betont, son-

dern v.a. auch die weiteren Vorzüge des ÖPNV (Zeit zum Lesen, Umweltverträglichkeit, soziale 

Interaktion mit Mitmenschen etc.) kommuniziert werden, damit der neue, entgeltfreie ÖPNV 

auch wirklich als eine attraktive Alternative zum MIV und nicht nur als notgedrungener Kosten-

kompromiss für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen „abgestempelt“ wird. Gleiches gilt 

für die Personengruppe der NMV-Teilnehmer (insbesondere bei der Einführung einer Haus-

haltsabgabe), die z.T. ebenfalls einen unzureichenden Wissensstand aufweisen (vgl. Abbildung 

13, Seite 53). 

6.2.5 Zwischenfazit 

Wie die Arbeitsergebnisse zu Einflussgrößen der Verkehrsmittelwahl belegen, sind zeitbe-

zogene Variablen als Schlüsselkriterien im Prozess der individuellen Präferenzentscheidung an-

zusehen. Es zeigte sich jedoch auch, dass eine Verringerung der Reisezeiten im ÖPNV stets an 

einen Infrastrukturausbau geknüpft ist und somit an finanzielle wie räumliche Grenzen stößt. 

Das Reisezeitverhältnis zwischen MIV und ÖPNV könnte vielmehr durch eine Erhöhung der Rei-

sezeit im MIV verbessert werden. Dies ließe sich relativ einfach durch niedrigere Fahrgeschwin-

digkeiten im Straßensystem realisieren, bspw. durch das Herabsetzen der zulässigen Höchstge-

schwindigkeit oder das Abbauen von grünen Wellen. Angesichts des übergeordneten Ziels einer 

ÖPNV-Förderung, die Verkehrsbelastungen in Städten zu reduzieren, sind solche Maßnahmen 

jedoch kaum bzw. nur bedingt zielführend, würden längere Wartezeiten an roten Ampeln doch 

nicht nur zulasten der Nerven der Autofahrer gehen, sondern sich auch negativ auf die Lärm- 

und Abgasbelastung auswirken sowie die Klimakosten in die Höhe treiben. 

Eine weitaus günstigere Wirkung ergibt sich aus Maßnahmen zur Erhöhung der Zugangs- 

und Abgangszeiten, welche bislang mit Stellplätzen vor der Haustür kaum vorhanden sind. Zu-

fahrtsbeschränkungen und eine zentrale Anordnung von Stellflächen würden nicht nur diesem 
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Ziel nachkommen, sondern zudem auch eine erhebliche Entlastung des öffentlichen Raums, ins-

besondere in Wohngebieten, mit sich bringen. Die Umsetzung würde eine Änderung des Bau-

rechts erfordern, sodass Stellplätze nur noch in Sammelgaragen realisiert werden dürfen, wie es 

bspw. im bekannten Modell-Stadtviertel Vaubun in Freiburg im Breisgau teilweise zum Tragen 

kommt. Parallel dazu müsste das Straßenrandparken stark eingeschränkt werden, v.a. in Altbau-

gebieten ohne private Stellflächen. Auf diese Weise würde öffentlicher Raum für alternative Nut-

zungen, bspw. Begrünung, frei und die Fußwegelänge könnte der Situation im ÖPNV angepasst 

werden.372 

Für die soeben untersuchten Einflussgrößen gilt es in der handlungspolitischen Praxis in 

allen Fällen abzuwägen, in welcher „Dosis“, sprich mit welchem Ressourcenaufwand sie Ziel von 

Verbesserungsmaßnahmen im ÖPNV werden. Während kleine Verbesserungen meist schon 

durch relativ geringe Investitionen – oftmals auch schon durch Optimierungsprozesse – umge-

setzt werden können, verlangen große Erfolge i.d.R. einen überproportionalen Mitteleinsatz. Bei 

der Gewichtung der beiden Maßnahmen sollte insbesondere deren Beziehung zueinander be-

rücksichtigt werden: während Reisezeitverbesserungen im ÖV das Reisezeitverhältnis ÖV/MIV 

verkleinern und damit die Erfolge der Maßnahme „Fahrtkostenreduzierung“ anheben, können 

geminderte Fahrgeldeinnahmen infolge der Preissenkung den Handlungsspielraum des Ver-

kehrsunternehmens einschränken, sofern die wegfallenden finanziellen Mittel für die Maß-

nahme „Reisezeitverbesserung im ÖV“ nicht aus einer alternativen Finanzierungsquelle kom-

pensiert werden. Folglich sollte für die Erschließung einer neuen Finanzierungsquelle nicht nur 

das Lenkungsziel verfolgt werden, sondern auch die finanzielle Absicherung von Maßnahmen 

zur Verbesserung der ÖV-Reisezeit im Blick behalten werden (Finanzierungsziel).373 

 

In Abbildung 14 werden die in diesem Kapitel untersuchten Determinanten der Verkehrs-

mittelwahl noch einmal abschließend zusammengefasst. 

                                                           
372 Vgl. ebd. 
373 Vgl. Reupke (1992: 47f) 
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Abbildung 14: Ausgewählte Einflussgrößen der Verkehrsmittelwahl 

 

Quelle: Eigene Darstellung, verändert nach Boltze et al. (2002: 29)  



TEIL III       

–       

TÜBUS FÜR ALLE  



- Diese Seite wurde absichtlich leer gelassen - 
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7 Der Nulltarif als tarifpolitisches Extrem 

Als ticketfreier Nahverkehr ist in dieser Arbeit der Stadtbusverkehr in Tübingen einzustu-

fen, wenn die beförderten Personen keinen Fahrschein gegen Entgelt für die Beförderung zu lö-

sen haben. Werden die anfallenden Kosten für die Beförderungsleistung von öffentlichen Haus-

haltsmitteln gedeckt, wie bspw. in den brandenburgischen Städten Lübben und Templin gesche-

hen (vgl. Kapitel 9.1.2), so wird in der Literatur meist von einem „Nulltarif“ gesprochen. Da im 

Falle der Stadt Tübingen die Fahrscheinfreiheit jedoch über eine Umlagefinanzierung erreicht 

werden soll, d.h. ein Dritter, der nicht die Kommune selbst ist, für die Beförderungskosten auf-

kommt, ist der in Tübingen angestrebte ticketfreie Nahverkehr klar von einem Nulltarif zu un-

terscheiden.374 

Ebenso ist die Bezeichnung als „ticketfreies“ Nahverkehrssystem nicht gänzlich korrekt, so-

fern nach der Erhebung des Umlagebeitrags die Ausstellung eines Ticketersatzes, bspw. in Form 

einer Jahreskarte oder mit dem Personalausweis, erfolgt. Die Zielvorstellung der neuen Finan-

zierungsregelung ist aber so oder so die Grundidee, in einen Bus einsteigen zu können ohne für 

den jeweiligen Beförderungsfall ein Entgelt zu bezahlen, sprich einen Fahrschein kaufen zu müs-

sen. Mit Verweis auf dieses Verständnis werden in dieser Arbeit die Termini „ticketfrei“ und „ent-

geltfrei“ ebenso wie „Ticketfreiheit“ und „Nulltarif“ für das Tübinger Vorhaben gebraucht, gleich 

über welchen Gestaltungsweg dieses letztlich realisiert wird. 

7.1 Der Einzug des Nulltarifs in den Nahverkehr 

Die Personenbeförderung im öffentlichen Nahverkehr ohne entgeltliche Gegenleistung ist 

gemeinhin unter dem sozialpolitisch geprägten Schlagwort „Nulltarif“ bekannt geworden. In den 

Verkehrswissenschaften stand es v.a. Mitte der 1960er bis Mitte der 1970er Jahre im Mittelpunkt 

der Diskussionen und führte zu einigen kurzfristig ausgelegten Umsetzungsversuchen, jedoch 

ohne langfristig empirisch abgesicherte Wirkungen untersuchen zu können.375 So setzte bspw. 

Rom über den Jahreswechsel 1971/72 für neun Tage auf den Versuch eines Nulltarifs376 und Bo-

logna führte 1973 Nulltarifangebote mit zeitlichen Einschränkungen in den Spitzenzeiten für den 

Berufsverkehr sowie für ältere Menschen mit geringem Einkommen ein377 (vgl. Kapitel 9.1.2). 

„Nahezu einhelliger Tenor der seinerzeit gemachten Experimente war [dennoch], daß 

über Niedrigtarife allein der ÖPNV nicht aus seinem Schattendasein geholt werden 

kann. Für die potentiellen Nutzer waren andere Kriterien (z.B. Komfort, Schnelligkeit, 

kurze Umsteigezeiten etc.) von zumindest gleichhoher Bedeutung bei ihrer Entschei-

dung für oder gegen die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln."378 

Die Befürworter eines Nulltarifs im ÖPNV hielten jedoch an ihren Forderungen fest, die bis-

weilen solch marxistische Züge annahmen, dass Kritiker des Nulltarifs seine Befürworter der 

Systemfeindlichkeit beschuldigten379, war doch der Nulltarif auch als Forderung im Programm 

der KPDSU zu finden.380 So bestand nach marxistischer Auffassung die Chance, über den Nulltarif 

das bestehende Gesellschaftssystem zu überwinden, da der Nulltarif „ein der Marktwirtschaft 

fremdes, mit ihr im Widerspruch stehendes Instrument“381 sei.  

                                                           
374 Vgl. Keuchel (2000: 9) 
375 Vgl. Bohley (1973: 121) 
376 Vgl. Keuchel (2000: 9) 
377 Vgl. Monheim (2012) im Interview auf detektor.fm (27.03.2012) 
378 Seydewitz/Tyrell (1995: 7) 
379 Vgl. Brückner (1971: 13f) 
380 Vgl. Bohley (1973: 122) 
381 Seydewitz/Tyrell (1995: 15) 
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Selbst Nulltarif-Befürworter wie BOHLEY382 kamen zur Einsicht, dass die Orientierungskrise 

der Wachstumsgesellschaft für marxistische Gesellschaftskritiker einen Anlass bot, mithilfe des 

Nulltarifs eine grundlegende Veränderung des Gesellschaftssystems herbeiführen zu wollen.383 

Doch wusste sich BOHLEY gegen die „andauernde Ideologisierung der Debatte“384 durch die Null-

tarif-Gegner zu helfen, indem er noch zwei weitere Ansätze zur Begründung des Nulltarifs in 

seine Argumentation einbezog: die Einkommensverteilung sowie die Lösung städtischer Ver-

kehrsprobleme.385 BOHLEY hätte wohl kaum vorhersehen können, dass gerade letzterer Ansatz 

rund vierzig Jahre später zum zentralen Inhalt der Verkehrswende wird, mit der letztlich auch 

ein gesellschafts- und umweltschädliches System überwunden werden soll. 

Nach den Einschätzungen von BOHLEY386 und OETTLE387 könne der ÖPNV-Nulltarif als Instru-

ment zur Einkommensumverteilung eingesetzt werden, indem v.a. Bevölkerungsgruppen mit ge-

ringen finanziellen Ressourcen (Jugendliche, Rentner, Arbeitslose, Flüchtlinge etc.) sowie Perso-

nen mit objektiven Sachzwängen (vgl. Kapitel 6.1) Zugang zu motorisierten Verkehrsmitteln und 

so zu einem erhöhten Mobilitäts- und Aktionsradius bekämen.388 Zudem würde ein über den öf-

fentlichen Haushalt und somit über das allgemeine Steueraufkommen finanzierter ÖPNV vor-

wiegend Bevölkerungsgruppen mit hohem Einkommen betreffen, sodass der Nulltarif eine Um-

verteilung der Einkommen unterstützen würde.389 Auch hier spiegelt sich also eine durchaus so-

zialpolitische Orientierung der Nulltarif-Forderungen im Sinne der Daseinsvorsorge wider, wie 

sie auch in der Initialidee der ZAK für den Tübinger Stadtbusverkehr zu finden ist (vgl. Kapitel 

3.4). 

Kritiker dieses Ansatzes der Einkommensverteilung (auf Seiten der Nulltarif-Gegner wie 

auch der Nulltarif-Befürworter) stellten hingegen infrage, ob es überhaupt eine negative Korre-

lation zwischen Höhe des Einkommens und Nutzungsintensität von öffentlichen Verkehrsmit-

teln gibt und ob somit der Nulltarif als Instrument zur Einkommensverteilung dienen könne.390 

Zudem erachteten die Kritiker eine Finanzierung des Nulltarifs über eine Anhebung der Einkom-

menssteuerprogression für nicht praktikabel, da die Steuerbelastungsquote bereits ausgereizt 

sei. Deshalb käme ihrer Ansicht nach nur eine Umlage zur Finanzierung infrage, bspw. über Um-

satz- oder spezielle Verbrauchssteuern, die jedoch nicht als Instrument zur Einkommensumver-

teilung wirksam seien.391 Desweiteren wurde kritisiert, dass ein über Dritte finanzierter Nulltarif 

ein öffentliches Zuteilungssystem begünstige, das die demokratische, persönliche Entscheidung 

von Bürgern beschneide, indem der Staat über die Einkommensteile seiner Bürger verfüge und 

deren Verwendung festlege.392 

Neben der verkehrspolitisch erwünschten Entlastung von städtischer Infrastruktur, spra-

chen sich Befürworter jedoch auch aus finanzpolitischer Sicht für eine Nulltarif-Einführung aus. 

Diese bringe eine Kostensenkung für Verkehrswege und Parkflächen ebenso mit sich wie eine 

Verminderung der Verkehrstoten, eine erhöhte Produktivität des ÖPNV durch Zeitgewinne im 

                                                           
382 1974 
383 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 14f) 
384 Vgl. ebd.: 15 
385 Vgl. Bohley (1974: 201) 
386 1974 
387 1981 
388 Vgl. Oettle (1981: 304) 
389 Vgl. Bohley (1974: 201) 
390 Vgl. Gutknecht (1973: 27); Bohley (1974: 202f) und Oettle (1971: 58) 
391 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 17) 
392 Vgl. Brückner (1971: 13) 
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Betrieb sowie die Reduktion der sozialen Kosten und ferner die Verringerung des Devisenauf-

kommens für Rohölimporte.393 Diese Kosteneinsparungen würden die Kosten des Nulltarifs 

überkompensieren.394  

Zudem würde ein Nulltarif im ÖPNV nach den Berechnungen von AHNER395 in seinem Gut-

achten über „Betriebs- und volkswirtschaftliche Konsequenzen eines unentgeltlichen Angebots 

der öffentlichen Nahverkehrsmittel in Ballungsräumen“ direkte Ausgabenersparnisse für die öf-

fentliche Hand bedeuten. So würden den jährlichen Zusatzbelastungen von einer Milliarde Deut-

sche Mark (sic!) schätzungswiese jährliche Ersparnisse in privaten Haushalten und Unterneh-

men von rund drei Milliarden Deutsche Mark (sic!) gegenüberstehen (Berechnungszeitraum 

1970-1980).396 

Diese Gegenüberstellung von kommunalen Kosten für die Einführung eines Nulltarifs gegen-

über potenziellen Ersparnissen aufseiten privater Haushalte und Unternehmen wurde von Null-

tarif-Gegnern hingegen als unzulänglich kritisiert.397 Außerdem würde der Nulltarif den sparsa-

men Umgang mit öffentlichen Mitteln gefährden und so zur Vergeudung volkswirtschaftlichen 

Vermögens führen398, indem er eine missbräuchliche und willkürliche Nachfrage schafft, die eine 

angemessene Nachfragebedienung in den Spitzenlastenzeiten gefährde.399 AHNER führt diesbe-

züglich den Vorschlag an: 

„Es gilt zu überlegen, ob die Motivation zur wirtschaftlichen Betriebsführung öffentli-

cher Verkehrsbetriebe nicht durch die Einführung bestimmter Prämien-Systeme für 

Kosteneinsparungen oder Leistungssteigerungen erhöht werden kann.“400 

Auch hinsichtlich der verkehrspolitischen Wirkung eines Nulltarifs wurde Kritik geübt.401 

Die von AHNER und anderen Autoren vorgenommenen Schätzungen zur Lenkungswirkung einer 

solchen Maßnahme seien viel zu hoch angesetzt und wären Folge einer Unterschätzung der „Be-

deutung der Dispositionsfreiheit als qualitatives Unterscheidungsmerkmal zwischen öffentli-

chem Nahverkehr und PKW".402 Rationale Gründe und insbesondere der Fahrpreis würden im 

Entscheidungsprozess um die Wahl der Verkehrsmittel eine untergeordnete Rolle spielen.403 

Desweiteren wurde vonseiten der Nulltarif-Gegner die Vermutung angestellt, der Nulltarif 

würde eine missbräuchliche und willkürliche Nachfrage schaffen, die eine angemessene Nach-

fragebedienung in den Spitzenlastenzeiten gefährde.404 

Angesicht der vielfältigen Kritik am ursprünglichen Konzept des „ÖPNV-Nulltarifs“ soll im 

nachfolgenden Kapitel näher darauf eingegangen werden, welche Argumente für die Tübinger 

Verlagerungsstrategie sprechen und auf welche Grenzen bzw. Konflikte diese stoßen. 

                                                           
393 Vgl. ebd.: 9 
394 Vgl. Bohley (1974: 202) 
395 1970 
396 Vgl. Ahner (1970: 195ff) 
397 Vgl. Gutknecht (1973: 27) 
398 Vgl. Ahner (1970: 49) 
399 Vgl. Caprasse (1971: 458) 
400 Ebd. 
401 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 17) 
402 Gutknecht (1973: 27) 
403 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 17) 
404 Vgl. Caprasse (1971: 458) 
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7.2 Zur Rechtfertigung eines umlagefinanzierten Nahverkehrs 

Wie das Kapitel 3.2 aufzeigte, steht der ÖPNV einigen großen Herausforderungen gegenüber, 

zu deren Bewältigung es sowohl neue Lösungsansätze als auch entsprechende Finanzierungs-

mittel bedarf. Dabei stellt sich die Finanzierungssicherheit des ÖPNV selbst als eine der größten 

Herausforderungen dar, erzielt das Konzept der Fahrgeldeinnahmen doch schon seit jeher einen 

nur unzureichenden Kostendeckungsgrad und steht in der Abhängigkeit der öffentlichen „Spa-

ghetti-Finanzierung“ (vgl. Kapitel 4.2). Vor dem Hintergrund defizitärer Haushaltkassen und der 

ungewissen Tragfähigkeit des kommunalen Querverbunds (vgl. Kapitel 4.2.2) stellt sich daher 

also grundlegend die Frage, ob es nicht Zeit für ein völlig neues Finanzierungs- und Umsetzungs-

konzept im ÖPNV ist. 

Die Stadt Tübingen begibt sich vor dem Hintergrund dieser Frage auf die Suche nach einer 

Alternative zum bisherigen Finanzierungskonzept, ohne dabei auf den Weg der Privatisierung 

setzen zu wollen. Die Sicherstellung der Mobilität für alle Bevölkerungsgruppen als soziales 

Grundrecht (vgl. Kapitel 3.1) soll in der Aufgabenträgerschaft der öffentlichen Hand bleiben, 

ohne diese dabei zunehmend zu belasten und damit zwangsläufig andere Aufgabenbereiche zu 

vernachlässigen. Die angestrebte Strategie, die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im Stadtge-

biet Tübingen ticketfrei zu gestalten und die dadurch bewirkten Einnahmeausfälle über eine al-

ternative Finanzierungslösung zu kompensieren, soll zunächst nach ihren beiden Bestandteilen 

– Ticketfreiheit und Finanzierungsalternative – differenziert betrachtet werden. 

T i c k e t f r e i h e i t  

Das Anliegen, den ÖPNV ticketfrei zu gestalten, strebt zwei Hauptziele an. In erster Linie ist 

dies aus umweltpolitischer und volkswirtschaftlicher Perspektive das Lenkungsziel der Ver-

kehrsmittelwahl mit der intendierten Reduzierung externer Effekte (vgl. Kapitel 5.1). Hierfür soll 

der Entfall von Fahrscheinen einen positiven Anreiz zur ÖPNV-Nutzung setzen. Ohne einen nö-

tigen Ticketkauf wird der Kostenvorteil des ÖPNV gegenüber dem MIV stärker hervorgehoben, 

die Nutzerfreundlichkeit steigt durch den Entfall des Ticketerwerbs sowie durch den reduzier-

ten Informationsaufwand bzgl. des vorliegenden Tarifsystems. 

Das zweite Ziel ist sozialpolitischer Natur und beruht auf der Erkenntnis, dass dem ÖPNV 

angesichts wachsender sozio-ökonomischer Disparitäten in der postmodernen Gesellschaft eine 

immer größere Bedeutung in der Daseinsvorsorge zukommt (vgl. Kapitel 3.2.3) bis hin zur Über-

legung, den ÖPNV in die Nähe eines Kollektiv-/Gemeingutes zu rücken.405  

Ein solches Gut zeichnet sich durch zwei zentrale Eigenschaften aus: 1. die Nicht-Rivalität, 

d.h. das Gut kann durch mehrere Individuen zeitgleich konsumiert werden, und 2. die Nicht-Aus-

schließbarkeit, d.h. der Ausschluss eines Individuums bei Nichtzahlung für die Konsumierung 

des Gutes ist aus wirtschaftlichen, technischen oder normativen Gründen nicht möglich.406 Letz-

teres „Merkmal [kann] einem Gut durch den politischen Entscheidungsbildungsprozess über-

haupt erst verliehen werden.“407 

Während beim ÖPNV die Nicht-Rivalität im Konsum weitestgehend gegeben ist und sich erst 

bei Überfüllungseffekten variabel einstellt408, ist die zweite Eigenschaft in den meisten bestehen-

den ÖPNV-Systemen wie dem Tübinger nicht gegeben. Über den Verkauf von Fahrscheinen und 

                                                           
405 Vgl. Keuchel (2000: 17) 
406 Vgl. Siepe (2010: 3) und Universität Kiel (2007: 1f) 
407 Universität Kiel (2007: 1) 
408 Vgl. ebd. 
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deren Kontrolle ist es technisch wie wirtschaftlich möglich, Fahrgäste von der Nutzung des Ver-

kehrssystems auszuschließen, die kein entsprechendes Entgelt entrichten.409 Der ÖPNV ist folg-

lich kein Gemeingut.410  

Um dem öffentlichen Nahverkehr den Charakter eines Gemeingutes zu verleihen, wäre es 

daher notwendig, diesen von seiner preislichen Zugangsbarriere zu befreien – bspw. mittels ei-

nes Nulltarifs. Die Entscheidung, dies realisieren zu wollen, ist wie im obigen Zitat angeführt rein 

politischer Natur und kann wie folgend dargestellt normativ begründet werden. 

„In allen Lebensbereichen (…) wachsen die Mobilitätsanforderungen vor dem Hinter-

grund einer umfassenden Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Der ÖPNV hat in die-

sen Räumen die Aufgabe der Mobilitätssicherung für jene Bevölkerungskreise, die über 

kein eigenes Verkehrsmittel verfügen.“411 

Die Notwendigkeit am Verkehr teilzunehmen, um Einkommen zu erwirtschaften, sich zu 

versorgen und weiterzubilden sowie am sozialen und politischen Leben teilzuhaben, bestimmt 

je nach Zugangsbeschränkungen im Verkehr den Handlungsspielraum von Personen. Zwar ist 

einer jeden Person, die nicht gesundheitlich eingeschränkt ist, eine quasi kostenlose Mobilität in 

Form der eigenen zwei Beine gewährt, doch sind die Handlungsspielräume angesichts des hohen 

Zeitaufwands und der Entfernungsgrenzen im Fußverkehr stark eingeschränkt.  

Diese Einschränkung wirkt sich umso negativer aus, je größer sich die Entfernungen zwi-

schen Funktionen (Arbeit, Versorgung, Freizeit etc.) in den heutigen Siedlungs- und Wirtschafts-

strukturen darstellen (vgl. Kapitel 3.1). Es besteht zwar schon seit einigen Jahrzehnten das stadt-

planerische Leitbild der „Stadt der kurzen Wege“ als theoretisches Ideal412, das in manchen Städ-

ten modellhafte Umsetzung findet, doch praktisch haben sich die Wegeentfernungen für den Per-

sonen- wie für den Güterverkehr in einer globalisierten und stark funktional ausdifferenzierten 

Welt vervielfältigt.413 

Personen eine Form der motorisierten Verkehrsteilnahme zu ermöglichen, erweitert den 

Mobilitätsradius und damit einhergehend den Aktionsraum dieser Individuen erheblich. Die 

Teilhabe am gesellschaftlichen und ökonomischen Leben ist Grundrecht eines jeden Menschen 

und das Hauptziel eines ticketfreien Nahverkehrs aus sozialpolitischer Perspektive.414 

In Kapitel 5.1 wurde bereits erläutert, welche Konflikte sich für den Aufgabenträger im 

ÖPNV durch die notwendige Beachtung von gemeinwirtschaftlichen Zielen der Umwelt-, Ver-

kehrs- und Sozialpolitik gegenüber den betriebswirtschaftlichen Zielen des kommunalen Ver-

kehrsunternehmens ergeben. Um beide Ebenen im Gleichgewicht zu halten, muss bei einer so 

starken Forcierung der umwelt- und sozialpolitischen Förderung auch die Seite der Finanzie-

rung gestärkt werden. Die öffentliche Hand kann dieser Anforderung weder auf kommunaler 

noch auf Landes- oder Bundesebene gerecht werden. Daher ist die Erschließung einer neuen Fi-

nanzierungsquelle für die Umsetzung einer Ticketfreiheit erforderlich. 

F i n a n z i e r u n g s a l t e r n a t i v e  

Da die Einführung einer Ticketfreiheit in erster Linie auf die Reduzierung externer Kosten 

im Verkehrssystem abzielt, liegt es nahe, das in Kapitel 5.1 skizzierte Marktversagen in diesem 

                                                           
409 Vgl. Keuchel (2000: 17) 
410 Vgl. Siepe (2010: 4) 
411 Landratsamt Tübingen (2012: 23) 

412 Vgl. Palmer (2009: 34) 
413 Vgl. Schmitz (2001: 104ff) 
414 Vgl. ZAK (2011) 
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System mithilfe der neuen Finanzierungslösung (zumindest teilweise) zu korrigieren.415 Wäh-

rend sich ÖPNV-Preise unterhalb der Grenzkosten mit dem Second-Best-Ansatz rechtfertigen 

lassen (vgl. Kapitel 5.2), kann die ÖPNV-Finanzierung nach dem Prinzip der Internalisierung ex-

terner Kosten sowie dem Ansatz der dritten Nutzenträgerschaft begründet werden.416 

Konkret bedeutet dies, dass zur Finanzierung des Verkehrssystems nicht nur jene Personen 

heranzuziehen sind, die die öffentliche Beförderungsleistung beanspruchen (direkte Nutzenträ-

ger), sondern auch jene, die von der Entlastungsfunktion des ÖPNV profitieren (dritte Nutzen-

träger) sowie jene, die die externen Kosten verursachen (Verursacher-Prinzip).417 Während sich 

für die ersten beiden Personengruppen v.a. Abgabenlösungen anbieten, wie sie in Kapitel 7.3 er-

läutert werden, ermöglichen ausgewählte Instrumente des Mobility Pricing, dass auch MIV-Teil-

nehmer an der ÖPNV-Finanzierung beteiligt werden, sofern die erzielten Einnahmen für ÖPNV-

Maßnahmen eingesetzt werden. Hinzu kommt noch die Gruppe der potenziellen Nutzenträger, 

also all jene Personen, denen ein ÖPNV-Angebot zur Verfügung steht, ohne dass diese die öffent-

liche Beförderungsleistung in Anspruch nehmen. 

Welche Personen im Einzelnen zu den dritten Nutzenträgern zählen, ist in der Praxis nicht 

immer trennscharf auszumachen, da sich oftmals auch Überschneidungen mit den Gruppen der 

direkten Nutzenträger und der Verursacher ergeben. Gemeinhin können jedoch Individuen mit 

Zugehörigkeit zu den in Tabelle 5 aufgezeigten Personenkreisen als Nutzenträger eines leis-

tungsstarken, d.h. entlastungswirkenden ÖPNV-Systems betrachtet werden.  

Tabelle 5: Nutzenträger eines leistungsstarken ÖPNV-Systems 

Nutzenträger Nutzen 

ÖPNV-Teilnehmer  Mobilitätsnutzen 

 eingesparte Kosten bei ÖPNV-Benutzung in Relation zum MIV 

MIV-Teilnehmer  Entlastung der Straßeninfrastruktur 

 geringeres Verkehrsaufkommen  

 höhere Reisegeschwindigkeit im fließenden Verkehr 

 geringerer Nachfragedruck auf Parkplatzkapazitäten 

 reduzierter Parksuchverkehr 

 weniger Verkehrsunfälle 

 Beförderungsalternative im Bedarfsfall 

NMV-Teilnehmer  erhöhte Verkehrssicherheit/weniger Verkehrsunfälle 

 mehr Raum für Geh- und Radwege 

 Beförderungsalternative im Bedarfsfall 

Allgemeinheit  Mobilitätssicherung als Daseinsvorsorge 

 höhere Leistungsfähigkeit des Verkehrssystems  

 reduzierte externe Kosten (im Vergleich zum MIV) 

 Möglichkeit zur Flächenumnutzung 

 Einsparung von Investitionen in den Straßenneubau 

                                                           
415 Vgl. Storchmann (2001: 657) 
416 Vgl. Baum (1993: 8); Keuchel (2000: 19) und Reupke (1992: 48) 
417 Vgl. Baum (1993: 8ff); Keuchel (2000: 19) und Reupke (1992: 48-53) 
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Nutzenträger Nutzen 

Arbeitgeber  

(produzierendes 

Gewerbe, Handel, 

Dienstleistung…) 

 freie Parkplatzkapazitäten und bessere Erreichbarkeit des eigenen 
Standorts für Arbeitnehmer, Geschäftspartner, Kunden, Besucher und 
Zulieferer 

 geringere Vorhaltekosten für Stellplätze 

 reduzierte Logistikkosten für Beschaffung und Absatz 

Gastronomie und 

Hotelerie 

 attraktive ÖPNV-Erschließung als Standortfaktor 

 freie Parkplatzkapazitäten und bessere Erreichbarkeit für Gäste 

 höhere Aufenthaltsqualität für Gäste in der Stadt 

Haus- und Grund-

stückseigentümer 

 attraktive ÖPNV-Erschließung als Standortfaktor 

 Wertsteigerung der Grundstücke und Immobilien 

 höhere Aufenthaltsqualität für Bewohner 

Großveranstalter  attraktive ÖPNV-Erschließung als Standortfaktor 

 höhere Besucherfrequenz 

 freie Parkplatzkapazitäten und bessere Erreichbarkeit für Mitarbeiter 
und Besucher 

 Kosteneinsparungen für Unterhalt und ggf. Management von Stell-
platzflächen  

Quelle: Eigene Darstellung nach Baum (1993); Keuchel (2000) und Reupke (1992) 

Bei der Unterscheidung der Nutzenträger eines ticketfreien ÖPNV ist zu beachten, dass ein 

Individuum meist zwangsläufig zu mehr als nur einer Gruppe der aufgeführten Nutzenträger zu 

zählen ist. Ein Autofahrer ist beispielsweise Verursacher von Umweltbelastungen, dritter Nut-

zenträger bei entlasteten Straßen durch das ÖPNV-System und potenzieller Fahrgast zugleich. 

Eine solche mehrfache Nutzenträgerschaft kann bei der politischen Präferenzentscheidung zum 

Ergebnis führen, dass dieser Personenkreis in verstärktem Maße zur Finanzierung des ÖPNV-

Systems beitragen soll. Zugleich ist jedoch bei der kombinierten Anwendung von mehreren Ab-

gabelösungen sicherzustellen, dass ein Personenkreis nicht unverhältnismäßig hoch durch Dop-

pel- oder Dreifachbelastung in die Finanzierungspflicht genommen wird.418 Eine solche Doppel-

belastung würde sich am Beispiel des Autofahrers ergeben, wenn eine Kombinationslösung aus 

City-Maut und Haushaltsabgabe angestrebt wird. 

 

Im nachfolgenden Kapitel wird untersucht, welche Abgabelösungen unter den Gesichts-

punkten der finanzrechtlichen Zulässigkeit für die ÖPNV-Finanzierung infrage kommen. Mit der 

Empfehlung zur Nutzenträger-orientierten Präferenzentscheidung wird sodann erläutert, auf 

welche Bevölkerungsgruppen die zuvor identifizierten Abgabelösungen ausgerichtet werden 

können. Dabei wird das Ziel verfolgt, mit der Abgabe nicht nur eine Finanzierungsquelle für das 

ÖPNV-System und die Ticketfreiheit zu finden, sondern die Abgabe selbst als Anreiz zum Umstieg 

bzw. zur Förderung des ÖPNV einzusetzen. 

                                                           
418 Vgl. Keuchel (2000: 93) 
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7.3 Die Auswahl einer geeigneten Abgabelösung 

7.3.1 Das Potenzial unterschiedlicher Abgabetypen zur Finanzierung eines ti-
cketfreien ÖPNV 

Für die Untersuchungen in dieser Arbeit ist von Bedeutung, welche Finanzierungsquellen 

von der Stadt Tübingen als Aufgabenträger für den ÖPNV erschlossen werden können, um ein 

ticketfreies Nahverkehrssystem nicht nur finanzieren, sondern zugleich auch so attraktiv zu ge-

stalten, dass das Lenkungsziel erreicht werden kann. Da bei dem Konzept der Ticketfreiheit die 

Zahlungspflicht des Fahrgastes im Sinne eines privatrechtlichen Entgelts entfallen soll419, sind 

andere Arten der Abgabe zur Finanzierung heranzuziehen.420 Dies entspricht grundsätzlich der 

gängigen Praxis, da die meisten öffentlichen Aufgaben in großen Teilen mit öffentlichen Abgaben 

finanziert werden, sofern keine privatrechtlichen Entgelte anfallen.421 

Definiert werden können Abgaben „als einseitig auferlegte, öffentlich-rechtliche Geldleis-

tungspflichten, die (…) der Einnahmeerzielung dienen und einem Träger hoheitlicher Gewalt zu-

fließen.“422 Das deutsche Abgaberecht unterscheidet dabei zwischen: 

 Steuern, 

 Gebühren zulasten Dritter (nicht zulasten der Fahrgäste), 

 Beiträge und  

 Sonderabgaben.423 

Von Bedeutung ist hierbei die Stellung der Kommunen im Finanzsystem „für ein etwaiges 

Nahverkehrsabgabegesetz, für die Verwaltungszuständigkeiten und nicht zuletzt für die Frage, 

wem ggf. die Erträge aus der Abgabe zukommen“424. Artikel 28 Absatz 2 GG garantiert den Kom-

munen das Recht auf Selbstverwaltung, d.h. die Gemeinden widmen sich grundsätzlich allen ört-

lichen Angelegenheiten (Universalitätsprinzip), können aber auch neue Aufgaben übernehmen 

(Spontanitätsprinzip).425 Hieraus ergibt sich die Forderung nach einer angemessenen Finanzaus-

stattung (Finanzhoheit) der Kommunen. Eine allgemein gültige Auflistung kommunaler Aufga-

ben ist daher nicht möglich und macht die Ermittlung des notwendigen Finanzbedarfs von Kom-

munen so schwierig. Mit der Zuweisung allgemeiner Haushaltsmittel im Finanzausgleich sowie 

der Erschließung eigener Einnahmequellen (Ertrags- und Einnahmehoheit) decken Gebietskör-

perschaften ihren Finanzbedarf.426 

Doch ob bzw. in welchen Bereichen sich eine Kommune eigene Finanzierungsquellen er-

schließen darf, hängt vom geltenden Landesrecht sowie von der Frage, ob die Kompatibilität der 

Abgabelösung mit der Finanzverfassung gegeben ist, ab. Wenn nicht, stellt dies das Ausschluss-

kriterium dar, „da hier der Einführung neuer Abgaben durch Grundgesetz und Finanzverfassung 

Grenzen gesetzt werden.“427 

                                                           
419 Vgl. Keuchel (2000: 22) 
420 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 25) 
421 Vgl. Klein (1998: 37) 
422 Ebd. 
423 Vgl. Keuchel (2000: 23) und Schomerus (1996: 128) 
424 Schomerus (1996: 128) 
425 Vgl. Klein (1998: 37f) 
426 Vgl. ebd.: 37f 
427 Kalbow (2001: 90) 
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S t e u e r n  

Demnach scheidet der Abgabetyp der kommunalen Steuer zur Finanzierung ÖPNV-Ticket-

freiheit zunächst aus, da Steuern dem Bürger als Gemeinlast auferlegt werden428 und „keine Ge-

genleistung für eine besondere Leistung darstellen, zweckfrei erhoben werden sollen (…) und in 

ihrer Gesamtheit die Ausgaben für öffentliche Güter [zu] decken vermögen (…)“.429 Steuern mit 

der Gegenleistung eines ticketfreien Stadtbussystems zu erheben und damit an einen Zweck zu 

binden, würde also der Finanzverfassung widersprechen.430 

Einen ticketfreien ÖPNV aus erhobenen Kommunalsteuern ohne Zweckbindung, d.h. ohne 

dass sie als Leistung für eine bestimmte staatliche Gegenleistung zu verstehen sind, zu finanzie-

ren, wäre hingegen grundsätzlich möglich.431 Deutsche Kommunen verfügen auf Grundlage der 

kommunalen Selbstverwaltung gemeinhin über eine „Steuerhoheit“, d.h. ihnen steht als öffent-

lich-rechtliche Körperschaft das Recht zu, Steuern zu erheben.432 Somit könnte die Stadt Tübin-

gen bspw. eine Einwohnersteuer erheben, die sich zugunsten des Kriteriums Sozialverträglich-

keit an der Einkommenssteuer orientiert, und diese über die Verankerung im Kommunalabga-

begesetz auch mittel- bis langfristig absichern.433 

Dies würde jedoch implizieren, dass der ÖPNV aus dem kommunalen Haushaltstopf zu fi-

nanzieren sei, d.h. die Finanzierung des ticketfreien Stadtbussystems hätte sich stets gegen die 

Interessen und Finanzierungsbedarfe anderer kommunaler Aufgabebereiche zu behaupten. 

Diese Lösung scheint daher nur bedingt geeignet, um mit einem neuen Bepreisungssystem im 

ÖPNV dessen Zukunftsfähigkeit sicherzustellen, da der Mitteleinsatz für den ÖPNV nicht gewähr-

leistet ist.434 Einzig mit einer klaren politischen Mehrheit im Gemeinderat der Stadt, die sich für 

die Finanzierung einer Ticketfreiheit im öffentlichen Nahverkehrssystem einsetzt, wäre dieses 

Finanzierungsmodell zu empfehlen, bringt es doch den gerade für Tübingen immensen Vorteil 

mit sich, schon heute rechtszulässig und somit zeitnah umsetzbar zu sein.435 

G e b ü h r e n  

Der Abgabetyp der Gebühren entspricht „öffentlich-rechtliche[n] Geldleistungen, die aus An-

laß individuell zurechenbarer öffentlicher Leistungen dem Gebührenschuldner durch eine öf-

fentlich-rechtliche Norm oder eine sonstige hoheitliche Maßnahme auferlegt werden, und dazu 

bestimmt sind, in Anknüpfung an diese Leistung deren Kosten ganz oder teilweise zu decken“.436 

Zwar ist im Grundgesetz keine Definition von Gebühren zu finden, doch wird diese Begriffsbe-

stimmung von Gesetzgebung und Rechtsprechung gemeinhin anerkannt.437 

Im Wesentlichen unterscheidet sich dieser Abgabetyp also gerade durch die Bedingung der 

definierten Gegenleistung von der Steuer.438 Diese Bedingung wäre bei dem Einsatz von Gebüh-

ren als Finanzierungsinstrument für einen ticketfreien ÖPNV zwar in Form der Beförderungs-

                                                           
428 Vgl. Klein (1998: 39) 
429 Kalbow (2001: 90) 
430 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 25); Klein (1998: 38f) und Schomerus (1996: 129) 
431 Vgl. Klein (1998: 40) 
432 Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon Online: Stichwort Steuerhoheit 
433 Gespräch mit Gerhard Schnaitmann, Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg mbH, 07.03.2013 
434 Vgl. Klein (1998: 40) 
435 Gespräch mit Gerhard Schnaitmann, Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg mbH, 07.03.2013 
436 Wilke (1985: 246) 
437 Vgl. Klein (1998: 41) 
438 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 25); Klein (1998: 41) und Schomerus (1996: 129) 
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leistung gegeben, doch die individuelle Zurechenbarkeit der öffentlichen Leistung auf die Gebüh-

renschuldner wird angesichts der Vielfalt an dargestellten Drittnutzern eines solchen ÖPNV-Sys-

tems nur schwer zu erbringen sein.439 

Jedoch wäre die Finanzierung eines ticketfreien Nahverkehrs durch eine besondere Gebühr 

möglich440, da es sich hierbei um ein Mischgut handelt, bestehend aus einer Privat- und einer 

Kollektivkomponente, das als besonders gebührenfähige Leistung anzuerkennen ist441. Die Pri-

vatkomponente stellt in diesem Falle der direkte Nutzen des Fahrgastes aus der ihm erbrachten 

Leistung dar, die Kollektivkomponente ergibt sich aus der Reduzierung der externen Effekte 

durch die Leistung.442 „Ein [solches] Mischgut ist gerade dann gebührenfähig, wenn die Adressa-

ten der Privatkomponente identifizierbar sind (Ausschlussprinzip) und dies gesellschaftlich ak-

zeptiert und aber auch in öffentlichem Interesse ist.“443  

Die Finanzierung öffentlicher Aufgaben über Gebühren bringt im Wesentlichen den Vorteil 

mit, dass sie weitestgehend konjunkturunabhängig sind und somit die Einnahmen durch Gebüh-

ren als gesichert anzusehen sind. Zudem lässt sich die Gebührenerhebung gegenüber Bürgern 

durch die Zuordnung zu einer Gegenleistung der öffentlichen Hand gut rechtfertigen und kann 

auch anhand der Kosten für die Gegenleistung von Bürgern nachvollzogen werden.444 Die Höhe 

der Gebühr richtet sich dabei nach dem Kostendeckungsprinzip sowie dem Äquivalenzprinzip. 

Dem ersteren zufolge sollen die Kosten der öffentlichen Hand zur Bereitstellung der Leistung 

gedeckt werden, während das letztere besagt, dass Leistung und Gegenleistung in einem ange-

messenen Verhältnis zueinander stehen sollen.445 

Im Allgemeinen wären Gebühren somit für die ÖPNV-Finanzierung einsetzbar. Vorausset-

zung muss jedoch sein, dass nur jene Personen, welche die Gebühr entrichtet haben, die Beför-

derungsleistung in Anspruch nehmen dürfen, während Nichtgebührenzahler davon ausgeschlos-

sen werden (Ausschlussprinzip).446 Dies würde die Notwendigkeit eines Ticketersatzes bedeu-

ten, bspw. in Form einer automatischen Ticketausstellung nach Zahlungseingang.  

Ebenso ist die tatsächliche Inanspruchnahme der Gegenleistung Voraussetzung für das Ent-

stehen der Gebührenschuld, die Zurverfügungstellung des ÖPNV-Angebots allein reicht nicht 

aus.447 Somit sind Gebühren für eine gänzliche Ticketfreiheit, die von allen Bürgern und nicht nur 

den tatsächlichen ÖPNV-Nutzern finanziert wird, nicht geeignet. 

B e i t r ä g e  

Der Abgabetyp der Beiträge entspricht einer Zahlungsleistung für einen Erschließungsvor-

teil, d.h. Beiträge werden als Geldleistung für den Aufwand „für Herstellung, Anschaffung und 

Erweiterung öffentlicher Einrichtungen und Anlagen“448 erhoben und stellen die „Gegenleistung 

für die Möglichkeit der Inanspruchnahme der Einrichtungen“449 dar (Optionsnutzen)450. In Ab-

grenzung zum Abgabetyp der Gebühren handelt es sich hierbei also um eine Geldleistung, die 

mit dem Ziel erhoben wird, die getätigten Investitionen in das bereitgestellte Leistungsangebot 

                                                           
439 Vgl. Kalbow (2001: 91) 
440 Vgl. Keuchel (2000: 24) 
441 Vgl. Kalbow (2001: 91) 
442 Ebd. 
443 Ebd. 
444 Vgl. Klein (1998: 42) 
445 Vgl. Schomerus (1996: 129) 
446 Vgl. Klein (1998: 42) 
447 Vgl. ebd.: 43 
448 Kalbow (2001: 91) 
449 Ebd. 
450 Vgl. Keuchel (2000: 24) 
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zu (re-)finanzieren451, und nicht laufende Kosten abzudecken.452 Deshalb kann die Erhebung die-

ses Abgabetypus nur einmalig erfolgen. Die Gebührenfähigkeit bezieht sich dabei auf die Mög-

lichkeit der Inanspruchnahme453 und bleibt damit unabhängig davon, ob die bereitgestellten öf-

fentlichen Einrichtungen oder Anlagen tatsächlich genutzt werden454. 

Da für das Tübinger Vorhaben der Ticketfreiheit jedoch in erster Linie ein Finanzierungs-

instrument gesucht wird, das die laufenden und bei erfolgreicher Verkehrsverlagerung steigen-

den Betriebskosten deckt, ist auch diese Abgabelösung allein nicht zielführend.455 Interessant 

und unter den vorgebrachten Voraussetzungen möglich wäre jedoch eine Kombination von Bei-

trägen und Gebühren aufgrund ihrer unterschiedlichen Leistungsbezüge: Gebühren zur Finan-

zierung der laufenden Kosten und Beiträge zur Deckung der Investitionskosten in Erschlie-

ßungsanlagen des ÖPNV-Systems.456 

S o n d e r a b g a b e n  

Lässt sich für den ticketfreien ÖPNV eine homogene Gruppe identifizieren, die in einer „spe-

zifischen Verantwortungsbeziehung“457 zu diesem steht, ließe sich als Finanzierungsinstrument 

auch eine Sonderabgabe einsetzen, sofern die zu belastende Gruppe von dieser profitiert.458 Eine 

solche Gruppe „ist anzunehmen, wenn eine Mehrheit von Personen vorhanden ist, die sich von 

der Allgemeinheit abgrenzen läßt und deren Zugehörige über ihren individuellen Status hinaus 

durch bestimmte Gegebenheiten zu einer homogenen Gruppe verbunden sind.“459 Eine Sonder-

abgabe soll zwar der „Finanzierung einer besonderen Aufgabe“460 dienen, doch wird sie nicht 

nur zur Einnahmeerzielung erhoben.461 Sonderabgaben, die ein Lenkungsziel verfolgen (Len-

kungsabgabe), sollen „als Ausgleich von Belastungen oder Vorteilen innerhalb eines bestimmten 

Erwerbs- oder Wirtschaftszweigs fungieren, der Verhaltenslenkung oder der Förderung von 

Sachaufgaben dienen.“462 Gerade im Umweltschutz bietet die Sonderabgabe463 zudem die Mög-

lichkeit, die Kosten für staatliche Maßnahmen auszugleichen.464 

Das Tübinger Vorhaben, einen ticketfreien Nahverkehr anzubieten, zu dessen Finanzierung 

auch dritte Nutzenträger mit dem Ziel belastet werden, eine Verlagerung des Verkehrsaufkom-

mens von MIV hin zum ÖPNV zu bewirken465, entspricht genau diesen Eigenschaften einer Son-

derabgabe und macht sie zu einem geeigneten Finanzierungsinstrument. 

                                                           
451 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 26); Kalbow (2001: 91) und Keuchel (2000: 24) 
452 Vgl. Klein (1998: 45) 
453 Vgl. ebd. 
454 Vgl. Kalbow (2001: 91) 
455 Vgl. ebd. 
456 Vgl. Kalbow (2001: 92) 
457 Keuchel (2000: 24) 
458 Vgl. Klein (1998: 47) und Schomerus (1996: 130) 
459 Keuchel (2000: 24) 
460 Kalbow (2001: 92) 
461 Vgl. Klein (1998: 47) 
462 Ebd. 
463 Anmerkung: Nicht zu verwechseln mit Umweltabgaben; diese können sowohl in Form von Steuern, 

Gebühren, Beiträgen oder Sonderabgaben gestaltet werden. Umweltabgaben werden zwar auch zur 
Verteuerung umweltschädlichen Verhaltens eingesetzt sowie zur Finanzierung von Umweltschutz-
maßnahmen, der Internalisierung externer Kosten und zum Ausgleich für verursachte Umweltschä-
den, doch sagt der Begriff noch nichts über die rechtliche Qualifikation dieser Abgabe aus (vgl. Klein 
1998: 49). Demnach könnte auch eine Sonderabgabe für den ÖPNV als Teil des Umweltverbundes u.U. 
als „Umweltabgabe“ bezeichnet werden, wird aber gemeinhin dem Begriff der „Nahverkehrsabgabe“ 
zugeordnet. 

464 Vgl. Kirchhof (1990: 196) 
465 Vgl. Kalbow (2001: 92) 
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Abhängig ist die Anwendung einer Sonderabgabe von den Kommunalabgabegesetzen und 

damit von bundes- oder landesgesetzlichen Regelungen, da es sich hierbei um einen Eingriff in 

das Grundrecht handelt.466 Dem Koalitionsvertrag der rot-grünen Landesregierung Baden-Würt-

tembergs ist zu entnehmen, dass sie eine Gesetzesänderung prüfen will, nach der sich Kommu-

nen für den Ausbau ihres ÖPNV „eigene Finanzierungsquellen erschließen“ können.467 Eine sol-

che Finanzierungsquelle könnte dann jene Sonderabgabe sein, die es mit dem Oberbegriff „Nah-

verkehrsabgabe“ zu bezeichnen gilt.468 

Dieses hier angeführte Themenfeld mit einem juristischen und finanzwissenschaftlichen 

Schwerpunkt kann in dieser Arbeit nicht mit dem Anspruch der Vollständigkeit abgedeckt wer-

den, eröffnet es doch Raum für eigenständige wissenschaftliche Studien und entspricht nicht 

dem fachlichen Hintergrund dieser Arbeit. Die oben aufgestellte Übersicht zu potenziellen Finan-

zierungsinstrumenten einer ÖPNV-Ticketfreiheit soll lediglich den Handlungsspielraum der 

Stadt Tübingen aufzeigen, ohne dabei auf die einzelnen Details eingehen zu wollen. 

Ebenso würde es den Rahmen dieser Arbeit sprengen, die unterschiedlichen Voraussetzun-

gen zur Erhebung von Steuern oder sonstigen Abgaben im Detail zu behandeln. Auch der Blick 

in bereits existierende Rechtsgutachten führt nicht zu einer allgemeingültigen Bewertung ein-

zelner Abgabelösungen, werden in den Gutachten doch zum einen unterschiedliche, wenn auch 

ähnliche Modelle untersucht, und zum anderen stark abweichende Ergebnisse erlangt. 

So wurde in Baden-Württemberg im Jahr 1991 bspw. eine PKW-Halterabgabe als Sonderab-

gabe von VOGEL469 geprüft und unter bestimmten Voraussetzungen als zulässig befunden. Im Jahr 

darauf erbrachte ein Rechtsgutachten im Auftrag der hessischen Landesregierung zu Möglich-

keiten der Einführung einer Abgabe für die Innenstadtzufahrt sowie zur Abgabe für Pendler und 

Großveranstaltungen die Erkenntnis, dass erstere als Gebühr und letztere als Sonderabgabe für 

Pendler und Arbeitgeber rechtlich umsetzbar sei.470 Dieser Lösung widerspricht jedoch das Insti-

tut für Finanzen und Steuern.471 Zwei weitere Autoren in diesem Fallbeispiel sind wieder ande-

rer Meinung. MANSSEN472 bewertet eine Sonderabgabe als unzulässig, eine Landessteuer mit Be-

zug zur Innenstadtzufahrt oder den daraus resultierenden Emissionen hingegen für gesetzes-

konform. JACHMANN473 plädiert wiederum für eine Lenkungssonderabgabe und schließt andere 

Abgabelösungen aus. 

KEUCHEL empfiehlt angesichts solch fehlender Übereinstimmung in Literatur und Diskussio-

nen folgende Vorgehensweise: 

„Um zu konkreten Aussagen [hinsichtlich der Voraussetzungen] zu kommen, läßt sich 

generell sagen, dass eine Untersuchung hierzu sinnvollerweise erst erfolgen kann, 

wenn die zuständige Kommunalkörperschaft die notwendigen finanzpolitischen Grun-

dentscheidungen getroffen und insbesondere klar zu erkennen gegeben hat, wem aus 

dem Kreise der Nutzenträger des fahrscheinfreien Stadtbussystems sie präferenziell 

die definitive Finanzierungslast zuordnen will. Solange diese Festlegung aussteht, läßt 

sich eine konkrete Überprüfung der aufgezeigten Fragen mit vertretbarem Aufwand 

                                                           
466 Vgl. ebd. 
467 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012): „TüBus umsonst!“ - AL/Grüne und SPD diskutieren Gratis-Nahverkehr 
468 Gespräch mit Suzan Ünver, MVI Baden-Württemberg, 25.10.2012 
469 Vgl. Vogel (1991) 
470 Vgl. Murswiek/Wilms (1992) 
471 Vgl. Institut Finanzen und Steuern (1994: 76) 
472 Vgl. Manssen (1996: 18) 
473 Vgl. 1992: 939 
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nicht durchführen. Erst wenn diese Festlegung getroffen ist, lassen sich von einer ‚ju-

ristischen Machbarkeitsstudie‘ […] Rechtsfragen beantworten(…).“474 

Statt also an rechtlichen Detailfragen festzuhalten, soll im Folgenden die genauere Betrach-

tung einzelner Nutzenträger eines ticketfreien Stadtbussystems eine Hilfestellung für die als po-

litische Aufgabe zu verstehende Ausgestaltung einer Abgabelösung liefern. 

7.3.2 Die Wahl der Abgabelösung in Abwägung zur ÖPNV-Nutzenträgerschaft 

Um sich für eine der zur Verfügung stehenden Abgabearten zu entscheiden, sollte die zu-

ständige Gebietskörperschaft zunächst bestimmen, welcher Personenkreis als Finanzierungsträ-

ger dienen sollen. Erst durch eine entsprechende Präferenzentscheidung kann eine geeignete 

Abgabeart oder auch eine Kombination mehrerer Abgabearten ausgewählt werden. 

Um als Belastungsträger den „richtigen“ Personenkreis und darauf aufbauend eine geeignete 

Abgabelösung zu wählen, sollte sich nach Empfehlung von KEUCHEL475 die „Finanzierungsbelas-

tung (...) grundsätzlich an die Nutzen des fahrscheinfreien Stadtbussystems anknüpfen.“476 Eine 

solche Bindung der Finanzierungslast an die Nutzenträgerschaft bedeutet auch, dass „bei einer 

Mehrheit von Personenkreisen, denen der oder die Nutzen des fahrscheinfreien Stadtbusver-

kehrs anteilig oder in verschiedener Art zufließen (…) grundsätzlich eine Aufteilung der Finan-

zierungslast anzustreben [ist]. Deren Anteile sollten in einem angemessenen Verhältnis zu den 

festgestellten Anteilen an der Nutzentragung stehen.“477 

Wie in Kapitel 5.2 angebracht, ist es schon äußerst schwer, die externen Kosten eines Ver-

kehrssystems in ihrer Höhe zu berechnen und ihren Verursachern zuzuschreiben. Dies wird bei 

der Frage nach dem externen Nutzen kaum einfacher. Um sich einer Zuordnung der Finanzie-

rungslast nach der Nutzenträgerschaft zu nähern, soll an dieser Stelle auf die Rechtfertigung ei-

nes ticketfreien und umlagefinanzierten ÖPNV sowie auf die Ziele verwiesen werden, die eine 

solche tarifpolitische Maßnahme anstrebt. 

Das Ziel der Lenkungswirkung zeigt zwei Personenkreise als mögliche Finanzierungsträger 

auf. Zum einen die Verkehrsteilnehmer des MIV, denn sie sollen vom Auto auf den Bus gelenkt 

werden, um die verkehrsinduzierten Externalitäten zu reduzieren. Zugleich bringt der ÖPNV 

eine Entlastung für all jene Autofahrer, die bei ihrem Auto bleiben. Sie sind also auch dritte Nut-

zenträger, ohne den ticketfreien Nahverkehr selbst in Anspruch zu nehmen. Zum anderen stellt 

sich mit Bezug zum Lenkungsziel die Frage nach weiteren Drittnutzern, d.h. Personen, die eben-

falls von einer erfolgreichen Verkehrsverlagerung profitieren. Dies sind in Hinblick auf die ver-

minderten externen Effekte alle Personen, die sich in Tübingen aufhalten, insbesondere aber die 

lokale Wohnbevölkerung. 

Die in Kapitel 7.2 aufgeführten Drittnutzer eines ÖPNV-Systems (bspw. Arbeitgeber oder der 

Handel) ziehen aus der Erfüllung der Lenkungswirkung einen sehr viel geringeren Nutzen, auch 

wenn sich dieser schwer quantifizieren lässt. Doch ist ersichtlich, dass Arbeitgeber und Handel 

zwar auch von der Reduzierung der externen Effekte profitieren (bspw. indem sich weiche 

Standortfaktoren für Mitarbeiter verbessern und Touristen eine höhere Aufenthaltsqualität in 

der Stadt vorfinden) doch beschränkt sich ihr Nutzen vielmehr auf die Anbindung des eigenen 

Standortes an das ÖPNV-Liniennetz. 

                                                           
474 Keuchel (2000: 95) 
475 2000 
476 Keuchel (2000: 23) 
477 Ebd. 
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Neben diesen potenziellen Finanzierungsträgern ergibt sich aus der Rechtfertigung eines ti-

cketfreien Stadtbussystems ein weiterer Personenkreis als Nutzen- und damit Finanzierungsträ-

ger. Wie in Kapitel 3.1 aufgezeigt wurde, verfolgt die angestrebte Ticketfreiheit im ÖPNV neben 

dem Lenkungsziel und dem Erhalt des öffentlichen Nahverkehrs ein weiteres Ziel: die Mobili-

tätssicherstellung für alle, also auch für einkommensschwache Bevölkerungsgruppen. Sie ziehen 

einen unmittelbaren Nutzen aus dem neuen Bepreisungssystem, indem die preislichen Zugangs-

barrieren zum ÖPNV beseitigt werden. Daher sind sie potenziell auch als Finanzierungsträger zu 

belasten. Um das Ziel der Unterstützung dieser Bevölkerungsgruppen nicht zu konterkarieren, 

muss jedoch eine an ihre Einkommenssituation angepasste Beteiligung an der Finanzierungslast 

erfolgen. Eine angepasste Beteiligung könnte bspw. in Form einer sozialen Staffelung umgesetzt 

werden oder die entsprechenden Personen könnten auch gänzlich aus der Finanzierungsbeteili-

gung entlassen werden. Eine entsprechende Abwägung ist Teil der oben angeführten finanzpo-

litischen Präferenzentscheidung. 

Die Stadt Tübingen hat sich als Aufgabenträger also zunächst mit der Frage auseinanderzu-

setzen, welche/r Personenkreis/e zur Finanzierung der Ticketfreiheit im Stadtbussystem heran-

gezogen werden sollen, d.h. ob der Schwerpunkt gemäß Nutzenlast gelegt wird, oder ob die Prä-

ferenzentscheidung zugunsten einer stärkeren Lenkungswirkung einen anderen Schwerpunkt, 

bspw. zulasten der MIV-Teilnehmer, erhält. 

Als Empfehlung sei diesbezüglich auszusprechen: Wenn die Aufteilung der Finanzierungs-

last nicht übereinstimmend zu den Nutzenanteilen vorgenommen wird, sondern für eine stär-

kere Lenkungswirkung überproportional auf einem Personenkreis liegen soll, so sollten doch die 

größten ÖV-Nutzenträger (Fahrgäste und kommunale Allgemeinheit) nicht völlig aus der Finan-

zierungspflicht entlassen werden. Diese Empfehlung begründet sich wie folgt: 

(1) Eine vollständige Finanzierungsbelastung dritter Nutzenträger würde die Akzeptanz der 

Abgabenlösung in der Bevölkerung ungemein erschweren. 

(2) Die Forderung nach einer Nutzerfinanzierung im MIV wäre ungerecht, wenn nicht auch 

der ÖPNV dieses Prinzip zumindest in Teilen erfüllt. Auch Teilnehmer des NMV, der um-

weltfreundlichsten Mobilitätsform, tragen die Infrastrukturkosten ihrer Verkehrsteil-

nahme über das Steueraufkommen mit. Entsprechend  sollten sich auch ÖPNV-Nutzer 

an der Finanzierung ihrer Mobilitätskosten beteiligen. 

(3) Der ÖPNV hat bei gleicher Verkehrsleistung zwar geringere externe Effekte zur Folge als 

der MIV, doch in jedem Fall höhere im Vergleich zum NMV. Öffentliche Verkehrsmittel 

zu nutzen, bedeutet zudem nicht, die Schäden des MIV zu kompensieren, sondern ledig-

lich weitere Schäden infolge einer hypothetischen MIV-Teilnahme als Alternative zum 

ÖPNV zu vermeiden.  

Durch die vorgenommene Betrachtung der Nutzenträger einer ÖPNV-Ticketfreiheit ergibt 

sich noch nicht automatisch der Personenkreis der Finanzierungsträger. Wie oben dargestellt 

handelt es sich bei der Wahl einer geeigneten Abgabenlösung um eine politische Präferenzent-

scheidung. Die in dieser Arbeit erstellte Übersicht über mögliche Nutzenträger stellt lediglich 

eine Entscheidungs- bzw. Orientierungshilfe für die zu treffende Wahl dar. Es bietet sich hier die 

Möglichkeit, über weitere Untersuchungen in Anknüpfung an diese Arbeit, die jeweiligen Nut-

zenanteile der einzelnen Personenkreise genauer zu ermitteln, soll der Anspruch einer möglichst 

„fairen“ Aufteilung der Finanzierungslast realisiert werden.478 

                                                           
478 Vgl. Keuchel (2000: 92) 
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8 Die Universitätsstadt Tübingen im Profil 

R a u m s t r u k t u r  

Die baden-württembergische Große Kreisstadt Tübingen liegt ca. 40 km südlich der Landes-

hauptstadt Stuttgart und 20 km von der Schwäbischen Alb entfernt.479 Mit ihren rund 89.000 

Einwohnern (Stand Q3/2012)480 stellt Tübingen die bevölkerungsstärkste Stadt im gleichnami-

gen Landkreis dar und nimmt eine Fläche von rund 10.800 ha ein, wovon ca. 750 ha als Verkehrs-

fläche ausgewiesen sind.481 Abbildung 15 zeigt das Stadtgebiet Tübingen (gesamter eingefärbter 

Teil) aufgeteilt in größere, funktionale Zusammenhänge, wie sie für das Verkehrskonzept „Mo-

bilität 2030 Tübingen“ von Bedeutung sind (vgl. Kapitel 8.1.2). 

Die im Verkehrskonzept ausgemachten Raumeinheiten „Innenstadt“ (braun), „Kliniken“ 

(gelb), „Kernstadt“ (blau), „Stadtteile“ (grün) sowie das Umland (nicht eingefärbt) werden im 

Verkehrskonzept als „Oberbezirke“ bezeichnet. Die folgenden Beschreibungen der einzelnen 

Oberbezirke sind der entsprechenden Veröffentlichung482 wortwörtlich entnommen: 

Innenstadt: Dieser Bereich zeichnet sich durch die Altstadt und eine relativ hohe Einwoh-

nerdichte aus. Die Nutzungsstruktur entspricht der eines Kerngebietes nach §7 BauNVO. 

Es befinden sich Wohn-, Gewerbe- und Dienstleistungsnutzungen nah beieinander. Im 

Bereich der Altstadt ist der KFZ-Verkehr weitestgehend auf die Hauptstraßen reduziert. 

Kliniken: Dieser Oberbezirk umfasst die Gebäude des Universitätsklinikums, die mithin das 

größte Verkehrsaufkommen verursachen. Als größter Arbeitgeber ist dieser Oberbezirk 

Ziel von täglich mehreren tausend Berufspendlern sowie Besuchern und Patienten. Etwa 

25% der Wege werden mit dem ÖPNV zurückgelegt. 

Kernstadt: Im diesem Oberzentrum sind die Stadtteile zusammengefasst, die in bis zu 3 km 

Entfernung zur Innenstadt liegen. Die Gebiete sind durch einen relativ hohen Anteil an 

Wohnnutzung geprägt. Ergänzt werden die städtischen Quartiere durch meist kleintei-

lige Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen. 

Stadtteile: In diesem Oberbezirk sind die eher ländlich geprägten Stadtteile zusammenge-

fasst, die durch eine geringe Bebauungsdichte geprägt sind und in ihrem Charakter ei-

nem reinen/allgemeinen Wohngebiet nach §§3, 4 BauNVO entsprechen. 

                                                           
479 Vgl. Regionalverband Neckar-Alb Online: Wir über uns 
480 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Vierteljährlicher Bevölkerungsstand Uni-

versitätsstadt Tübingen 
481 Vgl. Tübingen in Zahlen: Fläche nach Stadtteilen und Nutzung 
482 Vgl. imove (2010: 16) 
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Abbildung 15: Grenzen der Oberbezirke im Stadtgebiet Tübingen 

 

Quelle: Darstellung von imove (2010: 17) auf Grundlage der Topographischen Karte Tübingen 1:100.000 

B e v ö l k e r u n g  

Die Stadt Tübingen konnte in den Jahren 2001 bis 2011 ein Bevölkerungswachstum von ins-

gesamt 7,97 % verzeichnen.483 Trotz des Nachfragedrucks auf den Wohnraum werden seit dem 

Amtsantritt von Boris Palmer im Jahr 2007 die verbindlichen Vorgaben der Bauleitplanung zur 

Innenentwicklung und Nachverdichtung konsequent verfolgt und keinerlei Neubauflächen im 

Grünen mehr ausgezeichnet.484 Lebten 1981 im Durchschnitt noch 689 Personen auf einem 

Quadratkilometer, so waren es zwanzig Jahre später bereits 763 Personen. Heute teilen sich in 

Tübingen durchschnittlich 823 Einwohner einen Quadratmeter.485  

Das Wachstum speist sich in erster Linie aus Zuzüglern (Wanderungssaldo im 10-Jahres-

Mittel 2001-2011: +525 Personen p.a.), aber auch durch ein natürliches Bevölkerungswachstum 

                                                           
483 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Bevölkerungsbilanzen 

Universitätsstadt Tübingen 
484 Vgl. Tagblatt.de (21.03.2010) 
485 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Gebiet, Bevölkerung und Bevölkerungs-

dichte Universitätsstadt Tübingen 
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(Geburtenüberschuss im 10-Jahres-Mittel 2001-2011: +248 Personen p.a.).486 Nach den Progno-

sen des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg hat dieser Trend jedoch derzeit seine 

Spitze erreicht und wird sich in den kommenden Jahren umkehren.487 Demnach zeichnen sich 

auch in der Stadt Tübingen die bundesweiten Entwicklungen zur demographischen Alterung 

(Altenquotient488 steigt von 20,0 im Jahr 2010 auf 38,1 im Jahr 2030)489 und daran gekoppelt 

eine demographische Schrumpfung (2030: ca. 79.700 Einwohner)490 ab. 

U n i v e r s i t ä t s s t a d t  

Als Doppelzentrum bildet die Stadt Tübingen zusammen mit der Stadt Reutlingen das Ober-

zentrum in der Region Neckar-Alb.491 Als solches weist Tübingen mit über 24.300 Berufsein-

pendlern und knapp 10.700 Berufsauspendlern einen deutlichen Pendlerüberschuss (ca. 

+13.600)492 auf. Während der Großteil der Auspendler ihre Fahrten in das benachbarte Reutlin-

gen oder in die nur 40 km entfernte Landeshauptstadt zurücklegt, wird der Großteil der Berufs-

einpendler von den Tübinger Kliniken angezogen (vgl. Abbildung 19, Seite 87). 

Die im Jahr 1477 gegründete Eberhard Karls Universität ist nicht nur eine der ältesten Uni-

versitäten Europas, sondern beschäftigt zusammen mit den Universitätskliniken über 13.000 

Mitarbeiter und nimmt damit die Rolle des größten Arbeitgebers im Stadtgebiet ein.493 Kaum 

verwunderlich ist es daher, dass etwa zwei Drittel der über 40.400 sozialversicherungspflichti-

gen Beschäftigten am Arbeitsort Tübingen dem Tertiären Sektor zugeordnet werden können, 

wohingegen auf das produzierende Gewerbe ca. 18 % entfallen und im Handel, Verkehr und 

Gastgewerbe lediglich ca. 15 % der Beschäftigten zu finden sind (Stand 2012).494 

Die Eberhard Karls Universität als größte Bildungseinrichtung der Region beherbergte im 

Wintersemester 2012/13 knapp 28.000 Studierende495 und trägt dazu bei496, dass Tübingen un-

ter den deutschen Universitätsstädten nicht nur gemeinsam mit Marburg die höchste Studieren-

dendichte zu verzeichnen hat497, sondern mit einem durchschnittlichen Bevölkerungsalter von 

40,3 Jahren498 auch relativ jung bewohnt ist (Bundesdurchschnitt liegt bei 42,1 Jahren; Stand 

2011)499. Dementsprechend hoch fällt auch der Anteil der Einpersonenhaushalte aus: ca. 70 % 

                                                           
486 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Bevölkerungsbilanzen 

Universitätsstadt Tübingen. 
487 Siehe auch imove (2010: 25) 
488 Erklärung: Der Altenquotient gibt das Verhältnis von Einwohnern im Alter von 65 Jahren und älter 

bezogen auf die (arbeitsfähigen) Einwohner im Alter von 20 bis unter 65 Jahren an 
489 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Jugend- und Altenquotient für die Gemein-

den Universitätsstadt Tübingen 
490 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Bevölkerungsvoraus-

rechnung mit Wanderungen nach 5 Altersgruppen Universitätsstadt Tübingen 
491 Vgl. Regionalverband Neckar-Alb Online: Wir über uns 
492 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigte sowie Berufspendler über die Gemeindegrenzen seit 2011 Universitätsstadt Tü-
bingen 

493 Vgl. Palmer (2013: 3) 
494 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Sozialversicherungspflichtig beschäftigte 

Arbeitnehmer am Arbeitsort seit 2008 nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen (WZ 2008) Universi-
tätsstadt Tübingen 

495 Vgl. Tübingen in Zahlen: Hochschulen 
496 Vgl. Tübingen in Zahlen: Bevölkerungspyramide am 31.12.2012 
497 Vgl. Palmer (2009: 50) 
498 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Durchschnittsalter der Bevölkerung nach 

Geschlecht Universitätsstadt Tübingen 
499 Vgl. Statistisches Bundesamt DESTATIS: Bevölkerung. 
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der Tübinger Haushalte werden von nur einer Person geführt500 (im Bundesdurchschnitt sind es 

rund 40 %)501. 

8.1 Strategien für eine nachhaltige Stadt- und Verkehrsentwicklung 

8.1.1 Tübingen macht blau 

In der Klimaforschung werden drei Tonnen CO2-Emissionen pro Kopf als klimaverträglich 

erachtet, d.h. mit diesem Wert soll das Ziel der Zwei-Grad-Deckelung der Erderwärmung zur Be-

herrschbarkeit der Klimawandelfolgen eingehalten werden.502 Diese Messlatte legt der Grünen-

Oberbürgermeister Boris Palmer an, wenn es um die Verbesserung der Tübinger Klimabilanz 

geht. 70 % der CO2-Emissionen will die Stadt Tübingen „aus eigener Kraft“503 einsparen, um die-

ses Ziel bis 2020 zu erreichen. Für den Personennahverkehr zeigt PALMER504 auf, dass eine Ver-

lagerung von PKW-Fahrten auf den Umweltverbund um ein Drittel eine Reduzierung der ver-

kehrsinduzierten CO2-Emissionen um ein Viertel bewirkt.505 

Zentrales Element in der Tübinger Zielverfolgung ist die im Frühjahr 2008 gestartete Klima-

schutzkampagne der Stadt unter dem inzwischen auch überregional bekannten Slogan mit 

gleichnamiger Internetpräsenz „Tübingen macht blau“506, in dessen Anlehnung auch das Buch 

des Oberbürgermeisters den Titel „Eine Stadt macht blau“ trägt. Blau wie das Wärmebild gut 

isolierter Gebäude; blau wie die Wasserkraft des Tübinger Ökostroms; blau wie die Photovoltaik-

Anlagen, die auf möglichst vielen Dächern der Universitätsstadt auch den Himmel über Tübingen 

sauber (eben blau) halten.507 

Das Konzept wurde vom Bundesumweltministerium 2009 als die beste kommunale Klima-

schutzstrategie ausgezeichnet.508 Während die Initialidee auf Boris Palmer zurückzuführen ist, 

entsprang der öffentlichkeitswirksame Slogan einer Tübinger Werbeagentur, die als Sieger aus 

dem Wettbewerb der Stadt hervorging.509 Vier Säulen stützen das Konzept510:  

(1) Wer lernen will braucht Vorbilder: die Stadt geht mit gutem Beispiel voran;  

(2) Jeder mutige (Klima-)Kämpfer braucht Verbündete: gemeinsame Aktionsprogramme 

von Stadt und lokalen Akteuren führen zur Verbreitung der blauen Ziele;  

(3) Jeder Anfang ist schwer, eine motivierende Kampagne muss her: mit sympathischen 

Werbeaktionen und zielgruppengerechten Informationen soll die Angst vor dem schwer 

greifbaren Phänomen „Klimawandel“ in Freude am alltagstauglichen „Klimaschutz“ ver-

wandelt werden; 

(4) Vorsicht ist besser als Nachsicht: eine regelmäßige Indikatoren-Kontrolle und die Ent-

wicklung lokal angepasster Erhebungsinstrumente sollen Erfolg und Transparenz der 

Kampagne sicherstellen. 

                                                           
500 Vgl. Tübingen in Zahlen: Bevölkerungszahlen. 
501 Eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt DESTATIS: Haushalte nach Haushaltsgröße 
502 Vgl. Leggewie/Welzer (2011: 68) und Palmer (2009: 35) 
503 Palmer (2009: 18) 
504 2009 
505 Vgl. Palmer (2009: 28) 
506 Vgl. Palmer (2009: 18) und Tübingen-macht-blau Online 
507 Vgl. Palmer (2013: 6) und Palmer (2009: 51) 
508 Vgl. Palmer (2009: 54) 
509 Vgl. Palmer (2009: 51) und Wodzak (2010: 19) 
510 Vgl. Palmer (2013: 5); Palmer (2010: 919) und Palmer (2009: 42 u. 53) 
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Zentrales Anliegen der Kampagne ist das Energiesparen, die Förderungselemente zur Ziel-

erreichung gestalten sich vielfältig: vom stadtwerkseigenen Ökostrom und Photovoltaik-Anla-

gen über energieeffiziente Kühlgeräte und Heizungspumpen bis hin zum Verleih von Stromver-

brauchs-Messgeräten und Gutscheinaktionen für kostenlose Heizgutachten.511 

Auch das Handlungsfeld Mobilität erhält einen blauen Farbanstrich. So können Kunden mit 

einem Abonnement des naldo-Verkehrsverbunds oder des Tübinger Ökostroms512 täglich 30 Mi-

nuten lang kostenlos den Fahrradverleih „nextbike“ nutzen513 und erhalten Vergünstigungen514 

beim Anbieter „teilAuto“515. Beim Kauf eines Pedelecs und gleichzeitigen Abschluss eines „ener-

green-“ (aus 100 % erneuerbaren Energien) oder „bluegreen-“ (aus 100 % Wasserkraft) Vertrags 

bei den Stadtwerken Tübingen gibt es einen Zuschuss von einhundert Euro.516 Tübinger, die den-

noch am Privat-PKW festhalten, werden in ihrer nächsten Kaufentscheidung unterstütz, indem 

ihnen der eigens für Tübingen entwickelte Klimapass (nach dem Vorbild der handelsüblichen 

Energieeffizienzklassen für Kühl- und Gefriergeräte) bei 13 teilnehmenden Autohändlern 

schnell verrät, wie viel CO2
 das neue Fahrzeug emittieren wird.517 

Für eine noch größere Bürger-Aktivierung (Säule 3) bieten zahlreiche Aktionen die Möglich-

keit, das blaue Leben kennenlernen und die eigenen Klimasünden identifizieren zu können. Ob 

in Klimawerkstätten und beim Stadtradeln selbst aktiv werden, ob auf den Klimafilmtagen und 

zahlreichen Podiumsdiskussionen Gleichgesinnte finden, ob in den Vortragsreihen oder auf den 

Energietagen Neues lernen518 – das Angebot ist groß und wird ständig erweitert. Auf dem jährli-

chen Klimatag im Tübinger Rathaus geben Fachleute zudem alltagstaugliche Tipps und Informa-

tionen rund um das Thema Energiesparen in den eigenen vier Wänden.519 

Wer genau wissen möchte, wie viel er zum Klimawandel beisteuert und wie er seinen Bei-

trag reduzieren kann, dem steht der CO2-Rechner520 der Kampagne zur Verfügung. Hierfür 

wurde eine eigens auf Tübingen angepasste Datengrundlage verwendet.521 Neben der Berech-

nung des eigenen CO2-Ausstoßes bietet das Online-Tool sogleich auch zum Ergebnis passende 

Ratschläge für individuelle Einsparmöglichkeiten. Alternativ können Bürger auch eine der 31 

Beratungsstellen der „Agentur für Klimaschutz“ im Landkreis Tübingen aufsuchen.522 

Den Tübingern kurzfristig umsetzbare Klimatipps an die Hand zu geben523 und so den 

schnellen und von Handlungsohnmacht befreiten Einstieg in einen umweltverträglichen Lebens-

stil zu ermöglichen, ist Dreh- und Angelpunkt von „Tübingen macht blau“. Auf diese Weise folgt 

Boris Palmer konsequent seiner eigenen Überzeugung, dass „das laut Weltklimarat notwendige 

Klimaschutzziel (…) machbar [ist], wenn politischer Wille und gesellschaftliches Engagement zu-

sammentreffen!“524  

                                                           
511 Vgl. Tübingen-macht-blau Online 
512 Vgl. SWT Online: Ökostrom. 
513 Vgl. Nextbike Online: Mieträder Tübingen. 
514 Vergünstigungen: 50 % auf Kaution, 50 % auf monatliche Grundgebühr, 100 % auf Anmeldegebühr 
515 Vgl. naldo Infoblatt 
516 Vgl. Palmer (2013: 22) 
517 Vgl. Tagblatt Online (04.01.2010) und Tübingen-macht-blau Online 
518 Vgl. Tübingen-macht-blau Online 
519 Vgl. ebd. 
520 Vgl. Tübinger CO2-Rechner Online 
521 Vgl. Palmer (2009: 37f) 
522 Vgl. Agentur für Klimaschutz Kreis Tübingen Online 
523 Vgl. Wodzak (2010: 19) 
524 Vgl. Palmer (2010: 919) 
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Damit stößt die politische Fahrrinne des Grünen-Oberbürgermeisters nicht nur auf Zu-

spruch in der Tübinger Bevölkerung525, sondern erntet auch überregionale Anerkennung. Im 

Bundeswettbewerb „Kommunaler Klimaschutz 2009“ wurde die blau Kampagne in der Katego-

rie „erfolgreich umgesetzte, innovative Aktionen zur Beteiligung und Motivation der Bevölke-

rung bei der Realisierung von Klimaschutzmaßnahmen“ ausgezeichnet und konnte sich damit 

ein Preisgeld von 20.000 Euro zur Fortschreibung des Programms sichern.526 

Ob die Zielmarke von drei Tonnen CO2 pro Kopf bis 2020 unterschritten wird, ist zwar noch 

offen, doch kann Tübingen schon heute diverse Erfolge belegen (Säule 4). Die Mitgliedszahlen 

bei „teilAuto“ stiegen seit dem Amtsantritt von Boris Palmer um knapp 100 %, sodass Tübingen 

heute Platz zwei im deutschen Carsharing-Nutzerranking belegt.527 Nach den Pedelec-Testfahr-

ten im März 2009 nahm der Verkauf von e-Bikes von unter 50 Rädern im ersten Quartal auf rund 

180 Räder im dritten Quartal zu.528 Und fünf Jahre nachdem die Stadtverwaltung auf 100 % 

Ökostrom umstellte529 (Säule 1), zählt Tübingen heute zwölffach so viele Ökostromkunden.530 

Zudem wurde auch die älteste Heizungspumpe der Stadt ausfindig gemacht – und für den Besit-

zer kostenfrei gegen eine Hocheffizienz-Pumpe ausgetauscht.531 

Groß sind auch die Bemühungen, weitere Akteure als Kooperationspartner ins Klimaschutz-

Boot zu holen (Säule 2). Mit dem „blauen Euro“, der freiwillig auf Eintrittskarten des Landesthe-

aters Tübingens entrichtet werden kann, lassen sich Ökostrom und Maßnahmen zur Energieein-

sparung mitfinanzieren532. Die Eberhard Karls Universität schloss sich mit ihrer studentischen 

Initiative „Greening the University“ sowie einem Umweltmanagementsystem zur systemati-

schen Ressourceneinsparung an und auch die 42 Wohnheim-Gebäude des Studentenwerks Tü-

bingen-Hohenheim werden nun mit „bluegreen“-Ökostrom versorgt.533 

Als „echter grüner Realo“534, wie ihn der ehemalige Außenminister Joschka Fischer in seinem 

Vorwort im Buch von PALMER535 beschreibt, nimmt Boris Palmer sein Anliegen auch bei der um-

weltverträglichen Mobilität der Stadtverwaltung ernst und erzeugt Vorbilder (Säule 1). Während 

die städtischen Bediensteten Eco-Fahrtrainings belegten und auf Diensträder und Pedelecs um-

satteln536, ließ er das Prestigeauto seiner Amtsvorgängerin abschaffen und „ist nach Testphasen 

mit Toyota und Smart auf das Elektrofahrrad umgestiegen.“537 Der freigewordene Oberbürger-

meister-Parkplatz ist nun für teilAutos reserviert538 – auf die Boris Palmer bei umfangreicheren 

Transportansprüchen ebenfalls zurückgreift.539 

8.1.2 Mobilität 2030 Tübingen 

Ausgehend von den Klimaschutzzielen der blauen Kampagne fand der Tübinger Gemeinde-

rat zum Beschluss, die Verkehrspolitik der Universitätsstadt „künftig an den Grundsätzen der 

                                                           
525 Vgl. Wodzak (2010: 20) 
526 Vgl. Palmer (2009: 54) und Wodzak (2010: 20) 
527 Vgl. Palmer (2013: 21) 
528 Vgl. Tagblatt Online (04.01.2010) 
529 Vgl. Palmer (2013: 14) 
530 Vgl. ebd.: 16 
531 Vgl. Pressearchiv der Stadt Tübingen (23.12.2009) 
532 Vgl. Palmer (2013: 14) und Wodzak (2010: 20) 
533 Vgl. Wodzak (2010: 20) 
534 Vgl. Palmer (2009: 14) 
535 2009 
536 Vgl. Tagblatt Online (04.01.2010) und Palmer (2013: 22) 
537 Palmer (2009: 18) 
538 Vgl. Palmer (2013: 20) 
539 Vgl. ebd.: 55 
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Nachhaltigkeit und sozialen Gerechtigkeit zu orientieren.“540 Grundlage sollten die Ergebnisse 

einer Studie des Instituts für Mobilität und Verkehr der TU Kaiserslautern (imove) sein, die letzt-

lich in das (Personen-)Verkehrskonzept „Mobilität 2030 Tübingen“541 mündeten. Im Rahmen der 

Klimaschutzinitiative des BMU wurde die Entwicklung einer verkehrspolitischen Gesamtstrate-

gie mit 150.000 Euro gefördert und erhielt zudem die Beratungsunterstützung vom Umweltbun-

desamt sowie des Umwelt- und Verkehrsexperten Axel Friedrich. Die Stadt Tübingen als Auf-

tragsgeber und Teil der Projektgruppe hatte selbst Kosten in Höhe von 30.000 Euro zu tragen.542 

Ein Projektbeirat sowie Themenworkshops stellten sicher, dass die Tübinger Bevölkerung die 

Strategieentwicklung für eine nachhaltige Zukunft im Verkehr nicht nur nachvollziehen, sondern 

auch aktiv mitgestalten konnte.543 

Die vom Gemeinderat im Jahr 2010 festgelegten Leitziele beziehen sich auf: 

(1) die „Verbesserung der Stadt- und Wohnqualität“544; 

(2) die „Stärkung von Wissenschaft und Wirtschaft“544; 

(3) der Sicherstellung der Erreichbarkeit der „täglichen Mobilitätsziele (…) für alle Bürge-

rinnen und Bürger“544; 

(4) die Reduktion des CO2-Ausstoßes sowie  

(5) des Treibstoffverbrauchs um jeweils 50 % bis zum Jahr 2030 ausgehend von den Refe-

renzwerten im Jahr 1990.545  

Um die Klimaschutzziele der Bundesregierung auch darüber hinaus zu verfolgen, sollen bis 

2050 sogar 80 % der CO2-Emissionen im Tübinger Stadtverkehr eingespart werden.546 Neben 

den fünf Leitzielen enthält die Strategie vier Leitprojekte und 14 Maßnahmenpakete mit einer 

jeweiligen Bewertung ihrer Wirkung (Minderungspotenzial, Belastung Kommunalhaushalt und 

Akzeptanz).547 Dabei konzentriert sich das Konzept auf die vier Handlungsfelder Siedlungsent-

wicklung, ÖPNV und Multimodalität, Stadtraum und Verkehr sowie Mobilitätsmanagement.548 

Während das erste Handlungsfeld den raumstrukturellen Rahmen für eine verkehrsredu-

zierte, aber mobilitätssichernde Entwicklung darstellt, werden in den anderen drei Handlungs-

feldern konkrete Maßnahmen umgesetzt.548 Mit dem Leitprojekt „Blaue Mobilität“ (Handlungs-

feld 2) soll der Tübinger Hauptbahnhof als Drehscheibe einer multimodalen Mobilität fungieren 

sowie die Erreichbarkeit der Altstadt attraktiver machen.549 Die „Blauen Betriebe“ (Handlungs-

feld 4) beschreiben die Förderung des betrieblichen Mobilitätsmanagements, vom Jobticket-An-

gebot über Beratungsleistungen bis hin zur Auszeichnung mit den „Blauen Klimasternen“.550 In 

der „Blauen Zone“ (Handlungsfeld 3) wird ein Maßnahmenpaket für den Innenstadtverkehr um-

gesetzt, das stadtverträglichen Verkehrsmitteln größere Vorteile verschafft und so Erreichbar-

keit und Aufenthaltsqualität in der Innenstadt verbessert.551  

                                                           
540 Tagblatt.de (09.02.2011) 
541 Vgl. imove (2010) 
542 Vgl. imove (2010) und Universitätsstadt Tübingen Online: Verkehrskonzept: Mobilität 2030 Tübingen 
543 Vgl. AStA Tübingen Online: Mobilität 2030 
544 Universitätsstadt Tübingen Online: Verkehrskonzept: Mobilität 2030 Tübingen 
545 Vgl. Schott (2012: 15) und Universitätsstadt Tübingen Online: Verkehrskonzept: Mobilität 2030 Tü-

bingen 
546 Vgl. AStA Tübingen Online: Mobilität 2030 
547 Vgl. imove (2010); Reutter (2012: 6) und Schott (2012: 14) 
548 Vgl. imove (2010) 
549 Vgl. Schott (2012: 20) 
550 Vgl. imove (2010: 76f) und Schott (2012: 21) 
551 Vgl. Schott (2012: 23) 
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Verstärkte Aufmerksamkeit erhält im Verkehrskonzept der Radverkehr (ebenfalls Hand-

lungsfeld 3) als eigenes Leitprojekt, geprägt von dem Ziel, Tübingen als Fahrradstadt zu etablie-

ren. Neben Sicherheitsmaßnahmen und dem Ausbau der Radinfrastruktur, werden auch Koope-

rationen mit öffentlichen Einrichtungen und Unternehmen angestrebt, um das Fahrrad im Be-

rufsverkehr populärer zu machen.552 Besonders kreativ zeigen sich auch die „weichen“ Maßnah-

men zur Radverkehrsförderung: vom Schneeräumplan für Radwege über die Begleitung von 

„SchulRadler“-Gruppen bis hin zum Scherbentelefon553 zeigt die Tübinger Stadtverwaltung, dass 

hier alltagsnahe Köpfe mit eigener „Drahtesel“-Erfahrung am Werk sind. Finanziellen Rücken-

wind erhält der Radverkehr durch eine Aufstockung des kommunalen Haushaltsetats für dieses 

Handlungsfeld von ehemals 50.000 Euro (vor Amtsantritt von Boris Palmer) auf 500.000 Euro 

im Haushaltsjahr 2011.554 

Von der Strategie erwarten sich die imove-Autoren v.a. eine signifikante Verkehrsverlage-

rung auf den Umweltverbund, sowohl im Binnen- als auch im Quell- und Zielverkehr.555 Demnach 

sollen die Maßnahmen im Personenverkehr eine Reduktion des MIV-Anteils am Binnen-Modal 

Split von rund 16 % sowie am Stadt-Umland-Modal Split von 21 % bewirken. Sowohl ÖPNV als 

auch NMV sollen dank Angebotsausbau und technischen Fortschritten (bspw. Pedelecs) in bei-

den Bereichen Verkehrsteilnehmer hinzugewinnen (vgl. Abbildung 16). 

Abbildung 16: Gegenüberstellung des Modal Splits und Abschätzung der Wirkung von „Mo-
bilität 2030 Tübingen“ 

 

Quelle: imove (2010: 85) 

Der Einfluss aller vier Handlungsfelder wird im Verkehrskonzept zudem in einem Vergleich 

von „Business-as-Usual“ (BAU) und einem „Nachhaltigkeits-Szenario“, in dem alle Maßnahmen 

der vier Felder erfolgreich umgesetzt werden, abgeschätzt. Demnach ergeben sich im BAU-Sze-

nario durch Entwicklungsfortschritte in der Fahrzeugtechnik (bspw. weitere Reichweite von 

Elektrofahrzeugen) rund 25 % CO2-Minderungen, mit der Umsetzung des Verkehrskonzepts 

kann dieser Erfolg mehr als verdoppelt werden (vgl. Abbildung 17). 

                                                           
552 Vgl. ebd.: 22 
553 Vgl. Palmer (2013: 23) und Tübingen-macht-blau (2011): Faltblatt „SchulRadler“ 
554 Vgl. Palmer (2013: 24) und Schott (2012: 27) 
555 Vgl. imove (2010: 85) 
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Abbildung 17: Szenarien-Vergleich: BAU vs. nachhaltige Raum- und Verkehrsentwicklung 

 

Quelle: Reutter (2012: 7) 

8.2 Mobilität in Tübingen – eine Bestandsaufnahme 

Im Jahr 2007 fand im Auftrag der Stadtwerke Tübingen als Träger des öffentlichen Nahver-

kehrs im Stadtgebiet Tübingen eine umfassende schriftliche Haushaltsbefragung zum lokalen 

Mobilitätsverhalten statt556. Rund 13 % der gesamten Einwohnerschaft im Untersuchungsgebiet 

wurde hierfür vom IVAS Ingenieurbüro als Auftragnehmer befragt. Wissenschaftlich wurde die 

Befragung von der TU Dresden betreut und entsprechend des „Systems repräsentativer Ver-

kehrsbefragungen“ konzipiert und durchgeführt557. Die zusammenfassenden Ergebnisse wur-

den 2008 im „Mobilitätssteckbrief“ veröffentlicht558. Auch wenn die Befragung inzwischen fast 

sechs Jahre zurückliegt, sollen im Folgenden dennoch einige, für diese Arbeit relevante Ergeb-

nisse kurz wiedergegeben werden. 

8.2.1 Öffentliche Verkehrsanbindung der Universitätsstadt Tübingen 

S c h i e n e n v e r k e h r s a n b i n d u n g  

Fünf Bahnhöfe des schienengebundenen Verkehrs liegen im Stadtgebiet Tübingen (vgl. Ab-

bildung 15, Seite 74): der Tübinger Hauptbahnhof in der Innenstadt, die Bahnhöfe Tübingen-

Derendingen (südlich) und Tübingen-West in der Kernstadt sowie die Bahnhöfe Tübingen-Lust-

nau (östlich) und Tübingen-Unterjesingen (westlich) in den gleichnamigen Stadtteilen. 2009 er-

hielt Tübingen zunächst versuchsweise einen Fernverkehrsanschluss mit der täglichen Verbin-

dung ohne Umsteigen über Stuttgart, Mannheim, Bonn, Köln nach Düsseldorf in fünf Stunden.559 

                                                           
556 Hinweis: Diese Haushaltsbefragung wird in Zusammenarbeit mit der TU Dresden periodisch für 

Städte in ganz Deutschland durchgeführt. Für Tübingen ist die nächste Befragung für das Jahr 2013 
vorgesehen, die Ergebnisse aus der Befragung werden laut telefonischer Auskunft der TU Dresden 
jedoch erst 2014 vorliegen. 

557 Vgl. TU Dresden Online: Allgemeines 
558 Vgl. SVT (2008: 1) 
559 Vgl. IHK Reutlingen Online (31.01.2013) 
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Ende Januar 2013 verkündete die Deutsche Bahn, dass die InterCity-Haltestelle in Tübingen bei-

behalten wird.560 

Zudem ist seit rund 18 Jahren die „RegionalStadtBahn Neckar-Alb“ in der Diskussion, mit 

derer auch die Tübinger Kernstadt besser an den Regionalverkehr angebunden werden soll.561 

Das Bauvorhaben sieht für Tübingen eine Stadtbahnlinie vor, ausgehend vom Hauptbahnhof, 

vorbei an den Universitätsgebäuden im Tal, den Schnarrenberg hinauf zur nördlichen Morgen-

stelle mit den Kliniken sowie den Universitätsteilen auf dem Berg, weiter zum Wohngebiet Wald-

häuser Ost und dann per Gleiswechselanlage (früher als Ringschluss, später als Wendeschleife 

geplant gewesen) zurück zum Hauptbahnhof.562 Oberbürgermeister Boris Palmer erhofft sich 

von der attraktiven Anbindung der gerade für Besucher und Pendler relevanten Stadtbereiche 

eine deutliche Verschiebung im Modal Split (vgl. Abbildung 18, Seite 86) zugunsten des ÖPNV. 

Eine Machbarkeitsstudie563 von TransTec Consult aus dem Jahr 2004 berechnete die Inves-

titionskosten für das Stadtgebiet Tübingen (ohne weitere Baumaßnahmen in der Region): je 

nach Betriebskonzept werden rund 112 Mio. bzw. rund 81 Mio. Euro erforderlich.564 Der volks-

wirtschaftliche Nutzen, so die Studie, würde jedoch mit einem Nutzen-Kosten-Indikator von 2,0 

doppelt so hoch ausfallen wie die Gesamtkosten des Projekts (rund 960 Mio. Euro).565 

Nach dem Verkehrsfinanzierungsprogramm können die Projektkosten mit bis zu 60 % vom 

Bund und bis zu 20 % vom Land Baden-Württemberg bezuschusst werden.566 Da das Programm 

jedoch 2019 ausläuft und das Land bereits 2016 seine Mittelverteilung ausschreiben muss, 

drängt für die Realisierung der RegionalStadtBahn die Zeit. Daher haben sich im Februar 2013 

die Entscheidungsträger aus Gemeinden und Landkreisen mit dem Bund darauf geeinigt, „das 

Großprojekt (…) in Teilmodulen zu realisieren“567, um so zumindest für die ersten Baumaßnah-

men eine Bundesförderung zu erhalten.568 

D a s  ö f f e n t l i c h e  N a h v e r k e h r s a n g e b o t  i m  S t a d t g e b i e t  T ü b i n g e n  

Das Stadtgebiet Tübingen lässt sich bzgl. seiner Abdeckung mit Buslinien als äußerst gut er-

schlossen beschreiben. Insgesamt bedienen 64 Busse auf 35 Linien des Tübinger Stadtbusver-

kehrs das 340km lange Streckennetz an 378 Bushaltestellen im Stadtgebiet (Stand 2011).569 

2011 beförderte die SVT über 18,5 Mio. Fahrgäste und erbrachte eine Fahrleistung von über 3,5 

Mio. Kilometern.570 Zusätzlich verkehren zehn Regionalbuslinien mit Einbindung in das Tübin-

ger Streckennetz.571 Der Mobilitätssteckbrief verweist darauf, dass „mit Ausnahme weniger Teil-

bereiche an der Universität (Klinik Schnarrenbergstraße) und des Stadtteils Wanne (…) Tübin-

gen flächendeckend im 300-m-Einzugsbereich der Buslinien und zu einem sehr großen Anteil 

sogar auch im 150-m-Einzugsbereich [liegt].“572  

Die gute Erschließung spiegelt sich auch in den Ergebnissen der Haushaltsbefragung wider. 

Rund 80 % der Befragten gaben an, dass sie einen Fußweg von weniger als fünf Minuten zur 

                                                           
560 Vgl. ebd. 
561 Vgl. Tagblatt.de (15.10.2010) 
562 Vgl. Regionalverband Neckar-Alb (2004: 18 u. 31) und Tagblatt.de (30.06.2012) 
563 Vgl. Regionalverband Neckar-Alb (2004) 
564 Vgl. ebd.: 24 u. 34 
565 Vgl. ebd.: 63f 
566 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger Online (02.02.2013) 
567 Reutlinger General-Anzeiger Online (02.02.2013) 
568 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger Online (02.02.2013) 
569 Vgl. SVT (2008: 4) 
570 Vgl. SVT Online: SVT in Zahlen 
571 Vgl. ebd. 
572 SVT (2008: 4) 
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nächstgelegenen Bushaltestelle zurückzulegen hätten; für 94 % der Haushalte ist die nächste 

Bushaltestelle in unter zehn Minuten zu erreichen.573 

Die Geschichte und Verkehrsleistungen der SVT gibt diese in ihrer Internetpräsenz selbst 

wie folgt wider:  

„1995 wurde der Tübinger Stadtverkehr (SVT) aus der städtischen Regie entlassen und 

der SVT – als Stadtverkehr Tübingen GmbH – gegründet. Neben den Stadtwerken Tü-

bingen GmbH waren die Busunternehmen Kocher und Schnaith an der Gesellschaft be-

teiligt. Zum Jahr 2006 wurde die GmbH aufgelöst und als Betriebszweig in die Stadt-

werke Tübingen GmbH integriert. Und im Jahr 2011 gründeten wir die TüBus GmbH, 

welche seither über die Hälfte der Verkehrsleistung für uns erbringt. Die restlichen 

Fahrleistungen werden von verschiedenen Busunternehmen im Auftrag des SVT er-

bracht.“574 

2001 erfolgt die Gründung des „naldo“-Verkehrsverbunds (Neckar-Alb-Donau GmbH)575, 

dem insgesamt 45 Verkehrsunternehmen angehören.576 Die verschiedenen naldo-Preise setzen 

sich aus einer Kombination von Zonen-Tarif und Zeit-Tarif zusammen (vgl. Kapitel 5.2). Die 

Preisstufen der einzelnen Karten/Fahrscheine richten sich nach den zu befahrenen Zonen 

(„naldo-Waben“ eins bis fünf). Zusätzlich können bestimmte Fahrgastgruppen Vergünstigungen 

auf naldo-weit gültige Tickets erhalten: Studierende mit dem „Semesterticket“ bzw. Senioren mit 

dem „Abo 63 plus“ sowie Schüler und Auszubildende ohne Monatskarte mit dem Jugend-Freizeit-

Ticket („Tricky Ticket“).577. Neben dem naldo-Tarif besitzen 24 Gemeinden im Verbundgebiet, 

darunter auch Tübingen, über einen Stadttarif, der es Fahrgästen im Binnenverkehr der jeweili-

gen Stadt erlaubt, günstiger mit dem ÖPNV unterwegs zu sein gegenüber den naldo-Tarifen.578  

Für Fahrgäste, die über das Verbundgebiet hinaus pendeln, gibt es weitere Tarifangebote. 

Für Kunden mit naldo-Zeitkarten sind erst seit wenigen Jahren Anschlusstickets für kooperie-

rende Nachbar-Verbünde erhältlich, die sich über das „Abo-Plus Baden-Württemberg“ zentral 

beim DB-Abocenter bestellen lassen.579 Die Tickets berechtigen jedoch nur zur Fahrt im DB-

Schienenverkehr, für die Weiterfahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln des Stadtverkehrs wird 

dann weiterhin ein Fahrschein des jeweiligen Verbunds erforderlich, sofern zuvor keine Fern-

strecke (über 100km) zurückgelegte wurde. Fahrgäste ohne Zeitkarten können auf das „Metro-

pol-Tages-Ticket“, das „Baden-Württemberg-Ticket“ sowie das „Schönes-Wochenende-Ticket“ 

der Deutschen Bahn zurückgreifen.580 

Nach allzu großer Nutzerfreundlichkeit hört sich das gesamte Tarifsystem – trotz etlicher 

bereits vorgenommenen Verbesserungen in den vergangen Jahren – nicht an. Dieses Problem 

haben aber i.d.R. alle Verkehrsverbünde bzw. Verkehrsunternehmen, die ihren Kunden mög-

lichst „faire“, d.h. auf den jeweiligen Fahrgast angepasste Tarife anbieten wollen (und sollen) 

(vgl. Kapitel 5.2). Eine völlige Neugestaltung bzw. Abschaffung des Tarifsystems im ÖPNV im 

größeren Raummaßstab erscheint schon allein aus Gründen der Komplexitätsreduktion äußerst 

attraktiv – für Kunden wie für Anbieter. 

                                                           
573 Vgl. SVT (2008: 6) 
574 SVT Online: Wir über uns 
575 Vgl. ebd. 
576 Vgl. naldo Online: naldo-Verkehrsverbünde 
577 Vgl. naldo Online: Alle Fahrscheine 
578 Vgl. naldo Online: Stadttarife 
579 Vgl. naldo Online: naldo und seine Nachbarn 
580 Vgl. ebd. 
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8.2.2 Ausgewählte Kennziffern der Mobilität in Tübingen 

M o t o r i s i e r u n g  d e r  T ü b i n g e r  B e v ö l k e r u n g  

Sowohl die gute Erschließung des Tübinger Stadtgebiets mit Angeboten des öffentlichen 

Personennahverkehrs als auch die starke politische Förderung des Umweltverbunds spiegeln 

sich in der Mobilität der Tübinger Einwohner wider. So verfügen laut den Ergebnissen der Haus-

haltsbefragung von 2007 bspw. 38,7 % der Tübinger Haushalte über keinen haushaltseigenen 

PKW.581 Damit liegt Tübingen deutlich über dem 2008 ermittelten bundesweiten Durchschnitt 

von 23 %.582 Jedoch ist der Autobesitz in Tübinger (wie in ganz Deutschland) in den vergangen 

Jahren kontinuierlich angestiegen von ca. 26.400 PKW im Jahr 1983 auf ca. 36.000 PKW im Jahr 

2012.583 Auf 1.000 Einwohner kommen in Tübingen heute demnach rund 405 PKW (1983: 351,9 

PKW/1.000 EW) sowie rund 34 Krafträder (1983: 23,7 Krafträder/1.000 EW).584 Trotz des ge-

stiegenen Motorisierungsgrads liegt die „blaue Stadt“ mit knapp 440 KFZ (PKW und Krafträder) 

je 1.000 Einwohner585 deutlich unter dem bundesweiten Durchschnitt von rund 525 KFZ je 1.000 

Einwohner586 (Stand 2012). 

Dies ist keineswegs (nur) auf das umweltfreundliche Verkehrsverhalten der Tübinger Be-

völkerung zurückzuführen, sondern vielmehr auf die urbanen Strukturen587, deren Bevölke-

rungs- und Bebauungsdichte eine relativ schnelle und komfortable Fortbewegung mit den Ver-

kehrsmitteln des Umweltverbundes zulässt. Die Strukturen der ländlichen Räume in der Bun-

desrepublik bedingen gemeinhin größere Distanzen und ein geringeres ÖPNV-Angebot, woraus 

eine im Durchschnitt höhere Motorisierungsrate resultiert (vgl. Kapitel 6.2.1). 

Desweiteren zeigt eine vergleichende Analyse588 des Statistischen Landesamts unter den ba-

den-württembergischen Stadt- und Landkreisen, dass der Motorisierungsgrad auch maßgeblich 

von der Bevölkerungsstruktur beeinflusst wird. Der Untersuchung zufolge begünstigt ein hoher 

Anteil von „Bevölkerungsgruppen wie Senioren, Studenten und Ausländer“589 eine niedrige 

PKW-Verfügbarkeit, da diese gemeinhin „schlechter motorisiert sind als die übrige Bevölke-

rung“590. So kommt das Statistische Landesamt zu dem Schluss, „je akademischer der Kreis desto 

geringer [ist] der Motorisierungsgrad“591. Auch dies mag also zum niedrigen PKW-Bestand in der 

Universitätsstadt Tübingen beitragen. 

Im zeitlichen Entwicklungsverlauf der Motorisierungsrate zeigt sich, dass der bundesweite 

Wachstumstrend auch für den Teilraum der Stadt Tübingen zutrifft. Vor dem Hintergrund einer 

alternden Gesellschaft (weniger Einwohner unter 18 Jahren ohne Führerschein) und einem hö-

heren und längeren Aktivitätslevel der „Best-Ager“ rechnet das Statistische Landesamt mit einer 

Fortschreibung dieser Entwicklung, da gerade in den älteren Jahrgängen ein PKW-Zuwachs zu 

                                                           
581 Vgl. SVT (2008: 5) 
582 Vgl. Statistisches Bundesamt DESTATIS: Pressemitteilung 15.09.2009. 
583 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Bestand an Kraftfahrzeugen nach Kraftfahr-

zeugart seit 1983. 
584 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Bestand an Kraftfahr-

zeugen nach Kraftfahrzeugart seit 1983. 
585 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Bestand an Kraftfahrzeugen nach Kraftfahr-

zeugart seit 1983. 
586 Eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt DESTATIS: Kraftfahrzeuge und Schienenbestand. 
587 Vgl. Vgl. BMVBS (2010: 58) und SVT (2008: 5) 
588 Vgl. Brachat-Schwarz et al. (2007) 
589 Ebd.: 35 
590 Ebd. 
591 Ebd. 
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beobachten ist592 („eine Autogeneration wird alt“593). Desweiteren zeichnet sich eine zuneh-

mende Motorisierung von Frauen ab.594 

Demnach ergeben sich bis 2025 für den Landkreis Tübingen zwei voneinander signifikant 

abweichende Prognosen. Unter Berücksichtigung eines höheren Anteils Erwachsener in der Be-

völkerung und der Annahme einer konstanten PKW-Dichte auf dem Stand von 2006 ist ein An-

stieg des Motorisierungsgrades um 5,0 % zu erwarten (Baden-Württemberg 3,7 %).595 Wird je-

doch die Annahme dahingehend verändert, dass die verhaltensabhängigen Entwicklungen der 

vergangenen Jahre in der Region auch zukünftig fortgeschrieben werden, so prognostiziert das 

Statistische Landesamt einen Anstieg der PKW-Dichte im Landkreis Tübingen um 10,0 % (Ba-

den-Württemberg 13,1 %).596 An dieser Stelle kann ein ticketfreies Stadtbussystem einen wir-

kungsreichen Impuls für ein nachhaltiges Verhalten in der Mobilität darstellen. 

A u s g e w ä h l t e  e x t e r n e  E f f e k t e  d e s  S t r a ß e n v e r k e h r s  

Auch in Bezug auf die Verkehrssicherheit zeichnet sich Tübingen im Vergleich zum Bundes-

durchschnitt als Vorbild aus. Während 2011 in Deutschland rund 3,74 Personen je 1.000 Ein-

wohner an einem Verkehrsunfall mit Personenschaden beteiligt waren597, wurden im Stadtge-

biet Tübingen rund 2,89 Personen je 1.000 Einwohner im Verkehr verletzt598. 

Im Landkreis Tübingen599 entfallen auf den Straßenverkehr600 ca. 26,7 % der CO2-Gesamte-

missionen601 im Referenzraum (Stand 2009).602 Ähnlich fällt die Beteiligung an den Feinstaub-

Emissionen (PM10) aus, hier lasten ca. 24,6 % der Gesamtemissionen603 auf dem Straßenver-

kehr600 (Stand 2005).604 Jedoch zeichnet sich im zeitlichen Verlauf ein deutlicher Rückgang der 

Feinstaub-Emissionen um 42 % bis zum Jahr 2008 gegenüber dem Bezugsjahr 1990 ab.605 Mit 

einer PKW-Verkehrsleistung von insgesamt rund 3.950.000 Pkm pro Tag606 entstehen im Stadt-

gebiet Tübingen täglich externe Kosten in Höhe von über 243.000 Euro.607 

                                                           
592 Vgl. ebd.: 37 
593 Fiedler (2009: 6) 
594 Vgl. BMVBS (2010: 70) und Brachat-Schwarz et al. (2007: 36)  
595 Vgl. Brachat-Schwarz et al. (2007: 37) 
596 Vgl. ebd. 
597 Eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt DESTATIS: Straßenverkehrsunfälle 
598 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Straßenverkehrsun-

fälle seit 2010 nach Unfalltypen Universitätsstadt Tübingen 
599 Hinweis: keine statistischen Daten auf Gemeindeebene verfügbar 
600 Inkl. PKW, Krafträder, Straßen- und Landnutzungsfahrzeuge, Busse 
601 Hinweis: Verursacherbezogene CO2-Bilanz unter Berücksichtigung der Emittentengruppen „Haus-

halte und Kleinverbraucher“, Industrie/Feuerungen und öffentliche Kraftwerke“ sowie „Verkehr“ 
602 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Verursacherbezogene 

Emissionen an Kohlendioxid (CO2) nach Emittentengruppen Landkreis Tübingen 
603 Hinweis: Gesamtemissionen umfassen die Emissionen der Emittentengruppen „öffentliche Wärme-

kraftwerke“, „Industrie/ Feuerungen“, „Haushalte und Kleinverbraucher“ sowie „Verkehr“ 
604 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Emissionen an Fein-

staub (PM10) durch den Straßenverkehr Landkreis Tübingen 
605 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Emissionen an Feinstaub (PM10) durch den 

Straßenverkehr Landkreis Tübingen 
606 Vgl. imove (2010: 33) 
607 Eigene Berechnung nach INFRAS (2007: 7) 
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V e r k e h r s m i t t e l w a h l v e r h a l t e n  

Die Stadt Tübingen bewertet den eigenen Modal Split im städtischen Binnenverkehr gemein-

hin als äußert umweltfreundlich und vorbildlich.608 Der Mobilitätssteckbrief führt den „aus öko-

logischer und energetischer Sicht sehr günstigen modal split“609 auf mehrere stadtspezifische 

Rahmenbedingungen („sehr kompakte Stadtstruktur“; „hohe Anteil an Studenten“; „vergleichs-

weise ungünstigen Bedingungen für den motorisierten Individualverkehr“)610 zurück und lässt 

auch die „grundsätzliche[n] Aspekte der Einstellung zu Mobilität und Umwelt“611 in Tübingen 

nicht unerwähnt. Zudem sehen die Verfasser den „vergleichsweise geringen Anteil des Fußgän-

gerverkehrs“ als eine Folge des dichten Haltestellennetzes an.612 

Demnach sind die Verkehrsmittel des Umweltverbunds gerade im Binnenverkehr deutlich 

stärker als Hauptverkehrsmittel vertreten als im Quell- und Zielverkehr (vgl. Abbildung 18). Ver-

lagerungspotenziale sind insbesondere im Quell- und Zielverkehr gegeben; dort macht der MIV 

mit knapp 75 % den größten Anteil an den Wegen aus. Auch das Landratsamt Tübingen stimmt 

dieser Interpretation der Modal Split-Untersuchung zu.613 

Abbildung 18: Modal Split der Tübinger Einwohner im Binnen-, Quell- und Ziel sowie im Ge-
samtverkehr 

 

Quelle: SVT (2008: 7) 

Bei einem detaillierteren Blick auf den MIV im Untersuchungsraum werden die Potenziale 

(und die Notwendigkeit) zur Verkehrsverlagerung im Quell- und Zielverkehr besonders deutlich 

(vgl. Abbildung 19). Gemessen an der täglichen Verkehrsleistung (in Abgrenzung von der reinen 

Wege-Analyse) entfallen auf den Quell- und Zielverkehr 3.590.000 Pkm pro Tag (A) und damit 

91 % der im Stadtgebiet Tübingen zurückgelegten Verkehrsleistung (B). Besonders belastet wird 

dabei die Kernstadt mit insgesamt 74 % der Verkehrsleistung, wobei davon nur rund 7 % auf die 

                                                           
608 Vgl. ebd.: 8 
609 Ebd. 
610 Anmerkung: Laut Landratsamt Tübingen (2012: 65) zählen zu diesen ungünstigen MIV-Bedingungen 

v.a. „Restriktionen im Parkplatzangebot“ 
611 SVT (2008: 8) 
612 Vgl. ebd. 
613 Landratsamt Tübingen (2012: 66) 
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Innenstadt und rund 20 % auf die Universitätskliniken entfallen (C). Die MIV-induzierende Wir-

kung des größten Arbeitgebers in der Stadt ist also groß – und entsprechend groß sind auch die 

Verlagerungspotenziale im Berufsverkehr (D). 

Abbildung 19: Zusammensetzung der MIV-Verkehrsleistung im Stadtgebiet Tübingen 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach imove (2010: 33) 

Wie die Betrachtung des Qualitätskriteriums „Reisezeit“ in Kapitel 6.2.1 jedoch zeigte, be-

sitzt der MIV gerade bei großen Wegeentfernungen, d.h. vornehmlich im Quell- und Zielverkehr, 

entscheidende Vorteile gegenüber dem Umweltverbund. So liegt hier zwar aufgrund der höhe-

ren Umweltbelastung614 ein großer Verlagerungsbedarf vor, diesem ist jedoch viel schwerer 

nachzukommen – zumal der kommunale Handlungsspielraum im Umland äußerst eingeschränkt 

ist. Im Binnenverkehr fallen die Vorteile des MIV hingegen nicht mehr so deutlich ins Gewicht 

oder werden sogar durch Vorteile von ÖPNV und NMV überwogen, sodass sich verkehrs- und 

tarifpolitischen Maßnahmen gerade hier bessere Chancen zur erfolgreichen Verkehrsverlage-

rung eröffnen. Daher stimmen die Erkenntnisse dieser Arbeit nicht mit der im Mobilitätssteck-

brief gezogenen Schlussfolgerung überein, dass die „hohe[n] Anteile des Umweltverbundes im 

Modal Split im Binnenverkehr Tübingens (…) maßgebliche Zugewinne für den ÖPNV im Binnen-

verkehr nicht erwarten [lassen].“615 Diese Aussage steht auch im Widerspruch zu den Abschät-

zungen der Projektgruppe zum Verkehrskonzept „Mobilität 2030 Tübingen“, derer nach auch im 

Binnenverkehr eine beträchtliche MIV-Reduzierung von 16 % und ein ÖPNV-Zuwachs von über 

7 % erwartet werden kann (vgl. Abbildung 16). 

                                                           
614 Hinweis: bezogen auf die jeweilige gesamte Wegelänge, nicht je Personenkilometer 
615 Vgl. SVT (2008: 13) 
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Auch die Ergebnisse der Haushaltbefragung bzgl. der Nutzungshäufigkeit des Stadtbus- und 

Regionalbahnverkehrs sprechen für ein großes Verlagerungspotenzial in beiden Verkehrsberei-

chen (Binnen- sowie Quell- und Zielverkehr). Demnach nutzen über 40 % der Einwohner die 

Tübinger Stadtbusse mindestens einmal pro Woche  und immerhin 20 % täglich. Doch zählt der 

Großteil der Tübinger Einwohner (57 %) zu der Gruppe der „Nie- oder Nur-Gelegentlich-Nutzer“, 

bezogen auf den Regionalverkehr fällt ihr Anteil mit 83 % noch weit größer aus (vgl. Abbildung 

20). Hier können tarifpolitische Maßnahmen wie auch Verbesserungen einzelner Qualitätskrite-

rien Anreize schaffen, um sowohl die „Fast-Nie-Nutzer“ (41 bzw. 62 %) als auch die „Gelegent-

lich-Nutzer“ (16 bzw. 21 %)616 für den ÖPNV zu gewinnen. 

Abbildung 20: Nutzungshäufigkeit des Stadtbus- und Regionalbahnverkehrs 

 

Quelle: SVT (2008: 9) 

Weiterhin soll auch das Ergebnis hervorgehoben werden, dass 80 % der Teilnehmer an der 

Haushaltsbefragung angaben, dass der Tübinger Stadtbusverkehr funktionsfähig sei, ohne dass 

sich dabei nennenswerte Unterschiede zwischen Viel- und Wenig-Nutzern abzeichneten.617 Die-

ser gemeinhin positiven Bewertung des Tübinger ÖPNV-Systems wird in der Befragung dieser 

Arbeit weiter nachgegangen, wenn in Kapitel 10.4 ausgewählte Qualitätskriterien der Verkehrs-

mittelwahl analysiert werden, die abseits der reinen Funktionsfähigkeit liegen. 

Um die Verlagerungspotenziale im Berufsverkehr besser einschätzen zu können, sei an die-

ser Stelle ergänzend auf die Statistik der Bundesagentur für Arbeit hingewiesen. Demnach ent-

fallen auf die Stadt Tübingen 23.000 sozialversicherungspflichtige Einpendler, 10.000 Auspend-

ler und 15.000 Binnenpendler.618 Das Landratsamt Tübingen weist in diesem Zusammenhang 

darauf hin, dass gerade die tatsächlichen Einpendler-Zahlen für die Universitäts- und Verwal-

tungsstadt Tübingen noch weitaus höher ausfallen dürften, da in der Statistik Beamte und Selbst-

ständige keine Berücksichtigung finden.619 

Auch bei der Betrachtung der Wegezwecke wird für die Stadt Tübingen deutlich, dass der 

Pendelverkehr einen hohen Stellenwert im gesamten Verkehrsaufkommen einnimmt. Wie aus 

Abbildung 21 ersichtlich wird, machen Wege mit dem Wegezweck „Arbeit“ 14,0 bzw. 10,8 % im 

Binnen- bzw. im Quell- und Zielverkehr aus. Damit nimmt der Berufsverkehr den größten Anteil 

an den Gesamtwegen ein, gefolgt vom Wegezweck „Schule/Ausbildung/Studium“ mit 12,0 bzw. 

13,7 % (der Wegezweck „nach Hause“ sei hiervon ausgenommen).620 

                                                           
616 Vgl. ebd.: 9f 
617 Vgl. ebd.: 10 
618 Landratsamt Tübingen (2012: 64) 
619 Ebd. 
620 Vgl. SVT (2008: 6) 
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Abbildung 21: Zielzwecke im Binnenverkehr sowie Quell- und Zielverkehr 

 

Quelle: SVT (2008: 6) 

8.2.3 Resonanz auf „Tübingen macht blau“ im Handlungsfeld „Mobilität“ 

Im Rahmen einer studentischen Abschlussarbeit zur Evaluation der Klimaschutzkampagne 

„Tübingen macht blau“ kam eine Stichprobenerhebung zu dem Ergebnis, dass nur 7 % der be-

fragten Haushalte die Kampagne nicht zu kennen angaben.621 Der Evaluation nach sehen 60 % 

der Befragungsteilnehmer die Stadt Tübingen als Vorreiter im Klimaschutz an; knapp ein Drittel 

glaubt an die Wirksamkeit von „Tübingen macht blau“ und rund 45 % sind der Ansicht, dass die 

Kampagne den Bekanntheitsgrad von Tübingen auch bundesweit erhöht hat.622 

Die Förderung von „ökologischer Mobilität“623 wurde von den Befragten mit Abstand als der 

meistgenutzte Kampagneninhalt genannt (84 %), gefolgt von den energieeffizienten Kühl- und 

Gefriergeräten (35 %) sowie dem Ökostrom (31 %). Der Fahrradverleih „nextbike“ (2 %), die 

Bezuschussung von Pedelecs (9 %) sowie der Klimapass für Neuwägen (9 %) werden unter den 

Befragten hingegen relativ wenig genutzt. Vergleichsweise erfolgreich zeichnet sich jedoch das 

Carsharing-Konzept „teilAuto“ mit einer Nennung von 21 % ab.624 

Zudem sagen die Befragungsergebnisse aus, dass die Bereitschaft zur Veränderung des ei-

genen Mobilitätsverhaltens in der Tübinger Bevölkerung auch unabhängig von der Klimaschutz-

kampagne vorhanden zu sein scheint (vgl. Abbildung 22). Sowohl die umweltbewusste bzw. ein-

geschränkte PKW-Nutzung als auch die Alternativen im Umweltverbund werden demnach für 

den eigenen Beitrag zum Klimaschutz eingesetzt.625 

                                                           
621 Vgl. Kögel et al. (2011: 10) 
622 Vgl. ebd.: 20 
623 Hinweis von Kögel et al. (2011: 22) zum Förderbereich „ökologische Mobilität“: „Unter dem Oberbe-

griff „Förderung ökologischer Mobilität“ lassen sich verschiedene Aspekte finden. Diese reichen vom 
Ausbau der Radwege über die Förderung von Gasantrieben bis hin zu einer Senkung der Preise für 
den ÖPNV.“ Siehe hierzu auch das Faltblatt „Ökologisch mobil“ der „Tübingen macht blau“-Kampagne. 

624 Vgl. Kögel et al. (2011: 16) 
625 Vgl. ebd.: 23 
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Abbildung 22: Eigeninitiative Tübinger Einwohner für eine umweltverträgliche Mobilität 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Kögel et al. (2011: 23) 

9 Wirkungspotenziale der Tübinger Verlagerungsstrategie 

9.1 Lenkungswirkung 

Die vorliegende Arbeit hat bereits von verschiedenen Seiten untersucht, welches Potenzial 

zur Verkehrsverlagerung von MIV auf ÖPNV in Deutschland gegeben ist. Dabei lieferten die Un-

tersuchungen in Kapitel 6.1, dass 36 % der Bevölkerung zu den Autofahrern zu zählen sind, von 

denen eine ÖPNV-Nutzung kaum zu erwarten ist, während 19 % der deutschen MIV-Nutzer ein 

ÖV-Potenzial aufweisen.626 In Kapitel 6.2.1 zeigte sich, dass die Ausschöpfung dieses Potenzials 

von der Höhe der Kostenveränderung abhängt und mit einer Kreuzpreiselastizität im öffentli-

chen Personenverkehr von Ɛ=-0,3 anzusetzen ist. 

Die größte Lenkungswirkung wird eine Kostenveränderung in einem der Verkehrssysteme 

voraussichtlich auf den Arbeits- und Ausbildungsverkehr entfalten.627 Hier sind Start- und Zie-

lort sowie Zeitpunkt des Fahrtantritts i.d.R. festgelegt und der Kenntnisstand der Verkehrsteil-

nehmer hinsichtlich der verfügbaren Verbindungen ist aufgrund der regelmäßigen Benutzung 

eher hoch.628 Dementsprechend nehmen die beiden Merkmale „Reisezeit“ und „Kosten“ einen 

hohen Stellenwert für die Verkehrsmittelwahl ein.629 Zudem sind Verkehrsteilnehmer für Wege, 

die sie über einen längeren Zeitraum regelmäßig zurücklegen, eher bereit über Alternativen 

nachzudenken.630 

In diesem Kapitel soll nun näher dargestellt werden, welches Lenkungspotenzial von der 

tarifpolitischen Maßnahme eines ticketfreien, umlagefinanzierten ÖPNV zu erwarten ist. Hierzu 

wird (1) ein Blick auf Untersuchungen geworfen, die sich mit dem Thema befasst haben, (2) an-

dere Verkehrsräume betrachtet, die bereits Erfahrungen mit dem Nulltarif-Modell aufweisen 

können sowie (3) eigene Überlegungen zu den spezifischen Rahmenbedingungen im Untersu-

chungsraum angeführt. 

                                                           
626 Vgl. BMVBS (2010: 110) 
627 Vgl. Burkart (1994: 237) und Laumann/Müller (2000: 10) 
628 Vgl. Boltze et al. (2002: 22) 
629 Vrtic/Fröhlich (2006: 12f 
630 Vgl. Boltze et al. (2002: 22) 
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9.1.1 Wissenschaftliche Studien zur Lenkungswirkung eines ÖPNV-Nulltarifs 

Insbesondere in den 1970er Jahren, als das Konzept des Nulltarifs in die verkehrswissen-

schaftlichen Arbeiten Einzug hielt, wurden vielfach Untersuchungen zu einer zentralen Frage an-

gestellt: wie würde sich eine solche tarifpolitische Extremmaßnahme auf die Verkehrsmittel-

wahl von Individuen auswirken? Wie SEYDEWITZ/TYRELL631 aufzeigen, kamen die Untersuchun-

gen dabei zu äußerst unterschiedlichen Ergebnissen. Hier seien einige davon vorgestellt. 

 

Eine im Jahr 1971 durchgeführte Umfrage in Deutschland mit einer Beteiligung von 2.067 

Personen ergab, dass 13 % der Befragten „nach Einführung des Nulltarifs“632 gänzlich vom MIV 

auf den ÖPNV umsteigen wollten und 93 % wollten ihren PKW „seltener als bisher“633       nut-

zen.634 Die im gleichen Jahr durchgeführte Befragung in Basel kam hingegen zu einer hohen Ab-

lehnung des Nulltarifs (80 %).635  

Auch in den Vereinigten Staaten beschäftigte das Thema Nulltarif die Verkehrswissenschaf-

ten in den 1970er Jahren. Hier kam eine theoretische Untersuchung im Auftrag der U.S.-Regie-

rung für die Stadt Boston zu dem Ergebnis, dass die Nulltarif-Einführung eine Reduzierung des 

PKW-Aufkommens im Berufsverkehr um 14 % bewirken könne, auf die PKW-Nutzung für den 

Wegezweck „Einkauf“ jedoch kaum Einfluss habe. Für die zu erwartenden Fahrgastzuwächse im 

ÖPNV wurde ein Anstieg von 32 % prognostiziert.636 

Zur höchsten Einschätzung des Lenkungspotenzials kam ein Forschungsprojekts des Insti-

tuts für Verkehrswissenschaften der Universität München im Jahr 1970.637 In seinem häufig zi-

tierten Gutachten „Betriebs- und volkswirtschaftliche Konsequenzen eines unentgeltlichen An-

gebots der öffentlichen Nahverkehrsmittel in Ballungsräumen“ hält AHNER638 einen Modal Shift 

von ca. 40 % infolge einer Nulltarif-Einführung für realistisch – unter der Voraussetzung, dass 

qualitative Verbesserungen im ÖPNV-Angebot erfolgen.639 

Gegen derart positive Erwartungen sprach sich sechs Jahre später GEHRTZ640 im Rahmen ei-

ner Untersuchung zu den „Voraussetzungen und Auswirkungen eines Nulltarifs im öffentlichen 

Personennahverkehr“ am Beispiel des Hamburger Verkehrsverbundes aus.641 Zwar sagte GEHRTZ 

für den Verkehrsverbund einen Fahrgastzuwachs von 30 % nach der Nulltarif-Einführung vo-

raus, doch sprach er dem Rückgang des MIV-Aufkommens eine untergeordnete Bedeutung an 

der Mehrnachfrage zu. Diese würde sich seiner Ansicht nach vielmehr aus dem NMV sowie aus 

Mehrfahrten der bereits bestehenden ÖPNV-Fahrgäste zusammensetzen.642 

KALBOW643 kommt in seiner Untersuchung zur „Wirkungsanalyse des Nulltarifs im ÖPNV am 

Beispiel der Stadt Darmstadt“ auf ähnliche Ergebnisse hinsichtlich der zu erwartenden Verände-

rungen im ÖPNV-Aufkommen. Auf Grundlage eines Rechenmodells zur Analyse der Nutzen- und 

Kostenveränderungen bei einer Nulltarif-Einführung in Darmstadt und unter der Annahme, dass 

die Kreuzpreiselastizität der Nachfrage bei Ɛ=-0,3 liegt (vgl. Kapitel 6.2.1), erlangt KALBOW unter 

                                                           
631 1995 
632 Seydewitz/Tyrell (1995: 13) 
633 Ebd. 
634 Ergebnisse laut Bundesministerium für Verkehr (1971: 48) 
635 Vgl. Gutknecht (1973: 28) 
636 Vgl. Labs (1979: 28) 
637 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 13f) 
638 1970 
639 Vgl. Ahner (1970: 196) 
640 1976 
641 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 14) 
642 Vgl. Gehrtz (1976: 126) 
643 2001 
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Berücksichtigung der drei Wirkungskreise „Kommunaler Haushalt“, „Verkehrsteilnehmer“ und 

„Allgemeinheit“ die folgenden Ergebnisse644: 

 das Verkehrsaufkommen im Binnenverkehr wird sich im ÖPNV um 30 % erhöhen und im 

MIV um 13,2 % reduzieren;  

 die Modal Split-Anteile im Binnenverkehr werden sich für den ÖPNV von 39,1 % auf rund 

49,0 % erhöhen und für den MIV von 60,9 % auf rund 51,0 % reduzieren;  

 die Verkehrsleistung im Kommunalgebiet wird im ÖPNV um 21,4 % zunehmen und im MIV 

um 2,2 % sinken;  

 die Geschwindigkeit im kommunalen Hauptstraßennetz wird um 0,95 % erhöht. 

Da die hier aufgeführten Untersuchungen – seien sie theoretischer Art oder auf demoskopi-

sche Umfragen gestützt – zu äußerst unterschiedlichen Ergebnissen hinsichtlich der Lenkungs-

wirkung eines Nulltarifs gelangen, soll im folgenden Kapitel betrachtet werden, welche Erfah-

rungen einige Städte mit der tarifpolitischen Extremmaßnahme machen durften. 

9.1.2 Erfahrungen aus der Umsetzungspraxis eines ÖPNV-Nulltarifs 

Nach den kontroversen Debatten in den 1970er Jahren und einigen, oftmals kurzzeitigen 

Experimenten der praktischen Umsetzung, wurde es für viele Jahre recht still um den Nulltarif. 

Nur vereinzelt wagten Städte in Europa den Versuch, eine solche Extremmaßnahme in ihrem 

ÖPNV-System einzuführen. Bei dem äußerst kurzzeitigen Experiment der Stadt Rom, über den 

Jahreswechsel 1971/72 das entgeltfreie Busfahren für neun Tage anzubieten, ließen sich zwar 

Fahrgaststeigerungen von 50 % erzielen, doch verzeichnete der MIV einen ungleich geringen 

Rückgang von lediglich knapp zwei Prozent.645 

Einen deutlich größeren Erfolg konnte die Nulltarif-Einführung in Bologna verzeichnen. Hier 

fuhren die Busse ab 1973 in den Berufsverkehrszeiten kostenlos; ab 1974 wurde dann die Bus-

nutzung für einkommensschwache Senioren ganztägig kostenlos angeboten. Während die Fahr-

gastzahlen zwischen 1972 und 1974 um rund 50 % anstiegen, nahm der PKW-Verkehr im Stadt-

zentrum um ca. 20 % ab.646 Auch hier zeichnete sich der größte Verlagerungseffekt also inner-

halb des Umweltverbundes ab, jedoch mit einem signifikanten Rückgang des MIV. 

Welche Verlagerungseffekte infolge einer Nulltarif-Einführung möglich sind, soll anhand der 

drei bekanntesten europäischen Beispiele von Templin (Brandenburg), Lübben (Brandenburg) 

und Hasselt (Belgien) wiedergegeben werden. Allen drei Städten gemein ist eine ähnlich prekäre 

Ausgangsbedingung im ÖPNV mit einem kleinen Liniennetz, hohen Taktzeiten, einer geringen 

Nachfrage und einem niedrigen Kostendeckungsgrad. Die Aufgabenträger sahen sich veranlasst, 

den Nulltarif als „Rettungsmaßnahme“ für den öffentlichen Nahverkehr einzuführen.647 Hierin 

unterscheiden sich die angeführten Beispiele erheblich vom Tübinger Stadtbusverkehr, der äu-

ßerst gut ausgebaut ist und entsprechend nachgefragt wird (vgl. Kapitel 8.2). Daher soll als vier-

tes Beispiel noch die estnische Hauptstadt Tallinn betrachtet werden, die als Großstadt zwar von 

den Rahmenbedingungen der Stadt Tübingen abweicht, jedoch Parallelen in ihrem ÖPNV-Ange-

bot und v.a. in ihren Verkehrsproblemen (Verkehrsstau und -unfälle, Luftbelastung) aufweist. 

T e m p l i n  ( D e u t s c h l a n d )  

Die brandenburgische Stadt Templin mit 16.500 Einwohnern unterhielt vor der Nulltarif-

Einführung im Dezember 1997 vier Stadtbus- und mehrere Regionalbuslinien, hatte jedoch mit 

                                                           
644 Vgl. Kalbow (2001: 77) 
645 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 12f) 
646 Ergebnisse laut Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (1978: 38) 
647 Vgl. Randelhoff (04.04.2012) 
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einer schlechten Nachfrage im ÖPNV und einem hohen MIV-Aufkommen in der Kernstadt zu 

kämpfen.648 Der Kostendeckungsgrad durch Fahrscheineinnahmen lag bei äußerst niedrigen 14 

%.649 Der Landkreis sowie die Uckermärkische Verkehrsgesellschaft entschieden, die Kosten 

fortan zusammen mit der Stadt Templin vollständig zu übernehmen.650 Doch wurde nicht nur 

die Busnutzung kostenlos angeboten, Templin setzte v.a. auf flankierende Maßnahmen zur At-

traktivitätssteigerung im ÖPNV. So wurde bspw. die Zahl der Haltestellen von 27 auf 42 erhöht 

und auf den Hauptachsen eine Taktverkürzung auf 30 bzw. 20 Minuten vorgenommen.651 Der 

Kostenzunahme von ehemals 50.000 Deutsche Mark (sic!) auf 177.000 Deutsche Mark (sic!) 

p.a.652 begegnete die Stadt mit einer Erhöhung ihrer Kurtaxe, dem Verkauf von Werbeflächen an 

den Haltestellen sowie dem Ausbau des Parkraummanagements.653 

Die Angebotsverbesserungen erzielten den gewünschten Effekt.  Allein im ersten Jahr der 

Nulltarif-Einführung stiegen die Fahrgastzahlen um 750 %. Jedoch spielte sich der Verlagerungs-

effekt auch hier vornehmlich innerhalb des Umweltverbundes ab: 35-50 % der Fahrgäste gaben 

in einer späteren Befragung an, zuvor zu Fuß gegangen zu sein; 30-40 % waren ehemalige Rad-

fahrer und lediglich 10-20 % hatten den Umstieg vom PKW vorgenommen. Mitgeschuldet ist 

dieses Ergebnis der Entwicklung, dass v.a. Jugendliche zu den neuen Fahrgästen zu zählen wa-

ren654 – also eine Bevölkerungsgruppe, die altersbedingt nicht bzw. kaum aus dem Kreis der MIV-

Nutzer stammen kann. RANDELHOFF führt als einen weiteren Grund an, dass zu wenige Restrikti-

onsmaßnahmen für den MIV den kostenlosen ÖPNV flankierten.655 

L ü b b e n  ( D e u t s c h l a n d )  

Zu ähnlichen Erkenntnissen kam auch die 180km von Templin entfernt liegende Stadt Lüb-

ben mit ihren 14.500 Einwohnern.656 Lübben führte den Nulltarif mit vollständiger Kostenüber-

nahme aus dem allgemeinen Kommunalhaushalt im Jahr 1998 ein, nachdem die einzige beste-

hende Buslinie wegen schlechter Nachfrage und Finanzierungsproblemen kurz vor der Einstel-

lung stand.657 Der Nulltarif allein reichte als Anreiz zur Busnutzung jedoch nicht aus, erst infolge 

der Einführung einer weiteren Buslinie und der Taktverdichtung konnte ein Zuwachs in den 

Fahrgastzahlen erzielt werden. Mit einem Nachfrageanstieg um den Faktor neun allein in den 

ersten drei Jahren658 wurde jedoch die zu Beginn festgelegte Kostendeckelung von 100.000 Deut-

sche Mark (sic!) überschritten, sodass sich die Stadt gezwungen sah, den Nulltarif nach nur vier 

Jahren wieder einzustellen.659 Zu welchem Anteil sich die neuen Fahrgäste aus dem MIV speisten 

ist für Lübben nicht bekannt. 

H a s s e l t  ( B e l g i e n )  

Das wohl bekannteste europäische Beispiel für die Einführung eines Nulltarifs ist die belgi-

sche Stadt Hasselt, die sich mit ihren 72.000 Einwohnern deutlich von den beiden zuvor betrach-

                                                           
648 Vgl. Kalbow (2001: 21) und Randelhoff (17.04.2013) 
649 Vgl. Kalbow (2001: 21) 
650 Vgl. Randelhoff (2012: 8) und Storchmann (2001: 655) 
651 Vgl. Randelhoff (2012: 8) 
652 Vgl. Kalbow (2001: 21) und Storchmann (2001: 657) 
653 Vgl. Randelhoff (17.04.2013) 
654 Vgl. Storchmann (2001: 655) 
655 Vgl. Randelhoff (17.04.2013) 
656 Vgl. Randelhoff (2012: 7) 
657 Vgl. Kalbow (2001: 23); Randelhoff (2012: 7) und Randelhoff (17.04.2013) 
658 Vgl. Kalbow (2001: 23) und Randelhoff (2012: 7) 
659 Vgl. Randelhoff (2012: 7) und Randelhoff (17.04.2013) 
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teten Städten abhebt. Sowohl in ihrer Einwohnerzahl, als auch in ihrer Funktion als Universitäts-

stadt mit rund 40.000 Studierenden660, ermöglicht die Stadt Hasselt einen besseren Vergleich 

zum Untersuchungsraum der Stadt Tübingen. Auch hinsichtlich des MIV-Aufkommens sowie der 

hohen Einpendlerzahlen im Berufsverkehr weisen die beiden Städte Parallelen auf.661 

Jedoch unterscheidet sich die ÖPNV-Ausgangssituation in Hasselt erheblich von Tübingen. 

Vor der Einführung des Nulltarifs im Jahr 1997 bedienten nur acht Busse auf zwei Linien das 

Stadtgebiet Hasselt, heute fahren 48 Busse auf über 100 Buslinien.662 Die anfänglichen Investiti-

onskosten im ÖPNV beliefen sich auf 300.000 Euro663 und werden von laufenden Kosten in Höhe 

von 750.000 Euro p.a. begleitet.664 Finanziert wird das kostenlose Bussystem über Zuschüsse des 

Landes Flandern sowie durch das allgemeine Steueraufkommen der Kommune. Begleitet wurde 

der ÖPNV-Ausbau von einem verschärften Parkraummanagement der Stadt (Verknappung und 

Gebührenanhebung), dessen Einnahmen dem ÖPNV zugutekamen.665 Weitere MIV-Restriktio-

nen, wie bspw. Verkehrsberuhigungsmaßnahmen oder Geschwindigkeitsbegrenzungen, flan-

kierten den ÖPNV-Ausbau.666 

Zur Ausgestaltung des Nulltarifs bediente sich die Stadt Hasselt einer Differenzierung nach 

Linien und einzelnen, wenigen Personengruppen:  

(1) die Busse des Stadtverkehrs mit einem H vor der Liniennummer waren gänzlich kosten-

los in ihrer Nutzung; 

(2) die roten Regionalbuslinien konnten von Einwohnern der Stadt Hasselt entgeltfrei ge-

nutzt werden, als Ticketersatz diente der Personalausweis. Auswärtige Fahrgäste (Ein-

pendler, Touristen u.ä.) zahlten jedoch die bisherigen Tarife; 

(3) auf den blauen Regionalbuslinien wurde stets ein Beförderungsentgelt erhoben, 

(4) ausgenommen Kinder unter 12 Jahren, für die alle Buslinien kostenlos waren.667 

Die zu verzeichnenden Fahrgastzuwächse in Hasselt übertrafen wohl auch die einstigen Er-

wartungen der Stadt selbst. Die Nachfrage im Busverkehr stieg innerhalb eines Jahrzehnts von 

360.000 Fahrgästen im Jahr 1996 (vor der Einführung) auf über 4.614.800 Fahrgäste im Jahr 

2006.668 Dabei ließ sich in einer Studie rund fünf Monate nach den Angebotsverbesserungen im 

ÖPNV nachweisen, dass der größte Teil der Fahrgäste dem MIV abgewonnen werden konnte 

(22,8 %), gefolgt vom Fahrradverkehr (18,4 %) und dem Fußgängerverkehr (13,9 %).669 Zu-

gleich ergab die Studie jedoch auch, dass „der Ausbau des ÖPNV-Netzes und die Taktverdichtung 

der Busse der Hauptgrund für den Wechsel [waren], während das Motiv ‚Gratisbenutzung‘ erst 

an zweiter Stelle genannt wurde.“670 

Mit dem immensen Erfolg wurde der Nulltarif der Stadt Hasselt schließlich doch zu teuer. 

Im Mai 2013 führte die Stadt nach 16 Jahren Ticketfreiheit wieder eine Pflicht zum Fahrschein-

kauf ein, allerdings nur für volljährige Personen. Eine Fahrt kostet nun 60 Euro-Cent.671 Sein Ziel 

hat das europaweit bekannte Experiment dennoch mehr als erreicht. Hasselt zeigte, dass die 

                                                           
660 Vgl. Kalbow (2001: 24) 
661 Ebd. 
662 Vgl. Randelhoff (2012: 10) 
663 Vgl. Randelhoff (17.04.2013) 
664 Vgl. Randelhoff (2012: 10) 
665 Vgl. Tagblatt.de (14.01.2012b) und Randelhoff (17.04.2013) 
666 Vgl. Randelhoff (17.04.2013) und Randelhoff (04.04.2012) 
667 Vgl. Randelhoff (17.04.2013) 
668 Vgl. Randelhoff (2012: 10) 
669 Vgl. Kalbow (2001: 25) 
670 Kalbow (2001: 25) 
671 Vgl. Nahverkehr Hamburg Nachrichtendienst (30.04.2013) 
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ÖPNV-Förderung nicht nur eine Entlastung des Straßenverkehrs bewirkt, sondern auch für Ein-

wohner und Einzelhandel in der Stadt eine höhere Attraktivität schafft. So soll sich die belgische 

Stadt seit der Nulltarif-Einführung zur viertwichtigsten Einkaufsstadt des Landes gemausert ha-

ben, die Beschäftigtenzahlen haben sich ebenso wie der wirtschaftliche Umsatz verdreifacht seit 

es die Busfreifahrt gibt.672 Damit verdeutlicht das Beispiel, wie der ÖPNV nicht nur verkehrs- und 

umweltpolitische Ziele unterstützen kann, sondern v.a. auch eine höhere Lebensqualität in Städ-

ten schafft (vgl. Kapitel 5.1). 

T a l l i n n  ( E s t l a n d )  

Während Hasselt also bereits die Erfolge des Nulltarifs genießen kann und darauf setzt, dass 

der ÖPNV nun auch mit Fahrscheinen attraktiv genug für die Einwohner der Stadt ist, eifert die 

Hauptstadt Estlands seit Jahresbeginn 2013 dem belgischen Paradebeispiel nach. Nachdem sich 

der Modal Split in Tallinn immer mehr zugunsten des MIV verschob und die entsprechenden 

Verkehrs- und Umweltprobleme auftraten inkl. ihrer externen Kosten, stimmten 75,5 % der Ein-

wohner in Tallinn in einer Volksabstimmung für einen Nulltarif.673 Die öffentliche Hand folgte 

diesem Votum und bietet den ÖPNV, der zuvor eine Kostendeckung durch Fahrscheineinnahmen 

von rund 33 % aufwies, nun kostenlos an.674 

Trotz Streitigkeiten um die Kosten angesichts fehlender Haushaltsmittel für andere Bedarfe 

in der Stadt (bspw. Kindergartenplätze)675, hat sich der Aufwand nach Angaben der Stadtverwal-

tung bereits gelohnt: das MIV-Aufkommen soll in den ersten vier Monaten um 15 % gesunken 

sein, die Zahl der Fahrgäste im ÖPNV dafür um 6 % gestiegen.676 Rund 21 % der Bewohner 

Tallinns gaben in Umfragen nach der Nulltarif-Einführung an, das öffentliche Beförderungsange-

bot nun häufiger für ihre Wege zu nutzen und folglich seltener das Privatauto als Verkehrsmittel 

zu wählen.677 Der Erfolg ist aber auch hier nicht allein auf das kostenlose ÖPNV-Angebot zurück-

zuführen, sondern fußt auf weiteren Verbesserungen im System. So wurden u.a. neue Buslinien 

eingerichtet sowie zahlreiche PKW-Fahrstreifen in exklusive Busspuren umgewandelt und der 

ÖPNV auch bei der Ampelschaltung bevorrechtigt.678  

Die rund 425.000 Einwohner (Stand April 2013)679 der estnischen Großstadt haben mit ei-

ner Chipkarte am Lesegerät der öffentlichen Verkehrsmittel ihren Wohnort nachzuweisen.680 

Für Einpendler und Touristen verdoppelte sich hingegen der Fahrpreis von 80 Euro-Cent pro 

Fahrt auf €1,60.681 So erreicht die Stadt als positiven Nebeneffekt der neuen Ticketfreiheit, dass 

die Anmeldungen zum Hauptwohnsitz seit Jahresanfang merklich angestiegen sind. Auf diesem 

Wege wird ein Teil der fahrscheinbezogenen Einnahmeausfälle (zwölf Millionen Euro) von den 

höheren Steuereinnahmen der Stadt aufgefangen.682 Dafür können keine Kosteneinsparungen 

beim Fahrscheinverkauf und den Kontrollen verbucht werden.683 

                                                           
672 Vgl. ebd. 
673 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (19.01.2013); Randelhoff (17.04.2013) und Tal.Journal 

(01.01.2013) 
674 Vgl. Der Standard.at (07.04.2013); Nahverkehr Hamburg Nachrichtendienst (30.04.2013) und 

Randelhoff (17.04.2013) 
675 Vgl. Der Standard.at (07.04.2013) 
676 Vgl. Der Standard.at (07.04.2013) und Frankfurter Allgemeine Zeitung (19.01.2013) 
677 Vgl. Der Standart.at (07.04.2013) und Der Westen online (05.04.2013) 
678 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (19.01.2013) 
679 Vgl. Tourism.Tallinn Online: Praktische Informationen 
680 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (19.01.2013) und Tal.Journal (01.01.2013) 
681 Vgl. Der Standard.at (07.04.2013) 
682 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung (19.01.2013); Nahverkehr Hamburg Nachrichtendienst 

(30.04.2013) und Tal.Journal (01.01.2013) 
683 Vgl. Tal.Journal (01.01.2013) 
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Dieses Für und Wider hinsichtlich der berechtigten Personen eines umlagefinanzierten 

ÖPNV-Systems gilt es auch in der Stadt Tübingen abzuwägen. Vor dem Hintergrund des stark 

abweichenden Modal Splits zwischen Binnenverkehr gegenüber dem Quell- und Zielverkehr 

(vgl. Kapitel 8.2.2) fasst die Tübinger Verlagerungsstrategie zwar die Einpendler in das Stadtge-

biet als Hauptzielgruppe ins Auge, doch lässt sich der Lenkungseffekt für diese Personengruppe 

in Frage stellen. Das folgende Kapitel schildert die Problematik im größeren Detail. 

9.1.3 Zur Abgrenzungsproblematik von Stadtgebiet und Verkehrsverbund 

Der kommunale Handlungsspielraum stößt in Hinblick auf ÖPNV-fördernde und MIV-rest-

riktive Maßnahmen nicht nur an finanzielle, sondern auch an räumlich Grenzen, spielt sich doch 

ein großer Teil des Verkehrs als Verkehr zwischen verschiedenen Städten oder zwischen Städten 

und ihrem ländlichen Umland ab.684 Zwar vereinfacht der im Regionalisierungsgesetz geforderte 

Zusammenschluss von Verkehrsunternehmen und ihren jeweiligen Einzugsgebieten zu Ver-

kehrsverbünden die nutzerfreundliche Gestaltung von Tarifstrukturen, Fahrscheinkäufen, Fahr-

plänen u.v.m.685, doch schränkt sie auch den individuellen Handlungsspielraum einzelner Kom-

munen innerhalb eines solchen Verbundes stark ein. 

Verkehrsverbünde wie der naldo werden seit den 1960er Jahren stark politisch gefordert 

und gefördert und erfahren eine flächendeckende Verbreitung.686 Prinzipiell bestünde zwar die 

Möglichkeit, ein abgegrenztes Gebiet wie das Tübinger Stadtgebiet mithilfe eines Sondertarifs 

aus dem Verbundtarif herauszunehmen687, doch ist eine solche Insellösung für ein- und auspen-

delnde Fahrgäste kaum erstrebenswert. Das Ziel von Verkehrsverbünden ist doch gerade die 

nutzerfreundliche Vereinfachung der ÖPNV-Tarifsysteme über die Einzugsgebiete einzelner 

Verkehrsunternehmen hinweg.688  

Dies bedeutet jedoch, dass all den in dieser Arbeit aufgezeigten Varianten eines ticketfreien 

Nahverkehrs (vgl. Kapitel 11) gemein ist, dass die Tarife im restlichen naldo-Verkehrsverbund 

von dem neuen Bepreisungssystem unberührt bleiben. Stadteigene Sondertarife, wie sie im 

naldo-Verbund bereits heute existieren, kommen lediglich den Binnenverkehrsteilnehmern zu-

gute. Ein- und Auspendler – also gerade die Hauptzielgruppe der Tübinger Verlagerungsstrate-

gie (vgl. Kapitel 8.2.2) – würden nicht in den Genuss der neuen Fahrscheinfreiheit kommen und 

somit auch keinen Anreiz zur ÖPNV-Teilnahme erfahren. 

Abbildung 23 veranschaulicht die Problematik. Wie bereits in Kapitel 8.2.1 beschrieben, ist 

das naldo-Gebiet in Waben aufgeteilt, nach denen sich die Tarife mit den Preisstufen eins bis fünf 

richten.689 Zusätzlich können im Binnenverkehr von ausgewählten Städten, darunter auch Tü-

bingen, vergünstigte Stadttarife in Anspruch genommen werden.690 Da das Stadtgebiet Tübingen 

innerhalb der Wabe 111 liegt, müssen Einpendler, die ihre Fahrt bspw. in Kusterdingen starten, 

weiterhin die Wabe 111 durchqueren und somit auch zahlen, um das Stadtgebiet Tübingen zu 

erreichen. Einpendler aus Gomaringen oder Mössigen müssten weiterhin einen Fahrschein für 

die Waben 113 und 111 erwerben usw. 

Da die naldo-Fahrscheine für die Waben bereits heute die jeweiligen Stadttarife innerhalb 

derselben Wabe ohne Zusatzkosten einschließen, ergeben sich für Einpendler folglich keine Min-

derkosten durch die Ticketfreiheit im Stadtgebiet Tübingen – sie haben den naldo-Tarif für die 

                                                           
684 Vgl. Klein (1999: 134) 
685 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 36) und Knieps (2004: 9f) 
686 Vgl. Keuchel (2000: 9) und Knieps (2004: 15) 
687 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
688 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
689 Vgl. naldo Online: Alle Fahrscheine 
690 Vgl. naldo Online: Stadttarife 
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Anzahl der befahrenen Waben ohnehin schon gezahlt.691 Alle im Rahmen dieser Arbeit geführten 

Expertengespräche brachten die Erkenntnis, dass sich hieran nur etwas ändern ließe, wenn die 

Ticketfreiheit über die Stadtgrenzen Tübingens ausgeweitet wird. 

Abbildung 23: Das naldo-Tarifsystem nach Waben 

 

Quelle: naldo Online: Grundsätze des naldo-Tarifs 

Gleiches gilt auch für Auspendler, die zwar im Stadtgebiet Tübingen noch entgeltfrei fahren 

dürften, ab der Stadtgrenze jedoch die naldo-Wabe 111 „betreten“ und somit zahlen müssen. Für 

sie würde der ticketfreie ÖPNV in Tübingen lediglich für Einkaufs-, Freizeitverkehr u.ä. attraktiv; 

Personen, die den öffentlichen Regionalverkehr zum Zwecke der Arbeit nutzen möchten, werden 

weiterhin ein Jahresabonnement in Anspruch nehmen. Die Ticketfreiheit kann unter dieser Per-

sonengruppe also „nur“ den Anreiz setzen, bisherige MIV-Teilnehmer für Gelegenheitsfahrten in 

der Freizeit mit den TüBussen zu gewinnen. 

So oder so kann die Neugestaltung der ÖPNV-Finanzierung jedoch auch für Ein- und Aus-

pendler einen Anreiz zu vermehrten ÖPNV-Fahrten schaffen, sofern die neue Lösung flankie-

rende Maßnahmen zur Verbesserung des ÖPNV-Angebots ermöglicht. Hier zeigten die Fallbei-

spiele in Kapitel 9.1.2, dass gerade die höhere Attraktivität infolge einer Taktverdichtung und 

Linienausweitung den Nulltarif-Experimenten zum Erfolg verhalf. Auf die Grenzen des Ange-

botsausbaus im Tübinger Stadtverkehr wird in Kapitel 9.6.1 näher eingegangen. 

9.1.4 Zwischenfazit zum Lenkungspotenzial einer Nulltarif-Einführung 

Sowohl die in Kapitel 9.1.1 vorgestellten Untersuchungsergebnisse aus wissenschaftlichen 

Studien als auch die in Kapitel 9.1.2 beschriebenen Erfahrungen, die ausgewählte Städte nach 

der Einführung eines ÖPNV-Nulltarifs gemacht haben, liefern insgesamt sehr unterschiedliche 

Zahlen bzgl. der Lenkungswirkung eines Nulltarifs im ÖPNV. Die Ergebnisse eignen sich aber 

nicht nur aufgrund ihrer Uneinigkeit nicht dazu, Prognosen für die Stadt Tübingen zu bilden, 

sondern auch angesichts der beiden Umstände, dass (1) die Untersuchungen vornehmlich aus 

den 1970er Jahren stammen, als der Nulltarif für kontroverse Debatten in den Verkehrswissen-

schaften sorgte, und (2) die betrachteten Städte mit Nulltarif-Erfahrungen erhebliche Unter-

schiede in den Rahmenbedingungen (Einwohnerzahl, bestehendes ÖPNV-Angebot u.ä.) aufwei-

sen und sich schwerlich mit der Stadt Tübingen vergleichen lassen. Somit sind die beschriebenen 

                                                           
691 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
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Ergebnisse vielmehr als eine Orientierung für das „Mögliche“ denn als Grundlagen für Prognosen 

zu betrachten. 

Zudem zeigten die in Kapitel 9.1.2 vorgestellten Fallbeispiele zu Templin, Lübben und Has-

selt, dass für alle drei Städte die flankierenden Angebotsverbesserungen im ÖPNV mit einem 

massiven Ausbau von Infrastruktur und Fahrplänen sowie die beschriebenen Restriktionsmaß-

nahmen im MIV eine zentrale Rolle für den Verlagerungseffekt von MIV auf ÖPNV einnahmen. 

Welchen Beitrag der Nulltarif gegenüber den flankierenden Maßnahmen im ÖPNV und MIV dazu 

lieferte, lässt sich anhand der Fallbeispiele nicht eruieren.692 

Dennoch fordern die Ergebnisse in Kapitel 9.1.1 und 9.1.2 die Stadt Tübingen auf, achtsam 

zu sein: die zu erwartende Verkehrsverlagerung infolge einer Nulltarif-Einführung wird sich 

nicht vorrangig bzw. automatisch zwischen dem MIV und ÖPNV abspielen, sondern vielmehr auf 

eine Verschiebung innerhalb des Umweltverbundes konzentrieren.693 Zu gewissen Teilen ist dies 

sicherlich wünschenswert, bspw. in Hinblick auf eine alternde Gesellschaft oder angesichts ein-

kommensschwacher Bevölkerungsgruppen, die auf diesem Wege einen Zugang zum motorisier-

ten Verkehr erhalten und sich so einen größeren Aktionsradius erschließen können. Nicht wün-

schenswert ist jedoch eine Entwicklung unter NMV-Teilnehmern, die gar aufgrund der eigenen 

Verärgerung über die neue Abgaberegelung (bspw. bei einer Haushaltsabgabe) die Teilnahme 

am NMV künftig „verweigern“. Diesem Risiko gilt es v.a. über flankierende Maßnahmen zur För-

derung des NMV vorzubeugen. 

Zudem sehen einige Verkehrswissenschaftler im Nulltarif-Modell eine gefährliche Signal-

wirkung durch das kostenlose Fahren.694 Zwar sind „unnötige“ Fahrten angesichts eines konstan-

ten Zeitbudgets von Verkehrsteilnehmern kaum zu erwarten, doch kann es durchaus vorkom-

men, dass aus Bequemlichkeit einzelne Fahrten, die bisher unproblematisch zu Fuß oder mit 

dem Fahrrad bewältigt wurden, bei einem ticketfreien ÖPNV vermehrt mit dem Bus zurückge-

legt werden. Dieses Trittbrettfahrer-Phänomen ist generell bei öffentlichen Gütern, für die kein 

Entgelt zu zahlen ist, zu beobachten.695 Gerade deshalb ist es umso wichtiger, den ÖPNV in der 

Öffentlichkeit nicht als „Allheilmittel“ für Umwelt- und Verkehrsprobleme darzustellen, sondern 

stets auch seine negativen Effekte gegenüber den Alternativen des NMV zu vermitteln sowie die 

technische und organisatorische Effizienz im ÖPNV zu verbessern.696 

In der Gesamtbeurteilung ist das Risiko der „unnötigen“ Mehrfahrten für die Tübinger Ver-

lagerungsstrategie jedoch als gering einzuschätzen, werden doch gegenwärtig nur 8,6 % der 

ÖPNV-Fahrten im Stadtverkehr Tübingens mit Einzelfahrscheinen getätigt697, während die 

ÖPNV-Kunden mit Zeitfahrscheinen bereits heute eine „Flatrate“ besitzen – für diese Personen 

ergibt sich kein Anreiz zu Mehrfahrten infolge eines ticketfreien ÖPNV. 

 

Abschließend zu diesem Kapitel lässt sich die Tübinger Verlagerungsstrategie als eine Mi-

schung der zur Verfügung stehenden Steuerungsinstrumentarien im politischen-administrati-

ven System der Bundesrepublik Deutschland bezeichnen (vgl. Tabelle 2, Seite 17). Mit dieser Mi-

schung lässt sich sowohl das Lenkungsziel für eine nachhaltigere Mobilität als auch das Finan-

zierungsziel für eine abgesicherte Zukunft dieser Mobilität verfolgt.  

(1) Ökonomisch-finanzielle Steuerung über die Finanzierungslösung einer Nahverkehrsab-

gabe sowie der tarifpolitischen Maßnahme einer ÖPNV-Ticketfreiheit; 

                                                           
692 Vgl. Kalbow (2001: 26) 
693 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 14) 
694 Vgl. Caprasse (1971: 458); Der Spiegel Online (16.04.2012) und Randelhoff (04.04.2012) 
695 Vgl. Siepe (2010: 3) 
696 Vgl. Umweltbundesamt (2010: 31) 
697 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
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(2) Administrative-regulierende Steuerung über Vorschriften und Kontrollen bzgl. Ausge-

staltung, Erhebung und Verwendung der Nahverkehrsabgabe; 

(3) Propagierend-informationelle Steuerung über Informationen und Ratschläge zur Kor-

rektur von Fehleinschätzungen bzgl. Mobilitätskosten im MIV und ÖPNV.698 

9.2 Wirkungen im Straßenverkehr 

9.2.1 Effizienz im Stadtverkehr 

Durch eine Verkehrsverlagerung von MIV auf ÖPNV sind v.a. für den Stadtverkehr und folg-

lich für die Einwohner Tübingens sowie für die Umwelt positive, gewünschte Wirkungen zu er-

warten. Das oberste Ziel der Verkehrsverlagerung ist eine allgemeine Verringerung des Ver-

kehrsaufkommens durch weniger Kraftfahrzeuge auf den Straßen und damit einhergehend die 

Reduzierung von Verkehrsstau. Weniger Stau und weniger Parksuchverkehr führen zu einer Er-

höhung der durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit und damit zu einer höheren Effizienz des 

Verkehrssystems. Somit kann ein geringeres MIV-Aufkommen die Zeitverluste im Straßenver-

kehr für Verkehrsteilnehmer reduzieren und zu einer erhöhten volkswirtschaftlichen Produkti-

vität beitragen.699 

Zugleich kann eine Steigerung der Durchschnittsgeschwindigkeit unter Berücksichtigung ei-

nes konstanten Reisezeitbudgets der Verkehrsteilnehmer jedoch auch zu einer Steigerung der 

MIV-Fahrleistung führen. Es ist prinzipiell also möglich, dass die vom Nulltarif herbeigeführte 

Entlastung der Verkehrsinfrastruktur eine Attraktivitätssteigerung des MIV bewirkt und so die 

Einsparung von Zeitkosten durch eine Ausweitung der Fahrten (mehr Fahrten, längere Fahrten) 

aufgehoben wird.700 Ein solcher Rebound wurde bspw. von KALBOW701 für die Nulltarif-Einfüh-

rung in der Stadt Darmstadt prognostiziert. 

9.2.2 Verkehrssicherheit 

Als weiterer positiver Effekt einer Verkehrsverlagerung von MIV- und NMV-Teilnehmern 

auf den ÖPNV ist die zu erwartende Verringerung der Unfallkosten als Teil der externen Kosten 

zu nennen. „Aufgrund der starken Substitutionswirkung von Fußwegen und v.a. Fahrradfahrten 

durch Busfahrten wird die Nutzung der am stärksten gefährdetsten Verkehr[s]mittel drastisch 

reduziert“702, sodass Verkehrsunfälle sowohl in ihrer Schwere als auch in ihrer Häufigkeit ver-

mindert werden.703 STORCHMANN704, erkennt in der Unfallreduzierung den größten Nutzen einer 

Nulltarif-Maßnahme: 

„So gut wie der gesamte Nulltarif-induzierte Nutzen ist auf vermiedene Unfallkosten 

zurückzuführen. Dies wird im Wesentlichen durch den in der Second-Best-Logik uner-

wünschten Nebeneffekt verursacht: Radfahrer und Fußgänger steigen auf den ÖPNV 

um und entgehen damit der PKW-induzierten Unfallgefahr... Der aus Second-Best-Sicht 

unerwünschte Nebeneffekt wird damit zum Haupteffekt.“705 

Unabhängig davon, wie stark der Effekt der verringerten Unfallkosten ausfallen mag: das 

geringere Kraftfahrzeug-Aufkommen in den Straßen eröffnet Fußgängern und Radfahrern eine 

                                                           
698 Vgl. Schmitz (2001: 255) 
699 Vgl. Herzog (2011: 9) und Treiber et al. (2005: 3) 
700 Vgl. Kalbow (2001: 28) 
701 2001 
702 Storchmann (2001: 656) 
703 Vgl. Randelhoff (04.04.2012) 
704 2001 
705 Storchmann (2001: 657) 



100 
 

größere Bewegungsfreiheit und damit eine höhere Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum.706 

Dies kann wiederum einen Anreiz zur NMV-Teilnahme setzen und mögliche Verlagerungseffekte 

auf den ÖPNV vermeiden. 

9.3 Klimaschutz mit dem ÖPNV 

Die Verringerung des MIV-Aufkommens geht stets mit sinkenden Umweltbelastungen ein-

her.707 In welchem Umfang ein ÖPNV-Nulltarif dies zu bewirken vermag, hängt zum einen von 

dem zuvor bestehenden Verkehrsaufkommen und zum anderen von der tatsächlich erzielten 

Verkehrsverlagerung ab.708 KEUCHEL ET AL.709 kamen bei ihrer Untersuchung zum „kommunalen 

Nutzen von ÖPNV-Angeboten am Beispiel fahrscheinfreier Tarif-/Finanzierungskonzepte bei 

Stadtbusverkehren von Klein- und Mittelstädten“ zu dem Ergebnis, dass sich die Obergrenze der 

vermiedenen Umweltkosten auf 10.000 Deutsche Mark (sic!) beläuft. Berücksichtigt sind hierbei 

Emissionen von CO2, CO, NOx, SO2, HC sowie Feinstäube und Lärm.710 

Im leistungsbezogenen Vergleich der motorisierten Verkehrsmittelalternativen zeigte sich, 

dass der ÖPNV unter der Annahme einer für den bundesweiten Durchschnitt typischen Ver-

kehrsmittelauslastung ein Drittel weniger Treibstoffe711 und nur halb so viel Treibhausgase (in 

CO2-Äquivalenten) emittiert wie der PKW-Verkehr712 (vgl. Abbildung 24).  

Abbildung 24: Verkehrsmittelspezifische Treibhausgas-Emissionen im Personenverkehr 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Umweltbundesamt (2012: 32) 

                                                           
706 Vgl. Deutsches Institut für Urbanistik (2011) 
707 Vgl. Randelhoff (04.04.2012) 
708 Vgl. VCD (2012: 3) 
709 2000 
710 Vgl. Storchmann (2001: 656) 
711 Vgl. Bölke (2006: 40f) 
712 Vgl. Umweltbundesamt (2012: 32) 
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Ist von der umweltentlastenden Funktion des ÖPNV die Rede713, ist jedoch stets zu beachten, 

dass es sich hierbei um eine reine Gegenüberstellung von MIV und ÖPNV handelt, nicht jedoch 

aller Verkehrsmittelalternativen. Entscheidend für die Beurteilung der „Klimafreundlichkeit“ 

einzelner Verkehrsmittel ist v.a. die Auslastung der Fahrzeuge. Die in Abbildung 24 dargestellten 

Treibhausgas-Emissionen legen den einzelnen Verkehrsmitteln eine Auslastung nach dem jewei-

ligen Bundesdurchschnitt zugrunde.  

Abbildung 25 zeigt, dass die spezifischen Emissionsvorteile öffentlicher Verkehrsmittel ge-

genüber dem PKW schwinden, wenn ihre Auslastung im Mittel liegt, sich die PKW-Auslastung 

jedoch auf drei Personen pro PKW verdoppelt.714 Solche Auslastungen von PKW und ÖPNV er-

geben sich vorrangig im Freizeitverkehr. Während die an den Spitzenzeiten ausgerichteten 

ÖPNV-Kapazitäten715 in den Nebenverkehrszeiten (NVZ) eine relativ geringe Auslastung erfah-

ren, wird der MIV in der Freizeit oft in Begleitung genutzt.716 Die öffentliche Aufgabe der Daseins-

vorsorge bleibt nichtsdestotrotz auch abseits der Spitzen zu erfüllen.717 

Im Berufsverkehr hingegen besteht das Potenzial, über eine hohe Auslastung (in Abbildung 

25 rund 70 %) öffentlicher Verkehrsmittel zu den Spitzen die Umweltvorteile des ÖPNV gegen-

über Autofahrten, die nur mit einer Person (in Abbildung 25: 1,2 Personen/PKW) zum Arbeitsort 

stattfinden, zu nutzen.718 

Abbildung 25: CO2-Vergleich nach Verkehrsmittelauslastung im Personennahverkehr 

 

Quelle: BMU (2007: 21) 

Um die Umweltvorteile des ÖPNV vollumfänglich nutzen zu können, sollte neben der reinen 

Verkehrsminderung im MIV auch die Umweltverträglichkeit im ÖPNV-System selbst erhöht wer-

                                                           
713 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 18) und Peistrup (2006: 31) 
714 Vgl. Peistrup (2006: 32f) und BMU (2007: 21) 
715 Vgl. Storchmann (2001: 653) 
716 Vgl. BMU (2007: 21) 
717 Vgl. ebd. 
718 Vgl. BMU (2007: 21) und Peistrup (2006: 34) 
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den. Dies kann bspw. durch die stetige Verbesserung der Fahrzeugtechnik, die Einführung an-

spruchsvoller Umweltstandards oder eben einen optimierten Fahrplan für höhere Auslastungs-

grade erfolgen.719 

Gelingt es der Stadt Tübingen den erwünschten Modal Shift vom MIV auf den ÖPNV in Höhe 

von 30 % der heutigen Personenverkehrsleistung zu erreichen, so leistet sie einen beachtlichen 

Beitrag zum Klimaschutz im Verkehrssektor.720 Der Verkehrsclub Deutschland errechnete im 

Jahr 2010, dass eine ÖPNV-Fahrt in der Stadt durchschnittlich pro Person und Kilometer nur ein 

Drittel der CO2-Emissionen verursacht gegenüber einer vergleichbaren Fahrt mit einem Mittel-

klasse-PKW – in den Verkehrsspitzen sogar nur ein Zehntel bzw. mit dem Bus gar ein Zwanzigs-

tel.721 Insgesamt ließen sich mit einer Reduzierung der täglichen MIV-Leistung im Tübinger 

Stadtverkehr um 30 %, d.h. um 1.185.000 Pkm (vgl. Kapitel 8.2.2), externe Kosten von durch-

schnittlich rund 54.500 Euro einsparen – pro Tag!722 

9.4 Auswirkungen für den privaten Sektor 

Wie bereits in Kapitel 7.3.2 dargelegt, kann auch der Einzelhandel zu den Nutzenträgern ei-

nes ticketfreien ÖPNV-Systems gezählt werden. Vorteile ergeben sich für den Einzelhandel v.a. 

durch die attraktive ÖPNV-Anbindung des eigenen Standortes, bspw. für Kunden und Mitarbei-

ter. So sind im Zuge der Umgestaltung des ÖPNV-Systems auf eine Ticketfreiheit steigende Kun-

denzahlen zu erwarten. Diese Zuwächse ergeben sich zum einen kurzfristig aus dem öffentlich-

keitswirksamen Alleinstellungsmerkmal, das der Tübinger ÖPNV einnehmen würde. Dieses 

ließe sich auch für steigende Touristenzahlen vermarkten, sofern auch diese den ÖPNV kosten-

frei nutzen dürfen. 

Zum anderen würden Besorgungen in der Innenstadt durch die kostenlose ÖPNV-Anbin-

dung an Attraktivität gewinnen. So könnte der Einzelhandel in der Tübinger Innenstadt neue 

Kunden aus dem Umland gewinnen und v.a. Kunden von Einkäufen auf der Grünen Wiese „ab-

werben“. Gerade die hohen Parkgebühren und das knappe Parkplatzangebot in der Tübinger In-

nenstadt waren dem Einzelhandel dort bisher zum Nachteil gegenüber großen Einkaufszentren 

am Stadtrand. Dieser Nachteil würde durch einen ticketfreien ÖPNV zumindest bei Besorgungen 

ohne großen Transportbedarf hinfällig. Demzufolge besitzt die neue ÖPNV-Attraktivität auch das 

Potenzial, eine Verschiebung in den Einkaufsstrukturen zu unterstützen: weg von Großeinkäu-

fen mit dem PKW und hin zu Kleineinkäufen mit dem Bus, bspw. auf den Wochenmarkt mit lo-

kalen Produkten.723 Dieser Effekt könnte nicht nur den gezielten Rückbau von Parkplatzkapazi-

täten auf der Grünen Wiese erlauben bzw. den Neubau vermeiden, sondern Hand in Hand mit 

einem gesteigerten Umweltbewusstsein auch die Etablierung von nachhaltigeren Konsummus-

tern fördern. 

Zudem profitiert die Wirtschaft unmittelbar von der Verkehrsverlagerung auf den ÖPNV und 

der damit einhergehenden Entlastung der Verkehrsinfrastruktur. Zum einen wird die Effizienz 

des Wirtschaftsverkehrs in der Stadt infolge steigender Durchschnittsgeschwindigkeiten erhöht 

und so Zeitkosten eingespart.724 Zum anderen werden Parkplatzkapazitäten des Einzelhandels 

für den Lieferverkehr bzw. für Mitarbeiter und Kunden, die weiterhin mit dem PKW anreisen, 

                                                           
719 Vgl. Bölke (2006: 41-45) 
720 Vgl. VCD (2012: 2) 
721 Vgl. ebd. 
722 Vgl. INFRAS (2007: 7) 
723 Vgl. Randelhoff (04.04.2012) 
724 Vgl. Mietsch (2007: 21) 
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freigestellt.725 Ebenso ließe sich für die Gastronomie eine Umwidmung von Parkplätzen in Stra-

ßencafés u.ä. realisieren. All diese Faktoren erhöhen die Standortattraktivität und tragen so zum 

Nutzen eines ticketfreien ÖPNV-Systems bei. 

In einer gemeinsamen Studie von Deutscher Städtetag und VDV zum Finanzierungsbedarf 

des ÖPNV bis 2025 wird dargelegt, dass mit je 1 Mio. Euro Aufwand für Fehlbeträge plus 1,5 Mio. 

Euro Fahrgelderlöse und Erlössurrogate direkt und indirekt 43 Arbeitsplätze geschaffen und 

weitere 29 induziert werden. Damit wird im ÖPNV – unabhängig vom Nulltarif-Konzept – eine 

Bruttowertschöpfung von über 1 Mio. Euro über dem Investitionswert generiert.726 

Weitere Auswirkungen auf die Beschäftigungsstruktur infolge einer Nulltarif-Einführung 

sind äußerst schwer zu prognostizieren und angesichts der kleinräumigen Reichweite des Tü-

binger Vorhabens eher zu vernachlässigen. Zudem sind solche „Effekte auf die Beschäftigungs-

bilanz hoch spekulativ und sollten daher nur als mögliche Extremausprägungen betrachtet wer-

den.“727 Hierzu zählen KALBOW728 und RANDELHOFF729 v.a. folgende Möglichkeiten: 

 kurzfristig wegfallende Arbeitsplätze im Vertriebsbereich durch das Entfallen von Fahr-

scheinverkäufen und -kontrollen (wie in Kapitel 9.6.2 aufgezeigt wird, bleiben diese in Tü-

bingen für Ein- und Auspendler voraussichtlich weiterhin notwendig); 

 mittel- bis langfristig wegfallende Arbeitsplätze im KFZ-Handwerk, in der Automobilproduk-

tion sowie im Bereich des Parkraumunterhalts und der -kontrollen infolge der sinkenden 

PKW-Nutzung (abhängig von dem tatsächlich eintretenden Modal Shift sowie der räumli-

chen Ausprägung der Maßnahme); 

 langfristig hinzukommende Arbeitsplätze in den Verkehrsunternehmen (v.a. mehr Busfahrer 

beim Einsatz von mehr Fahrzeugen) sowie 

 kurzfristige Arbeitsplatzangebote durch Baumaßnahmen zur Anpassung der Infrastruktur 

an die neuen Kapazitäten im ÖPNV.  

9.5 Wirkung für Stadt und Gesellschaft 

Wie im zweiten Teil dieser Arbeit aufgezeigt wurde, begründet sich die öffentliche ÖPNV-

Förderung vordergründig nicht mehr wie einst auf der öffentlichen Aufgabe der Daseinsvor-

sorge, sondern wird mit dem wachsenden Bewusstsein für Umweltschutz und Lebensqualität 

zunehmend als Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit verstanden. Dabei wurde bereits 

mehrfach auf die Einsparpotenziale externer Kosten – bspw. volkswirtschaftliche, soziale oder 

Umweltkosten u.v.m. – hingewiesen sowie auf das Spannungsverhältnis zwischen den Zielkon-

flikten der Lenkungswirkung und der finanziellen Lastenteilung bzw. der öffentlichen Finanzlast 

eingegangen.  

In den nachfolgenden zwei Kapiteln soll nun betrachtet werden, in welchen Feldern Kosten 

– monetäre wie externe Kosten unserer Mobilität – infolge einer Verkehrsverlagerung von MIV 

auf ÖPNV für die beiden Akteure „Kommune“ (bzw. „öffentliche Hand“) und „Gesellschaft“ (im 

Sinne von privaten Individuen) eingespart werden können. All diese Kosten – auch wenn sie hier 

aufgrund fehlender Datengrundlage nicht quantifiziert werden können – sind stets dem Finan-

zierungsaufwand eines ticketfreien ÖPNV-Systems gegenzurechnen. 

  

                                                           
725 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 26) 
726 Vgl. Deutscher Städtetag/VDV (2009: 66) 
727 Kalbow (2001: 29) 
728 2001: 28 
729 Vgl. Randelhoff (04.04.2012) 



104 
 

9.5.1 Kommunale Finanzierungsbelastung 

Die Einführung eines ticketfreien  Stadtbussystems führt in der Regel zu einer finanziellen 

Mehrbelastung des kommunalen Haushalts, doch wiegt der kommunale Nutzen unter Annahme 

einer erfolgreichen Lenkungswirkung der Maßnahme die Belastung zumindest teilweise auf.730 

Der kommunale Nutzen setzt sich aus folgenden Kriterien zusammen: 

 sinkende Umweltbelastung durch den Straßenverkehr (Abgase und Emissionen, Flächenin-

anspruchnahme, weiterer Ressourcen- und Energieverbrauch etc.); 

 sinkende Gesundheitsbelastung durch den Straßenverkehr (Verkehrsunfälle, Lärm, Stress, 

Atemwegserkrankungen u.v.m.); 

 sinkender Investitionsbedarf in die städtische Verkehrsinfrastruktur. 

Letzterer Punkt hängt in starkem Maße vom tatsächlichen Verlagerungseffekt infolge einer 

tarifpolitischen Fördermaßnahme ab. Gelingt ein hoher Modal Shift, so können sich für die Kom-

mune positive Kosteneffekte bei der Verkehrsinfrastruktur einstellen. Im fließenden Verkehr 

lassen sich v.a. Einsparungen bei Straßenbauinvestitionen (für Erhalt und Ausbau der Infra-

struktur) zählen; im ruhenden Verkehr können u.U. Parkplätze eingespart werden.731 Beide inf-

rastrukturellen Nutzeneffekte bedeuten eine Freisetzung von Flächen, die folglich umgewidmet 

werden können zugunsten einer höheren Aufenthaltsqualität in der Stadt (bspw. Grünflächen, 

Spielplätze, Straßencafés etc.). 

STORCHMANN732 hingegen, der die Potenziale für eine Verkehrsverlagerung vielmehr beim 

NMV als beim MIV liegen sieht, schreibt den infrastrukturellen Nutzeneffekten eine nur gering-

fügige Bedeutung zu: 

 „Aufgrund des minimalen Modal shift sind hier keine nennenswerten Nutzen- oder 

Kosteneffekte zu erwarten. Straßenbauinvestitionen können weder vermieden, noch 

müssen zusätzliche Parkplätze erstellt werden.“733 

Durch die Einführung eines ticketfreien Bussystems vergrößert sich das Defizit zwischen 

Einnahmen und Kosten erheblich, da die Einnahmen fortan nur noch aus öffentlichen Zuschüs-

sen und Erträgen mit Verlustausgleichscharakter bestehen, nicht mehr jedoch aus Ticketverkäu-

fen. Zugleich steigen die Kosten infolge notwendiger Kapazitätsausweitungen sowie durch die 

unabhängig vom Finanzierungsmodell stattfindenden Kostensteigungen, bspw. in den Löhnen 

(durch Lohnverhandlungen im öffentlichen Dienst) oder in den Energie- und Treibstoffpreisen. 

Das größere Defizit muss folglich durch die im Umlagemodell vorgesehenen Abgaben ausgegli-

chen werden. Wie hoch die Abgaben sein müssen, um dies leisten zu können, hängt in erster Linie 

von den notwendigen Kapazitätsausweitungen, d.h. von den zu erwartenden Fahrgastzuwäch-

sen ab (vgl. Kapitel 9.6.2). 

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang der Umstand, dass Defizite im ÖPNV-Betrieb über 

den Querverbund der Tübinger Stadtverkehre mit den Tübinger Stadtwerken ausgeglichen wer-

den (vgl. Kapitel 4.2.2).734 Dies ist jedoch nur durch die bundesweite Tätigkeit der Tübinger 

Stadtwerke als Energieversorger möglich. Im Jahr 2011 betrug der notwendige Ausgleich 2,9 

Mio. Euro.735  

                                                           
730 Vgl. Keuchel (2000: 99) 
731 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 26) 
732 2001 
733 Storchmann (2001: 656) 
734 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, svt, 23.11.2012 
735 Vgl. SVT Online Pressearchiv: Neue Fahrpreise ab 1. Januar 2013 
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Angesichts der Entwicklungen auf dem Energiemarkt mit schrumpfenden Gewinnspannen 

für Energieversorger und einer unsicheren Entwicklung vor dem Hintergrund der Energie-

wende, sollte sich die Stadt Tübingen bei der Entscheidung über die zukünftige Finanzierung des 

Stadtverkehrs nicht auf diesen Querverbund verlassen, da dessen Gestaltungsspielraum einge-

schränkt werden könnte.736 Vielmehr sollte die Chance wahrgenommen werden, mit dem neuen 

Bepreisungssystem eine Unabhängigkeit vom Querverbund zu erreichen.737  

Hierfür muss jedoch die Bereitschaft unter politischen Entscheidungsträgern wie auch unter 

den Abgabezahlenden gegeben sein, die Abgabenhöhe fortwährend an den Mittelbedarf im 

ÖPNV anzupassen, um die variablen und tendenziell eher steigenden Betriebskosten desselbigen 

tragen zu können. Ein solches Erfordernis erschwert die Akzeptanz in der Bevölkerung und birgt 

die Gefahr ständiger Streitigkeiten um Anpassungen. Für die Bevölkerung muss deshalb vorab 

eine möglichst hohe Transparenz vorliegen, indem umfassend über etwaige Notwendigkeiten 

aufgeklärt wird. Hierfür sollte die Stadt Tübingen in einen offenen Diskurs mit ihren Einwohnern 

treten und mögliche Entwicklungen und Ängste thematisieren. 

9.5.2 Private Haushalte 

Kommen private Haushalte infolge der Abgaben-Einführung für einen ticketfreien ÖPNV zu 

der Entscheidung, dass ein haushaltseigener PKW unter Kosten- und Umweltaspekten nicht wei-

ter zu rechtfertigen ist, so fallen für diese Haushalte zunächst einmal die Vorhalte- und Betriebs-

kosten eines privaten KFZ weg. Wie in Kapitel 6.2.1 aufgezeigt, zeichnete sich gerade bei diesen 

Kosten in den vergangenen Jahren einen überproportionalen Anstieg gegenüber den durch-

schnittlichen Lebenshaltungskosten ab. Als Folge steigen die zur Verfügung stehenden Einkom-

men der jeweiligen Haushalte und damit deren Kaufkraft.738 Letztere kann bspw. dem Tübinger 

Einzelhandel oder auch Investitionen in den Umweltschutz (Sanierungsarbeiten am Eigenheim 

u.ä.) zugutekommen. 

Gleiches gilt für Haushalte, die auch schon vor der Einführung eines ticketfreien, abgabenfi-

nanzierten ÖPNV die öffentlichen Verkehrsmittel nutzten. Für sie ergeben sich durch die Umge-

staltung der ÖPNV-Finanzierung Kosteneinsparungen in Höhe der Differenz zwischen der neu 

zu entrichtenden Abgabe und den bisher gezahlten Fahrkartenpreisen. Haushalte, die neben 

dem ÖPNV auch den MIV nutzen, können das eingesparte Geld u.U. jedoch auch in eine Auswei-

tung ihrer PKW-Fahrten investieren und so einen Rebound-Effekt bewirken. 

Für Haushalte, die bislang vornehmlich dem NMV zuzuordnen waren, ergibt sich je nach Ab-

gabenlösung eine Kostenzunahme. Diese tritt v.a. dann ein, wenn die Ticketfreiheit im ÖPNV 

über eine Haushaltsabgabe finanziert wird, die verpflichtend von allen Haushalten im Tübinger 

Stadtgebiet zu entrichten ist. In diesem Fall entstehen für Fahrradfahrer und Fußgänger, die den 

ÖPNV nie oder nur gelegentlich nutzten, jährliche Mehrkosten in der Mobilität. Dies dürfte bei 

der entsprechenden Bevölkerungsgruppe auf höchsten Unmut stoßen, kann diese doch auch 

nicht mit dem Argument der umweltfreundlicheren Mobilität gewonnen werden, da sie bereits 

die ökologisch günstigsten Verkehrsmittelalternativen für sich gewählt haben. Hier für einen 

Ausgleich zu sorgen, sollte daher Teil der Tübinger Verlagerungsstrategie sein. 

Ein weiterer Einkommenseffekt, der oftmals bei den Themen Nulltarif oder Umlagefinanzie-

rung anklingt, ist die sozialpolitisch intendierte Einkommensumverteilung in der Bevölkerung. 

                                                           
736 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, svt, 23.11.2012 
737 Anmerkung: Ob eine solche Unabhängigkeit gewünscht ist, muss vom Aufgabenträger, d.h. der Stadt 

Tübingen, abgewogen werden, ist doch zu bedenken, dass die erzielten Gewinne, welche fortan nicht 
mehr zum Defizitausgleich genutzt werden, zu versteuern sind, sofern „die Gewinne tatsächlich reali-
siert und nicht für zusätzliche Projekte in anderen Sparten verwendet“ (Keuchel 2000: 13) werden. 

738 Vgl. Kalbow (2001: 27f) 
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Wie im Kapitel 7.1 aufgezeigt, liegen in der Einkommenspolitik auch die Wurzeln des Nulltarif-

Konzepts. Eine Verschiebung in der Einkommensverteilung privater Haushalte fände v.a. mit ei-

ner Haushaltsabgabe statt, die die finanzielle Last des ÖPNV-Betriebs auf alle Einwohner der 

Stadt verteilt. Verstärkt würde der Effekt durch eine sozialpolitische Staffelung der Abgabe, so-

dass einkommensschwache Haushalte keine oder eine äußerst geringe Abgabe aufbringen müss-

ten (vgl. Kapitel 11.2.1). 

9.6 Wirkungen im ÖPNV-System 

9.6.1 Attraktivität und Nachfrage im ÖPNV-System 

Gemeinhin ist von einer Steigerung der Fahrgastzahlen als positive und gewünschte Wir-

kung der tarifpolitischen Maßnahme „umlagefinanzierte Ticketfreiheit“ auszugehen. Die Fahr-

gastzuwächse sind dabei auf drei „Quellen“ zurückzuführen: (1) auf eine Verkehrsverlagerung 

vom MIV auf den ÖPNV, (2) auf eine Verkehrsverlagerung vom NMV auf den ÖPNV sowie (3) auf 

Mehrfahrten innerhalb des ÖPNV.739 

Die Stadt Tübingen strebt nach eigenen Angaben mit der Einführung einer umlagefinanzier-

ten Ticketfreiheit für das Tübinger Stadtbussystem einen Fahrgastzuwachs von 30 % an.740 Ei-

nen potenziellen Anreiz schafft die Verlagerungsstrategie jedoch für jene 80 % der Wohnbevöl-

kerung im Stadtgebiet Tübingen, die bislang keine Zeitfahrkarte für das städtische ÖPNV-System 

besitzen.741 Unabhängig von der jeweiligen „Einkommenssituation und Lebenslage“742 würde ein 

kostenloser Nahverkehr die „Mobilität für alle Menschen in der Stadt sichern“743. 

Doch nicht nur die Gesamtzahl der Fahrgäste, insbesondere auch die Fahrgaststruktur wird 

sich im Zuge eines fahrscheinlosen Busverkehrs verändern.744 Gerade in den Hauptverkehrszei-

ten (HVZ), also zu den Peak-Zeiten des Berufs- und Ausbildungsverkehrs, ist mit einer verstärk-

ten Nachfrage im ÖPNV zu rechnen, sodass hier u.U. der Einsatz von mehr und/oder größeren 

Bussen notwendig wird.745 

Ein entsprechender Ausbau der Kapazitäten, die sich aufgrund der Beförderungspflicht stets 

an den Spitzenbedarfen auszurichten haben746, ist nicht nur mit einer Steigerung der durch-

schnittlichen Produktivitätskosten für das Verkehrsunternehmen verbunden747 (vgl. Kapitel 

9.6.2), sondern stößt gerade bei einem bereits gut ausgebauten ÖPNV-System wie dem Tübinger 

Stadtbusverkehr (vgl. Kapitel 8.2) auch schnell an seine Grenzen. So kann bspw. eine Taktver-

dichtung nur dort sinnvoll vorgenommen werden, wo sich Busse nicht gegenseitig bei der Bedie-

nung von Haltestellen behindern. Dies ist bis zu einem Haltestellentakt von zwei bis drei Minuten 

möglich, danach kommt es zur Pulk-Bildung und somit zu längeren Aufenthaltszeiten an den be-

treffenden Haltestellen. Wie Kapitel 6.2.1 zeigte, wird die damit einhergehende Unzuverlässig-

keit der Bedienung von Fahrgästen als besonders unattraktiv bewertet, gefolgt von längeren Rei-

sezeiten. Zudem würde nicht nur der Busverkehr, sondern auch der übrige Straßenverkehr 

durch die Pulk-Bildung im Verkehrsfluss behindert, sodass die durchschnittliche Reisegeschwin-

digkeit sinkt und die Emissionen im Verkehr steigen. 

                                                           
739 Vgl. Kalbow (2001: 26f) und Seydewitz/Tyrell (1995: 14) 
740 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
741 Vgl. ebd. 
742 Ebd. 
743 Ebd. 
744 Vgl. Storchmann (2001: 656) 
745 Vgl. Kalbow (2001: 26f); Klein (1999: 121) und Storchmann (2001: 656) 
746 Vgl. Storchmann (2001: 653) 
747 Vgl. ebd.: 656 
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Ohne einen entsprechenden Ausbau der Kapazitäten führen die Fahrgastzuwächse jedoch 

zu überfüllten Fahrzeugen in den HVZ – auch das wirkt abschreckend auf neue wie alte ÖPNV-

Kunden.748 Im Bereich der Tübinger Innenstadt kommt es schon heute zu solch negativen Behin-

derungen, ohne für entsprechende Gegenmaßnahmen (bspw. Einrichtung zusätzlicher Haltestel-

len-Einbuchtungen) den erforderlichen Platz zu haben.749 Jedoch könnten Maßnahmen zur Bus-

beschleunigung, wie die Einrichtung von exklusiven Busspuren oder die Vorrangschaltung an 

Ampelanlagen, die höheren Aufenthaltszeiten an den Haltestellen ausgleichen.750 Auch die in Ka-

pitel 8.2.1 angeführte RegionalStadtBahn Neckar-Alb könnte gerade für die große Zahl an Be-

rufspendlern zu den Kliniken auf der Morgenstelle einen Ausweg aus dem skizzierten Dilemma 

bieten. 

Eine unumstrittene Attraktivitätssteigerung für den ÖPNV ergebe sich durch die starke Ver-

einfachung der Tarifstruktur auf den Nulltarif.751 Fahrgäste hätten sich nicht mehr mit den ver-

schiedenen Tarifzonen und Fahrausweisen zu beschäftigen, sondern könnten ohne Informati-

onsaufwand zum günstigsten Tarif die öffentlichen Verkehrsmittel nutzen. Diese Komplexitäts-

reduktion auf ein Minimum macht den ÖPNV gerade für Seltennutzer und Spontanfahrten at-

traktiv, baut Hemmschwellen zur Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ab752 und „erscheint für 

den Erfolg der Verlagerungsstrategie unabdingbar“753, da doch die „mobilitätsaufwendige Le-

benskultur“754 Ausdruck von kurzfristig getroffenen Wahlentscheidungen ist, die „eine (…) spon-

tane Verkehrsteilnahme nach sich [ziehen]“755. Auf diese Weise kann der ÖPNV zumindest im 

Bereich der Kosten an Flexibilität gewinnen, auch wenn die Abhängigkeit vom Fahrplan (Ab-

fahrtzeiten und Linienführung) bestehen bleibt. 

Darüber hinaus rückt das ÖPNV-Fahrscheinsystem gerade auch in Hinblick auf eine alternde 

Gesellschaft immer stärker in den öffentlichen Handlungsbedarf (vgl. Kapitel 3.2.3). Vor dem 

Hintergrund einer unsicheren Zukunft des deutschen Rentensystems756 und der schon heute 

nachdenklich stimmenden „Altersarmut“ in unserer Gesellschaft757 werden niedrige Mobilitäts-

kosten immer bedeutender.758 Doch nicht nur die Ticketpreise, auch das Fahrscheinsystem 

selbst stellt eine erhebliche Nutzungsbarriere für ältere Personen dar: von der Auseinanderset-

zung mit dem Tarifsystem über die Hantierung mit Kleingeld bis hin zum Fahrscheinkauf und -

entwertung an störungsanfälligen Automaten.759 Eine Ticketfreiheit verfügt hier über selbster-

klärende Vorteile und baut in einem Maße Hemmschwellen ab, wie es auch mit neueren Ticket-

modellen (e-Tickets auf Smartphones, elektronische Smartcards mit automatischer Abbuchung 

des günstigsten Tarifs760, Touch&Travel761 u.ä.) nicht zu erreichen ist.762 Je nach Ausgestaltung 

der Umlagefinanzierung kann dieser Vorteil jedoch bei der Abgabenerhebung zunichte gemacht 

werden, sofern diese nicht nutzerfreundlich gehalten wird. 

                                                           
748 Vgl. Randelhoff (04.04.2012) 
749 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
750 Vgl. Kalbow (2001: 26f) und Rauterberg-Wulff (2010: 26) 
751 Vgl. Klein (1999: 135) 
752 Vgl. VCD (2012: 3) 
753 Klein (1999: 135) 
754 Schmitz (2001: 188) 
755 Ebd.: 189 
756 Vgl. Bertelsmann-Stiftung (2013) 
757 Vgl. BMWi (2012) 
758 Vgl. VCD (2012: 2) 
759 Vgl. Monheim (2012) im Interview auf detektor.fm (27.03.2012) 
760 Vgl. Fiedler (2007: 100) und Haller (2011: 16) 
761 Siehe http://www.touchandtravel.de/ (06.07.2013) 
762 Vgl. Buba et al. (2010: 198f) und Tagblatt.de (27.01.2012) 
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9.6.2 Wirkungen auf die Kosten des kommunalen Verkehrsunternehmens 

Die Einführung einer Ticketfreiheit im ÖPNV bedeutet für das verantwortliche Verkehrsun-

ternehmen zunächst betriebswirtschaftliche Verluste, da der erbrachten Beförderungsleistung 

keine entgeltlichen Gegenleistungen durch den Fahrgast mehr gegenüberstehen.763 Zu berück-

sichtigen ist dabei, dass die meisten ÖPNV-Systeme bereits ohne Ticketfreiheit öffentliche Zu-

schüsse benötigen (vgl. Kapitel 3.2.2). Eine vollständige Übernahme der Betriebskosten im 

ÖPNV-System durch die zuständige Gebietskörperschaft wäre als Finanzierungsmöglichkeit 

zwar umsetzbar (siehe Fallbeispiele in Kapitel 9.1.2), doch angesichts der Mittelknappheit in 

kommunalen Haushalten kaum wünschenswert.764 Eine Umlagefinanzierung vermag nicht nur 

die bisherigen Einnahmen zu ersetzen, sondern auch die Abhängigkeit kommunaler Verkehrs-

unternehmen vom steuerrechtlichen Querverbund mit der kommunalen Energieversorgung  zu 

beenden bzw. zu minimieren (vgl. Kapitel 4.2.2). 

Welche Einnahmen im Zuge einer Ticketfreiheit entfallen hängt dabei von der Gestaltung 

der Umlagefinanzierung ab. So bestünde bei einer Nahverkehrsabgabe für Haushalte die homo-

gene Gruppe bspw. aus all jenen Personen, die ihren Erstwohnsitz im Stadtgebiet Tübingen ge-

meldet haben, wohingegen die Ticketeinnahmen von einpendelnden Fahrgästen weiterbestehen 

blieben. 

Im Bereich der öffentlichen Zuwendungen wird die Ticketfreiheit keine nennenswerten 

Mehreinnahmen für die SVT generieren, da sich die Zuschüsse für die Schwerbehindertenfrei-

fahrt anteilig zu den absoluten Fahrgastzahlen berechnen während sich die Schülerbeförde-

rungszuschüsse an den tatsächlich verkauften Schülertickets orientieren.765 Während die Ticket-

freiheit für erstere Personengruppe keine veränderte Situation, d.h. Anreiz darstellt und somit 

keine Zunahme in den Schwerbehindertenfahrten zu erwarten ist, erfordert die zweite Zu-

schussart eine Fahrgaständerung im Schülerverkehr von mindestens 10 %, damit eine Neube-

rechnung der Einnahmeverteilung veranlasst werden kann.766 

Eine derartige Veränderung im Schülerverkehr wird sich jedoch kaum infolge eines neuen 

Bepreisungssystems ergeben, hierfür wäre vielmehr die Verlagerung eines Schulstandortes not-

wendig. Angesichts der rückläufigen Geburtenraten sowie der vorhersehbaren Schließung von 

einzelnen Klassen bis hin zu ganzen Schulen, ist demnach mit keinen entsprechend hohen Fahr-

gastzuwächsen im Tübinger Stadtbusverkehr zu rechnen, es sei denn die Schließung von Schulen 

außerhalb des Stadtgebiets führe zu einem erhöhten Pendleraufkommen zu den innerstädti-

schen Schulen.767 Eine solche mögliche Entwicklung wäre zwar unabhängig von der ÖPNV-Ti-

cketfreiheit, sie würde sich jedoch auf die notwendigen Kapazitäten und damit auf den Kosten-

aufwand für die SVT auswirken. 

Die Stadt Tübingen geht in ihrer Berichtsvorlage zum ticketfreien Nahverkehr vom 25. Mai 

2012 davon aus, dass die neue Finanzierunglösung bisherige Einnahmen in Höhe von zehn Mil-

lionen Euro zu ersetzen hätte sowie weitere vier Millionen Euro zum notwenigen Ausbau der 

                                                           
763 Vgl. Storchmann (2001: 652) 
764 Vgl. Monheim (2012) im Interview auf detektor.fm (27.03.2012) 
765 Anmerkung: Nach Ansicht von Sven Ammann von Stadtverkehr Tübingen im Gespräch am 23.11.2012 

müsste dies bei der Einführung einer Umlagefinanzierung im ÖPNV der Fall sein, da die Zuschüsse 
rechtlich an die Entgeltentrichtung im ÖPNV geknüpft sind. Diese Entgelte würden bei einer Umlagefi-
nanzierung durch fiktive Ticketkäufe durch Dritte weiter entrichtet. 

766 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, svt, 23.11.2012 
767 Ebd. 
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ÖPNV-Kapazitäten generieren muss, wenn die Verlagerungsstrategie die gewünschten Fahrgast-

zuwächse von 30 % erzielt.768 Dem jährlichen Finanzierungsbedarf von 14 Mio. Euro sind jedoch 

die Kosteneinsparungen entgegen zu rechnen, die sich aus der Ticketfreiheit ergeben. 

Bei der Abschätzung, welche Kostenveränderungen sich für Verkehrsunternehmen infolge 

einer Ticketfreiheit ergeben, werden in den meisten wissenschaftlichen Arbeiten zu diesem 

Thema die Kosteneinsparungen im Vertrieb den Kostensteigerungen infolge der zu erwartenden 

Fahrgastzuwächse gegenübergestellt.769 KALBOW770 gibt einen Überblick zu den einzelnen Kom-

ponenten, bei denen sich durch eine ÖPNV-Ticketfreiheit Kosten einsparen ließen: 

 Fahrgastinformationen und Marketing zu Beförderungstarifen; 

 Fahrkartenautomaten und -entwerter sowie dazugehörige Investitions-, Unterhaltungs- und 

Wartungskosten; 

 Servicestellen und -personal für den Fahrkartenverkauf am Schalter; 

 Kundenbetreuung für Tarifinformationen; 

 Buchführung über Ticketerlöse und deren Aufteilung im Verkehrsverbund sowie 

 Fahrscheinkontrollen und Bußgeldbearbeitung. 

Allein 10 % der Fahrgeldeinnahmen werden durchschnittlich für die Verwaltung des Ta-

rifsystems selbst benötigt.771 Hier ergibt sich folglich ein hohes Einsparpotenzial772, allein für den 

Verkauf von Fahrscheinen fallen in Tübingen jährliche Kosten in Höhe von ca. 150.000 Euro 

an.773 Die Stadt Tübingen würde dieses Potenzial als eine „ticketfreie Enklave“ innerhalb des 

naldo-Verkehrsverbundes jedoch kaum ausschöpfen können angesichts der Notwendigkeit, wei-

terhin den Verkauf von Fahrscheinen für ein- und auspendelnde Fahrgäste über die Stadtgebiets-

grenzen hinweg sowie für Besucher (Touristen, Einzelhandelskunden u.ä.) anbieten zu müssen 

bzw. zu wollen.774 Denn gerade dieser Verkaufsservice macht einen Teil der ÖPNV-Attraktivität 

in Verkehrsverbünden aus. Einem jeden Fahrgast soll der Service gewährt werden, am Start-

punkt seiner Reise Fahrscheine für das gesamte Verbundgebiet zu kaufen, das er mit seiner Reise 

befährt, gleich welche Verkehrsunternehmen die Beförderungsleistung im Einzelnen erbrin-

gen.775 Somit sollte es Fahrgästen weiterhin möglich sein, naldo-Tickets an Servicestellen und 

Automaten im Stadtgebiet Tübingen bzw. auch direkt in den Bussen der SVT zu beziehen.776 

Ebenso bleiben auch die Ticketkontrollen in den TüBussen notwendig, sofern die Ticketfrei-

heit nur für Tübinger Einwohner gilt (bspw. bei einer Haushaltsabgabe mit Ausweisersatz). Ein-

pendler, die noch immer ein Ticket benötigen bzw. ohnehin einen Fahrschein für die Anreise bis 

zur Grenze des Tübinger Stadtgebiets kaufen mussten, müssen in den TüBussen weiterhin kon-

trolliert werden, außer die SVT verzichtet auf eigene Kontrollen unter der Annahme, dass die 

Kontrollen bereits auf der Teilstrecke außerhalb des Tübinger Stadtgebiets von anderen Ver-

kehrsunternehmen abgegolten werden.777 

Auf diese Weise würde auch der Vorwurf entkräftet, demnach eine Bürgerabgabe eine un-

gerechte Form der Quersubventionierung von Einpendlern durch die abgabepflichtigen Einwoh-

ner Tübingens darstellt. Da Einpendler weiterhin den regulären naldo-Tarif zu bezahlen haben, 

                                                           
768 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
769 Vgl. Kalbow (2001: 27ff); Keuchel (2000: 12) und Storchmann (2001: 655) 
770 2001: 27 
771 Vgl. Klein (1999: 135) 
772 Vgl. Keuchel (2000: 12) und Storchmann (2001: 655) 
773 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
774 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, svt, 23.11.2012 
775 Ebd. 
776 Ebd. 
777 Ebd. 
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wird ihre ÖPNV-Nutzung nach dem heute gängigen Prinzip aus Nutzerfinanzierung und öffentli-

cher Bezuschussung finanziert, und nicht von privaten Haushalten im Tübinger Stadtgebiet mit-

getragen. Die Lenkungswirkung ist damit aber für Einpendler nicht zu spüren (vgl. Kapitel 9.1.3). 

Auch in Hinblick auf Effizienzveränderungen im ÖPNV-Betrieb sind das Ausmaß der Fahr-

gastzuwächse sowie deren Handhabung ausschlaggebend für die positive oder negative Wir-

kungsausprägung der tarifpolitischen Maßnahme „Ticketfreiheit“. Wie in Kapitel 9.6 aufgezeigt, 

wird die Effizienz infolge längerer Aufenthaltszeiten von Fahrzeugen an den Haltestellen zu-

nächst einmal verringert, sofern nicht entsprechende Gegenmaßnahmen wie Taktverdichtungen 

oder der Haltestellenausbau vorgenommen werden (können). Zugleich ist infolge einer Ver-

kehrsverlagerung auf den ÖPNV jedoch mit einer allgemeinen Entlastung der Straßen durch we-

niger Kraftfahrzeuge zu rechnen, wodurch die Durchschnittsgeschwindigkeit der Busse erhöht 

wird bzw. Behinderungen im Straßenverkehr reduziert werden. Beides führt zu einer höheren 

Effizienz im ÖPNV-Betrieb und damit zu einer Senkung von Betriebskosten dank verringerter 

Umlaufzeiten und Kurseinsparungen.778 

Viel entscheidender hinsichtlich der Auswirkungen eines neuen Bepreisungssystems auf die 

Kosten der Tübinger Verkehrsunternehmen sind die zu erwartenden Kostensteigungen. Die er-

wünschten Zuwächse in den Fahrgastzahlen bringen diesen Anstieg der Kosten mit, insbeson-

dere dann, wenn räumliche und zeitliche Fahrgastkonzentrationen eine Ausweitung der Kapazi-

täten erforderlich mache779 (vgl. Kapitel 9.6). Die wachsende Nachfrage kann je nach heutiger 

Kapazitätsauslastung zu den Spitzenzeiten entweder noch mit den zur Verfügung stehenden 

Fahrzeugeinheiten bzw. einer Vergrößerung dieser aufgefangen werden (bspw. mittels Einsatz 

von Doppelgelenkbussen zu den HVZ) oder müssen durch die Anschaffung neuer Fahrzeuge ab-

gedeckt werden.780 

Angesichts der Tatsache, dass die Personalkosten im Durchschnitt der VDV-Mitglieder über 

ein Drittel der Betriebskosten ausmachen781, würde letztere Variante durch die erforderlichen 

Investitionen in Neufahrzeuge plus den benötigten Mehreinsatz von Personal die oben skizzier-

ten Kosteneinsparungen überkompensieren. Die Produktionskosten der SVT werden infolge der 

neuen Bepreisung also eher steigen denn sinken.782 In welcher Höhe hängt von den tatsächlichen 

Fahrgastzuwächsen sowie den heutigen Kapazitätsauslastungen der Fahrzeuge zu den HVZ ab. 

KREIBICH783 stellte bereits 1997 in seinem Fachartikel „Zukunftsfähiger Verkehr durch nachhal-

tige Mobilität“ dar, dass eine Verlagerung der MIV-Leistung auf den ÖPNV um 10 % eine Steige-

rung dessen Leistungsfähigkeit (Taktfrequenz, Wagenkapazitäten etc.) um 100 % voraussetzt784, 

also eine Leistungsverdopplung erfordert. Ein solch immenser Kapazitätsausbau ist mit entspre-

chenden Steigungen der einmaligen Investitions- und der laufenden Betriebskosten für den Auf-

gabenträger im ÖPNV verbunden. Die Kapazitätsausweitungen müssten kontinuierlich an die zu 

beobachtenden Fahrgastzuwächse angepasst werden. 

Neben den sicherlich erforderlichen Kapazitätsausweitungen besteht zudem das Risiko, 

dass sich die Auslastungsunterschiede zwischen HVZ und NVZ vergrößern, da die Fahrgastzu-

wächse insbesondere in den HVZ des Berufs- und Ausbildungsverkehrs zu erwarten sind785 (vgl. 

                                                           
778 Vgl. Kalbow (2001: 28) 
779 Vgl. Keuchel (2000: 12); Klein (1999: 121) und Storchmann (2001: 657) 
780 Vgl. Kalbow (2001: 26f); Randelhoff (04.04.2012) und Storchmann (2001: 656) 
781 Vgl. VDV Statistik (2011: 28) 
782 Vgl. Storchmann (2001: 657) 
783 1997 
784 Vgl. Kreibich (1997: 22) 
785 Vgl. Storchmann (2001: 656) 
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Kapitel 9.6.1). Da das Verkehrsunternehmen seine Kapazitäten stets an den Spitzenlasten aus-

richten muss786, kann bei höheren Differenzen zwischen HVZ und NVZ die Effizienz im Busbe-

trieb merklich sinken, da zu den NVZ ein Großteil der Kapazitäten ungenutzt bleibt. Die Möglich-

keit, den hohen Fahrgastkonzentrationen zu den HVZ durch tarifpolitische Maßnahmen entge-

genzuwirken, bspw. indem Tarifvergünstigungen zu den NVZ eine zeitliche Verlagerung von 

Fahrten unterstützen, entfällt bei der Einführung eines ticketfreien Bussystems gänzlich. 

Eine bloße Erhöhung öffentlicher Zuschüsse aus den allgemeinen Steuermitteln, die der 

Kommune zur Verfügung stehen, ist angesichts der finanziellen Schieflage der meisten Kommu-

nen weder praktikabel noch wünschenswert, stehen solche Lösungen doch immer im Interes-

senskonflikt zu anderen öffentlichen Aufgaben.787 Um eine Konkurrenzsituation zu vermeiden 

und die Finanzierung des bestehenden ÖPNV-Systems sowie Verbesserungsmaßnahmen sicher-

zustellen, ist nur ein Finanzierungskonzept empfehlenswert, dessen Einnahmen zweckgebun-

den dem öffentlichen Nahverkehr zugutekommen.  

                                                           
786 Vgl. ebd.: 653 
787 Vgl. ZAK (2011: 14) 
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10 Online-Befragung zum Mobilitätsverhalten in Tübingen 

10.1 Empirische Konzeption und Rücklauf 

Z i e l g r u p p e n  

Für die Untersuchung wurden die mitarbeiterstärksten Arbeitgeber im Stadtgebiet Tübin-

gen per Email angeschrieben und um eine Teilnahme an der Befragung gebeten. Hierbei wurde 

der Fokus v.a. auf das Universitätsklinikum sowie die Eberhard Karls Universität als größte Ar-

beitgeber gelegt, für beide konnte eine Teilnahme erzielt werden. Zusätzlich wurden auf Basis 

einer Arbeitgeber-Liste der IHK Reutlingen 25 weitere Unternehmen im Stadtgebiet Tübingen 

ausgewählt, deren Mitarbeiterzahl mindestens 50 Personen beträgt. Hieraus ergab sich lediglich 

die Teilnahme eines biopharmazeutischen Unternehmens mit 68 Mitarbeitern, der Großteil 

lehnte eine Befragungsteilnahme aus Gründen des Zeitaufwands ab.  

Desweiteren wurde auch die Zielgruppe der Studierenden an der Eberhard Karls Universität 

in die Befragung einbezogen, da diese Bevölkerungsgruppe in ihrer Größe doch in erheblichem 

Maße zum Verkehrsaufkommen im Stadtgebiet Tübingen beiträgt. Zudem machen sowohl die 

Arbeitnehmer als auch die Studierenden den Großteil der Einpendler in das Stadtgebiet Tübin-

gen aus – also jener Personengruppe, die Boris Palmer mit der ÖPNV-Förderung im Fokus hat 

(vgl. Kapitel 3.4). In diesem Punkt unterscheidet sich die im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte 

Online-Befragung von der regelmäßig durchgeführten Haushaltsbefragung, betreut von der TU 

Dresden, die lediglich die Einwohner Tübingens erfasst. So können die hier erbrachten Ergeb-

nisse auch als eine Ergänzung zu den bereits vorliegenden Daten zum Mobilitätsverhalten in Tü-

bingen gesehen werden. 

Beide Zielgruppen – Arbeitnehmer und Studierende – sind zu einem großen Teil akademisch 

geprägt. Dies ist nicht als Schwäche der Befragung anzusehen, da auch in der Tübinger Bevölke-

rung ein hoher akademischer Grad vorliegt, doch gilt es dieses Wissen bei der Interpretation der 

Befragungsergebnisse zu berücksichtigen. So wurden weitere Zielgruppen eines umlagefinan-

zierten ÖPNV nicht in die Befragung eingebunden. Hierzu zählen alle nicht-erwerbstätigen Per-

sonen wie Arbeitssuchende und Hausfrauen/-männer, Kinder und Jugendliche in der Ausbildung 

sowie Personen ohne Arbeitserlaubnis. Hinzu kommen erwerbstätige Personen, die  nicht in Tü-

bingen beschäftigt sind (bspw. Touristen) sowie Freiberufler.  

Um gerade einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen dennoch die Möglichkeit zu ge-

ben, ihre Einstellung zur Tübinger Verlagerungsstrategie äußern und in diese Arbeit einbringen 

zu können, wurden flankierend zur Online-Befragung teil-standardisierte Interviews mit Einzel-

personen aus der entsprechenden Bevölkerungsgruppe geführt. Die Erkenntnisse hieraus flie-

ßen in die nachfolgende Auswertung, insbesondere aber in die Analyse unterschiedlicher Abga-

belösungen ein (vgl. Kapitel 11.2). 

V o r g e h e n  

Neben einem Begleitschreiben der Stadt Tübingen enthielten die kontaktierten Arbeitgeber 

in der ersten E-Mail eine Beschreibung zu den Befragungsinhalten und -zielen sowie eine kurze 

Erklärung zum Teilnahmeablauf. Zudem wurde den Arbeitgebern ein Test-Zugang zum später 

freigeschalteten Fragebogen ermöglicht. Nach ihrer Zusage erhielten die teilnehmenden Arbeit-

geber eine Einladung für ihre Mitarbeiter, die über die jeweiligen Rundmailverteiler versandt 

wurde. Hierbei erfolgte keine Stichprobe der angeschriebenen Personen, sondern eine Vollerhe-

bung im Rahmen der ausgewählten Unternehmen bzw. Einrichtungen. Insgesamt erhielten so 

41.163 Personen eine E-Mail mit der genannten Einladung zur Befragungsteilnahme sowie eine 

passwortgeschützte URL zum Online-Fragebogen. Auf diese Weise wurde sowohl Anonymität 
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für die Teilnehmer als auch der Schutz des Fragebogens vor ungewollten Zugriffen, bspw. über 

Suchmaschinen im Internet, sichergestellt. 

R ü c k l a u f  

Die Online-Befragung war vom 1.Februar bis 28.Februar 2013 freigeschaltet. Im genannten 

Befragungszeitraum haben insgesamt 4.709 Personen den zur Verfügung gestellten Fragebogen 

bearbeitet. Hieraus ergibt sich ein valider Datensatz von 4.049 vollständig ausgefüllten Fragebö-

gen. Mit einer Rücklaufquote von rund 9,84 %, konnte im Abgleich zu anderen Studien unter 

vergleichbaren Befragungsbedingungen (Online-Fragebogen, Einladung per Email) ein sehr gu-

tes Ergebnis erzielt werden.788 Ermöglicht wurde der hohe Rücklauf durch die im Vorfeld sicher-

gestellte Unterstützung der Arbeitgeber bzw. Bildungseinrichtung sowie durch das Begleit-

schreiben des Oberbürgermeisters Boris Palmer. 

V e r w e n d e t e  H i l f s m i t t e l  

Zum Entwurf sowie zur Bereitstellung des Fragebogens wurde das für Abschlussarbeiten 

kostenlose Instrument „SoSci-Survey“789 verwendet, mit dem sich individuelle Online-Fragebö-

gen gestalten lassen.790 Der erhobene Datensatz kann anschließend wahlweise als Excel- oder 

SPSS-Datei heruntergeladen werden. Die weitere statistische Auswertung wurde mit der Soft-

ware „IBM SPSS Statistics“ vorgenommen. Dabei verfolgt die Aufbereitung und Interpretation 

der erhobenen Daten einen deskriptiven Analyseansatz. Hierzu wurden in erster Linie Häufig-

keitstabellen zu einzelnen Fragestellungen erstellt sowie Kreuztabellierungen mehrerer Fragen 

vorgenommen, um inhaltliche Bezüge herzustellen. Desweiteren wurde der Datensatz für die 

Auswertung einzelner Fragestellungen nach unterschiedlichen Personengruppen gefiltert, 

bspw. nach Studierende und Nicht-Studierende, oder nach den drei Hauptverkehrsmittelgrup-

pen MIV, ÖPNV und NMV. Hierdurch soll eine differenzierte Interpretation der Ergebnisse er-

möglicht werden. Die Aufbereitung der erhobenen Daten erfolgte dabei zum einen durch eine 

Visualisierung in selbsterstellten Abbildungen sowie der anknüpfenden schriftlichen Beschrei-

bung und Interpretation. Alle Abbildungen (Grafiken) wurden hierfür unter Zuhilfenahme der 

Software „Microsoft Excel“ eigenständig erstellt. 

F r a g e b o g e n  

Der online zur Verfügung gestellte Fragebogen umfasst insgesamt 35 Fragen, wobei jedoch 

durch verschiedenste Filter sichergestellt wurde, dass Befragungsteilnehmer je nach Beantwor-

tung eingehender Fragen zu entsprechenden Folgefragen weitergeleitet wurden (bspw. Perso-

nen mit einem Jobticket zur Frage nach der Verkehrsmittelwahl vor dem Jobticket-Besitz mit 

Überspringen der Fragen zum Semesterticket). So hatten die Befragungsteilnehmer je nach Ver-

ästelung im Fragebogenaufbau zwischen 28 und maximal 32 Fragen zu beantworten. 

Die Fragen waren dabei in unterschiedliche Blöcke eingeteilt, die den Befragungsteilneh-

mern jedoch nicht kenntlich gemacht wurden. Während der erste Block allgemeine Rahmenfak-

toren der Mobilität (Wohnort, Pendelentfernung und -dauer, Verfügbarkeiten von Führerschein, 

PKW und ÖV-Zeitkarte) erfasste, konzentrierte sich der zweite Block auf die Verkehrsmittelwahl 

(Hauptverkehrsmittel, Gründe für die Verkehrsmittelwahl, verkehrsmittelspezifische Qualitäts-

kriterien, Bewertung des Tübinger ÖPNV-Systems u.ä.). Ein dritter Block stellte die beiden Ein-

flussgrößen „Reisezeit“ und „Kosten“ stärker in den Mittelpunkt, entsprechend der im theoreti-

                                                           
788 Vgl. Batinic/Moser (2005); Cook et al. (2000); Leiner (2012) und Schonlau et al. (2002) 
789 URL: https://www.soscisurvey.de/  
790 Vgl. Leiner (2012) 
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schen Teil dieser Arbeit erarbeiteten Ergebnisse zu Determinanten der Verkehrsmittelwahl so-

wie in Hinblick auf die kostenorientierte Verlagerungsstrategie der Stadt Tübingen. Im vierten 

Frageblock wurde ergänzend zu den subjektiven und objektiven Variablen der Verkehrsmittel-

wahl der Einfluss psychologischer Faktoren (Einstellung, Relevanz, Kontrolle, Norm, Intention) 

ermittelt, um hieraus Erkenntnisse zu einer weiteren Ebene des komplexen Entscheidungspro-

zesses „Verkehrsmittelwahl“ zu erhalten. Abschließend wurden den Befragungsteilnehmern im 

fünften Block vier verschiedene Modelle zur Umlagefinanzierung eines ticketfreien ÖPNV-Sys-

tems im Stadtgebiet Tübingen (Haushaltsabgabe, Arbeitgeberabgabe, City-Maut, Parkraumbe-

wirtschaftung) vorgestellt und um deren Bewertung mittels vorgegebener Aussagen gebeten. 

Für statistische Zwecke wurden zudem Angaben zu soziodemographischen Merkmalen der Be-

fragungsteilnehmer (Alter, Geschlecht, Berufsstatus u.ä.) erbeten. Der eingesetzte Fragebogen 

mit dem Gesamtumfang von 35 Fragen ist im Anhang dieser Arbeit einzusehen. 

10.2 Beschreibung des erhobenen Datensatzes 

B e r u f s s t a t u s  

Die wohl einflussreichste Variable in der Befragung hinsichtlich einer Ergebnisverzerrung 

stellt der Berufsstatus der Befragungsteilnehmer dar. Zu berücksichtigen ist hierbei, dass sich 

die Befragung nur an Studierende/Auszubildende sowie Arbeitnehmer/Selbstständige im Stadt-

gebiet Tübingen richtete, sodass diese Zielgruppen erwartungsgemäß den Hauptanteil der Be-

fragungsteilnehmer bilden. Einzelne Nennungen in den anderen Berufsgruppen sind wahr-

scheinlich Fehlangaben sein. Ebenso können diese Personen (insgesamt 30) jedoch auch in den 

Rundmailverteilern der angeschriebenen Arbeitgeber bzw. Einrichtungen enthalten sein, bspw. 

als Praktikanten (Schüler) oder ehemalige Mitarbeiter (Rentner/innen, Arbeitslose, Haus-

frauen/-männer). Da zum einen ungewiss ist, welche der genannten Möglichkeiten zutrifft, und 

zum anderen mit dem äußerst geringen Anteil von insgesamt 0,8 % keine signifikanten Verzer-

rungen zu befürchten sind, wird der Datensatz nicht um diese Fälle bereinigt. 

Wie in Tabelle 6 zu sehen ist, nehmen die Studierenden mit 64,5 % einen überproportional 

großen Anteil ein, liegt doch ihr Anteil an der Tübinger Bevölkerung lediglich bei rund 32 %.791 

Auch mit diesem Ergebnis war zu rechnen, wurden doch unter den insgesamt 41.167 angeschrie-

benen Personen rund 28.000 Studierende zur Befragungsteilnahme eingeladen.  

Tabelle 6: Beruf der Befragungsteilnehmer 

Beruf Anzahl % Beruf Anzahl % 

Student/in 2612 64,5 Arbeitslos/ Arbeit suchend 9 0,2 

Angestellte/r, Arbeiter/in 

oder Beamte/r 

1345 33,2 Hausfrau/-mann 3 0,1 

Selbstständige/r 36 0,9 Schüler/in 3 0,1 

in Ausbildung 16 0,4 keine Angabe 10 0,2 

in Rente/Vorruhestand 15 0,4 ∑ 4049 100 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

                                                           
791 Eigene Berechnung nach Tübingen in Zahlen: Hochschulen 
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Um sicher zu gehen, dass der starke Einfluss der Studierenden mit ihren spezifischen Rah-

menbedingungen, die ihre Verkehrsmittelwahl beeinflussen (bspw. Einkommen), keine wesent-

lichen Verzerrungen in die Ergebnisse bringt, wird bei der folgenden Analyse an jenen Stellen, 

an denen sich deutliche Unterschiede zwischen der Gruppe der Studierenden und den restlichen 

Befragungsteilnehmern in den Ergebnissen abzeichnen, eine getrennte Betrachtung vorgenom-

men. Zur Kennzeichnung wird einfachhalber die Gruppe „Studierende“ von der Befragungs-

gruppe „Nicht-Studierende“ separiert, wobei Auszubildende aufgrund ihrer ähnlichen wirt-

schaftlichen Situation der Studierenden-Gruppe zugerechnet werden. Liegt keine entsprechende 

Kennzeichnung vor, so beziehen sich die dargestellten Ergebnisse auf den gesamten validen Da-

tensatz (∑= 4049). 

A l t e r s s t r u k t u r  

Der Altersdurchschnitt der Befragungsteilnehmer liegt bei rund 30,1 Jahren, d.h. aufgrund 

der hohen Studierendenbeteiligung weit unter dem durchschnittlichen Alter der Tübinger Ein-

wohnerschaft von ca. 40,3 Jahren792. Die Altersgruppen setzen sich dabei wie Tabelle 7 zu ent-

nehmen zusammen. Da sich die Befragung an die Arbeitnehmer und Studierende richtete, sind 

methoden-bedingt nur die Altersgruppen zwischen 18 und 64 Jahren in repräsentativer Menge 

erfasst worden. Zudem dominieren entsprechend der überproportionalen Beteiligung von Stu-

dierenden die jüngeren Bevölkerungsgruppen im Alter von 21 bis 29 Jahren. 

Angesichts der in Kapitel 8 skizzierten Bevölkerungsprognosen für Tübingen mit dem Trend 

zur demographischen Alterung wird die Berücksichtigung der Altersgruppe „ab 65 Jahre“ an Be-

deutung gewinnen.793 Hier können weitere Studien anknüpfen, die sich speziell an die Bedürf-

nisse dieser Altersgruppe (vgl. Kapitel 3.2.3) richten. 

Tabelle 7: Altersstruktur der Befragungsteilnehmer (∑= 4049) 

Durchschnitt unter 6 Jahre 6 bis 17 Jahre 18 bis 20 Jahre 21 bis 24 Jahre 

30,08 Jahre 0 % 0,2 % 12,4 % 32,0 % 

25 bis 29 Jahre 30 bis 39 Jahre 40 bis 49 Jahre 50 bis 64 Jahre ab 65 Jahre 

21,8 % 13,2 % 10,2 % 9,9 % 0,5 % 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

G e s c h l e c h t  

An der Befragung nahmen zu 61,9 % Frauen und zu 38,1 % Männer teil. Damit liegt eine 

Verzerrung der Befragungsergebnisse zugunsten der weiblichen Teilnehmer vor, da der Anteil 

männlicher Einwohner in Tübingen bei 47,3 % liegt.794 Eine Begründung lässt sich hierfür zum 

einen in der höheren Anzahl von Frauen im Studium finden (in Tübingen 2012: 57,9 %)795 sowie 

in der wissenschaftlichen Beobachtung, dass sich Frauen gemeinhin eher an Umfragen beteiligen 

als Männer796. Für die Befragungsergebnisse mag sich der hohe Frauenanteil in einer Verschie-

bung der Verkehrsmittelwahl zugunsten des Umweltverbundes widerspiegeln, da noch immer 

mehr Männer am MIV teilnehmen als Frauen (vgl. Kapitel 8.2.2). Hierauf wurde im Rahmen der 

Datenauswertung ohne Feststellung einer entsprechenden Verzerrung geprüft. 

                                                           
792 Vgl. Statistisches Landesamt Baden-Württemberg Online: Durchschnittsalter der Bevölkerung nach 

Geschlecht Universitätsstadt Tübingen 
793 Vgl. Buba et al. (2010: 198) 
794 Vgl. Tübingen in Zahlen: Bevölkerung nach Altersgruppen, Geschlecht und Status am 31.12.2012 
795 Vgl. Tübingen in Zahlen: Studierende an der Eberhard Karls Universität nach Fakultäten 
796 Vgl. Batinic/Moser (2005); Cook et al. (2000) und Schonlau et al. (2002) 
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W o h n o r t  

Von den Befragungsteilnehmern wohnen 71,4 % in der Stadt Tübingen und 28,6 % kommen 

von außerhalb. Auch dieses Ergebnis lässt sich zum einen auf die hohe Zahl der Studierenden in 

den Befragungsergebnissen zurückführen, zum anderen besteht aber auch die Annahme, dass 

sich von dem Thema der Befragung eher Tübinger Einwohner angesprochen gefühlt haben bzw. 

Interesse daran zeigten. Insgesamt nahmen damit rund 3,2 % der Tübinger Einwohnerschaft an 

der Online-Befragung teil. 

10.3 Kennziffern der Mobilität 

94 % der Befragungsteilnehmer besitzt einen Führerschein, jedoch verfügen nur 51,9 % der 

Führerscheinbesitzer auch über einen Zugang zu einem PKW. Demnach sind 48,1 % der Befrag-

ten zu der Gruppe der „captive riders“797 zu zählen, die aufgrund ihrer Restriktionen nicht am 

MIV teilnehmen können. Diese Personen sind einkommensbedingt v.a. in der Gruppe der Studie-

renden zu finden: rund 60,6 % der Studierenden sind „captive riders“. 

Jenen Befragungsteilnehmer, die sich selbst zu den Hauptverkehrsmitteln des MIV zuordne-

ten, wurden nach den Gründen für ihre Wahl gefragt (vgl. Kapitel 10.4). Hierbei nannten 20,8 %, 

dass sie ihr Auto zur Ausübung ihres Berufs benötigen und 14,2 % gaben an, dass sie auf Trans-

portmöglichkeiten mit dem PKW zum Zielort angewiesen sind. Bei der Kreuzung beider Ergeb-

nisse zeigt sich, dass 24,6 % der MIV-Teilnehmer der Gruppe der „captive drivers“ zuzuschreiben 

sind. Einschränkungen bzgl. dieser Aussage bestehen jedoch aufgrund der Selbsteinschätzung 

der Befragten hinsichtlich der „Notwendigkeit“ ihrer PKW-Nutzung. 

Unter der Annahme, dass 48,1 % der Befragten an die Nutzung von Verkehrsmitteln des Um-

weltverbundes gebunden sind sowie weitere 24,6 % einen PKW für ihren Pendelweg benötigen, 

bleiben lediglich 27,3 % der Befragten der Gruppe der „Wahlfreien“ zuzuordnen. Für die Analyse 

der Befragungsergebnisse, insbesondere der Verkehrsmittelwahl, besteht die Möglichkeit, ledig-

lich die Gruppe der wahlfreien Verkehrsteilnehmer in dieser Arbeit zu berücksichtigen, da diese 

die Hauptzielgruppe einer Verlagerungsstrategie darstellt (vgl. Kapitel 6.1).  

Eine solche Separierung wird aus dreierlei Gründen jedoch nicht vorgenommen: zum einen, 

weil die Ermittlung der drei Gruppen auf der Selbsteinschätzung der Befragungsteilnehmer ba-

siert, und damit nicht hinreichend aussagekräftig ist. Zum anderen, weil beide Gruppen der Cap-

tive-Verkehrsteilnehmer keine dauerhafte Gebundenheit aufweisen, sondern sich im Laufe ver-

schiedener Lebensphasen (bspw. Einstieg ins Berufsleben) von ihren Restriktionen befreien und 

dann eine veränderte Verkehrsmittelwahl entwickeln können. Hier ist es also wichtig, auch die 

potenziell zukünftigen „Wahlfreien“ zu berücksichtigen. Und letztlich sind für vielerlei Fragen, 

insbesondere bzgl. Qualitätskriterien im ÖPNV und bzgl. der Bewertung unterschiedlicher Um-

lagemodelle, auch die gebundenen Verkehrsteilnehmer in ihren Einstellungen und Gründen von 

ebensolcher Bedeutung wie die „Wahlfreien“. 

 

                                                           
797 Captive riders sind in dieser Befragung: Befragte, die einen Führerschein besitzen, aber keine PKW-

Verfügbarkeit; Befragte, die PKW-Verfügbarkeit haben, aber keinen Führerschein; Befragte, die weder 
Führerschein noch PKW-Verfügbarkeit aufweisen. 
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Abbildung 26: PKW-Verfügbarkeit 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Entsprechend der hohen Studierendenzahl besitzt der größte Anteil der Befragungsteilneh-

mer ein Semesterticket und lediglich 29 % verfügt über keine Zeitfahrkarte für die Nutzung öf-

fentlicher Verkehrsmittel (vgl. Abbildung 27). Dieses Ergebnis mag gewiss auch aus dem Inte-

resse am Befragungsthema der Teilnehmer resultieren (mehr ÖPNV-Teilnehmer), v.a. aber aus 

dem Umstand, dass nur 11,5 % der befragten Studierenden keine ÖV-Zeitkarte besitzen. Unter 

den Nicht-Studierenden fällt der Anteil mit 59,8 % rund fünffach so hoch aus. In dieser Gruppe 

besitzen 14,5 % ein Jobticket und 9,1 % eine Monatskarte. Zudem zeigen 7,3 % der Nicht-Studie-

renden mit einer regulären Jahreskarte für den ÖV, dass hier scheinbar noch keine Teilnahme 

des Arbeitgebers am naldo-Jobticket-Angebot besteht – oder Fehlangaben zulasten der Jobti-

ckets gemacht wurden. 
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Abbildung 27: Besitz einer ÖV-Zeitkarte 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Wie aus Tabelle 8 zu ersehen ist, wohnt der Großteil der Befragten äußerst nah am jeweili-

gen Arbeits- bzw. Studienort. Knapp 50 % der Teilnehmer gaben eine Entfernung von unter fünf 

Kilometern an und knapp 26 % sind innerhalb einer viertel Stunde am Ziel. Dementsprechend 

positiv fällt auch die Verkehrsmittelnutzung aus (vgl. Abbildung 28).  

Tabelle 8: Einfacher Weg zum Arbeits-/Ausbildungs-/Studienort 

km < 5 5-9 10-14 15-19 20-24 25-29 30-39 40-49 50-59 > 59 

% 49,6 20,0 7,8 6,0 4,5 2,7 3,3 3,1 1,3 1,7 

Min. < 5 5-9 10-14 15-19 20-24 25-29 30-39 40-49 50-59 > 59 

% 0,9 7,2 17,8 19,9 16,7 6,5 13,1 7,5 2,3 8,1 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Die Befragungsteilnehmer wurden gebeten, in eigener Abschätzung das Verkehrsmittel an-

zugeben, mit dem sie am häufigsten und den größten Anteil ihrer Wegstrecke vom Wohn- zum 

Arbeits- bzw. Studienort bestreiten (vgl. Abbildung 28). Dabei kommt es für diese Arbeit nicht 

darauf an, mit den Ergebnissen einen möglichst realitätsnahen Modal Split zu ermitteln, sondern 

vielmehr sollen sie Auskunft darüber geben, welchen Verkehrsmittelgruppen sich die befragten 

Personen selbst zuordnen. Diese Selbstzuschreibung wird wichtig für die nachfolgenden Unter-

suchungen, bspw. um der Frage nachzugehen, wie die Befragten ihre Verkehrsmittelwahl be-

gründen (vgl. Kapitel 10.4) oder wie sie die beschriebenen Modelle zur Umlagefinanzierung im 

ÖPNV bewerten (vgl. Kapitel 10.7). Für etwaige Fragestellungen wurde in der Befragung darauf 

Wert gelegt, dass sich die teilnehmenden Personen über die Selbsteinordnung zu Beginn persön-

lich bewusst machen, welche Ausprägung ihr Mobilitätsverhalten annimmt, um mit diesem Be-

wusstsein Gründe und Einflussfaktoren ihrer Verkehrsmittelwahl im weiteren Verlauf der Be-

fragungsteilnahme reflektieren zu können. 
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Abbildung 28: Hauptverkehrsmittel (gemäß Selbsteinschätzung der Befragten) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Wie aufgrund der unterschiedlichen Zielgruppen der Befragung zu erwarten war, ergeben 

sich v.a. zwischen Studierenden (inkl. Auszubildende) und den restlichen Befragten erhebliche 

Unterschiede in ihrem Mobilitätsverhalten. So nutzen Studierende zumeist die öffentlichen Ver-

kehrsmittel für ihren Weg zur Bildungseinrichtung und verschieben damit die Gesamtergebnisse 

zugunsten der Hauptverkehrsmittelgruppe ÖPNV. Nicht-Studierende schrieben sich hingegen 

gut fünffach so oft den Verkehrsmitteln des MIV zu. Erstaunlich ist, dass entgegen des weitver-

breiteten Bilds des „radelnden Studenten“, sich rund 10 % weniger Studierende dem Zweirad 

zuordneten, als Nicht-Studierende diese Angabe vornahmen. 

Mit Blick auf die Wegeentfernung ergibt sich ein klares Bild: je kürzer die Wege, desto mehr 

werden die Verkehrsmittel des Umweltverbundes genutzt, wohingegen der MIV auf größeren 

Distanzen von seinen Zeit- und Komfortvorteilen profitiert. Wie in Kapitel 6.2.1 aufgezeigt, kom-

men auch andere Mobilitätsstudien zu diesem Ergebnis. Abbildung 29 zeigt, dass der ÖPNV-Me-

dian bei 20 Minuten liegt, d.h. 50 % der Befragten, die als Hauptverkehrsmittelgruppe den ÖPNV 

angaben, haben einen einfachen Pendelweg von unter 20 Minuten. Für die Gruppen des MIV und 

des NMV verschiebt sich der Wert um jeweils fünf Minuten nach oben und unten. Auffällig ist 

dabei, dass der ÖPNV die größte Spannweite einnimmt: 90 % der ÖPNV-Nutzer legen einen ein-

fachen Weg von 10 bis 60 Minuten zu ihrem Arbeits- bzw. Studienort zurück. 90 % der MIV-

Nutzer liegen hingegen in einem Bereich von 10 bis 50 Minuten und 90 % der NMV-Teilnehmer 

haben einen Weg zwischen 5 und 30 Minuten. 
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Abbildung 29: Pendelentfernungen nach Verkehrsmittelgruppen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Folglich scheint für die Wahl des Hauptverkehrsmittels die Wegerelation (und damit die 

Siedlungsstruktur) eine wichtige, aber nicht allein entscheidende Rolle zu spielen. So können 

bspw. auch auf weiteren Wegstrecken öffentliche Verkehrsmittel gegenüber dem MIV favorisiert 

werden, wenn sie durch andere Kriterien als die Reisezeit attraktiver ausfallen. Im Folgenden 

soll näher betrachtet werden, welche Gründe und verkehrsmittelspezifische Qualitätskriterien 

bzw. Hemmnisse die Wahlentscheidung der Befragten bestimmen. 

10.4 Einflussgrößen in der Verkehrsmittelwahl 

Die Befragten wurden gebeten, in einem einfachen Auswahlverfahren mit möglicher Mehr-

fachnennung anzugeben, inwiefern die ihnen vorgegebenen Kriterien Grund für ihre Verkehrs-

mittelwahl sind. Dementsprechend stellen die hier behandelten Gründe keine vollständige Liste 

dar, sondern sind eine auf Literaturauswertung gestützte Auswahl von Einflussgrößen in der 

Verkehrsmittelwahl. Auf diese Weise soll überprüft werden, inwiefern die Ergebnisse aus dem 

zweiten Teil dieser Arbeit mit den Motiven der Befragten übereinstimmen. 

Die nachfolgenden drei Abbildungen veranschaulichen die Angaben differenziert nach den 

Hauptverkehrsmittelgruppen, zu denen sich die Befragten selbst zuordnen sollten (vgl. Abbil-

dung 28, Seite 122). So wurden bspw. Hauptnutzer des MIV nach Gründen für die PKW-Nutzung 

gefragt sowie nach Gründen, die gegen die Nutzung der Verkehrsmittelalternativen ÖPNV und 

NMV sprechen (vgl. Abbildung 30). Das gleiche Vorgehen wurde für die Gruppen des ÖPNV und 

des NMV vorgenommen mit jeweils angepassten Auswahlmöglichkeiten (vgl. Abbildung 31 und 

Abbildung 32). 

Während bei den Gründen für die PKW-Wahl und gegen die NMV-Nutzung insbesondere 

Komfortkriterien sprechen, dominieren bei den Gründen gegen die Wahl öffentlicher Verkehrs-

mittel v.a. die zeitbezogenen Einflussgrößen. Doch auch die hohen Fahrpreise auf Rang drei der 

Nennungshäufigkeiten stellen für 45,8 % der MIV-bevorzugenden Personen eine Nutzungsbar-

riere dar. Mit Image- bzw. Akzeptanzproblemen haben die Verkehrsmittel des Umweltverbunds 

unter den Tübinger Verkehrsteilnehmern nur geringfügig zu leiden. 
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Insgesamt fielen rund 31 % der Nennungen auf Gründe für die PKW-Nutzung, und fast 

ebenso viele auf Gründe gegen die ÖPNV-Nutzung. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass 

bei letzterer Kategorie wesentlich mehr Auswahlmöglichkeiten vorgegeben wurden, auch wenn 

sich einige davon überschneiden (bspw. Zeitaufwand und häufiges Umsteigen). 

Abbildung 30: Gründe der Verkehrsmittelwahl unter MIV-Hauptnutzern (∑=607) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Unter den ÖPNV-Kunden zeichnen sich die hohen Kosten der PKW-Nutzung deutlich als 

Grund gegen die MIV-Teilnahme ab, wobei auch hier die variablen Kosten der Kraftstoffpreise 

am stärksten im Bewusstsein sind (vgl. Abbildung 31).  Doch auch weitere, kostenunabhängige 

MIV-Restriktionen wie das Parkplatzangebot und Zeitverzögerungen im Verkehrsstau wirken 

auf ÖPNV-Teilnehmer abschreckend. 

Der NMV wird von den ÖPNV-Kunden vergleichbar bewertet, wie von den MIV-Teilnehmern. 

Neben zu langen Wegstrecken stellt v.a. die Wetterdisposition eine Nutzungsbarriere dar (vgl. 

Abbildung 31). Aber auch ein Mangel an Umkleide- und Waschmöglichkeiten am Zielort wird als 

Grund gegen die Fahrradfahrt zur Arbeit bzw. zur Universität genannt. Hier können im Zuge ei-

nes gezielten Mobilitätsmanagements der Einrichtungen für den Radverkehr Verbesserungen 

angestoßen werden. 

Desweiteren wird ersichtlich, dass der ÖPNV durchaus Annehmlichkeiten mit sich bringt, 

wie die Fahrtzeit an sich, die frei ist für begleitende Aktivitäten wie das Lesen oder Musik hören, 
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und den ÖPNV-Kunden zudem die Umweltfreundlichkeit ihrer Verkehrsmittelwahl wichtig ist. 

Die soziale Erwünschtheit zur ÖPNV-Nutzung wirkt hingegen nur schwach. 

Abbildung 31: Gründe der Verkehrsmittelwahl unter ÖPNV-Hauptnutzern (∑=2.268) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Ähnlich wie bei den ÖPNV-Kunden verhält es sich unter den NMV-Teilnehmern. Sowohl der 

persönliche Nutzen, hier in Form der Sport- bzw. Gesundheitsaspekte, besitzt die größte Bedeu-

tung für die Verkehrsmittelwahl als auch das Umweltbewusstsein in der eigenen Mobilität (vgl. 

Abbildung 32). Ein sozialer Druck lässt sich auch unter den NMV-Teilnehmern kaum ausmachen. 

Ebenso wirken die hohen Kosten im MIV sowie das restriktive Parkraummanagement der Stadt 

Tübingen gegen eine Bevorzugung der PKW-Nutzung bzw. gegen den Erwerb eines privaten KFZ 

vor. 

Von besonderem Interesse sind unter den NMV-Teilnehmern die Gründe, die gegen die Nut-

zung öffentlicher Verkehrsmittel sprechen. Hier belegen die als zu hoch eingestuften Fahrschein-

preise Rang ein, gefolgt vom hohen Zeitaufwand sowie einer zu geringen Flexibilität. Damit spie-

gelt die Verkehrsmittelwahl der NMV-Teilnehmer jene Kriterien wider, die in Kapitel 6 als die 

größten Einflussgrößen in der individuellen Präferenzentscheidung identifiziert wurden. Vor 

dem Hintergrund der Wegeentfernungen bzw. -zeiten, die mit den jeweiligen Verkehrsmittel-

gruppen zurückgelegt werden (vgl. Abbildung 29, Seite 123) besitzt der NMV auf den kurzen 

Strecken im Kernstadtbereich über klare Vorteile gegenüber den festen Linienverläufen und 
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Fahrplänen im ÖPNV. Dementsprechend kann die Angst vor einer äußerst großen Verkehrsver-

lagerung vom NMV auf den ÖPNV im Zuge einer Umlagefinanzierung gemindert werden, auch 

wenn durch die Ticketfreiheit die Zugangsbarriere „Preis“ entfällt. 

Abbildung 32: Gründe der Verkehrsmittelwahl unter NMV-Hauptnutzer (∑=1.174) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Desweiteren wurden die Teilnehmer gefragt, ob sie in den vergangenen zwölf Monaten das 

Hauptverkehrsmittel für ihren Pendelweg gewechselt haben. Hieraus ergab sich, dass rund 18,2 

% der Befragten ihre Verkehrsmittelwahl im genannten Zeitraum geändert haben. Davon waren 

5,4 % zuvor mit Verkehrsmitteln des MIV und fast ebenso 5,5 % mit dem ÖPNV unterwegs. Die 

übrigen 7,2 % sind vom NMV auf motorisierte Verkehrsmittel umgestiegen. 

In den nachfolgenden Abbildungen wird dargestellt, welche Angaben die Wechsler machten, 

als sie nach den Gründen für ihre derzeitige Verkehrsmittelwahl gefragt wurden (nicht nach den 

Gründen für ihren Wechsel!). Dabei werden als erstes Gründe für die Wahl des jeweiligen Haupt-

verkehrsmittels betrachtet (vgl. Abbildung 33), d.h. welche Gründe sprechen nach Ansicht der 

Befragten (bspw. heutige MIV-Teilnehmer) für die Wahl des jeweils eigenen Hauptverkehrsmit-

tels (bspw. PKW). Die Diagrammbalken zeigen auf, zu welchen Anteilen die jeweiligen Gründe 

(Mehrfachnennungen möglich) von jenen Befragten genannt wurden, die das jeweilige Verkehrs-

mittel heute (nach ihrem Wechsel) hauptsächlich für ihren Pendelweg nutzen. Zusätzlich wird 
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an der y-Achse angegeben, welchem Hauptverkehrsmittel die Befragten vor ihrem Wechsel zu-

zuordnen waren (bspw. Wechsel von ÖPNV auf MIV). Die Zahl unter dieser Angabe beziffert, 

welcher Anteil der entsprechenden Personengruppe (bspw. Wechsler von ÖPNV auf MIV) 

Gründe nannten, die für ihre derzeitige Verkehrsmittelwahl sprechen.  

Zu beachten ist bei allen Angaben, dass den jeweiligen Gruppen ein unterschiedlich großer 

Datensatz zugrunde liegt, der als solcher auch angegeben wird. Jeder der hier verwendeten Da-

tensätze ist an sich zu klein, um mit prozentualen Werten zu arbeiten, jedoch wird für eine bes-

sere Vergleichbarkeit der Datensätze untereinander auf eine Darstellung in absoluten Zahlen 

verzichtet.  

Abbildung 33: Gründe für die heutige Verkehrsmittelwahl unter Wechslern 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Leicht abzulesen lässt sich an den absoluten Zahlen der Befragungsteilnehmer in den jewei-

ligen Wechsler-Gruppen, dass in den letzten zwölf Monaten v.a. der Umweltverbund – und hier 
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insbesondere der ÖPNV – Verkehrsteilnehmer hinzugewonnen hat, während der Wechsel vom 

Umweltverbund auf den MIV vergleichsweise gering ausfiel. 

Abbildung 33 veranschaulicht den großen Unterschied zwischen den Gründen, die für die 

Wahl der jeweiligen Verkehrsmittel sprechen. Während MIV-„Neulinge“ v.a. den Komfort des 

motorisierten Privatfahrzeugs im Allgemeinen sowie für den Einkaufs- und Versorgungsverkehr 

schätzen, haben die Teilnehmer des Umweltverbundes in erster Linie persönliche Vorteile sowie 

den Umweltschutz im Verkehr für sich entdeckt. 

Für den NMV zeichnet sich zudem ab, dass hier ein deutlich größerer Anteil der Befragungs-

teilnehmer Gründe für ihre Verkehrsmittelwahl angeben konnte, als dies unter Befragten der 

MIV-Wähler der Fall war – und das, obwohl für den NMV nur fünf Gründe zur Auswahl standen 

gegenüber sechs Gründen für den MIV. Daraus ließe sich ableiten, dass der NMV für seine Nutzer 

eher Anziehungspunkte aufweist (bspw. Gesundheit fördern), wohingegen MIV-Nutzer vielmehr 

an ihre Wahl gebunden sind („captive drivers“, vgl. Kapitel 6.1) oder von den Verkehrsmittelal-

ternativen „abgeschreckt“ werden (vgl. Abbildung 35 und Abbildung 36). 

Die nachstehenden Abbildungen visualisieren nach dem Vorbild der vorherigen Darstellung 

erneut Gründe der Verkehrsmittelwahl unter jenen Befragungsteilnehmern, die ihr Hauptver-

kehrsmittel in den letzten zwölf Monaten gewechselt haben. Jedoch sollen diesmal die Gründe 

betrachtet werden, die aus Sicht der Befragten gegen die Wahl eines alternativen Verkehrsmit-

tels sprechen. Besonders interessant sind hierbei jene Personengruppen, die Gründe gegen ein 

Verkehrsmittel nennen, das sie vor ihrem Wechsel noch genutzt haben. 

Unter den ehemaligen Hauptnutzern eines privaten Kraftfahrzeuges zeigt sich, dass v.a. die 

hohen Kraftstoffpreise bei der heutigen Verkehrsmittelwahl gegen die weitere Priorisierung des 

MIV sprechen (vgl. Abbildung 34).  

Abbildung 34: Gründe gegen die MIV-Wahl unter Wechslern 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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Dabei wird die im zweiten Teil dieser Arbeit erworbene Erkenntnis bestätigt, dass die vari-

ablen Kosten bei der Verkehrsmittelwahl stärker ins Gewicht fallen als die Fixkosten. Ein deutli-

cher Unterschied zeichnet sich hingegen unter den befragten Personen ab, die zwischen den Ver-

kehrsmitteln des Umweltverbundes gewechselt haben: hier liegt die Nennung der Fixkosten als 

Grund gegen die MIV-Wahl deutlich näher an den Nennungen der variablen Kosten, in Überein-

stimmung zur fehlenden KFZ-Verfügbarkeit. Auch hier spiegeln sich die Ergebnisse zu Einfluss-

größen in der Verkehrsmittelwahl in den Befragungsergebnissen wider, scheinen doch die Fix-

kosten dem Besitzer nach der Anschaffung eines Kraftfahrzeugs nicht mehr so präsent zu sein, 

wie sie für Personen als Hemmschwelle zum Autokauf wirken. 

Desweiteren wird die ungünstige Parkplatzsituation als MIV-Nachteil wahrgenommen. Ob 

Parkplatzmangel und -kosten Grund für den Wechsel auf andere Verkehrsmittel waren oder erst 

nach dem Wechsel als vorherige Unannehmlichkeiten ins Bewusstsein gerückt sind, lässt sich 

hieraus nicht ableiten. Jedoch zeigen die Ergebnisse, das ein restriktives Parkplatzmanagement 

als einflussreiches Instrument gegen den MIV eingesetzt werden kann. Dies bestätigt auch der 

Blick auf die Angaben von Wechslern innerhalb des Umweltverbundes: auch für sie spielt die 

Parkplatzsituation eine Rolle in der Entscheidung, den MIV weiterhin zu meiden. Unter ihnen 

lässt sich jedoch auch eine hohe Bindung an den Umweltverbund erkennen, zum einen durch die 

bereits genannte Hemmschwelle zum kostspieligen Autokauf, zum anderen durch einen ver-

gleichsweise niedrigen Personenanteil mit Führerscheinbesitz. 

Abbildung 35 ist leicht zu entnehmen, dass der überragende Teil der früheren Radfahrer und 

Fußgänger an ihrer heutigen Verkehrsmittelwahl zu schätzen weiß, nicht mehr dem Wetter aus-

gesetzt zu sein. Ebenso scheuen auch Personen, die zwischen den motorisierten Verkehrsmitteln 

des MIV und ÖPNV gewechselt haben, den fehlenden Wetterschutz zu Fuß oder auf dem Fahrrad 

und geben zudem an, dass ihre Wegeentfernung eine Teilnahme am NMV ausschließt. Zudem 

könnte für einen großen Teil der Befragten eine höhere Attraktivität im Radverkehr erzielt wer-

den, wenn an den Zielorten entsprechende Wasch- und Umkleideeinrichtungen zur Verfügung 

gestellt werden. Eine etwaige Verbesserung würde evtl. auch den Wettereinfluss verkleinern, da 

sich Radfahrer so mit geeigneter Bekleidung schützen und die trockene (Arbeits-)Kleidung erst 

am Zielort anziehen könnten. 
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Abbildung 35: Gründe gegen die NMV-Wahl unter Wechslern 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Die aussagekräftigsten Ergebnisse ergeben sich bei einem Blick auf die Gründe, die seitens 

der Befragten gegen die Wahl öffentlicher Verkehrsmittel sprechen. Hier zeichnet sich bei allen 

Personen, die innerhalb der vergangenen zwölf Monate das Hauptverkehrsmittel gewechselt ha-

ben, ab, dass in erster Linie zeitbezogene Variablen wie die Reisezeit, das Umsteigen oder die 

Entfernung zur nächstgelegenen Haltestelle Barrieren für die ÖPNV-Nutzung darstellen (vgl. Ab-

bildung 36). So stufen v.a. Befragungsteilnehmer, die auf die Verkehrsmittelgruppe des MIV ge-

wechselt sind, den ÖPNV als zu zeitaufwendig ein. Bei ehemaligen ÖPNV-Kunden kann der Wech-

sel auf den PKW auch durch Veränderungen in den Rahmenbedingungen, bspw. nach einem 

Wohnorts- oder Arbeitsplatzwechsel mit anschließendem Mangel an geeigneten ÖPNV-Verbin-

dungen oder längeren Wegestrecken, ein Grund sein, warum sie die ÖPNV-Nutzung nun als zu 

zeitaufwendig angeben. 
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Abbildung 36: Gründe gegen die ÖPNV-Wahl unter Wechslern 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Als zweitgrößtes Hemmnis nach den zeitbezogenen Variablen stellt sich für die Nutzung öf-

fentlicher Verkehrsmittel die kostenbezogene Variable der Fahrpreise heraus. Während dies bei 

einem Wechsel auf die Verkehrsmittelgruppe des NMV noch nachvollziehbar ist, ist es doch äu-

ßerst erstaunlich, dass selbst Personen, die vom NMV auf den MIV gewechselt sind, die zu hohen 

Fahrpreise als Grund für die Nicht-Nutzung des ÖPNV angeben. Jedoch lässt sich diese Bewer-

tung nicht völlig losgelöst von den übrigen Gründen sehen, geht es doch bei den Kosten auch um 

ein Preis-Leistungs-Verhältnis. Da in der Gruppe der Welcher von NMV auf MIV auch ein großer 

Teil angab, dass für ihren Pendelweg keine geeigneten Nahverkehrsverbindungen existieren so-

wie die geringe Flexibilität des ÖPNV und das häufige Umsteigen als Nutzungshindernisse wahr-

genommen werden, lässt sich vermuten, dass diese Personengruppe das ÖPNV-Angebot gemein-

hin als eher schlecht bewerten und dementsprechend die Fahrpreise für zu hoch empfinden. Die 

vielfach höheren Kosten des MIV scheinen zugunsten der anderen Qualitätsvorteile in Kauf ge-

nommen zu werden oder – wie in Kapitel 6.2.1 erläutert – zugunsten einer Rechtfertigung des 

eigenen Mobilitätsverhaltens vernachlässigt. 
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Insgesamt ergibt sich aus der Analyse der Gründe gegen die ÖPNV-Nutzung, dass die vier 

Einflussgrößen „Reisezeit“, „Fahrpreise“, „Flexibilität und Zuverlässigkeit“ sowie die zur Verfü-

gung stehenden Verbindungen (Eignung und Kapazitäten) die Kernbereiche darstellen, in denen 

Verbesserungsmaßnahmen zu einer Fahrgaststeigerung verhelfen können. 

10.4.1 Subjektiver Vergleich der Verkehrsmittelalternativen MIV und ÖPNV 

K o s t e n  

Die Befragungsteilnehmer wurden gebeten zu schätzen, „welche jährlichen Gesamtkosten“ 

sie haben bzw. hätten, wenn sie „öffentliche Verkehrsmittel (Bahn, Bus) als Hauptverkehrsmittel 

für ihren Weg zur Arbeit/Ausbildung/Studium“ nutzen bzw. nutzen würden. Die gleiche Frage 

wurde auch für die PKW-Nutzung gestellt. 

Wie sich zeigte, fallen die Schätzungen der MIV-Nutzer mit einem Median von 800 Euro am 

höchsten aus (vgl. Abbildung 37). Damit zeigen die Befragten der Verkehrsmittelgruppe MIV, 

dass ihnen die höheren Kosten ihrer Verkehrsmittelwahl durchaus bewusst sind. Angesichts der 

Tatsache, dass jedoch mit dem MIV die größten Wegeentfernungen zurückgelegt werden (vgl. 

Abbildung 29, Seite 123), erscheint es für unrealistisch, dass die Kostenschätzungen mit 90 % 

der Werte zwischen 250 und 2.000 Euro an die „wahren Kosten“ der PKW-Nutzung heranrei-

chen. Die Fragestellung wurde bewusst ohne weitere Angaben gehalten, was unter den „jährli-

chen Gesamtkosten“ zu verstehen ist. Durchaus kann es daher sein, dass ein Teil der Befragten 

wissentlich nur die variablen Spritkosten in seine Schätzung einbezogen hat. Vor dem Hinter-

grund der Ergebnisse anderer wissenschaftlichen Studien ist jedoch eher davon auszugehen, 

dass den Befragten MIV-Nutzern die jährlichen Fixkosten entweder nicht gleichermaßen präsent 

sind oder eher den Lebensstandardkosten zugerechnet werden als den Mobilitätskosten (vgl. 

Kapitel 6.2.1). 

Zur Überprüfung dieser Vermutung wurde ermittelt, wie hoch die durchschnittlich geschätz-

ten Kosten je Pendelkilometer sind. Valide Daten lieferten hierzu 492 Befragte, die sich selbst 

der Verkehrsmittelgruppe des MIV zuschrieben und sowohl die Frage nach ihrem Pendelweg 

beantworteten als auch eine Kostenschätzung für das Zurücklegen dieses Weges mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln und mit dem PKW vornahmen. Aus dieser Personengruppe lässt sich ermitteln, 

dass pro Kilometer, der für den Pendelweg zurückgelegt wird, MIV-Kosten von rund 12 Euro-

Cent in die Schätzung eingehen (für den ÖPNV rund 8 Euro-Cent pro Kilometer).798 Wie die Lite-

raturauswertung in Kapitel 6.2.1 zeigte, liegen die „wahren Kosten“ für PKW-Fahrten jedoch 

durchschnittlich bei 49 Euro-Cent pro Kilometer. Somit sind sich auch die Befragten MIV-Haupt-

nutzer nicht bewusst darüber, welch hohen Preis sie für ihre Verkehrsmittelwahl tatsächlich 

zahlen. 

 

  

                                                           
798 Hinweis: Es handelt sich hierbei um eine eigene Berechnung auf Basis der durchschnittlichen Anzahl 

an Arbeitstagen p.a. (250 Tage). Daraus ergeben sich 500 einfache Pendelwege pro Person und Jahr, 
demzufolge legen die 492 Befragten zusammen rund 4.474.000 km p.a. für den Weg zum Arbeits- 
bzw. Studienort zurück. Hierfür geben sie eine Schätzung der jährlichen Gesamtkosten für die PKW-
Nutzung von zusammen rund 537.093 Euro an (für den ÖPNV liegt die Schätzung bei rund 365.862 
Euro). 
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Abbildung 37: Kostenschätzung für ÖPNV und MIV nach Personengruppen 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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Diese Fehleinschätzung wiegt für die Entscheidungen der Verkehrsteilnehmer noch schwe-

rer, wenn neben den Kostenschätzungen für die MIV-Nutzung auch die entsprechenden Schät-

zungen für den ÖPNV betrachtet werden. Aus der oben beschriebenen Personengruppe von 492 

Befragten geben 186 Personen an, im Stadtgebiet Tübingen zu wohnen (und zu arbeiten). Der 

Tübinger Stadttarif für ein Jahresticket beträgt derzeit 384 Euro.799 Im Mittel schätzen die 186 

Befragungsteilnehmer die ÖPNV-Kosten für ihren Weg zum Arbeits- bzw. Studienort jedoch auf 

über 682 Euro p.a. – und das, obwohl in diesem Datensatz noch Studierende enthalten sind, de-

ren jährlichen ÖPNV-Kosten sich dank der Semesterticketvergünstigungen auf durchschnittlich 

130 Euro p.a. beschränken würden. Die nach erneuter Filterung verbleibenden 143 Nicht-Stu-

dierenden geben als MIV-Hauptnutzer sogar eine Schätzung von fast 817 Euro p.a. für den ÖPNV 

als Hauptverkehrsmittel zur Arbeitsstelle ab. Damit liegen sie um über 100 % daneben, unter 

Einbezug der möglichen Jobticket-Vergünstigungen sogar weitaus mehr. 

Noch prägnanter werden die Ergebnisse bei der Untersuchung, welche Gründe jene 143 Per-

sonen für ihre Verkehrsmittelwahl nannten: 61,5 % gaben die Komfortvorteile des PKW als 

Grund für die MIV-Nutzung an; 75,5 % bewerteten den Zeitaufwand mit öffentlichen Verkehrs-

mitteln als zu hoch – gefolgt von zu hohen Fahrpreisen im ÖPNV mit einer Nennung von 54,5 %. 

Folglich sieht über die Hälfte jener Befragungsteilnehmer, deren Kostenschätzung um über 100 

% zu hoch lag, in den Fahrpreisen einen Hinderungsgrund zur ÖPNV-Nutzung. 

Beide Fehleinschätzungen – die Unterschätzung der wahren PKW-Kosten sowie die Über-

schätzung der tatsächlich anfallenden ÖPNV-Kosten – machen deutlich, wie stark der Wissens-

stand, aber auch das psychologische Phänomen der kognitiven Dissonanzen, auf die Verkehrs-

mittelwahl einwirken. Zur Erinnerung: knapp 70 % der Befragten, die innerhalb der letzten 

zwölf Monate vom MIV auf den ÖPNV wechselten, gaben kostenbezogene Variablen als Gründe 

gegen die MIV-Wahl an (vgl. Kapitel 10.4). Die Variable „ÖPNV-Fahrpreise“ stellt also gerade für 

die Gruppe der MIV-Pendler eine entscheidende Stellschraube zur Beeinflussung der Verkehrs-

mittelwahl dar. 

R e i s e z e i t  

Die Befragungsteilnehmer wurden nicht nur gebeten, eine Schätzung der Kosten abzugeben, 

die ihnen bei der Nutzung der Verkehrsmittelgruppen MIV und ÖPNV auf ihrem Pendelweg ent-

stehen, sondern auch die jeweils benötigte Reisezeit von Tür zu Tür zu schätzen. Die Ergebnisse 

zeigen ganz deutlich, welch hohen Zeitaufwand die MIV-Hauptnutzer mit öffentlichen Verkehrs-

mitteln suggerieren (vgl. Abbildung 38). Möglicherweise bestehen für den Pendelweg dieser Per-

sonen tatsächlich zeitungünstige ÖPNV-Verbindungen, bspw. mit häufigem Umsteigen und lan-

gen Wartezeiten, sodass ihr individueller Pendelweg mit öffentlichen Verkehrsmitteln einen er-

heblichen Mehraufwand an Zeit mit sich bringen würde. Doch angesichts der Ergebnisse, dass 

sowohl mit dem ÖPNV als auch mit dem MIV vergleichbare Wegeentfernungen zurückgelegt 

werden (vgl. Abbildung 29, Seite 123), scheint die überaus große Differenz zwischen Zeitein-

schätzung MIV und ÖPNV doch unrealistisch. Vermutlich werden beide Schätzungen jeweils zu-

gunsten der eigenen Verhaltensrechtfertigung nach oben bzw. unten verzerrt. Mangelndes Wis-

sen über die schnellste ÖPNV-Verbindung sowie die Tendenz, für den MIV den idealen Weg 

(ohne Verkehrsstau, ohne lange Parkplatzsuche etc.) in die Schätzung einzubeziehen, unterstüt-

zen die Fehlschätzungen. 

Dies bestätigt auch ein Blick auf die Gründe der Verkehrsmittelwahl, welche jene Personen-

gruppe des MIV in einer der vorherigen Fragen angab (vgl. Abbildung 30, Seite 124). Demnach 

geben 77,7 % der MIV-Hauptnutzer an, sich aufgrund des zu hohen Zeitaufwands gegen die Nut-

zung öffentlicher Verkehrsmittel zu entscheiden. Ein zu häufiges Umsteigen benennen jedoch 

                                                           
799 Vgl. naldo Online: Jahres-Abo und naldo Online: Stadttarif Tübingen 
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nur 39,5 %, keine geeigneten Nahverkehrsverbindungen 38,8 % sowie zu weite Entfernungen 

zur nächstgelegenen Haltestelle lediglich 18,2 %. Obwohl die Beantwortung beider Fragen – jene 

nach den Gründen der Verkehrsmittelwahl und jene nach der Einschätzung der Reisezeit – be-

wusst der subjektiven Bewertung der Befragten überlassen wurde, zeigen die MIV-Nutzer, dass 

durchaus eine günstige ÖPNV-Erschließung wahrgenommen wird, jedoch die einzelnen Abläufe 

im Verkehrssystem (Fußwege, Wartezeit, Fahrzeit, Verspätungen etc.) zusammengenommen ei-

nen „zu hohen“ Zeitaufwand ergeben. 

Als weiteres Ergebnis der Zeitschätzungen sei zudem noch festzuhalten, dass 50 % der NMV-

Teilnehmer den Zeitaufwand im MIV für 40 % niedriger einschätzen als im ÖPNV. In Abgleich 

mit den Ergebnissen zu den Wegerelationen im NMV (vgl. Abbildung 29, Seite 123), derer nach 

50 % der NMV-Teilnehmer einen Pendelweg unter 15 Minuten haben, und der Wahlbegründung, 

dass der ÖPNV einen zu hohen Zeitaufwand mit sich bringt (vgl. Abbildung 32, Seite 126), lässt 

sich darauf schließen, dass der Großteil dieser Personengruppe allein aufgrund der Zeitnachteile 

im ÖPNV-System nicht oder nur gelegentlich (bspw. bei Regenwetter) auf die öffentlichen Ver-

kehrsmittel umzusteigen bereit ist. Dieses Ergebnis sei insofern von Bedeutung, als in der Lite-

raturauswertung das Risiko des Rebound-Effekts für einen ticketfreien ÖPNV identifiziert 

wurde, demnach vermehrt NMV-Teilnehmer den Umstieg auf den ÖPNV vornehmen werden ge-

genüber der Hauptzielgruppe der MIV-Nutzer. Die vorliegenden Ergebnisse zu den Zeiteinschät-

zungen der NMV-Teilnehmer können diese Sorge erneut entkräften. 
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Abbildung 38: Zeitschätzung für ÖPNV und MIV nach Personengruppen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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10.4.2 Bewertung des ÖPNV 

Q u a l i t ä t s k r i t e r i e n  i m  Ö P N V  

Neben den Gründen für die jeweilige Verkehrsmittelwahl wurde in der Befragung gezielt 

erfasst, auf welche ÖPNV-Qualitätskriterien die Befragungsteilnehmer Wert legen. Die Reihen-

folge der in Abbildung 39 dargestellten Kriterien folgt dabei den Ergebnissen des gesamten vali-

den Datensatzes. Zwischen den einzelnen Hauptverkehrsmittelgruppen ergeben sich jedoch 

durchaus Unterschiede, wie die farbigen Balken veranschaulichen. 

Abbildung 39: Ausgewählte Qualitätskriterien öffentlicher Verkehrsmittel 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Für die Gesamtheit der Befragten nehmen zeitbezogene Variablen die vordersten drei Ränge 

ein, gefolgt von den Fahrpreisen an vierter Stelle. Auffällig ist dabei, dass das Qualitätskriterium 

der Reisezeit selbst auf Rang fünf landet, während vielmehr Wartezeit-bezogene Faktoren die 

ersten drei Plätze belegen. Obwohl diese sich unmittelbar auf die gesamte Reisezeit auswirken, 
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scheint die Wartezeit im Sinne einer verlorenen Zeit besonders negativ wahrgenommen zu wer-

den, ist sie doch auch mit Unannehmlichkeiten wie den Wetterbedingungen verbunden. Zuver-

lässigkeit und Flexibilität – also jene Variablen, bei denen die private Mobilität stets Vorteile ge-

genüber der ÖPNV-Abhängigkeit von Fahrplänen und -routen erzielen wird – sind den Befragten 

von größter Bedeutung. Auch hiermit stimmen die Befragungsergebnisse also mit den Erkennt-

nissen aus Kapitel 6 überein. 

 Hervorzuheben seien unter den Ergebnissen die Unterschiede zwischen MIV- und ÖPNV-

Hauptnutzern. Während MIV-Nutzer v.a. die gesamte Reisezeit sowie Sauberkeit und Komfort 

im ÖPNV gegenüber dem Befragungsdurchschnitt für überproportional wichtig erklären, spie-

gelt sich unter den ÖPNV-Nutzern die tägliche Erfahrung mit Verspätungen, Wartezeiten beim 

Umsteigen und auf den nächsten Bus, der Kampf mit unverständlichen Fahrplänen sowie der 

Fußweg zur nächsten Haltestelle wider. Zudem weisen v.a. die NMV-Teilnehmer, aber auch die 

ÖPNV-Nutzer ein höheres Umweltbewusstsein auf als MIV-Nutzer, ist ihnen der Einsatz ruß-

freier Busse doch durchaus wichtiger – wenn auch relativ unwichtig gegenüber anderen Quali-

tätskriterien. 

Für die Variable „Fahrpreise“ zeigen sich keine allzu großen Unterschiede zwischen den 

Hauptnutzergruppen. MIV-Nutzer legen nur minimal weniger Wert auf die Kosten als NMV- und 

ÖPNV-Nutzer. Mit der Stellschraube der Tarifsenkung ließe sich also für alle Befragungsteilneh-

mer eine erhebliche Attraktivitätssteigerung im ÖPNV erzielen. 

Q u a l i t ä t s k r i t e r i e n  d e s  T ü b i n g e r  S t a d t b u s v e r k e h r s  u n d  i h r e  V e r b e s s e -
r u n g s b e d a r f e  

Besonders aufschlussreich gestaltet sich ein Blick auf die Bewertung des Tübinger ÖPNV-

Systems seitens der Befragten (vgl. Abbildung 40). Trotz der gemeinhin eher guten Bewertung 

des Angebots als solches, werden die Preise für dieses Angebot im Durchschnitt mit einer 2,5 

bewertet (auf einer Skala von 1 bis 5), wobei ÖPNV-Kunden die Preise deutlicher positiver beur-

teilen als NMV- und insbesondere MIV-Teilnehmer. 
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Abbildung 40: Bewertung des Tübinger ÖPNV anhand ausgewählter Qualitätskriterien 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

In welchen Bereichen des Tübinger ÖPNV gezielt Verbesserungen vorgenommen werden 

sollten, zeigt auch die Frage nach Voraussetzungen, unter denen die NMV- und MIV-Hauptnutzer 

„öffentliche Verkehrsmittel häufiger für ihre Wege nutzen“ würden (vgl. Abbildung 41). MIV-

Nutzer zeigten sich dabei eher resistent gegenüber Restriktionen für den PKW-Verkehr, die 

größten Potenziale liegen nach diesen Ergebnissen erneut bei den zeitbezogenen, aber auch bei 

den kostenrelevanten Variablen. Beide Nutzergruppen stimmten im Durchschnitt eher zu, dass 

sie mit einem kostenfreien ÖPNV-System häufiger auf öffentliche Verkehrsmittel zurückgreifen 

würden, als dies heute der Fall ist. Insgesamt erreicht diese Voraussetzung sogar die höchste 

Zustimmung, weist also das größte Verlagerungspotenzial unter den dargestellten Maßnahmen 

auf. 

Da auch NMV-Teilnehmer einer häufigeren ÖPNV-Nutzung unter der Voraussetzung zustim-

men, dass das Busfahren entgeltfrei angeboten wird, lässt erkennen, dass durchaus eine Verla-

gerung von Verkehrswegen vom NMV auf den ÖPNV stattfinden wird. Dies bedeutet jedoch nicht, 
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dass die betreffenden Personen den ÖPNV fortan als Hauptverkehrsmittel nutzen würden. So 

können gelegentliche ÖPNV-Fahrten, bspw. zu Transportzwecken im Einkaufsverkehr, zu einer 

höheren Mobilitäts- und v.a. Wahlfreiheit aller Verkehrsteilnehmer beitragen, ohne deshalb als 

„unnötige Zusatzlast“ für den ÖPNV verurteilt zu werden. 

Abbildung 41: Bewertung von Anreizen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

10.4.3 Weiche Faktoren der Verkehrsmittelwahl 

Unter den „weichen“ Faktoren der Verkehrsmittelwahl werden gemeinhin psychologische 

Variablen subsummiert, die den individuellen Abwägungsprozess zwischen den zur Verfügung 

stehenden Verkehrsmitteln beeinflussen.800 Für die Verlagerungsstrategie der Stadt Tübingen 

soll in einem ersten Schritt untersucht werden, inwiefern sich die befragten Verkehrsteilnehmer 

in fünf psychologischen Variablen voneinander unterscheiden. 

Hierzu wurden die Befragungsteilnehmer gebeten anzugeben (1) wie hoch ihre Motivation 

ist, „in den kommenden Monaten auf einige Fahrten mit dem PKW zu verzichten“ (Intention) 

sowie zu bewerten, (2) wie schlecht oder gut (Einstellung), (3) wie wichtig oder unwichtig (Re-

levanz) und (4) wie schwer oder leicht (subjektive Kontrolle) der Verzicht auf PKW-Fahrten ist. 

Desweiteren wurde zur Erfassung der sozialen Norm (soziale Erwünschtheit) erfragt, (5) ob 

                                                           
800 Vgl. Prose et al. (2000: 43) 
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Menschen, die den Befragungsteilnehmern wichtig sind, erwarten, dass sie auf PKW-Fahrten 

verzichten. Abbildung 42 visualisiert die erhobenen Mittelwerte für die genannten Variablen, 

differenziert nach verschiedenen Verkehrsmittel- bzw. Personengruppen. 

Abbildung 42: Weiche Faktoren der Verkehrsmittelwahl 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Entsprechend ihrer Verkehrsmittelwahl bewerten MIV-Nutzer den Verzicht auf PKW-Fahr-

ten als eher schlecht, der Verzicht bringt ihnen also Nachteile. Entsprechend schwer fällt MIV-

Nutzern auch tatsächlich die Einschränkung ihrer PKW-Fahrten, sodass sie auch für die kom-

menden Monate keinen Vorsatz zur MIV-Reduzierung haben. Unterstützt werden diese Faktoren 

durch einen Mangel an sozialer Erwünschtheit zum PKW-Verzicht, der unter NMV-Teilnehmern 

noch am höchsten ausfällt. Im Kriterium der Relevanz kommt jedoch das Bewusstsein unter Au-

tofahrern zum Ausdruck, dass die Einschränkung der eigenen MIV-Nutzung für einen Teil der 

Befragten durchaus wichtig ist – nur scheinbar zu schwer fällt und zu viele negative Folgen mit 

sich bringen würde. 

Die Schlussfolgerung, dass die Ausprägungen der psychologischen Variablen allein durch die 

Wahl des Hauptverkehrsmittels zu erklären sei, ist jedoch weit ungenügend angesichts der Kom-

plexität und des Zusammenspiels unterschiedlicher Variablen für die Verkehrsmittelwahl. So 

zeigt bspw. die Überschneidung von weichen Faktoren und der Wegeentfernung, dass die Ver-
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kehrsmittelwahl von beiden Einflussgrößen gekennzeichnet ist. Mit wachsender Wegeentfer-

nung sinkt die Bereitschaft, auf Fahrten mit dem PKW zu verzichten in allen fünf der psycholo-

gischen Variablen kontinuierlich (vgl. Tabelle 9). Dieses Ergebnis deckt sich mit den tatsächlich 

ermittelten Unterschieden in der Verkehrsmittelwahl in Abhängigkeit zur Wegerelation (vgl. Ab-

bildung 29, Seite 123). 

Tabelle 9: Weiche Faktoren der Verkehrsmittelwahl in Abhängigkeit zum Weg (∑=2.080) 

 Einstellung Relevanz subj. Kontrolle Norm Intention 

unter 5km 3,99 3,56 3,75 1,62 2,85 

5-9km 3,65 3,37 3,39 1,52 2,80 

10-19km 3,28 3,29 3,04 1,51 2,77 

20-29km 3,23 3,14 2,93 1,45 2,66 

ab 30km 3,09 3,12 2,84 1,44 2,65 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

10.5 Zahlungsbereitschaft für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

Die Befragungsteilnehmer wurden gefragt, wie viel sie bereit wären „pro Jahr zu zahlen, um 

die Busse im Tübinger Stadtgebiet beliebig oft nutzen zu können“. Wie zu erwarten, ergaben sich 

die größten Differenzen zwischen der Gruppe der Studierenden (inkl. Auszubildende) und der 

Nicht-Studierenden. Während erstere dazu tendieren, einen Preis anzugeben, wie er mit einer 

Semesterticket-Umlage nach dem „Frankfurter Modell“ zustande käme (vgl. Kapitel 11.1.1), zei-

gen die restlichen Befragten entsprechend ihrer gemeinhin besseren Einkommenssituation auch 

eine vielfach höhere Zahlungsbereitschaft. Genauer gesagt: Studierende sind im Durchschnitt 

pro Kilometer, den sie an Pendelweg zurücklegen müssen, bereit rund 11,74 Euro p.a. zu zahlen, 

die restlichen Befragten halten durchschnittlich rund 21,91 Euro p.a. pro Kilometer für einen 

angemessenen Preis im ÖPNV. 

Unter den MIV-Nutzern spiegelt sich auch in der Zahlungsbereitschaft die Bewertung der 

ÖPNV-Preise als „zu hoch“ wider. Jene MIV-Nutzer, die der Gruppe der Nicht-Studierenden an-

gehören und im Tübinger Stadtgebiet wohnen (und arbeiten), müssten derzeit unter Verwen-

dung eines Jahrestickets nach dem naldo-Stadttarif für Tübingen (€384,00)801 rund 26,46 Euro 

p.a. pro Kilometer ihres Pendelwegs zahlen. Die Zahlungsbereitschaft liegt in dieser Personen-

gruppe jedoch bei unter der Hälfte, nämlich bei rund 12,47 Euro p.a. pro Kilometer. 

                                                           
801 Vgl. naldo Online: Jahres-Abo und naldo Online: Stadttarif Tübingen 
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Abbildung 43: Optimaler ÖPNV-Preis nach Personengruppen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

10.6 Lenkungswirkung von „Semesterticket“ und „Jobticket“ in Tübingen 

Jene Befragungsteilnehmer, die angaben ein Semesterticket zu besitzen und den ÖPNV als 

Hauptverkehrsmittel zu nutzen, sollten ihre Verkehrsmittelalternative benennen, im Falle es 

gäbe kein Semesterticket im ÖPNV. Den Ergebnissen nach würden nur rund 27 % den öffentli-

chen Verkehrsmitteln treu bleiben, über die Hälfte der abgegrenzten Personengruppe würde ih-

ren Weg fortan zu Fuß oder mit dem Fahrrad bzw. Pedelec zurücklegen (vgl. Abbildung 44). Rund 

21 % der Befragten würden beim Wegfall der günstigen ÖPNV-Nutzung die erheblich höheren 

Preise der privaten Motorisierung in Kauf nehmen. 

Abbildung 44: Verkehrsmittelwahl ohne Semesterticket (hypothetisch) 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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Wie die vorangegangenen Ergebnisse zeigten (vgl. Kapitel 10.3), liegt in der Personengruppe 

der Studierenden jedoch der Anteil der „captive riders“ mit rund 60,6 % äußerst hoch. Somit sind 

alle genannten Ausprägungen zur alternativen Wahlentscheidung auch als Teil der fehlenden 

Führerschein- oder/und PKW-Verfügbarkeit zu verstehen. 

Nach einem ähnlichen Prinzip wurden auch jene Befragten, die nach eigenen Angaben im 

Besitz eines Jobtickets sind und vorrangig den ÖPNV für ihren Weg zum Arbeits- bzw. Ausbil-

dungsort nutzen, gefragt, ob „sie schon vor dem Besitz eines Jobtickets öffentliche Verkehrsmit-

tel regelmäßig genutzt“ haben und wenn nicht, welches Verkehrsmittel sie dann bevorzugten. 

Gut die Hälfte der entsprechenden Personengruppe gab an, schon vor der Einführung des Jobti-

cket-Modells in erster Linie den ÖPNV beansprucht zu haben (vgl. Abbildung 45). Die restliche 

Hälfte teilt sich in ca. 30 %, die den ÖPNV nur gelegentlich nutzten, sowie ca. 20 %, die öffentliche 

Verkehrsmittel nie oder kaum in Betracht zogen, bevor sie ein Jobticket besaßen. Insgesamt ha-

ben sich nach eigenen Aussagen ca. 35,8 % der Befragungsteilnehmer vom MIV als Hauptver-

kehrsmittel abgewandt seitdem sie im Besitz eines Jobtickets sind, der Verlagerungseffekt vom 

NMV beträgt hingegen lediglich 13,8 %. 

Demnach hat die Einführung des Jobticket-Modells im naldo-Verbund für die Hälfte der heu-

tigen Besitzer eine deutliche Kostenreduzierung in ihrer unveränderten Verkehrsmittelwahl zu-

gunsten des ÖPNV gebracht und darüber hinaus über ein Drittel der Jobticket-Nutzer vom MIV 

abgezogen, während sich der Rebound-Effekt im NMV auf 13,8 % beschränkt. 

Abbildung 45: Hauptverkehrsmittel vor dem Besitz eines Jobtickets 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

10.7 Bewertung von Konzepten zur ÖPNV-Umlagefinanzierung 

In einem letzten Schritt der Befragung wurde den teilnehmenden Personen mehrere Mög-

lichkeiten vorgestellt, wie sich der ÖPNV über eine Umlage finanzieren ließe. Die Befragten wur-

den gebeten, rein hypothetisch anzugeben, wie sie die jeweiligen Konzepte bewerten und inwie-

fern die Umlagemodelle ihre Verkehrsmittelwahl beeinflussen würden. 

Die Anforderung, sich nicht gegenwärtig existierende Konzepte auf Basis einer äußerst kur-

zen Skizzierung vorstellen und dazu möglichst realitätsnah das eigene Verhalten abschätzen zu 

müssen, bringt eine hohe Abstraktion und damit Komplexität in die Befragung. Die Ergebnisse 

aus diesem Fragenblock haben daher aufgrund der hypothetischen Gestaltung nur eine äußerst 

eingeschränkte Aussagekraft, können jedoch als Richtungsweiser zur Ausgestaltung möglicher 

Finanzierungslösungen aufgegriffen werden. 
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Im Folgenden sollen die einzelnen Konzepte so vorgestellt werden, wie sie auch im Frage-

bogen in aller Kürze beschrieben wurden, sowie die jeweiligen Ergebnisse diskutiert werden. 

S e m e s t e r t i c k e t - U m l a g e  a u f  a l l e  S t u d i e r e n d e  

Stellen Sie sich vor, alle Studierenden wären verpflichtet, jedes Semester einen Pauschalbetrag 
von 40,00 Euro an die Universität zu zahlen. Dafür würden alle Studierenden automatisch ein 
naldo-Semesterticket erhalten, statt es eigens kaufen zu müssen. Inwiefern treffen die folgenden 
Aussagen auf Sie zu? 

Die in diesem Modell veranschlagte Höhe der Umlage basiert auf der Überlegung, dass dem 

Verkehrsverbund keine Einnahmeverluste entstehen sollen. So wurde die bisherige Summe der 

Semesterbeiträge sowie die Einnahmen aus der bisherigen Abnahmemenge von Semestertickets 

in Tübingen zusammengerechnet und um eine Pauschale von 30 % für die angestrebte Fahrgast-

zunahme erhöht. Um die entsprechenden Gesamteinnahmen gemäß dem bisherigen Finanzie-

rungsmodell auch weiterhin zu gewährleisten, müsste ein jeder Student den genannten Betrag 

von €40,00 pro Semester entrichten.  

Abbildung 46 ist zu entnehmen, wie die Gruppe der Studierenden insgesamt sowie die ein-

zelnen Verkehrsmittelgruppen eine solche Finanzierungsalternative beurteilen. Wie zu erwar-

ten, bewerten v.a. die bisherigen ÖPNV-Hauptnutzer die für sie günstigere Lösung als gut, wäh-

rend die bisherigen NMV- und MIV-Hauptnutzer eine solche Regelung eher für ungerecht emp-

finden. Insbesondere die Personen der MIV-Gruppe bevorzugen es, „lieber ein Semesterticket 

oder Einzelfahrscheine [zu] kaufen, wenn [sie] auch tatsächlich mit dem Bus fahren“ wollen. Al-

len Personengruppen gemein ist die Tendenz, dass sie ihre Verkehrsmittelwahl durch eine Se-

mesterticket-Umlage nicht ändern würden. 

Abbildung 46: Bewertung einer Semesterticket-Umlage von Studierenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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J o b t i c k e t - U m l a g e  n a c h  d e m  „ F r a n k f u r t e r  M o d e l l “  

Stellen Sie sich vor, alle Mitarbeiter wären verpflichtet, monatlich einen Pauschalbetrag von 
40,00 Euro an ihren Arbeitgeber zu zahlen. Dafür würden alle Mitarbeiter automatisch ein Jah-
resticket für das gesamte naldo-Gebiet erhalten, statt es eigens bezahlen zu müssen. Inwiefern 
treffen die folgenden Aussagen auf Sie zu? 

Für den zugrundeliegenden Betrag dieser Umlagelösung wurde für den naldo-Verkehrsver-

bund der teuerste Beförderungsfall angenommen, in dem alle Mitarbeiter ein naldo-weit gültiges 

Jobticket erhalten, d.h. die naldo-Preisstufe 5 in Anspruch nehmen. Diese Überlegung basiert 

zum einen auf dem Wunsch, auch über die Gemeindegrenzen der Stadt Tübingen ein attraktives 

ÖPNV-Angebot für den Berufsverkehr offerieren zu können, und zum anderen auf der Tatsache, 

dass gerade die Mitarbeiter des Universitätsklinikums einen hohen Anteil der einpendelnden 

MIV-Nutzer darstellen (vgl. Kapitel 8). Egal ob die befragten Mitarbeiter im Stadtgebiet Tübingen 

wohnen oder von außerhalb ihren Arbeitsweg nach Tübingen bestreiten: mit €40,00 je erwerbs-

tätige Person im Stadtgebiet Tübingen könnte die gegenwärtige Zahl der Jobticket-Besitzer plus 

weitere 30 % ein naldo-weit gültiges Jobticket erhalten, ohne dem Verkehrsverbund dabei Ein-

nahmeverluste zu bescheren. 

Ähnlich zu den Ergebnissen der Semesterticket-Umlage bewerten auch beim Jobticket v.a. 

die heutigen ÖPNV-Nutzer eine Abgaberegelung nach dem „Frankfurter Modell“ als gut, wohin-

gegen insbesondere die MIV-Nutzer, dicht gefolgt von den NMV-Teilnehmern, eine solche Rege-

lung als eher ungerecht einstufen (vgl. Abbildung 47). Ebenso zeichnet sich eine Resistenz bzgl. 

der Verkehrsmittelwahl ab: alle Personengruppen wollen eher ihre derzeitigen Präferenzen bei-

behalten, eine erhebliche Zunahme an ÖPNV-Fahrten ist demnach nicht zu erwarten. 

Abbildung 47: Bewertung einer Jobticket-Umlage von Nicht-Studierenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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B ü r g e r a b g a b e  

Stellen Sie sich vor, alle Einwohner der Stadt Tübingen wären verpflichtet, jährlich eine Abgabe 
von ca. 150 Euro an die Stadt Tübingen zahlen zu müssen. Dafür wäre das Busfahren im Tübinger 
Stadtgebiet für alle Personen kostenfrei. Inwiefern treffen die folgenden Aussagen auf Sie zu? 

Die in diesem Abgabemodell veranschlagte Summe entspricht den Kalkulationen des Ver-

kehrsexperten Axel Friedrich, demnach der Gesamtbedarf von 14 Mio. Euro mit einer Bürgerab-

gabe von 150 bis 200 Euro pro Person (je nach Ausgestaltung der Abgabe) gedeckt werden 

könnte (vgl. Kapitel 9.6.2).802 

Neben der Differenzierung nach Verkehrsmittelgruppen wurden zudem die Befragten mit 

Wohnsitz in Tübingen separat betrachtet. Überraschenderweise bewerten Tübinger Einwohner 

das Modell der Bürgerabgabe eher als „gut“ im Vergleich zum gesamten validen Datensatz. Dies 

weist darauf hin, dass die Beschränkung der Ticketfreiheit auf das Tübinger Stadtgebiet eben v.a. 

für die Einwohner der Stadt eine Attraktivitätssteigerung bedeutet, wohingegen Einpendler 

keine wesentliche Verbesserung erfahren, da sie noch immer ein reguläres naldo-Ticket für den 

Rest ihrer Wegstrecke benötigen (vgl. Kapitel 9.1.3). 

Abbildung 48: Bewertung einer Bürgerabgabe nach Personengruppen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Zwischen den verschiedenen Verkehrsmittelgruppen zeichnet sich das Bild ähnlich zu den 

Ergebnissen der Semesterticket- und Jobticket-Umlage ab, jedoch mit der Tendenz, dass auch die 

                                                           
802 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
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ÖPNV-Nutzer eine solche Regelung als weniger gut und eher ungerecht bewerten (vgl. Abbildung 

48). Im Widerspruch hierzu steht das Ergebnis, dass die ÖPNV-Hauptnutzer dennoch der eige-

nen Entscheidungsfreiheit eher nicht zustimmen. Daraus lässt sich ableiten, dass der eigene Vor-

teil aus einer solchen Bürgerabgabe vonseiten der derzeitigen ÖPNV-Nutzer zwar erkannt, die 

Regelung aber normativ dennoch eher abgelehnt wird. Ein erheblicher Verlagerungseffekt auf 

den ÖPNV ist nach den Aussagen der Befragten auch bei einer Bürgerabgabe eher nicht zu er-

warten. 

A r b e i t g e b e r a b g a b e  

Stellen Sie sich vor, Ihr Arbeitgeber würde eine jährliche Abgabe zahlen, dafür könnten alle Mit-
arbeiter im Tübinger Stadtgebiet kostenfrei Bus fahren. Inwiefern treffen die folgenden Aussa-
gen auf Sie zu? 

Die Variante, dass der jeweilige Arbeitgeber für seine Mitarbeiter eine Jahresabgabe für die 

Nutzung des ÖPNV zu entrichten hat, bewerten die Befragten durchgehend als eher gut, wobei 

auch hier v.a. die heutigen Fahrgäste des ÖPNV ihren Nutzen aus solch einer Regelung erkennen 

(vgl. Abbildung 49). Alle Personengruppen würden nach eigener Angabe zwar weiterhin das Ver-

kehrsmittel bevorzugen, das sie auch heute schon am stärksten beanspruchen, doch zeigen die 

MIV- und insbesondere die NMV-Teilnehmer eine leichte Tendenz zur Mehrnutzung des ÖPNV-

Angebots. Eine solche Mehrnutzung ist schon ein wesentlicher Fortschritt, reduziert es doch in 

einem ersten Schritt die gefahrenen Kilometer im MIV und kann in einem zweiten Schritt aus 

Gelegenheits-Nutzern regelmäßige Fahrgäste machen. 

Abbildung 49: Bewertung einer Arbeitgeberabgabe von Nicht-Studierenden 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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C i t y - M a u t  

Stellen Sie sich vor, Sie müssten bei jeder Einfahrt mit dem PKW in das Tübinger Stadtgebiet eine 
Gebühr von 1 Euro zahlen. Dafür wäre das Busfahren im Tübinger Stadtgebiet für alle kostenfrei. 
Inwiefern treffen die folgenden Aussagen auf Sie zu? 

Auch für diese Finanzierungslösung wurde als Grundlage für die Gebührenhöhe auf die Kal-

kulationen der Stadt Tübingen zurückgegriffen, derer nach das städtische ÖPNV-System schon 

mit einem Euro pro PKW-Einfahrt in das Tübinger Stadtgebiet finanziert werden könnte unter 

Berücksichtigung einer Fahrgastzunahme von 30 % (vgl. Kapitel 11.3). 

Wie Abbildung 50 zeigt, sind sich die Personengruppen, die von der Einführung einer Ein-

fahrtsgebühr für das Stadtgebiet Tübingen betroffen wären, recht einig hinsichtlich der Bewer-

tung einer solchen Regelung. Erwartungsgemäß bewerten v.a. die MIV-Hauptnutzer und hier ins-

besondere die MIV-Einpendler eine City-Gebühr nach dem oben beschriebenen Modell für eher 

ungerecht. Doch auch die Gesamtheit der Befragten mit Wohnsitz im Stadtgebiet Tübingen 

schließt sich dieser Meinung an, bewertet das Modell jedoch nicht ganz so negativ. 

Abbildung 50: Bewertung einer City-Maut nach Personengruppen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Nach Angaben der Befragten würde die Einführung einer City-Maut keine Verkehrsverlage-

rung bewirken, weder der ÖPNV noch die Verkehrsmittel des NMV würden stärker genutzt wer-

den, um die Zahl der Autofahrten zu reduzieren. 

An dieser Stelle sei jedoch noch einmal auf die hypothetische Gestaltung des Fragenblocks 

hingewiesen sowie auf die Tatsache, dass die von OB Boris Palmer vor einigen Jahren geäußerte 

Unterstützung einer City-Maut für einige Diskussionen und Widerstand in der Tübinger Bevöl-

kerung gesorgt hat (wie auch bei den bundesweiten Diskussionen zu diesem Thema). Daher ist 



150 
 

die Aussagekraft der Ergebnisse in zweierlei Weise einzuschränken: zum einen sind die Befrag-

ten in dieser Thematik bereits durch die Diskussionen der vergangenen Jahre „vorbelastet“ – 

diese Vorbelastung würde sich jedoch ebenso bei einer tatsächlichen Einführung in der geringen 

Akzeptanz für eine City-Maut niederschlagen wie in der hier vorliegenden hypothetischen Ab-

frage.  

Zum anderen wurden die Befragten in der Einladung zum Fragebogen darüber informiert, 

dass die Studie in Zusammenarbeit mit der Stadt Tübingen erfolgt. Daher mag auch das Bewusst-

sein, dass die Befragungsergebnisse in die Entscheidungsfindung der Stadt Tübingen bei der Su-

che nach einer Finanzierungsalternative für den ÖPNV einfließen, die Beantwortung der gestell-

ten Frage verzerrt haben. 

P a r k r a u m b e w i r t s c h a f t u n g  

Stellen Sie sich vor, Sie wären beim Parken auf öffentlichen Parkplätzen in der Tübinger Innen-
stadt und auf Park&Ride-Plätzen am Tübinger Stadtrand dazu verpflichtet, einen Aufschlag von 
1 Euro zu zahlen. Dafür könnten Sie während Ihrer Parkzeit die Busse in Tübingen mit dem Park-
schein kostenfrei nutzen. Inwiefern treffen die folgenden Aussagen auf Sie zu? 

Für die Bewertung eines Parkraumbewirtschaftungssystems, das an die ticketfreie Nutzung 

des städtischen ÖPNV geknüpft ist, wurde zunächst jene Personengruppe einzeln betrachtet, die 

mit den Verkehrsmitteln des MIV in das Tübinger Stadtgebiet einpendeln, d.h. ihren Wohnsitz 

außerhalb Tübingens haben. Diese Gruppe stellt die Hauptzielgruppe dar, wenn es um die För-

derung einer multimodalen Mobilität geht bzw. um die Verlagerung von MIV auf ÖPNV im Stadt-

gebiet Tübingen. 

Durch die Bereitstellung von Stellplatzflächen mit einer attraktiven Anbindung an das städ-

tische ÖPNV-Netz kann gerade für Berufspendler, deren Rahmenbedingungen die PKW-Nutzung 

bedingen (bspw. Wohnort ohne geeignete ÖPNV-Anbindung), ein Anreiz geschafft werden, um 

zumindest im dichten Stadtverkehr das eigene Fahrzeug gegen öffentliche Verkehrsmittel einzu-

tauschen. Dabei sollte eine gesamtstädtische Abstimmung des Parkplatzmanagements sicher-

stellen, dass bei der Anhebung der Parkgebühren kein Ausweichverhalten auf naheliegende 

Stellplätze (bspw. in Wohngebieten) erfolgt.  

Die Regelung, mit dem Parkticket am selben Tag die Busse im Stadtgebiet Tübingen kosten-

frei nutzen zu können, vermag einem etwaigen Effekt entgegenzuwirken und lässt die Nachfrage 

für Stellplätze auch räumlich steuern. Darüber hinaus kann die MIV-induzierte Belastung im 

Stadtgebiet reduziert sowie ein neues Mobilitätsverhalten der Verkehrsteilnehmer erlernt wer-

den, das sich mit der Zeit auch auf andere Verkehrswege niederschlägt. 

Wie in Abbildung 51 zu sehen, bewerten die einpendelnden MIV-Hauptnutzer eine solche 

Lösung als eher gut, doch würden sie im Durchschnitt eher nicht auf den ÖPNV umsteigen – we-

der als intermodale Lösung noch als Gesamtlösung zur gänzlichen Vermeidung der höheren 

Parkgebühren. Welche Potenziale eine kombinierte Maßnahme aus Parkplatzbewirtschaftung 

und ÖPNV-Ticketfreiheit dennoch aufweist, wird in der folgenden Gegenüberstellung der einzel-

nen Abgabelösungen näher untersucht. 
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Abbildung 51: Bewertung einer Umlagefinanzierung mit Parkgebühren 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

G e g e n ü b e r s t e l l u n g  d e r  m ö g l i c h e n  A b g a b e l ö s u n g e n  

Bei der Suche nach einer geeigneten Abgabelösung zur Finanzierung der gewünschten Ver-

lagerungsstrategie legt die Stadt Tübingen nicht nur Wert auf die Wirkungskraft der Maßnahme, 

sondern möchte auch eine möglichst hohe Bevölkerungsakzeptanz für die Strategie gegeben wis-

sen. Daher soll im Folgenden eine direkte Gegenüberstellung der untersuchten Umlage-Modelle 

erfolgen, bei der sowohl die normative Bewertung als auch die Verlagerungswirkung berück-

sichtigt wird. 

 Der direkte Vergleich zwischen den Umlagemodellen zeigt, dass v.a. die Arbeitgeberabgabe 

Zustimmung unter den Befragten findet, während die City-Maut erwartungsgemäß am 

schlechtesten beurteilt wird (vgl. Abbildung 52). 

 Abbildung 53 verdeutlicht, dass all jene Umlagemodelle, die einzelne Zielgruppen von Pri-

vatpersonen belasten, als eher ungerecht empfunden werden, gleich wie gut oder schlecht 

diese Modelle zuvor bewertet wurden (vgl. Abbildung 52). Unter den Befragten wird dem-

nach also eher das Prinzip der Nutzerfinanzierung für den ÖPNV befürwortet, wie es mit dem 

heutigen Tarifsystem zu Teilen vorliegt. In einer Unterstützung vonseiten der Arbeitgeber 

wird hingegen keine allzu große Ungerechtigkeit gesehen, hier scheint der eigene Nutzen zu 

überwiegen. 

 Entsprechend den vorangegangenen Bewertungen der einzelnen Umlagemodelle gaben die 

Befragungsteilnehmer für die Arbeitgeberabgabe das höchste Potenzial zur häufigeren Nut-

zung öffentlicher Verkehrsmittel an (vgl. Abbildung 54). Alle drei anderen Modelle liegen fast 

gleichauf und können eher keine starke Verkehrsverlagerung veranlassen – hypothetisch. 

Wie die einzelnen Abgabelösungen bei ihrer Umsetzung auf die Verkehrsmittelwahl tatsäch-

lich wirken, lässt sich anhand dieser Ergebnisse nicht prognostizieren. 
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Abbildung 52: Bewertung potenzieller Umlagemodelle im Vergleich 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Abbildung 53: Ungerechtigkeit der potenziellen Umlagemodelle im Vergleich 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 
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Abbildung 54: Verlagerungspotenziale der Umlagemodelle im Vergleich 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

10.8 Zwischenfazit 

Die in dieser Arbeit durchgeführte Online-Befragung kommt in Übereinstimmung zu den Re-

sultaten anderer Studien zu dem Ergebnis, dass die Kosten gerade unter MIV-Teilnehmern eine 

eher untergeordnete Rolle spielen gegenüber zeitbezogenen Einflussfaktoren der Verkehrsmit-

telwahl. So weisen Autofahrer nicht nur erhebliche Fehlschätzungen bzgl. des Kostenaufwandes 

ihrer Mobilität auf, die sich mittels der angestrebten ÖPNV-Ticketfreiheit leicht korrigieren las-

sen, sondern v.a. zeigt sich in dieser Personengruppe die Unzufriedenheit bzgl. des Preis-Leis-

tung-Verhältnisses im Tübinger ÖPNV-System. Während MIV-Teilnehmer durchaus bereit sind, 

höhere Preise für die öffentliche Beförderungsleistung in Kauf zu nehmen als andere Verkehrs-

teilnehmer, bewerten sie die Fahrscheinpreise im Tübinger Stadtbusverkehr jedoch als zu hoch. 

Hier vermag die Ticketfreiheit zwar auch eine Korrektur vorzunehmen, im Sinne „was nichts 

kostet kann nicht zu teuer sein“ – doch wird es auch nicht zwingend in Anspruch genommen. 

Abschließend zu diesem Kapitel werden in Abbildung 55 die einzelnen ÖPNV-Qualitätskri-

terien in ihrer Wichtigkeit und in ihrer Bewertung im Tübinger System direkt miteinander ver-

glichen (für den gesamten validen Datensatz der Erhebung, ∑=4049). Die Einordnung der darge-

stellten Kriterien liefert dabei Auskunft, für welche Einflussgrößen der Verkehrsmittelwahl ge-

zielte Verbesserungsmaßnahmen angestrebt werden sollten und in welchen Bereichen auf Maß-

nahmen eher verzichtet werden kann, solange die finanziellen Mittel für ÖPNV-Investitionen 

knapp sind. 

Der größte Handlungsbedarf ergibt sich demnach für die Fahrscheinpreise – hier ist die 

Stadt Tübingen mit ihrer Vision eines ticketfreien ÖPNV also auf dem richtigen Weg. Doch ver-

anschaulicht die Abbildung insgesamt, dass der ÖPNV in Tübingen in der Mehrheit der Kriterien, 
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die als besonders wichtig eingestuft werden, eher mittelmäßige bis schlechte Bewertungen er-

hält. Lediglich für die als eher wichtig erklärten Variablen „verständliche Fahrpläne“ und „Halte-

stellendichte“ bewerten MIV-Nutzer den Tübinger ÖPNV auch über dem Mittelmaß. 

Abbildung 55: Handlungsbedarf im Tübinger ÖPNV-System 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der eigenen Erhebung 

Damit auch MIV-Teilnehmer das ÖPNV-Angebot in der Stadt Tübingen zu schätzen wissen, 

sollte der Aufgabenträger also nicht nur an der Stellschraube der Kosten drehen, sondern den 

Befragungsergebnissen zufolge v.a. an der Angebotsqualität im ÖPNV im Allgemeinen arbeiten. 

Beide Seiten gehen Hand in Hand mit der Erschließung einer neuen Finanzierungsquelle zur Ent-

lastung des kommunalen Haushalts. 

Im nachfolgenden Kapitel wird aufgezeigt, welche Abgabelösungen für die Stadt Tübingen 

hierzu infrage kommen und wie sich diese im Einzelnen gestalten lassen. Angesichts der Vielfalt 

an bestehenden Lösungsvorschlägen in der Literatur konzentriert sich diese Arbeit dabei auf 

jene, die entweder die größte Lenkungswirkung versprechen und das beste Umsetzungspoten-

zial aufweisen oder/und jene, die von der Stadt Tübingen bisher ins Auge gefasst wurden, auch 

wenn sie in ihrer Lenkung bzw. Umsetzung Schwächen aufweisen. Während erstere in einem 

höheren Detaillierungsgrad behandelt werden, wird einem Teil der letzteren keine Empfehlung 

ausgesprochen und daher auch ihre potenzielle Ausgestaltung nicht weiter erarbeitet. 
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11 Gestaltungsmöglichkeiten für einen umlagefinanzierten, 
ticketfreien Nahverkehr im Stadtgebiet Tübingen 

11.1 Gegenwärtige Vorläufermodelle 

Wie die in Kapitel 7.1 vorgestellte Geschichte des Nulltarifs zeigt, ist ein umlagefinanzierter, 

ticketfreier Nahverkehr keine völlig neue Idee der ÖPNV-Tarifgestaltung. Doch angesichts der 

Vision eines völlig ticketfreien Bussystems wird häufig vergessen, dass in den meisten Städten 

abgeschwächte Formen eines umlagefinanzierten ÖPNV bereits in verschiedenen Varianten be-

stehen. Eine Variante kann bspw. ein Fahrscheinersatz sein, d.h. die Berechtigung der Fahrt mit 

öffentlichen Nahverkehrsmitteln durch einen anderen Ausweis, für den der Besitzer bereits zu 

anderem Zwecke ein Entgelt entrichtet hat. Solche Ausweise mit Fahrtberechtigung sind bspw. 

Kurkarten, Skipässe oder Kombi-Tickets für Großveranstaltungen, mit denen eine zweck- 

und/oder zeitgebundene Nutzung des Nahverkehrs angeboten wird.803 

Andere Varianten stellen Jobtickets und die in den meisten Universitätsstädten angebotenen 

Semestertickets dar. Hier ist der Nahverkehr zwar nicht ticketfrei, jedoch werden die beiden Mo-

delle ganz oder teilweise umlagefinanziert. Beide Fahrscheinarten sind auf jeweils eine spezifi-

sche Fahrgastgruppe ausgerichtet (Studierende bzw. Arbeitnehmer) sowie auf einen zeitlichen 

Rahmen festgelegt (ein Semester bzw. ein Jahr) und ermöglichen den jeweiligen Personengrup-

pen die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu ermäßigten Preisen. 

Im bundesweiten Durchschnitt von 2008 besaßen ca. 6 % der Bürger ein Semester- oder 

Jobticket und bestritten damit 17 % der gesamten ÖPNV-Wege in Deutschland.804 Die beiden Ti-

cketmodelle sind i.d.R. nicht auf einen Tages- oder Wochenzeitraum beschränkt und geben damit 

auch für andere Verkehrszwecke einen Anreiz zur ÖPNV-Nutzung.805 So werden nach den Ergeb-

nissen der Studie „Mobilität in Deutschland 2008“ die beiden Ticketmodelle nur auf 54 % der 

ÖPNV-Wege tatsächlich für die Wegezwecke Arbeit/Dienstlich oder Ausbildung eingesetzt, der 

übrige Anteil entfällt auf Einkaufs-, Erledigungs- und Freizeitwege.806 Die erhöhte Wahlfrei-

heit807 hinsichtlich der Verkehrsmittelnutzung für alle Wegezwecke kann sich ggf. von einem Ti-

cketbesitzer auf mehrere Personen (bspw. Familie) ausbreiten und die Tickets so zu Multiplika-

toren für die ÖPNV-Favorisierung machen. Entgeltfreie Mitnahmeregelungen (bspw. für Kinder) 

verstärken diesen Effekt. 

Im Folgenden soll am Beispiel der Stadt Tübingen näher auf die beiden „Vorläufer“ eines 

umlagefinanzierten Nahverkehrs eingegangen sowie Ausbaumöglichkeiten vorgestellt werden. 

11.1.1 Das Semesterticket in Tübingen 

Studierende zählen zum ÖPNV-Teilmarkt „Ausbildungsverkehr“ und damit zu einem der 

nachfrage- und umsatzstärksten Märkte für Verkehrsunternehmen.808 Viele Verkehrsverbünde 

bieten in Kooperation mit den ansässigen Hochschulen eine besonderes Tarifmodell für diese 

Fahrgastgruppe an, dessen Vergünstigungen über die regulären Rabatte für Schüler- und Auszu-

bildenden-Fahrscheine hinausgeht: das Semesterticket.809 

                                                           
803 Vgl. Keuchel (2000: 9) 
804 Vgl. BMVBS (2010: 73) 
805 Vgl. Laumann/Müller (2000: 13) 
806 Vgl. ebd. 
807 Vgl. ebd. 
808 Vgl. Sterzenbach (2001: 200) 
809 Vgl. ebd. 
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Bei der Einführung eines Semestertickets hat das Verkehrsunternehmen zwei Faktoren zu 

berücksichtigen: zum einen sind die Einnahmen aus der Semesterticketabgabe mit dem Ver-

kaufsrückgang von anderen Fahrscheinarten gegenzurechnen, da die Kunden nicht nur neuge-

wonnen, sondern oftmals nur auf einen anderen Tarif verlagert werden.810 

Zum anderen ist durch das neue Angebot mit Fahrgastzuwächsen zu rechnen, die sich v.a. 

auf die Zeiten von Unterrichtsbeginn und -ende konzentrieren und somit das Vorhalten freier 

Beförderungskapazitäten voraussetzen. Eine ggf. notwendige Ausweitung der Kapazitäten führt 

zu Kostensteigerungen für die Verkehrsunternehmen. Ohne die Anpassung der Kapazitäten an 

die höhere Nachfrage kommt es zu längeren Aufenthaltszeiten an den Haltestellen und zu über-

füllten Fahrzeugen. Beide Folgen mindern die Attraktivität des ÖPNV und können die Abwande-

rung von bisherigen Fahrgästen zu alternativen Verkehrsmitteln mit sich ziehen.811 

Abhängig vom Verkehrsverbund zahlen Studierende entweder einen erhöhten Semesterbei-

trag an ihre Hochschule und erhalten das Semesterticket zusammen mit den Einschreibe- bzw. 

Rückmeldeunterlagen oder die Studierenden können bspw. mit einem Aufdruck auf dem Studie-

rendenausweis die öffentlichen Verkehrsmittel im jeweiligen Geltungsbereich nutzen.812 Dies 

stellt die einfachste und für Studierende günstigste Variante dar, da das Semesterticket durch 

die Semesterpauschale von allen Studierenden der Hochschule quersubventioniert wird, gleich 

wie viele Personen die Beförderungsleistung tatsächlich in Anspruch nehmen. 

Auch die Studierenden der Eberhard Karls Universität Tübingen können auf ein vergünstig-

tes Ticketmodell zurückgreifen, jedoch ist dieses im naldo-Verkehrsverbund etwas umständli-

cher geregelt. Naldo bietet seit 1989813 für Studierende einiger kooperierender Hochschulen814 

das „naldo-Semesterticket“ an. Studierende der Universität Tübingen haben jedes Semester den 

regulären Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von €60,00815 zu zahlen sowie zusätzlich einen 

Beitrag für das Studentenwerk Tübingen-Hohenheim in Höhe von €63,50816 (Stand Sommerse-

mester 2013). Im Studentenwerksbeitrag ist der sog. „Solidaritätsbeitrag“ für das Semesterticket 

in Höhe von €22,50817 bereits enthalten, d.h. an dieser Stelle erfolgt ebenfalls eine Quersubven-

tionierung des Semestertickets durch alle Studierenden. 

Diese Quersubventionierung ist jedoch nicht vollumfänglich, denn nach erfolgter Einschrei-

bung bzw. Rückmeldung zum Semester erhalten die Studierenden nicht automatisch ein Semes-

terticket, sondern zusammen mit ihren übrigen Unterlagen auch eine „Bescheinigung für das Se-

mesterticket“818. Diese berechtigt noch nicht zur ÖPNV-Nutzung, sondern lediglich zum Kauf des 

Semestertickets an den vorgesehenen naldo-Verkaufsstellen zum gegenwärtigen Preis von 

€66,50819. Nach der Ausstellung eines personalisierten Semestertickets kann der Besitzer die öf-

fentlichen Verkehrsmitteln820 sodann im gesamten naldo-Netz für eine Dauer von sechs Monaten 

nutzen.821 Zudem ist das Mitführen eines gültigen Studierendenausweises notwendig, um bei 

                                                           
810 Vgl. ebd.: 201 
811 Vgl. ebd. 
812 Vgl. ebd.: 200 
813 Vgl. Stadtwerke Tübingen (2007: 57) 
814 Hinweis: In Tübingen sind dies die Eberhard Karls Universität Tübingen sowie die Hochschule für 

Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche Tübingen 
815 Vgl. Eberhard Karls Universität Tübingen Online: Rückmeldung zum nächsten Semester 
816 Vgl. ebd. 
817 Vgl. Eberhard Karls Universität Tübingen Online: Semesterticket 
818 Vgl. ebd. 
819 Vgl. naldo Online: Semesterticket 
820 Hinweis: Ausgenommen IC-Züge der Deutschen Bahn; auf manchen Linien des Regionalverkehrs be-

stehen zudem Einschränkungen, siehe naldo Online: Semesterticket 
821 Vgl. naldo Online: Semesterticket 
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Fahrscheinkontrollen nachweisen zu können, dass die Einschreibung im jeweiligen Semester er-

folgt ist.822 

Das Semesterticket ist nicht übertragbar, allerdings können ganztägig bis zu vier Kinder un-

ter 6 Jahren kostenfrei mitgenommen werden.823 Ebenso ist im Stadtverkehr Tübingen die Fahr-

radmitnahme entgeltfrei erlaubt, im restlichen naldo-Gebiet ist hierfür jedoch ein zusätzlicher 

Kinder-Einzelfahrschein zu lösen.824 

Zudem bestehen seit einigen Jahren Kooperationen zwischen dem naldo-Verkehrsverbund 

und benachbarten Verkehrsverbünden zugunsten Studierender, die über Verbundgrenzen hin-

weg pendeln. So können bspw. Tübinger Studierende, die im Einzugsgebiet des Verkehrs- und 

Tarifverbunds Stuttgart (VVS) wohnen, seit dem Sommersemester 2010 ein „VVS-Anschluss-

StudiTicket“825 zum gegenwärtigen Preis von €272,00 erwerben zzgl. des naldo-Semesterti-

ckets.826 

Die Stadt Tübingen möchte das doch recht umständliche und im Vergleich zu anderen Hoch-

schulstandorten teure Finanzierungsmodell des Semestertickets verbessern. Dafür soll die ge-

genwärtig bestehende zweiteilige Lösung aus Solidaritätsbeitrag und Ticketverkauf einer voll-

ständigen Umlagefinanzierung weichen. Mit einem erhöhten Semesterbeitrag sollen Studierende 

in Zukunft automatisch ein ÖPNV-Ticket nach Einschreibung bzw. Rückmeldung zum Semester 

erhalten.827 Wie eingangs zu diesem Kapitel beschrieben, findet eine solche Regelung in manch 

anderen Hochschulstädten seit jeher Anwendung. Für das Beispiel Bayreuth beläuft sich die 

Höhe der Umlage derzeit auf €39,90 pro Semester pro Person und wird zusammen mit dem Stu-

dentenwerksbeitrag erhoben.828 

Im Falle der Stadt Tübingen könnte zur Ermittlung der Pauschale der Gesamtbetrag der bis-

herigen Einnahmen aus den Solidaritätsbeiträgen plus der bisherigen Semesterticket-Einnah-

men (nur durch Tübinger Studierende) als Ausgangswert herangezogen werden. Diesem Ge-

samtbetrag sollte entsprechend der zu erwartenden Fahrgastzuwächse unter den Studierenden 

ein gewisser Prozentsatz hinzugerechnet werden. Dieser Betrag wird sodann durch die Gesamt-

zahl der Studierenden an den ansässigen Hochschulen in Tübingen geteilt, um zur Pro-Kopf-Pau-

schale je Semester zu gelangen. Durch die stärkere Quersubventionierung gegenüber dem der-

zeitigen Solidaritätsbeitrag würde eine deutliche Preisreduzierung für den einzelnen Studieren-

den erreicht bei gleichzeitigen Mehreinnahmen für die betreibenden ÖPNV-Unternehmen bzw. 

für den naldo-Verkehrsverbund. 

Sollte die Stadt Tübingen sich dazu entschließen, dieses erweiterte Semesterticket-Modell 

einzuführen, so könnte sie damit nicht nur ihre Vorreiterrolle im naldo-Gebiet fortsetzen, son-

dern zugleich einen weiteren Schritt in Richtung eines vollständig umlagefinanzierten und ti-

cketfreien Stadtbussystems gehen. Bis es für letzteres grünes Licht vom Landesministerium gibt, 

verfolgt die Stadt Tübingen ihr Ziel in einem schrittweisen Vorgehen – nicht nur über den Se-

mesterticket-Ausbau, sondern auch durch angestrebte Neuerungen im erst kürzlich eingeführ-

ten Jobticket-Modell. Zur näheren Betrachtung dient das folgende Kapitel. 

                                                           
822 Vgl. ebd. 
823 Vgl. Eberhard Karls Universität Tübingen Online: Semesterticket 
824 Vgl. ebd. 
825 Vgl. ebd. 
826 Vgl. VVS Online: Anschluss-Studiticket 
827 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
828 Vgl. Studentenwerk Oberfranken Online: Infoblatt Semesterticket 
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11.1.2 Das naldo-Jobticket 

Beim „Jobticket“ handelt es sich um einen vergünstigten Mengenrabatt, den Arbeitgeber bei 

der Abnahme von Zeitfahrausweisen (i.d.R. Jahrestickets) für ihre Mitarbeiter erhalten. Arbeit-

geber können die gewährten Vergünstigungen an ihre Mitarbeiter eins zu eins weitergeben oder 

durch eigene Zuschüsse aufstocken bis hin zur gänzlich kostenfreien Abgabe.829 

Das tarifpolitische Ziel hinter dem Jobticket-Modell betrifft v.a. die Entlastung des Straßen-

verkehrs, indem über die Vergünstigungen und die direkte Ticketabgabe an Arbeitnehmer die 

Spitzenlasten im Berufsverkehr auf den ÖPNV umgelenkt werden.830 Dies setzt in den HVZ eine 

entsprechende Kapazitätsvorhaltung durch das Verkehrsunternehmen voraus.831 

Für Arbeitgeber stellt das Jobticket eine Möglichkeit dar, ihre Mitarbeiter finanziell zu un-

terstützen, die Identifikation mit dem Unternehmen zu fördern und das eigene Arbeitgeber- und 

Umwelt-Image zu verbessern.832 Zudem verbinden viele Arbeitgeber die Einführung des Jobti-

ckets mit der Verknappung von Parkplatzkapazitäten (vgl. Kapitel 11.2.4), um einen zusätzlichen 

Anreiz zu setzen, das Auto stehen zu lassen.833 Für den Arbeitgeber ergeben sich hieraus Koste-

neinsparungen im Unterhalt bzw. Neubau, die gänzlich oder teilweise in Arbeitgeber-Zuschüsse 

für das Jobticket überführt werden können.834 

Auch der naldo-Verkehrsverbund und die Stadt Tübingen haben die genannten Vorteile des 

Jobticket-Modells für sich entdeckt. Im 2011 veröffentlichten Verkehrskonzept der Stadt Tübin-

gen (vgl. Kapitel 8.1.2) ist das Ticketmodell Teil des Maßnahmenpakets „Blaue Betriebe“835 und 

wird mit Bezug auf die naldo-weite Gültigkeit als ein sehr wichtiger Schritt zur Verbesserung des 

regionalen ÖPNV-Angebots bewertet.836 Die Tübinger Stadtwerke boten schon zuvor ein eigenes, 

nur im Stadtverkehr Tübingen einsetzbares Jobticket837 mit einem Abnahme-orientierten Rabatt 

von bis zu 10,5 % an.838 Treibende Akteure für die Ausweitung auf das naldo-Gebiet waren der 

Tübinger OB, Boris Palmer, der Kanzler der Universität, Andreas Rothfuß, sowie der Personal-

ratsvorsitzende des Universitätsklinikum, Johann Graf. Da für sie die Stadt-interne Lösung ange-

sichts etlicher einpendelnder Mitarbeiter nicht zufriedenstellend war, traten sie 2010 in Ver-

handlungen mit dem naldo-Verkehrsverbund.839 

Knapp zwei Jahre später waren die Tübinger Landesbehörden mit ihren insgesamt rund 

6.500 Bediensteten der erste große Abnehmer des neuen Tarifmodells.840 Seit Juni 2012 können 

auch Mitarbeiter der Universitätsstadt Tübingen sowie einiger Beteiligungs- und kommunaler 

Unternehmen841 das Jobticket mit einem Pauschalrabatt von 9 % auf das Jahresabonnement in 

                                                           
829 Vgl. Laumann/Müller (2000: 17f) und Sterzenbach (2001: 192) 
830 Vgl. Laumann/Müller (2000: 17f) 
831 Vgl. Sterzenbach (2001: 192) 
832 Vgl. ebd.: 195 
833 Vgl. Laumann/Müller (2000) 
834 Vgl. Laumann/Müller (2000: 18) und Sterzenbach (2001: 192-195) 
835 Vgl. Haag et al. (2011: 76) 
836 Vgl. Umweltbundesamt (2011: 10) 
837 Vgl. naldo und Eberhard Karls Universität Tübingen: Gemeinsame Pressemitteilung 23.02.2012 
838 Vgl. Tagblatt.de (16.02.2012) 
839 Vgl. ebd. 
840 Vgl. naldo und Eberhard Karls Universität Tübingen: Gemeinsame Pressemitteilung 23.02.2012 
841 Anmerkung: Dies sind namentlich die Kommunalen Servicebetriebe (KST), die Stadtwerke GmbH 

(swt) und ihre Tochtergesellschaften, die Südwestdeutschen Stromhandels GmbH (sws), ie Gesell-
schaft für Wohnungs- und Gewerbebau Tübingen mbH (gwg), die Altenhilfe Tübingen gGmbH (ATH), 
die Tübinger Zimmertheater GmbH sowie die Kreisbaugesellschaft Tübingen mbH 
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Anspruch nehmen.842 Inzwischen beziehen auch die Eberhard Karls Universität und das Univer-

sitätsklinikum als die zwei größten Arbeitgeber im Stadtgebiet Tübingen das Jobticket zu einem 

Pauschalrabatt von 10 %.843 

Weitere Vorteile für Jobticket-Besitzer ergeben sich aus den Kooperationen des naldo-Ver-

kehrsverbundes mit Carsharing- bzw. Bikesharing-Anbietern in der Region. Wie alle anderen 

Kunden eines naldo-Abonnements auch, können Jobticket-Inhaber die Mieträder von „nextbike“ 

30 Minuten pro Tag kostenfrei nutzen844 sowie Vergünstigungen bei „teilAuto“ erhalten845 (vgl. 

Kapitel 8.1). 

Damit Arbeitnehmer das Ticket beziehen können, muss ihr Arbeitgeber die Teilnahme am 

Jobticket-Modell mit dem naldo-Verkehrsverbund vertraglich vereinbart haben. Einzelheiten 

bzgl. Abnahme- und Ausgabemodalitäten sowie Finanzierungsdetails legt der teilnehmende Ar-

beitgeber individuell mit naldo fest. Der Arbeitgeber gibt eine Gesamtbestellung beim Verkehrs-

verbund auf und zahlt in einer Summe. Auf diese Weise wird naldo bzw. das Abo-Center vom 

zusätzlichen Verwaltungs- und Vertriebsaufwand befreit.846 Aus diesem Grund besteht auch eine 

Mindestabnahme für Arbeitgeber in Höhe von zehn Jobtickets847, wobei sich allerdings auch 

mehrere Dienststellen zusammenschließen können, um die Mindestabnahme zu erreichen bzw. 

höhere Rabatte zu erhalten. Die Abwicklung mit naldo erfolgt dann zentral über eine der Dienst-

stellen.848 

Nach Bezug erhalten Mitarbeiter das Jobticket mit einem Jahr Gültigkeit direkt von ihrem 

Arbeitgeber. Besitzt ein Mitarbeiter bereits ein normales naldo-Jahresabonnement, so kann die-

ses in ein Jobticket umgewandelt werden. Ebenso kann bei einem Wohnort- oder Arbeitsplatz-

wechsel ein Teilbetrag des Ticketpreises entsprechend der verbleibenden Monatsanteile erstat-

tet werden.849 Beim Jobticket handelt es sich um ein rabattiertes naldo-Jahresabonnement.850 Die 

Vergünstigungen des Jobtickets setzen sich also gegenüber normalen Monatskarten aus zwei 

Komponenten zusammen: 

(1) Aus einem reduzierten Preis für den Ticketbezug für ein ganzes Jahr, wie er auch für das 

reguläre Jahresabonnement besteht: ein Jahr Fahrtberechtigung zum Preis von 9,5 nor-

malen Monatstickets.851 

(2) Zusätzlich werden für das Jobticket weitere Rabatte gewährt. Diese hängen von der Ab-

nahmemenge des jeweiligen Arbeitgebers ab (vgl. Tabelle 10). 

Tabelle 10: Rabatte auf das naldo-Jobticket (gültig ab 2013) 

Stückzahl zusätzlicher Rabatt Stückzahl zusätzlicher Rabatt 

10 - 49 5,0 % 500 – 749 9,0 % 

50 – 99 6,0 % 750 – 999 9,5 % 

100 - 249 7,0 % 1.000 – 1.999 10,5 % 

250 – 499 8,5 % ab 2.000 12 % 

                                                           
842 Vgl. Pressearchiv der Stadt Tübingen (12.06.2012) 
843 Vgl. ebd. 
844 Vgl. Nextbike Online: Mieträder Tübingen 
845 Vgl. naldo Infoblatt 
846 Vgl. naldo Online: Infoblatt naldo-Jobticket 
847 Vgl. naldo und Eberhard Karls Universität Tübingen: Gemeinsame Pressemitteilung 23.02.2012 
848 Vgl. Laumann/Müller (2000: 18) 
849 Vgl. ebd. 
850 Vgl. naldo Online: naldo-Jobticket 
851 Vgl. naldo und Eberhard Karls Universität Tübingen: Gemeinsame Pressemitteilung 23.02.2012 
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Quelle: Eigene Darstellung nach naldo852 

Neben dem Rabatt auf das Jahresabonnement bestimmen zudem die naldo-regulären Preis-

stufen eins bis fünf, die sich nach der Anzahl der befahrenen Waben im Verkehrsverbund richten, 

über den genauen Preis des jeweiligen Jobtickets.853 Einige Städte, darunter auch Tübingen, bie-

ten zudem günstigere Stadttarife für den Binnenverkehr an (vgl. Kapitel 8.2.1).854  

Darüber hinaus kann für den Stadttarif Tübingen schon seit 2012, für das übrige naldo-Ge-

biet seit 2013, zwischen einem persönlichen, d.h. nicht übertragbaren Jobticket ohne Mitnah-

meregelung, und einem übertragbaren Jobticket mit Mitnahmeregelung gewählt werden. Die 

Mitnahmeregelung berechtigt den Jobticket-Besitzer werktags ab 19 Uhr sowie an Wochenend- 

und Feiertagen ganztägig bis zu vier weitere Personen oder ersatzweise für eine Person ein Fahr-

rad auf sein Ticket mitfahren zu lassen.855 Die Preise für ein reguläres Jahresabonnement mit 

jährlicher Zahlweise sind Tabelle 11 zu entnehmen. Auf diese Preise werden die Jobticket-Ra-

batte angerechnet (vgl. Tabelle 10). 

Tabelle 11: Ausgangspreise zur Berechnung der Jobticket-Preise 

Tarif 
Jahresfahrschein (Preis bei jährlicher Zahlweise)856  

Persönlich (in €) Übertragbar (in €) 

naldo Preisstufe 1 450,00 474,00 

Preisstufe 2 612,00 644,40 

Preisstufe 3 910,80 960,00 

Preisstufe 4 1.197,60 1.262,40 

Preisstufe 5 1.466,40 1.545,60 

Tübingen Stadttarif 384,00 414,00 

Quelle: Eigene Darstellung nach naldo857 

Die Preise haben i.d.R. weiterhin die Mitarbeiter als Abnehmer der Jahreskarten zu zahlen. 

Einige Unternehmen subventionieren jedoch die ÖPNV-Tickets für ihre Mitarbeiter.858 So gab 

bspw. das Universitätsklinikum schon zu Zeiten der Stadtwerk-eigenen Jobtickets einen Zu-

schuss von 105 Euro p.a., dies entsprach 28 % des damaligen Preises.859 Anlass für diese Unter-

stützung gab v.a. die Parkplatznot rund um das Klinikum. Nach dem gleichen Prinzip, wie es das 

Tübinger Vorhaben für eine umlagefinanzierte Ticketfreiheit im ÖPNV vorsieht, deckte das Kli-

nikum die Kosten mit den Einnahmen aus der eigenen Parkraumbewirtschaftung.860 

Zufrieden sind die Initiatoren des naldo-Jobtickets aber noch nicht. Während Johann Graf 

den bisher eingeräumten naldo-Rabatt für das Jobticket als einen „Witz“ empfindet861, möchte 

                                                           
852 Vgl. naldo Online: naldo-Jobticket 
853 Vgl. ebd. 
854 Vgl. naldo Online: Stadttarife 
855 Vgl. naldo Online: naldo-Jobticket 
856 Anmerkung: Für ein reguläres Jahresabonnement bei jährlicher Zahlweise; gültig ab 2013 
857 Vgl. naldo Online: Jahres-Abo und naldo Online: Stadttarif Tübingen 
858 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
859 Vgl. Tagblatt.de (16.02.2012) 
860 Vgl. ebd. 
861 Vgl. ebd. 
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Boris Palmer, der das Jobticket als „Großkundenrabatt“ von naldo bezeichnet862, für Tübingen 

bzw. für das gesamte naldo-Gebiet „ein Jobticket nach dem ‚Frankfurter Modell‘ für die gesamte 

Belegschaft“863 realisieren. Wie dieses Modell aus dem Verkehrsverbund Rhein-Main (RMV) 

funktioniert, stellt das Schwäbische Tagblatt864 zusammenfassend dar: 

„Unternehmen handeln mit dem Verkehrsverbund einen Vertrag aus und stellen für 

alle Mitarbeiter ein Jahresticket für den Weg zur Arbeit zur Verfügung. Die Kosten sind 

für jedes Unternehmen unterschiedlich und errechnen sich aus der Zahl der Mitarbei-

ter, die bislang schon mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur Arbeit kommen. Ein Bei-

spiel: Ein Unternehmen hat 1000 Beschäftigte. Bislang kommen 150 mit dem ÖPNV zur 

Arbeit. Das Monatsticket kostet bislang 30 Euro. Daraus ergeben sich für den Verkehrs-

verbund bislang Einnahmen von 150 x 12 x 30 Euro, also 54 000 Euro. Darauf werden, 

für den erwarteten Fahrgast-Zuwachs, pauschal 20 Prozent aufgeschlagen: das ergibt 

Gesamtkosten von  64 800 Euro, die der Arbeitgeber pauschal an den Verkehrsverbund 

zahlt. Pro Mitarbeiter ergibt das 64,80 Euro pro Jahr.“865 

Die Arbeitnehmer sparen in diesem Rechenbeispiel also knapp 300 Euro p.a. ein. Das ver-

deutlicht die Kostenvorteile des ÖPNV gegenüber der MIV-Teilnahme, zumal sich das Jobticket 

auch für andere Verkehrszwecke einsetzen lässt. Im Folgenden sollen verschiedene Varianten 

des Jobticket-Modells als Vorläufer für eine umlagefinanzierte Ticketfreiheit im Stadtgebiet Tü-

bingen aufgezeigt und in ihren Wirkungen erläutert werden. 

Abbildung 56: Rechenbeispiel für das „Frankfurter-Jobticket-Modell“ in Tübingen 

 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis der Online-Befragungsergebnisse 

  

                                                           
862 Vgl. ebd. 
863 Pressearchiv der Stadt Tübingen (12.06.2012) 
864 Vgl. Tagblatt.de (16.02.2012) 
865 Anmerkung: die Pressestelle der Universitätsstadt Tübingen gibt an, dass zur Ermittlung der Gesamt-

kosten die bisher vom jeweiligen Arbeitgeber abgenommenen Jobtickets als Grundlage genommen 
werden und nicht, wie in diesem Rechenbeispiel, normale Monatstickets (Vgl. Pressearchiv der Stadt 
Tübingen, 12.06.2012) 
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Variante 1 – „Frankfurter-Modell“: In Abbildung 56 wird eine exemplarische Berechnung 

der Jobticket-Preise für Tübingen nach dem „Frankfurter-Modell“ angestellt. Als Basis wird der 

durchschnittliche, gesamtstädtische Modal Split von Arbeitnehmern im Stadtgebiet Tübingen 

angesetzt, wie er in der Online-Befragung dieser Arbeit erhoben wurde (vgl. Kapitel 10.3). Für 

eine genauere Berechnung muss die Anzahl der tatsächlichen, gegenwärtigen ÖPNV-Nutzer je 

Arbeitgeber bzw. Dienststelle ermittelt werden, statt vom Durchschnitt der Befragungsteilneh-

mer auf Basis ihrer Selbsteinschätzung auszugehen. 

Mit dem „Frankfurter-Modell“ erhält der Verkehrsverbund zunächst Mehreinnahmen, statt 

durch die Jobticket-Rabatte Verluste zu machen. Das Modell sieht vor, dass die Gesamtkosten 

(ca. €598.128 p.a. im Rechenbeispiel) auf alle Arbeitnehmer umgelegt werden (€598,13 p.a.), 

d.h. jeder Arbeitnehmer zahlt eine Abgabe an seinen Arbeitgeber und erhält dafür automatisch 

ein Jobticket. Im einfachsten Fall wird die Abgabe direkt vom Lohn abgezogen. 

Variante 2 – vollständige Arbeitgeber-Subventionierung: Der Arbeitgeber übernimmt 

aufgrund seiner Nutzenträgerschaft am ÖPNV bzw. zur Unterstützung seiner Mitarbeiter die Ge-

samtkosten der Jobtickets. Das Jobticket ist somit für alle Mitarbeiter kostenfrei erhältlich, die 

ÖPNV-Nutzung (auch außerhalb des Berufsverkehrs) zieht also keine weiteren Kosten nach sich. 

Allerdings müssten Mitarbeiter den ortsüblichen Wert des jeweiligen Jobtickets nachträglich in 

voller Höhe versteuern, da dieser die jährliche Freigrenze für Sachbezüge (siehe Seite 163) von 

€528 überschreitet. Um dies zu vermeiden, sollten teilnehmende Arbeitgeber bzw. die Stadt Tü-

bingen mit dem naldo-Verkehrsverbund einen Jobticket-Preis unterhalb der Sachbezugsgrenze 

aushandeln. 

Variante 3 – 100%-Abnahme mit direkter Nutzerfinanzierung: Der Arbeitgeber bezieht 

für alle seine Mitarbeiter ein Jobticket vom naldo-Verkehrsverbund zu den jeweiligen naldo-Ra-

batten entsprechend der Abnahmemenge (vgl. Tabelle 10, Seite 159). Arbeitnehmer, die ein Job-

ticket nutzen wollen, müssen für dieses den pro Mitarbeiter ermittelten Preis (€598,13 p.a. in 

Rechenbeispiel) selbst aufbringen. Aus den nicht-bezogenen Tickets ergibt sich für den Arbeit-

geber ein Kostendeckungsdefizit. Dieses kann entsprechend folgender drei Optionen gehand-

habt werden: 

Option 1 – vollständiger Defizit-Arbeitgeber-Ausgleich: Der Arbeitgeber deckt das Defizit auf-

grund seiner Nutzenträgerschaft am ÖPNV bzw. zur Unterstützung seiner Mitarbeiter selbst. So 

entstehen für Mitarbeiter, die das Jobticket kaufen, nur die deutlich reduzierten Ticketkosten 

gegenüber den regulären naldo-Konditionen, während für Mitarbeiter, die kein Jobticket bezie-

hen, keine Kosten entstehen.  

Option 2 – vollständige Defizit-Mitarbeiter-Umlage: Nach Abzug der Verkaufseinnahmen 

wird das verbleibende Defizit auf alle Mitarbeiter umgelegt. Die Gesamtkosten für einen Jobti-

cket-Bezieher steigen sodann in Abhängigkeit von der Defizithöhe und setzen sich zusammen 

aus Jobticket-Preis plus Defizit-Umlage. Nicht-Bezieher zahlen nur die Defizit-Umlage, die sich 

nach dem Gesamtdefizit richtet. In diesem Kostenunterschied besteht die Abgrenzung zum 

„Frankfurter-Modell“, in dem Jobticket-Nutzer und Nicht-Nutzer einen identischen Abgabenbe-

trag zu zahlen haben. 

Auch in dieser Option kommen die Arbeitnehmer in den Genuss eines günstigeren Jahresti-

ckets gegenüber den regulären naldo-Tarifen, da die Vergünstigungen aus den naldo-Rabatten 

(die durch die 100%-Abnahme höher ausfallen) für den einzelnen größer sind als die zu zah-

lende Umlage an den Arbeitgeber, die von allen Mitarbeitern getragen wird. Zudem werden 

gleichzeitig Nicht-Ticketbezieher zum Kauf angeregt, da sie sich zum einen mit der Umlage be-

reits an der Finanzierung des Jobticket-Modells beteiligt haben und zum anderen können sie 

durch den Jobticket-Bezug die Umlage pro Mitarbeiter verringern. Bei der Entscheidung für ein 
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Jobticket stehen die Mehrkosten für den Ticketkauf also der gleichzeitigen Reduzierung der Um-

lage gegenüber. Dies wirkt nicht nur als psychologischer Anreiz für bisherige Nicht-Nutzer, sich 

zur eigenen Entscheidungsrechtfertigung die Mehrkosten durch die Minderkosten zu „beschöni-

gen“, sondern lässt unter den Mitarbeitern auch eine Gruppendynamik entstehen, die auf Mitar-

beiter ohne Jobtickets wirkt. Ticketbezieher werden u.U. sogar „Werbung“ für das Jobticket ma-

chen, um durch mehr Teilnehmer die eigenen Umlagekosten zu reduzieren. 

Option 3 – Defizit-Jobticketnutzer-Ausgleich: Der fehlende Betrag zur Kostendeckung wird 

nur auf die Jobtickets umgelegt, sodass Nicht-Nutzer (MIV-, aber auch NMV-Teilnehmer) von der 

Finanzierung freigestellt bleiben. Diese Vorgehensweise wird in einigen Verkehrsverbünden in 

Nordrhein-Westfalen mit hohen Rabatten (bis zu 90 % bei Gesamtnetz-Karten) für die 100%-

Abnahme verfolgt.866 Dabei werden die erzielten Vergünstigungen jedoch zu Teilen wieder zu-

nichte gemacht und der Anreiz zum Jobticketverkauf geschmälert. Für den äußerst hohen Rabatt 

von 50 % müssten bspw. über 50 % der Arbeitnehmer ein Jobticket kaufen, damit sich ein Kos-

tenvorteil gegenüber einem regulären Jahresticket ergibt.867 

Variante 4 – „TÜ-Jobticket & naldo-Jobticket“: Mit der im Rechenbeispiel angesetzten 

Preisstufe ließe sich das Jobticket zum Preis von €598,13 p.a. im gesamten naldo-Gebiet nutzen 

und böte somit die einfachste Handhabung und den größten Anreiz. Für günstigere Jobticket-

Konditionen ließe sich auch das Jobticket nach Preisstufen differenzieren868 (gegenwärtige Pra-

xis), jedoch würde die Umlage auf alle Arbeitnehmer äußerst ungerecht gegenüber jenen mit 

einem kleineren Geltungsbereich. Für jeden einzelnen Geltungsbereich (Preisstufe 1-5 und 

Stadt-Tarif) getrennte Berechnungen vorzunehmen schafft jedoch eine zu große Komplexität. 

Ein im Aufwand noch vertretbarer Mittelweg wäre die vollständig getrennte Handhabung 

vom Stadttarif Tübingen und dem übrigen naldo-Gebiet (gegenwärtige Preisstufe 5, siehe Re-

chenbeispiel). Arbeitnehmer könnten je nach Bedarf zwischen einem TÜ-Jobticket und einem 

naldo-Jobticket wählen. Mit dem übrigen Defizit kann entsprechend der Optionen 1-3 aus Vari-

ante 3 verfahren werden. 

 

Für alle vorgestellten Varianten und Optionen kann der Arbeitgeber ggf. entstehende Kosten 

für seine Mitarbeiter über einen Zuschuss reduzieren und so den Anreiz zur ÖPNV-Nutzung ver-

größern. Höhe und Quelle der Subventionierung können vom Arbeitgeber im rechtlich zulässi-

gen Rahmen selbst bestimmt werden. Eine gute Finanzierungsquelle und Lenkungsverstärkung 

stellt die vom Tübinger Universitätsklinikum praktizierte Bewirtschaftung der betriebseigenen 

PKW-Stellplätze dar869, aus deren Einnahmen das Jobticket gegenwärtig bezuschusst wird.870 Die 

Zuschusshöhe könnte sich bspw. an der Sachbezugsgrenze nach § 8 Abs. 2 EStG orientieren. 

Diese gewährt Arbeitnehmern einen lohnsteuerfreien „Bagatellvorteil“ von derzeit €44,00 pro 

Kalendermonat (inkl. Umsatzsteuer). Sachbezüge über dieser Freigrenze sind vollumfänglich, 

d.h. in ihrem gesamten Wert, steuer- und beitragspflichtig.871 

Inwiefern vom Arbeitgeber gewährte Subventionen für ÖPNV-Fahrkarten rechtlich als Sach- 

oder Geldleistungen behandelt werden, wenn die Arbeitnehmer weiterhin die Restkosten selbst 

zu tragen haben (statt die Kosten gänzlich vom Arbeitgeber übernommen zu bekommen), 

müsste im Rahmen eines Rechtsgutachtens eingehend geprüft werden. Auszuschließen ist je-

denfalls die Anwendbarkeit des Rabattfreibetrags nach § 8 Abs. 3 EStG in Höhe von €1.080 p.a., 

                                                           
866 Vgl. Laumann/Müller (2000: 19) 
867 Vgl. ebd. 
868 Vgl. ebd. 
869 Vgl. ebd. 
870 Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven Ammann, SVT, 23.11.2012 
871 § 8 Abs. 2 EStG 
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da dieser nur für Waren oder Dienstleistungen gewährt wird, die vom Arbeitgeber selbst und 

„nicht überwiegend für den Bedarf seiner Mitarbeiter hergestellt, vertrieben oder erbracht wer-

den“.872 Beim Jobticket handelt es sich jedoch um ein Produkt des Verkehrsverbundes, das zur 

Nutzung einer Leistung Dritter (Beförderungsleistung der Verkehrsbetriebe) berechtigt. 

Sollte das Rechtsgutachten zu dem Ergebnis gelangen, dass die Jobticket-Subventionierung 

nicht unter die rechtszulässigen Sachbezüge zur Anwendung der Freigrenze fallen, so bestünde 

wohl aber die Möglichkeit Arbeitnehmer dennoch in den Genuss der Regelung kommen zu las-

sen, indem die Ticketausgabe über ein Gutscheinsystem gestaltet wird.873 Demnach würden Ar-

beitnehmer einen Gutschein von ihrem Arbeitgeber erhalten, mit dem sie das Jobticket direkt 

von naldo-Verkaufsstellen zu einem um den Arbeitgeberzuschuss nochmals vergünstigten Preis 

erwerben können.  

Dieser Gutschein müsste die zu beziehende Ware (Jobticket) konkret in Art und Menge so-

wie den Rabattbetrag (max. 12 × €44,00 abzgl. Umsatzsteuer des Arbeitgebers) benennen, um 

nach § 8 Abs. 3 EStG sowie dem Rechtsurteil des Bundesfinanzhofes vom 11.11.2010 (VI R 21/09, 

VI R 27/09 und VI R 41/10) als Sachbezug bewertet zu werden.874 Die Jobticket-Gutscheine 

könnten im letzten Jahresquartal an alle Mitarbeiter ausgegeben werden und müssen einen Ver-

merk über den jeweiligen Arbeitgeber aufweisen. Der Verkehrsverbund naldo könnte so schließ-

lich dem Arbeitgeber melden, wie viele seiner Mitarbeiter ein Jobticket gekauft haben und der 

Arbeitgeber würde dementsprechend seinen Zuschuss pro Jobticket an naldo auszahlen. 

Dem Vorteil der gewährten „Bagatellgrenze“ für Arbeitnehmer stünde dabei der Nachteil des 

erhöhten Verwaltungsaufwands für den naldo-Verbund gegenüber – wobei letzterer im Grunde 

nicht als Nachteil anzusehen ist, da dieses Vorgehen lediglich dem heutigen Vertriebsaufwand 

bzw. der Vorgehensweise für die Semesterticket-Ausgabe entspricht (siehe Seite 156).  

Alternativ könnten die Arbeitnehmer auch zunächst den vollen Jobticket-Preis beim Kauf an 

einer naldo-Verkaufsstelle zahlen und gegen Vorlage des Jobtickets plus Gutschein beim Arbeit-

geber den Arbeitgeberzuschuss erhalten. Seit dem Rechtsurteil des Bundesfinanzhofes vom 

11.11.2010 (VI R 27/09 und VI R 41/10) wird diese Vorgehensweise zumindest bei Benzingut-

scheinen von Arbeitgebern für Arbeitnehmer als Sachbezug eingestuft und fällt damit unter „Ba-

gatellvorteile“.875 Diese Variante stellt jedoch für naldo, den Arbeitgeber und den Arbeitnehmer 

den größten Abwicklungsaufwand dar und schmälert so die Lenkungswirkung. 

11.1.3 Zwischenfazit 

Allen vorgestellten Varianten in diesem Kapitel gemein ist ihr Vorläufer-Charakter zum an-

gestrebten Nulltarif, womit sie als Vorlage für verschiedene Umsetzungsmöglichkeiten einer 

ÖPNV-Umlagefinanzierung dienen, wie sie in den nachfolgenden Kapiteln aufgezeigt werden. 

Wann entsprechende Ausweitungen der beiden Ticket-Modelle in Tübingen bzw. im naldo-Ver-

bund eintreten könnten, ist bislang noch offen. Nach Angaben der Stadt finden hierfür bereits 

Verhandlungen mit dem naldo statt.876 

Im Folgenden soll nun genauer untersucht werden, wie eine Nahverkehrsabgabe unter Be-

rücksichtigung verschiedener Nutzenträger im Fall der Stadt Tübingen aussehen könnte. Hierfür 

werden neben eigenen Überlegungen zum einen die Erkenntnisse aus dem Literaturstudium so-

                                                           
872 Lohn-Info Online (2013a) 
873 Gespräch mit Gerd Schnaitmann, NVBW, am 01.03.2013 
874 Vgl. Lohn-Info Online (2013b) 
875 Vgl. ebd. 
876 Vgl. Pressearchiv der Stadt Tübingen (12.06.2012) und Gespräch mit Thomas Pawlaczyk und Sven 

Ammann, SVT, 23.11.2012 
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wie aus den explorativen Expertengesprächen verarbeitet, die als solche auch in jedem Fall ge-

kennzeichnet sind. Zum anderen fußen die folgenden Ausführungen auf den Ergebnissen der On-

line-Befragung sowie auf den Einzelgesprächen mit Vertretern von Bevölkerungsgruppen, die 

aus Methoden-inhärenten Gründen nicht an der Befragung beteiligt werden konnten (vgl. Kapi-

tel 10.1). 

11.2 Das Konzept der kommunalen Nahverkehrsabgabe 

Stark vereinfacht lässt sich die angestrebte Wirkung einer Nahverkehrsabgabe zur Finanzie-

rung einer ÖPNV-Ticketfreiheit wie in Abbildung 57 dargestellt zusammenfassen. Die Abbildung 

zeigt auf, welche Wirkungsrichtung die einzelnen Eckpfeiler der Tübinger Verlagerungsstrategie 

auf die Attraktivität der Verkehrsmittelgruppen MIV und ÖPNV einnehmen. Letztlich hängt der 

Erfolg der Strategie also nicht rein von der Nahverkehrsabgabe, sondern vielmehr vom optima-

len Zusammenspiel der drei Elemente „ÖPNV-Fahrpreisreduzierung“, „MIV-Bepreisung/Restrik-

tionen“ und „ÖPNV-Verbesserungen“ ab.877 

Abbildung 57: Wirkung der drei Grundelemente einer Verlagerungsstrategie 

 

Quelle: Eigene Darstellung, verändert nach Reupke (1992: 47) 

Zur Bewertung potenzieller Umsetzungsmodelle ist zum einen ausschlaggebend, wie stark 

die einzelnen Maßnahmen den erwünschten „Verlagerungseffekt zu einer ökologisch und sozial 

verträglicheren Verkehrsabwicklung“878 herbeiführen und zum anderen, „in welchem Verhältnis 

Wirksamkeit und Ergiebigkeit der Maßnahmen stehen, also wie groß die gewünschte Lenkungs-

wirkung im Verhältnis zur Höhe der eingesetzten Finanzmittel ist.“879 Eine messbare, auf empi-

rischen Daten basierende Bewertung kann bei den folgend vorgestellten Umlagemodellen jedoch 

nicht erfolgen, da „in den meisten Fällen (…) sowohl belastbare Daten zur Wirkung der Verkehrs-

                                                           
877 Vgl. Reupke (1992: 47) 
878 VCD (2012: 3) 
879 Ebd. 
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verlagerung [fehlen] als auch darüber, wie teuer die Maßnahme [in den realisierten Fallbeispie-

len] war.“880 Stattdessen wird vielmehr deskriptiv abgewogen, inwiefern sich die einzelnen Ab-

gabelösungen für das Tübinger Vorhaben eignen und welche Möglichkeiten zur Ausgestaltung 

der jeweiligen Modelle bestehen. Der Stadt Tübingen mögen diese Ausführungen als Ausgangs-

basis auf ihrer Suche nach neuen Finanzierungs- und Förderinstrumenten im ÖPNV dienen. 

Vorab sei darauf hingewiesen, dass es sich bei den folgenden Abgabemodellen – entspre-

chend der in Kapitel 7.3.1 durchgeführten Prüfung verschiedener Abgabetypen – stets um die 

Empfehlung einer Sonderabgabe handelt. Dies ist auch dann der Fall, wenn auf Vorschläge ande-

rer Autoren verwiesen wird, die teilweise zu abweichenden Bezeichnungen wie „Netzbeiträge“ 

oder „Benutzungsgebühren“ greifen. Hier liegt in den meisten Fällen ein uneinheitlicher Ge-

brauch der Begrifflichkeiten vor, d.h. die Autoren richten sich nicht nach den Begriffsbestimmun-

gen gemäß der geltenden Finanzverfassung in der Bundesrepublik Deutschland.881 Um etwaige 

Vorschläge anderer Autoren korrekt wiederzugeben, wird im Folgenden an den Begrifflichkeiten 

der Autoren festgehalten, jedoch stets unter der Berücksichtigung, dass solche Vorschläge ge-

mäß Kapitel 7.3.1 nur als Sonderabgaben für die Umlagefinanzierung im ÖPNV-System umset-

zungsfähig sind (sofern das Land Baden-Württemberg die entsprechenden Gesetzesänderungen 

für Sonderabgaben vornimmt, vgl. Kapitel 3.4). 

Die Stadt Tübingen muss jedoch nicht untätig abwarten, bis die landesrechtlichen Voraus-

setzungen für eine Nahverkehrsabgabe geschaffen werden. Mit der Experimentierklausel liegt 

dem öffentlichen Aufgabenträger ein Instrument vor, das es ihm erlaubt einen ticketfreien und 

umlagefinanzierten Stadtbusverkehr für eine Dauer von maximal vier Jahren zu erproben. Die 

Klausel soll der Verwaltungsmodernisierung dienen882, indem sie „dem Gesetz- und Verord-

nung[s]geber Lernprozesse [gestattet] und (…) zugleich die Verwaltung in deren Bemühen [un-

terstützt], sich zu reformieren.“883 Die gewonnenen Erfahrungen in der Erprobungszeit sollen 

später in die endgültigen Gesetzesänderungen einfließen und so auch anderen Gemeinden zu-

gutekommen. Für den Gesetzgeber stellt die Experimentierklausel somit eine attraktive Möglich-

keit dar, um Gesetzesänderungen oder gar neue Gesetze auf eine beschränkte Zeit und in einem 

beschränkten Raum auf ihre Wirkung zu prüfen, Anpassungen vorzunehmen und letztlich das 

geltende Recht weiterentwickeln zu können.884 

„Zur praktischen Erprobung neuer Verkehrsarten oder Verkehrsmittel kann die Geneh-

migungsbehörde auf Antrag im Einzelfall Abweichungen von Vorschriften dieses Ge-

setzes oder von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Dauer von 

höchstens vier Jahren genehmigen, soweit öffentliche Verkehrsinteressen nicht entge-

genstehen.“ (§ 2 Abs. 7 PBefG) 

Die Stadt Tübingen könnte ihr Vorhaben, den Stadtbusverkehr über eine Umlagefinanzie-

rung ticketfrei zu gestalten, demnach als einen solchen Einzelfall bei der Genehmigungsbehörde 

(vgl. Kapitel 5.2) beantragen und sodann für die eigene Anwendung, aber auch als Vorreiter für 

                                                           
880 Ebd. 
881 Zur besseren Nachvollziehbarkeit sei hier ein Beispiel angebracht: wenn KRÖNES (1991) von einem 

monatlichen Pro-Kopf-Beitrag mit Bezug auf den Bereithaltungsnutzen des ÖPNV verweist, so sieht er 
auch vor, die laufenden Kosten (also Betriebskosten) durch diesen Beitrag zu decken. Doch impliziert 
der Begriff „Beitrag“ einen einmaligen Ausgleich für den Erschließungsvorteil, der bei der Erbauung 
oder ggf. auch Erweiterung einer Einrichtung entsteht. Deshalb ist die Abgabelösung von KRÖNES 
(1991) für die Finanzierung der Betriebskosten keinesfalls ungeeignet, lediglich die begriffliche Be-
zeichnung dergleichen ist nach deutscher Finanzverfassung fehlerhaft und ist daher auf den Begriff 
der Sonderabgabe umzuändern. 

882 Vgl. Maaß (2001: 19f) 
883 Ebd.: 22 
884 Vgl. ebd. 
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andere Gebietskörperschaften, testen. Nach Angaben des Umwelt- und Verkehrsexperten Axel 

Friedrich sind entsprechende Überlegungen für die Stadt Tübingen bereits im Gange.885 

Ein Risiko liegt jedoch in der vorgegebenen Zeitbegrenzung der Experimentierklausel886: 

Sollte die Landeskoalition in ihrer angekündigten Prüfung zu einer Ablehnung der Nahverkehrs-

abgabe gelangen, wäre die Umstellung des Finanzierungssystems in Tübingen wieder rückgän-

gig zu machen. Umso höhere Anforderungen und Erwartungen lasten auf der Tübinger Verlage-

rungsstrategie. Ist diese erfolgreich, kann sie nicht nur die landesrechtliche Prüfung positiv be-

einflussen, sondern auch über das Land Baden-Württemberg hinaus einen entscheidenden Im-

puls zur Reformierung des ÖPNV-Finanzierungssystems setzen. 

11.2.1 Die Haushalts-/Bürgerabgabe 

A b g a b e n p f l i c h t  u n d  N u t z u n g s b e r e c h t i g u n g  

BOHLEY887 sah im Rahmen der Diskussionen um eine ÖPNV-Ticketfreiheit zu Beginn der 

1970er Jahre einen „beitragsfinanzierten Nulltarif“ als Lösung für die Finanzierung einer solchen 

vor. Er stützte seine Überlegungen hierzu ebenfalls auf der Frage nach den Nutznießern eines 

ÖPNV-Systems (vgl. Kapitel 7.3.2) und befand, dass alle Bewohner einer Agglomeration von ei-

nem solchen System profitieren, da die Städte ohne den ÖPNV nicht lebensfähig seien, sondern 

dem Verkehrskollaps zum Opfer fielen. Folglich sah er die Erhebung einer Grundgebühr von al-

len Einwohnern der Stadt für das Vorhalten eines ÖPNV-Angebots als gerechtfertigt an.888 

Die heute oftmals als „Bürgerabgabe“ bezeichnete Sonderabgabe könnte sich entweder an 

ganze Haushalte richten oder auf Einzelpersonen, die in der Stadt Tübingen ihren Hauptwohn-

sitz gemeldet haben, beziehen. Letzteres erscheint in Hinblick auf die Kalkulierbarkeit der Ein-

nahmen für das kommunale Verkehrsunternehmen sowie zur gleichmäßigeren Verteilung der 

ÖPNV-Kosten auf die Bevölkerung sinnvoller. Zudem müsste über die Abgabe ein Bezug zu den 

Ausgaben hergestellt werden, d.h. die Abgabe wäre als Sonderabgabe zweckgebunden (vgl. Ka-

pitel 7.3.1) und ihre Höhe würde sich an den ÖPNV-Betriebskosten orientieren. Neben den ge-

genwärtigen Betriebskosten lässt sich hierfür aber auch die zu erwartende Kostenzunahme in-

folge notwendiger Kapazitätserweiterungen miteinberechnen. 

Desweiteren müsste der zu belastende Personenkreis für die Bürgerabgabe vom Aufgaben-

träger, d.h. von der Stadt Tübingen, festgelegt werden. Nach KRÖNES können all jene Personen 

abgabepflichtig sein, die im Einzugsbereich des ÖPNV-Systems wohnen.889 In Tübingen wären 

dies also alle Personen, die im festgelegten Geltungsbereich (Stadtgebiet Tübingen) ihren Haupt-

wohnsitz gemeldet haben.890 

REUPKE und SEYDEWITZ/TYRELL sprechen sich zudem für ein abgestuftes Beitragssystem zum 

Ziel einer höheren  Sozialverträglichkeit der Bürgerabgabe aus.891 Wie in Kapitel 7.3.2 darge-

stellt, würde sich eine solche sozialpolitische Differenzierung in Tübingen v.a. auf einkommens-

schwache Bevölkerungsgruppen beziehen. So könnten bspw. Sozialhilfeempfänger, Langzeitar-

beitslose u.ä. gänzlich von der Beitragspflicht entbunden werden, während Bevölkerungsgrup-

pen wie Schüler, Auszubildende und Studierende entsprechend der heutigen Situation eine re-

duzierte Abgabe zahlen müssten. 

                                                           
885 Gespräch mit Axel Friedrich, freier Consultant, 03.07.2013 
886 Vgl. Heinze/Kill (2009: 527) 
887 1973 
888 Vgl. Bohley (1973: 137) 
889 Vgl. Krönes (1991: 174) 
890 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
891 Vgl. Reupke (1992: 49) und Seydewitz/Tyrell (1995: 1) 
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Hinsichtlich des Schülerverkehrs ist zu überlegen, ab welchem Alter diese abgabepflichtig 

sind. Während SEYDEWITZ/TYRELL eine Abgabezahlung ab 6 Jahren vorschlagen892, um so dem 

Kostenaufwand durch den Schülerverkehr gerecht zu werden, verweisen KALBOW und REUPKE 

darauf, dass frühestens ab einem Alter von 16 Jahren überhaupt erst eine Wahlmöglichkeit zwi-

schen Verkehrsmitteln des motorisierten und des öffentlichen Verkehrs besteht893. Für diese Be-

völkerungsgruppe gilt es also politisch abzuwägen, zu welchem Zweck (Finanzierung) und mit 

welchem Ziel (Lenkung) die Abgabe eingeführt werden soll. Bleibt die jährliche Abgabenhöhe 

unter den gegenwärtigen Schüler-Tarifen für ein naldo-Jahresabonnement, so stellt sie für Fami-

lien auf alle Fälle eine finanzielle Entlastung dar. 

Wie die einzelnen Ermäßigungen genau auszusehen haben, müsste ebenso wie die Frage 

nach der Verwendung der Einnahmen vom kommunalen Aufgabenträger festgelegt werden.894 

Um eine Sozialverträglichkeit des neuen Finanzierungsmodells zu gewährleisten, sollte die Ab-

gabehöhe nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip gestaltet werden, d.h. jede beitragszahlende Per-

son wird entsprechend ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit belangt.895 Um das Abgabesystem 

dennoch praktikabel zu halten statt sich in vielerlei Abstufungen zu verzetteln, schlagen SEYDE-

WITZ/TYRELL für die soziale Staffelung folgende Differenzierung vor:  

 Kinder unter 6 Jahren sowie „reine“ Sozialhilfeempfänger und Asyl-Suchende werden von 

der Beitragspflicht befreit;  

 Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre sowie Schüler, Studenten, Auszubildende, Arbeitslose, 

Rentner und Erwachsende ab 65 Jahren zahlen den halben Beitrag;  

 der Rest der Bevölkerung hat den vollen (regulären) Nahverkehrsbeitrag zu entrichten.896 

Durch die Umlage der ÖPNV-Betriebskosten auf alle Einwohner würde die jährliche Abga-

benhöhe auch unter Berücksichtigung von Kapazitätsausweitungen deutlich unter den derzeiti-

gen naldo-Preisen liegen. Eine solche Quersubventionierung ist auch zwingend nötig, soll das 

Lenkungsziel mit der Maßnahme der Ticketfreiheit erreicht werden. Der Verkehrsexperte Axel 

Friedrich kalkulierte ausgehend von der Bedarfsschätzung der Stadt Tübingen (14 Mio. Euro p.a., 

vgl. Kapitel 9.6.2) eine jährliche Pro-Kopf-Abgabe von ca. 200 Euro für Einwohner ab 18 Jahren. 

Die Abgabe entspräche monatlichen Kosten von rund 17 Euro pro Kopf und würde die Familien-

freundlichkeit der Stadt erhöhen. Soll auch der Schülerverkehr bedacht werden, so müssten alle 

Einwohner ab sechs Jahren rund 14 Euro p.a. zahlen. Bereits berücksichtigt sind in dieser Kalku-

lation die erwünschten Fahrgastzuwächse von 30 %.897  

Mit €200 p.a. liegt die Bürgerabgabe genau an der Grenze dessen, was die Hälfte der Befra-

gungsteilnehmer (die Gruppe der Studierenden ausgenommen) im Rahmen dieser Arbeit als 

„optimalen Preis“ definierte und die andere Hälfte als zu hoch einstufte (vgl. Abbildung 43, Seite 

143). Solche hypothetischen Preisabfragen sind zwar stets vom „Wunschdenken“ der Befragten 

geprägt, doch lässt sich Kritik an der kalkulierten Abgabenhöhe, die zur Finanzierung der ÖPNV-

Ticketfreiheit notwendig wäre, vorhersehen. Etwaige Kritik lässt sich nicht völlig abwenden, 

doch aber mit Verbesserungsmaßnahmen im ÖPNV-Angebot abschwächen. 

                                                           
892 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 35) 
893 Vgl. Kalbow (2001: 93) und Reupke (1992: 51) 
894 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 20) 
895 Vgl. Reupke (1992: 48) 
896 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 35f) 
897 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
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BOHLEY bringt zudem den Vorschlag an, dass die Abgabenhöhe nicht nur sozialpolitisch, son-

dern auf Wunsch auch nach räumlichen Zonen bemessen wird.898 Auf diese Weise könnten Haus-

halte in schlechter erschlossenen Stadtteilen, bspw. im Bereich des Tübinger Klinikums899, von 

der Abgabe befreit bzw. niedriger belastet werden. BOHLEYS Vorschlag erscheint zum gegenwär-

tigen Zeitpunkt für Tübingen jedoch wenig praktikabel, zeigte die Haushaltsbefragung von 2007 

doch, dass das gesamte Stadtgebiet bis auf wenige Ausnahmen über eine allgemein sehr gute 

ÖPNV-Erschließung verfügt900 (vgl. Kapitel 8.2.1). Sollte aber zu einem späteren Zeitpunkt eine 

Ausdehnung der Ticketfreiheit auf das naldo-Verbundgebiet umgesetzt werden, so könnten sich 

die einzelnen Aufgabenträger in der Region Neckar-Alb mit dem naldo-Verkehrsverbund auf 

eine entsprechende Regelung einigen. Dann wäre eine räumliche Differenzierung nach Zonen, 

bspw. nach dem Vorbild der heutigen Stadttarife und den übrigen naldo-Waben, denkbar. 

C h a n c e n ,  G r e n z e n  u n d  P r o b l e m e  

Mit einer solchen räumlichen Differenzierung der Abgabe würde den Aufgabenträgern eine 

Möglichkeit eingeräumt, wie sie über reduzierte Abgabenbeträge in der gut erschlossenen Kern-

stadt einen gezielten Anreiz für das Wohnen in der Stadt schaffen können. Solche finanziellen 

Anreize werden zwar kaum die höheren (und weiter steigenden) Mietpreise in den Kernstädten 

ausgleichen, doch würden sie die Kostenunterschiede zwischen Stadt und Umland immerhin 

verkleinern und v.a. eine Signalwirkung zugunsten der Nachverdichtung in der Kernstadt setzen, 

wie sie Tübingen bereits seit einigen Jahren bewusst verfolgt (vgl. Kapitel 8). 

Weitere Vorschläge zur Differenzierung der Abgabenhöhe, wie sie von KRÖNES angebracht 

werden (bspw. nach der Entfernung des Wohnsitzes zur nächstgelegenen Haltestelle, dem dort 

angebundenen Verkehrsmittel in Abhängigkeit zur Transportgeschwindigkeit oder zur Taktfre-

quenz an dieser Haltestelle u.ä.901), sind nur mit einem erheblichen Bemessungsaufwand um-

setzbar und daher nicht zu empfehlen. 

Desweiteren ist zu berücksichtigen, dass der öffentliche Nahverkehr im Zuge einer Bürger-

abgabe für Tübinger Auspendler teurer statt günstiger wird. Zum einen müsste dieser Personen-

kreis die Abgabe entrichten, zum anderen hätte er den regulären naldo-Wabentarif für Beförde-

rungsleistungen außerhalb des Tübinger Stadtgebiets zu zahlen (vgl. Kapitel 9.1.3). Hier müssten 

Regelungen mit dem naldo-Verkehrsverbund gefunden werden, bspw. die Anrechnung der Bür-

gerabgabe auf eine reguläre naldo-Zeitfahrkarte, um eine Doppelbelastung zu vermeiden (vgl. 

Kapitel 7.2). 

Eine weitere Sonderregelung müsste für Studierende gefunden werden, da diese ihren Stu-

dienort oftmals nur als Zweitwohnsitz anmelden. Zur Handhabung dieser Problematik lässt sich 

in Abstimmung zu den Befragungsergebnissen dieser Arbeit folgende Empfehlung aussprechen:  

Studierende, die in Tübingen ihren Erstwohnsitz gemeldet haben, sollten eine stark vergüns-

tigte Bürgerabgabe zahlen, die unter dem regulären Preis für ein Semesterticket liegt (vgl. Kapi-

tel 11.1.1). Dafür sind die betreffenden Studierenden zur Nutzung der öffentlichen Verkehrsmit-

tel im naldo-Verbund (nicht nur im Stadtgebiet Tübingen!) ohne weiteres Entgelt berechtigt. Wie 

im Fallbeispiel von Tallinn aufgezeigt (vgl. Kapitel 9.1.2), profitiert die Stadt Tübingen im Gegen-

zug von höheren Schlüsselzuweisungen im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs von Ba-

den-Württemberg, da die kostengünstigere ÖPNV-Nutzung für hauptgemeldete Studierende ei-

nen Anreiz zur Ummeldung des Erstwohnsitzes schafft. 

                                                           
898 Vgl. Bohley (1973: 136) 
899 Vgl. SVT (2008: 4) 
900 Vgl. ebd. 
901 Vgl. Krönes (1991: 147) 
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Studierende, die sich gegen die Anmeldung ihres Erstwohnsitzes in Tübingen entscheiden, 

müssten wie bisher ein Semesterticket beziehen, wollen sie das ÖPNV-Angebot nutzen. Das Se-

mesterticket-Modell sollte dann aber auf eine ausgeweitete Umlage reformiert werden (vgl. Ka-

pitel 11.1.1), um auch hier eine Lenkungswirkung zu erzielen. Wie die Befragungsergebnisse 

zeigten, bewerten die teilnehmenden Studierenden dieses Modell als eher gut, auch wenn ge-

teilte Meinung bzgl. der Gerechtigkeit einer solchen Lösung herrscht. Auf einen Teil der Studie-

renden, die heute mit dem PKW nach Tübingen fahren, vermag das Umlagemodell jedoch einen 

Anreiz zur stärkeren ÖPNV-Nutzung zu schaffen (vgl. Abbildung 46, Seite 145). 

In jedem Fall müsste für Studierende jedoch eine verbundweite Gültigkeit im Einzugsgebiet 

des naldo erhalten bleiben. Gleiches gilt für die Anschlusstickets der angrenzenden Verkehrsver-

bünde (vgl. Kapitel 11.1.1). 

A b g a b e n e r h e b u n g  u n d  Z u g a n g s b e s c h r ä n k u n g e n  

Die Erhebung der Bürgerabgabe wäre kostengünstig und unabhängig von der Verkehrsmit-

telwahl, zudem „verlässlich kalkulierbar wie die Grundsteuer“902 und ließe sich nach KRÖNES903 

folgendermaßen gestalten: als Erhebungsbehörde würde das Einwohnermeldeamt fungieren, da 

dieses über die wohnsitzbezogenen Daten verfügt. Das Meldeamt erhält vom Verkehrsunterneh-

men das definierte Einzugsgebiet, um die abgabepflichtigen Personen zu ermitteln.904 Anschlie-

ßend erhalten diese Haushalte einen Bescheid, mit dem sie der Stadt Tübingen rückmelden kön-

nen, in welchem Turnus (bspw. viertel- halb- oder jährlich) sie die Bürgerabgabe entrichten wol-

len.905 Die Abgabe wird sodann im gewählten Zeitabschnitt automatisch eingezogen oder per 

Rechnung gezahlt. Dies bringt zwar einen erhöhten Verwaltungsaufwand mit sich, ist jedoch not-

wendig, damit die Voraussetzung einer „spezifischen Verantwortungsbeziehung“906 für den Ab-

gabetypus der Sonderabgabe erfüllt ist (vgl. Kapitel 7.3.1). 

Nach erfolgtem Zahlungseingang erhalten die Abgabepflichtigen entweder eine ÖPNV-Karte 

für das Stadtgebiet Tübingen (bspw. eine Chipkarte nach dem Vorbild der Stadt Tallinn, vgl. Ka-

pitel 9.1.2) oder eine Eintragung in den Personal-/Schülerausweis bzw. Reisepass als Ticketer-

satz. Beide Varianten berechtigen zur kostenfreien Nutzung aller öffentlichen Verkehrsmittel im 

Geltungsraum. Bei Umzug kann die Abgabe in Teilen zurückerstattet werden, wie es heute für 

das Jobticket praktiziert wird (vgl. 11.1.2).907  

Von letzterer Variante ist jedoch eher abzuraten, erhöht sie doch den Aufwand für beide Sei-

ten noch weiter und schließt zudem Asylbewerber aus. Wie Einzelgespräche mit Vertretern der 

Bevölkerungsgruppen „Sozialhilfeempfänger“ und „Langzeitarbeitslose“ hervorbrachten, birgt 

jedoch auch die erstere Variante noch immer eine Zugangsbarriere zum ÖPNV, ist die Ausstel-

lung von dergleichen Freikarten doch meist an deren Beantragung oder gar Abholung auf dem 

Amt gebunden. Personen, die von der Abgabe aus sozialpolitischen Gründen befreit sind, müss-

ten deshalb automatisch einen Ticketersatz zugeschickt bekommen, der sich nicht von der Karte 

anderer Nutzungsberechtigter unterscheidet. Alternativ wurde von einem der Gesprächspartner 

auch die Möglichkeit vorgeschlagen, dass soziale Einrichtungen (bspw. die Aidshilfe Tübingen 

e.V.) als Ausgabestellen für abgabebefreite Personen fungieren. 

Noch immer wäre die Frage zu klären, ob nur Tübinger Einwohner, die zur Abgabe verpflich-

tet sind, das Stadtbussystem ohne weiteres Entgelt nutzen dürfen, oder ob die Ticketfreiheit auch 

                                                           
902 Ebd. 
903 1991 
904 Vgl. ebd.: 148ff 
905 Vgl. Seydewitz/Tyrell (1995: 36) 
906 Keuchel (2000: 24) 
907 Vgl. ebd.: 20 
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für Einpendler gilt. Diesbezüglich lassen sich zwei konträre Sichtweisen in der öffentlichen Dis-

kussion in Tübingen ausmachen. Die erste Sichtweise vertritt das Argument, dass auch für Ein-

pendler ein Anreiz zum Umstieg auf das städtische Bussystem Tübingens geschaffen werden 

muss, um einen niedrigen MIV-Anteil im innerstädtischen Modal Split zu erreichen. Wie Kapitel 

9.1.3 bereits ausführte, bleibt dieser Anreiz durch die bestehende Fahrscheinpflicht in den zu 

befahrenen naldo-Waben für Einpendler ohnehin aus. Dieses Argument ist somit zu vernachläs-

sigen, solange die Ticketfreiheit nicht auf einen größeren Geltungsbereich ausgeweitet wird. 

Die zweite Sichtweise thematisiert hingegen den Zielkonflikt einer Bürgerabgabe, der zwi-

schen Lenkungswirkung und finanzieller Lastenverteilung auftritt908 (vgl. Kapitel 9.5). So spre-

chen sich Kritiker der Bürgerabgabe vornehmlich gegen eine kostenfreie Nutzung des Stadtbus-

systems für Nicht-Einwohner Tübingens aus. Ihr Argument: eine solche Quersubventionierung 

für Einpendler durch die Tübinger Bevölkerung sei ungerecht für letztere. Auch hier entkräften 

die Ausführungen in Kapitel 9.1.3 die Argumentation, schließlich müssen Einpendler weiterhin 

den naldo-Tarif bezahlen und sind somit der geforderten Nutzerfinanzierung nachgekommen. 

Allein für Einpendler, die mit einem Einzelfahrschein in das Stadtgebiet Tübingen reisen und 

sodann das ticketfreie Stadtbussystem für weitere Fahrten in Anspruch nehmen, entsteht ein 

Nutzen aus der Bürgerabgabe. Dieser „geschenkte“ Nutzen ist jedoch so gering, dass er sich ohne 

Weiteres mit dem Argument rechtfertigen lässt, dass der Stadt Tübingen externe Kosten erspart 

bleiben unter der Annahme, dass die Einpendler ihre Wege sonst mit dem PKW zurücklegen 

würden. 

Nach Auffassung dieser Arbeit sollte die Ticketfreiheit deshalb für alle Nutzer des Stadtbus-

systems gelten, gleich ob Einwohner oder Besucher. Dann würde auch der verwaltungsauf-

wendige Fahrscheinersatz (siehe oben) und damit die kostenintensiven Fahrscheinkontrollen in 

den TüBussen hinfällig. Die Krux in dieser Ansicht liegt jedoch in der bereits erwähnten Voraus-

setzung einer „spezifischen Verantwortungsbeziehung“909 für die Rechtszulässigkeit einer Son-

derabgabe. Hier müsste ein Rechtsgutachten prüfen, ob landesrechtliche Anpassungen diese Be-

ziehung bereits durch die bloße Vorhaltung eines ÖPNV-Angebots im Stadtgebiet Tübingen her-

stellen können oder ob sich die Stadt Tübingen letztlich sogar gezwungen sieht, Einpendler von 

der entgeltfreien ÖPNV-Nutzung auszuschließen. 

11.2.2 Touristenabgabe 

Von den Einpendlern in das Stadtgebiet Tübingen (im Sinne des Berufs- oder auch Einkaufs-

verkehrs) grenzt sich ein weiterer Personenkreis ab, für den die Fragen nach Abgabepflicht und 

Nutzungsberechtigung im umlagefinanzierten ÖPNV zu klären ist. Auch Touristen und insbeson-

dere Übernachtungsgäste mit einem mehrtägigen Aufenthalt in der Stadt lassen sich als Nutzen-

träger des öffentlichen Stadtbusverkehrs verstehen und somit auch zur Finanzierung desselbi-

gen heranziehen. Ähnlich einer Kurtaxe könnte für diese Zielgruppe eine gesonderte Nahver-

kehrsabgabe eingeführt werden, die zusammen mit dem Zimmerpreis im Hotel abgerechnet 

wird. 

Da die Stadt Tübingen ohnehin schon um Übernachtungsgäste kämpft, ist zu überlegen, ob 

eine solche Abgabe nicht den Touristen selbst, sondern den Hotelbetreibern entsprechend ihrer 

Gästezahlen auferlegt wird. Damit würde sich die Abgabe in zweierlei Punkten von einem Frem-

denverkehrsbeitrag unterscheiden: (1) Die Höhe der Abgabe richtet sich nach der Anzahl der 

Gäste und nicht nach dem Umsatz und (2) die Verwendung der Einnahmen würde sich auf die 

Finanzierung des städtischen Bussystems beschränken und nicht den üblichen Fördermaßnah-

                                                           
908 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
909 Keuchel (2000: 24) 
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men im Fremdenverkehr, bspw. Marketingmaßnahmen oder der Unterhaltung von Wanderwe-

gen, dienen. So oder so wäre jedoch der Finanzierungsbeitrag einer solchen Abgabe recht gering, 

sodass dieses Modell lediglich eine Ergänzung zu anderen Lösungen darstellt. 

So könnte als Kombilösung eine Bürgerabgabe den Großteil der Kosten einer ÖPNV-Ticket-

freiheit abdecken und die Nahverkehrsabgabe in der Hotellerie einen kleinen Teil mitfinanzie-

ren, der sich an den Touristenzahlen orientiert. Dieses Vorgehen würde auch einer angemesse-

nen Aufteilung der Finanzierungslast nach Nutzenträgern entsprechen, wie sie in Kapitel 7.3.2 

geforderte wurde. Zu klären wäre in einer gesonderten Rechtsprüfung, inwiefern sich die Nah-

verkehrsabgabe für die Hotellerie von der Sonderabgabe für Arbeitgeber im Allgemeinen ab-

grenzen lässt (bspw. anhand der Kriterien „Gästezahl“ versus „Mitarbeiterzahl“). 

11.2.3 Die Unternehmens-/Arbeitgeberabgabe 

Wie in Kapitel 7.3.2 dargestellt, ziehen auch die in Tübingen ansässigen Arbeitgeber im Ein-

zelhandel, in der Gastronomie und im Hotelgewerbe einen Nutzen aus dem ticketfreien Bussys-

tem. So erhalten Unternehmen bspw. infolge des erhöhten Bekanntheitsgrades und der attrakti-

veren ÖPNV-Anbindung einen erweiterten Zugang zu potenziellen Mitarbeitern und Kunden. Zu-

gleich werden für Autofahrer sowie für den Wirtschaftsverkehr Parkplatzkapazitäten frei (bzw. 

werden weniger Stellflächen benötigt) und auch im fließenden Verkehr ergeben sich Zeit- und 

damit Kostenvorteile aus der Verkehrsentlastung.910 Ausgehend von dieser Nutzenträgerschaft 

ließen sich Arbeitgeber, entweder im Allgemeinen oder nur nach bestimmten Wirtschaftszwei-

gen, zur ÖPNV-Finanzierung über eine Nahverkehrsabgabe heranziehen. 

K o n z e p t  d e r  A r b e i t g e b e r a b g a b e  

Das in Europa wohl bekannteste und umfangreichste Abgabesystem dieser Art ist die fran-

zösische Verkehrssteuer „Versement Transport“ (VT).  Nach diesem Modell können Kommunen 

ab einer Bevölkerungszahl von 10.000 Einwohnern von allen privaten und öffentlichen Unter-

nehmen mit mehr als neun Mitarbeitern eine Nahverkehrsabgabe erheben, gemeinnützige Un-

ternehmen sind ausgenommen.911 Es bleibt den erhebungsberechtigten Kommunen dabei frei-

gestellt, ob und in welcher Höhe (im Rahmen der zulässigen Spanne) sie die Verkehrssteuer von 

ansässigen Unternehmen einfordern.912 85 % der Städte mit entsprechender Einwohnerzahl ha-

ben sich für die Steuererhebung entschieden.913 Eine Ausnahme stellt das Ballungsgebiet Paris 

(Île-de-France) dar, hier ist die VT sogar gesetzlich vorgeschrieben.914 

Die Höhe der VT orientiert sich an den Personalkosten der abgabepflichtigen Unternehmen. 

Zudem hängt die zulässige Spanne des freiwillig zu erhebenden Steuersatzes von der Einwoh-

nerzahl einer Gebietskörperschaft ab. So variiert die Obergrenze des Steuersatzes zwischen 0,55 

(für Kommunen mit 10.000 bis 100.000 Einwohnern) und 1,0 % (für Kommunen mit mehr als 

100.000 Einwohnern) der Lohnsumme915. Der Ballungsraum Paris (Île-de-France) stellt auch 

hier eine Ausnahme mit 2,6 % dar.916 Der Steuersatz kann zudem vorübergehend auf den Maxi-

malwert von 1,75 % angehoben werden, wenn große Investitionen in die Netzinfrastruktur über 

                                                           
910 Vgl. BAV (2010: 6) und Laumann/Müller (2000: 10) 
911 Vgl. BAV (2010: 5) 
912 Vgl. Kalbow (2001: 94) 
913 Vgl. LEDA (2000: 18) 
914 Vgl. BAV (2010: 5) 
915 Vgl. ebd.: 7 
916 Vgl. ebd.: 6 
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staatliche Zuschüsse mitfinanziert werden.917 Dieses Verfahren wurde bspw. 1992 beim Bau ei-

ner neuen Straßenbahnlinie in Straßburg angewandt.918 

Durch die Verkehrssteuer ist das französische ÖPNV-System jedoch keineswegs fahrschein-

frei, d.h. ohne weiteres Beförderungsentgelt, zu nutzen. Berufspendler werden über Vergünsti-

gungen unterstützt919 und im Ballungsgebiet Paris (Île-de-France) bekommen Arbeitnehmer so-

gar 50 % der Kosten für eine ÖPNV-Dauerkarte von ihrem Arbeitgeber erstattet.920 Die Fahrgeld-

einnahmen werden zur Finanzierung der Betriebskosten im ÖPNV verwendet.921 

Die Kostendeckung durch Fahrgeldeinnahmen bleibt in diesem Modell also ebenso bestehen 

wie die Finanzierungsbeteiligung der öffentlichen Hand.922 Während Kommunen für den Defizi-

tausgleich (Betriebskosten) sowie die Übernahme von Kreditzinsen aus Investitionsvorhaben 

zuständig sind, gibt es für Netzerweiterungen, Gutachten und Projekte, die zum „ÖPNV auf eige-

ner Trasse (TCSP)“ zählen, auch staatliche Zuschüsse.923 

C h a n c e n  

Für die französische Verkehrssteuer stand zum Zeitpunkt der Einführung in den 1970er Jah-

ren nicht das Lenkungsziel im Vordergrund, sondern vielmehr die finanzielle Absicherung des 

ÖPNV-Systems. So sollten mit der Verkehrssteuer zum Zeitpunkt ihrer Einführung im Wesentli-

chen zwei Ziele verfolgt werden: (1) Die Abhängigkeit der Kommunen von staatlichen Zuschüs-

sen für Verbesserungsinvestitionen im ÖPNV zu mindern, indem eine alternative Finanzierungs-

quelle erschlossen wird sowie (2) das betriebliche Defizit von Kommunen zu reduzieren, indem 

die zusätzlichen und zweckgebundenen Einnahmen aus der VT für den Ausgleich verwendet 

werden, anstatt öffentliche Haushaltmittel heranziehen zu müssen.924 

Die VT-Einnahmen finden sowohl in der Finanzierung von Investitionen zum Neu- und Aus-

bau der ÖPNV-Infrastruktur als auch zur Deckung der Betriebskosten Verwendung, die Zweck-

bindung bezieht sich nur auf den ÖPNV im Allgemeinen.925 Zudem kann die Abgabe auch für den 

Ausbau von Fahrradstellanlagen an Bahnhöfen und in Zügen genutzt werden.926 Die Entschei-

dung über den genauen Einsatz der VT-Einnahmen den jeweiligen Verkehrsbehörden vor Ort zu 

überlassen927, bietet den Kommunen einen großen Gestaltungsspielraum für die ÖPNV-Förde-

rung.928 Dieser Spielraum gründet nicht zuletzt auch auf der Ergiebigkeit der Verkehrssteuer: im 

Jahr 2005 beliefen sich die Bruttoeinnahmen aus der VT auf insgesamt über fünf Milliarden 

Euro.929 Damit wurden in diesem Jahr rund 44 % der ÖPNV-Kosten über die „Versement Trans-

port“ abgedeckt.930 

                                                           
917 Vgl. FIS Online: Verkehrssteuer (versement transport) in Frankreich 
918 Vgl. LEDA (2000: 18) 
919 Vgl. Klein (1998: 64) 
920 Vgl. FIS Online: Verkehrssteuer (versement transport) in Frankreich 
921 Vgl. Klein (1998: 72) 
922 Vgl. Kalbow (2001: 95) 
923 Vgl. Klein (1998: 71) 
924 Vgl. LEDA (2000: 18) 
925 Vgl. Klein (1998: 71f) 
926 Vgl. BAV (2010: 5) 
927 Vgl. LEDA (2000: 18) 
928 Vgl. Klein (1998: 75) 
929 Vgl. BAV (2010: 8) 
930 Vgl. ebd. 
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Das Konzept brachte die erwünschten Erfolge mit sich. Die neuerschlossene Finanzierungs-

quelle ermöglichte den Kommunen einen massiven ÖPNV-Ausbau, sodass infolge des verbesser-

ten Angebots bei gleichzeitigen Tarifermäßigungen die Nachfrage deutlich anstieg.931 Wie Ta-

belle 12 zu entnehmen, fiel der Erfolg zwischen 1971 und 1991 v.a. in kleineren Gemeinden mit 

100.000 bis 200.000 Einwohnern am größten aus, während er mit steigender Einwohnerzahl 

abnahm. Dieser Unterschied lässt sich auf das zuvor schon gut ausgebaute ÖPNV-Angebot in grö-

ßeren Gemeinden zurückführen, wohingegen kleinere Gemeinden einen größeren Nachholbe-

darf hatten und somit auch größere Verbesserungen im ÖPNV erzielen konnten. Dies lässt sich 

v.a. den in Tabelle 12 angegebenen Wagenkilometern je Einwohner entnehmen. Während die 

Gemeinden unterschiedlicher Größe im Jahr 1973 hier noch deutliche Differenzen aufweisen, 

wurden diese im Zuge des ÖPNV-Ausbaus nahezu ausgeglichen. 

Tabelle 12: Entwicklung von ÖPNV-Angebot und Nachfrage (1973- 1991) 

in Tsd. EW Wagenkm/Einwohner Änderung Fahrten/Einwohner Änderung 

 1973 1991 % 1973 1991 % 

> 300 14 26 86 60 92 53 

200 bis 300 13 27 108 59 104 76 

100 bis 200 7 26 271 28 86 207 

Quelle: Eigene Darstellung nach Gart (1993) zitiert nach Klein (1998: 72) 

In diesem Kontext stellt sich also erneut die Frage, inwiefern eine Nahverkehrsabgabe, in 

diesem Fall die Arbeitgeberabgabe, in Tübingen einen Modal Shift bewirken kann oder ob sich 

dieser nur über flankierende Verbesserungsmaßnahmen im ÖPNV-System erzielen lässt. Wie die 

Befragungsergebnisse zur Beurteilung einer Arbeitgeberabgabe zeigten, liegt für dieses Finan-

zierungsmodell erwartungsgemäß die größte Zustimmung vor. Viel wichtiger jedoch ist das Er-

gebnis, dass das Modell unter den Befragungsteilnehmern im Allgemeinen (ausgenommen die 

Gruppe der Studierenden, da nicht relevant) sowie unter den MIV-Hauptnutzern im Speziellen 

die höchste Lenkungswirkung im Vergleich zu den anderen untersuchten Finanzierungslösun-

gen aufweist (vgl. Abbildung 49, Seite 148, und Abbildung 54, Seite 153). Demnach verspricht 

die Arbeitgeberabgabe nicht nur den erwünschten Verlagerungserfolg, sondern wird auch die 

höchste Akzeptanz unter Verkehrsteilnehmern erreichen. 

Festzuhalten sei jedoch, dass ähnliche Erfolge wie die in Tabelle 12 dargestellten, weder 

durch die Ticketfreiheit noch durch Angebotsverbesserungen zu erwarten sind, da das Tübinger 

Stadtgebiet bereits über ein gut ausgebautes ÖPNV-Angebot verfügt (vgl. Kapitel 8.2.1). Zudem 

sollen die Schwächen des Abgabemodells nach dem Vorbild der VT für die Stadt Tübingen nicht 

unberücksichtigt bleiben und im Folgenden kurz skizziert werden. 

P r o b l e m e  u n d  G r e n z e n  

Die Erhebung der VT in Anknüpfung an die Lohnsumme gestaltet sich relativ einfach und 

kostengünstig sowohl für Unternehmen als auch für Kommunen932, wird sie doch zusammen mit 

den Sozialabgaben eingezogen und von den Sozialversicherungskassen direkt an die jeweilige 

Kommune als Aufgabenträger für den ÖPNV weitergeleitet.933 Die Bindung an die Lohnsumme 

                                                           
931 Vgl. Klein (1998: 72) 
932 Vgl. BAV (2010: 10) 
933 Vgl. Klein (1998: 67) 
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beinhaltet jedoch das Problem, dass hierdurch die Arbeit (statt der Kapitaleinsatz)934 durch die 

Nahverkehrsabgabe verteuert wird, da die Lohnnebenkosten angehoben werden.935 Aufgrund 

der gleichen Problematik wurde die Lohnsummensteuer in Deutschland 1980 abgeschafft.936 

Der 1994 herausgegebene „Breef Report“937 kommt hinsichtlich der Meinung von Kritikern, de-

rer nach eine Verkehrssteuer die Arbeitskosten in Frankreich erhöht und so die Standortwahl 

von Unternehmen zulasten des abgabepflichtigen Einzugsraums beeinflusst938, zum Ergebnis, 

dass für etwaige Befürchtungen kein Anlass besteht.939 Da die VT nur ca. 1 % der Arbeitgeberab-

gaben ausmacht, habe sie keinen Einfluss auf die Wettbewerbsfähigkeit der abgabepflichtigen 

Unternehmen.940 Vielmehr würde sich eine Abschaffung der Verkehrssteuer zum Nachteil der 

Unternehmen auswirken, da hierdurch öffentliche wie private Haushalte mit den höheren ÖPNV-

Kosten belastet würden.941 

Entscheidend diesbezüglich ist jedoch, dass die „Versement Transport“ in Frankreich lan-

desweit besteht, und nicht, wie im Falle Tübingens, sehr kleinräumig den Standortfaktor der 

Lohnnebenkosten beeinflusst und die Stadt so in der kommunalen Standortkonkurrenz zu 

schwächen vermag.942 Dieser Nachteil müsste durch den Vorteil wettgemacht werden, dass der 

ÖPNV in Tübingen mit einer Abgabelösung ticketfrei gestaltet werden soll – im Unterschied zum 

französischen Modell – und folglich einen höheren Nutzen für Arbeitgeber generiert. 

In Zeiten der Rezession gerät die französische Verkehrssteuer jedoch nicht nur als Arbeitge-

berbelastung immer wieder in die Diskussion, sondern die Einnahmen aus der VT fallen gerade 

in solchen Zeiträumen geringer aus.943 Die Finanzierung des ÖPNV über eine Verkehrssteuer 

nach französischem Vorbild ist also konjunkturabhängig und damit gerade in schlechten Zeiten 

auf die öffentliche Hand angewiesen.944 Um diese unerwünschte Abhängigkeit zu reduzieren, ist 

die Kombination mit einer weiteren Abgabelösung anzustreben. 

Desweiteren sei zu beachten, dass die VT – so vorteilhaft sie in ihrer Ergiebigkeit auch sein 

mag – unter abgabepflichtigen Unternehmen Anlass zur Kritik gibt. So bemängeln diese eben 

insbesondere die hohe Kostendeckung durch die VT mit dem Argument, dass die Finanzierungs-

beteiligung am ÖPNV zwar durch die Nutzenträgerschaft von Arbeitgebern zu rechtfertigen sei, 

sich die Abgabenhöhe jedoch nicht nach ebendiesem Nutzen richtet. Als möglicher Anhaltspunkt 

für die Nutzenträgerschaft von Arbeitgebern könnte bspw. der Anteil des Berufsverkehrs am 

ÖPNV-Aufkommen dienen; dieser liegt in Frankreich deutlich unter dem Kostendeckungsgrad 

von 40 %, wie er mit der VT erreicht wird.945 

                                                           
934 Vgl. FIS Online: Verkehrssteuer (versement transport) in Frankreich 
935 Vgl. BAV (2010: 10) 
936 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 27) 
937 1994 
938 Vgl. BAV (2010: 8) 
939 Vgl. LEDA (2000: 18) 
940 Vgl. Breef (1994) zitiert nach Klein (1998: 77) 
941 Vgl. Klein (1998: 77) 
942 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
943 Vgl. Klein (1998: 76f) 
944 Vgl. Kalbow (2001: 96) 
945 Vgl. BAV (2010: 8) 
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V e r w e n d u n g s m ö g l i c h k e i t e n  

Neben der höheren öffentlichen Beteiligung an der ÖPNV-Finanzierung946 wünschen sich 

viele der abgabepflichtigen Unternehmen zudem, dass sie über die Verwendung der VT-Einnah-

men mitbestimmten dürfen.947 Ein solches Mitspracherecht könnte die Stadt Tübingen den ab-

gabepflichtigen Arbeitgebern durchaus einräumen, bspw. um in enger Absprache gezielte ÖPNV-

Verbesserungen für die jeweiligen Arbeitnehmer zu realisieren. Dies kann insbesondere für die 

Mitarbeiter des Universitätsklinikums attraktiv sein, die in persönlichen Gesprächen betonten, 

dass die Arbeitszeiten der Früh- und Spätschichten schwer mit den Bedienungszeiten der 

TüBusse zu vereinbaren sind. Hier können angepasste Verbindungen in Abstimmung zu einem 

Gesamtkonzept des betrieblichen Mobilitätsmanagements eine starke Lenkungswirkung entfal-

ten. 

Desweiteren äußersten vornehmlich weibliche Gesprächspartnerinnen einen erhöhten Si-

cherheitsbedarf im öffentlichen Nahverkehr, v.a. in Hinblick auf die dunklen Wintermonate in 

Kombination mit den Schichtzeiten am Klinikum. Hier könnten im Binnenverkehr bspw. Anruf-

Sammel-Taxen über die Arbeitgeberabgabe finanziert werden, die sich schon am Vortag bestel-

len lassen. Im Quell- und Zielverkehr ließe sich eine betriebseigene Mitfahrzentrale einrichten 

(Online-Plattform), über die sich Kolleginnen mit passendem Arbeitsweg und mit gleichem 

Dienstplan tages- oder wochenweise zusammenfinden können, um zumindest die Anzahl der 

eingesetzten Privatautos im Berufsverkehr zu minimieren. 

A u s g e s t a l t u n g  d e r  A b g a b e  

Für Tübingen ist an dieser Stelle noch einmal darauf hinzuweisen, dass ein entsprechendes 

Finanzierungssystem nicht wie im Fallbeispiel der französischen „Versement Transport“ als 

Steuer, sondern entsprechend der in Kapitel 7.3.1 erarbeiteten Ergebnisse zum deutschen Abga-

besystem als Sonderabgabe zu gestalten wäre.  

Die Höhe der Nahverkehrsabgabe sollte den Arbeitgeber-Nutzen widerspiegeln. Da dieser 

Nutzen monetär äußerst schwer zu ermitteln ist, wäre auch folgende Vorgehensweise zur Fest-

legung der Abgabenhöhe denkbar: 

Um dem Arbeitgebernutzen aus dem ÖPNV mit der Abgabelösung gerecht zu werden, ohne 

jedem möglicherweise durch das ticketfreie ÖPNV-System gewonnenen Kunden einen monetä-

ren Wert zuzuschreiben, kann als Anhaltspunkt der Anteil des Berufsverkehrs am ÖPNV-Auf-

kommen im Stadtgebiet Tübingen herangezogen werden. Die Gesamthöhe der zu entrichtenden 

Abgabenschuld („AS“) von Unternehmen würde sich dann berechnen als: 

(PB / 100) * BK = AS 

und demzufolge die Abgabenpauschale („AP“) je Mitarbeiter als: 

AS / MA = MP 

Wobei „PB“ dem prozentualen Anteil des Berufsverkehrs am Tübinger Stadtbusverkehr ent-

spricht, „BK“ die zu deckenden Betriebskosten (oder ggf. einen festgelegten Teil der Betriebskos-

ten) meint und „MA“ für die Gesamtzahl der Mitarbeiter steht.  

Nach dieser Vorgehensweise dürfte jedoch nur der Berufsverkehr im Binnen- und Zielver-

kehr Tübingens einberechnet werden, nicht jedoch der Quellverkehr mit einem Arbeitsplatz-Ziel 

außerhalb des Tübinger Stadtgebiets. Auf diese Weise fände nur der von in Tübingen ansässigen 

Unternehmen induzierte Berufsverkehr Berücksichtigung. 

                                                           
946 Vgl. ebd.: 77 
947 Vgl. BAV (2010: 9) 
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Sicherlich ist eine solche Ermittlung der „angemessenen“ Abgabenhöhe als „willkürlich“ und 

in vielerlei Fällen als „ungerecht“ anzufechten. Sollte die Wahl auf eine Arbeitgeberabgabe als 

Finanzierungslösung für die Ticketfreiheit im ÖPNV fallen, so bleibt es der Entscheidungsverant-

wortung der Stadt Tübingen überlassen, ob sie sich bei der Abgabengestaltung auf derlei Berech-

nung zur Rechtfertigung gegenüber den abgabepflichtigen Unternehmen berufen möchte oder 

die Abgabenhöhe sogleich frei ansetzt. 

Für eine Arbeitgeberabgabe ist zudem die Frage nach der Mitarbeiterschwelle (bei der VT 

liegt sie bei neun Personen) von Bedeutung. Zwar bietet sie kleinen Unternehmen einen gewis-

sen Schutz, doch birgt sie auch das Risiko, dass Arbeitgeber die Anstellung des zehnten Arbeit-

nehmers scheuen. Das französische Modell versucht diesem Problem gerecht zu werden, indem 

Unternehmen in den ersten sechs Jahren Vergünstigungen erhalten, die schrittweise reduziert 

werden bis zum vollen Steuersatz ab dem siebten Jahr.948 

V o r -  u n d  N a c h t e i l e  i n  d e r  Z u s a m m e n f a s s u n g  

Die Tabelle 13 fasst die Vor- und Nachteile der Arbeitgeberabgabe nach dem französischen 

Vorbild der „Versement Transport“ noch einmal zusammenfassend dar. 

Tabelle 13: Vor- und Nachteile der französischen Verkehrssteuer 

Vorteile Nachteile 

 hohe Ergiebigkeit (Bruttoeinnahmen) 

 Anknüpfung an den Lohn entsprechend 
der französischen Sozialversicherung er-
möglicht relativ einfache und kostengüns-
tige Erhebung für die öffentliche Hand als 
auch für die Arbeitgeber 

 Finanzierung des öffentlichen Regional-
verkehrs mit großem Gestaltungsspiel-
raum bei Investitionen und dem ÖV-Be-
trieb für die Kommunen bzw. Kommunal-
verbände 

 erweiterter Arbeitsmarkt für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer durch die bessere ÖV-
Erschließung 

 Anknüpfung an die Lohnsumme erhöht die 
Lohnnebenkosten und kann so zu Wettbe-
werbsnachteilen der Kommune führen 

 hohe zweckgebundene Einnahmen begüns-
tigen Fehlinvestitionen 

 die Finanzierungsbeteiligung der Arbeitge-
ber am öffentlichen Regionalverkehr von 
über 40 % liegt weit über ihrer Nutzenträ-
gerschaft 

 Eintrittsschwelle für Kommunen benachtei-
ligt kleine Regionen, die ihren ÖV weitge-
hend selbst finanzieren müssen 

 Mitarbeitergrenze für Unternehmen lässt 
Arbeitgeber u.U. vor der Einstellung neuer 
Mitarbeiter zurückschrecken 

Quelle: Eigene Darstellung nach Klein (1998: 78) und BAV (2010: 10) 

Die Einführung der Arbeitgeberabgabe kann in Tübingen schrittweise vom gegenwärtigen 

Jobticket-Modell ausgehend erfolgen. Wie in Kapitel 11.1.2 beschrieben, wird das Jobticket schon 

heute von einigen Unternehmen auf freiwilliger Basis subventioniert. Diese Freiwilligkeit könnte 

nach dem Vorbild von Nordrhein-Westfalen zur Pflicht gemacht werden, sofern das Land Baden-

Württemberg den entsprechenden Rechtsrahmen schafft. Dabei greift Nordrhein-Westfalen auf 

eine Kombination zur betrieblichen Parkraumbewirtschaftung zurück, auf die im nachfolgenden 

Kapitel eingegangen werden soll. 

                                                           
948 Vgl. BAV (2010: 9) 
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11.2.4 Bewirtschaftung von betrieblichen Stellplätzen 

1998 erließ Nordrhein-Westfalen als erstes deutsches Bundesland ein Stellplatznutzungs-

gesetz, das für alle Landesbehörden die Verknüpfung von Parkraumbewirtschaftung und Jobti-

cket (vgl. Kapitel 11.1.2) vorsieht. Auf diesem Wege sollten gezielt „Anreize für eine bewusste 

Verkehrsmittelwahl (…) als Beitrag zu umwelt- und sozialverträglichem Verkehr“949 geschaffen 

werden. Dabei sieht das Gesetz vor, dass jede Dienststelle ein eigenes Nutzungskonzept entwirft, 

das auf die lokalen Bedingungen zugeschnitten ist. Das Landesgesetz bildet lediglich den recht-

lichen Rahmen.950 

Durch diese Möglichkeit zur individuellen Ausgestaltung eignet sich der Ansatz nicht nur für 

öffentliche Einrichtungen, sondern ist ebenso für private Unternehmen interessant, bringt ein 

betriebliches Mobilitätsmanagement doch zugleich Vorteile für Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 

das lokale Umfeld mit sich.951 Die Vorteile der Entgelterhebung für die Stellplatznutzung in Ver-

knüpfung zum Jobticket bzw. zur allgemein gültigen ÖPNV-Ticketfreiheit setzten sich im Wesent-

lichen wie in Abbildung 58 visualisiert zusammen: 

Abbildung 58: Wirkungsgefüge zum betrieblichen Parkraummanagement in Kombination 
zur kommunalen ÖPNV-Ticketfreiheit bzw. zum Jobticket-Modell 

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Wie aus Abbildung 58 hervorgeht, senkt der Arbeitgeber mit jedem umgelenkten PKW-Nut-

zer nicht nur seine Kosten, sondern verbessert zugleich seine Standorterreichbarkeit für neue 

                                                           
949 Laumann/Müller (2000: 8) 
950 Vgl. ebd.: 8 
951 Vgl. ebd.: 5 u. 10ff 
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Mitarbeiter, aber auch Geschäftspartner sowie Kunden und Besucher und erwirtschaftet so ten-

denziell höhere Umsätze. Desweiteren wird das Umwelt-Image der Dienststelle aufgewertet so-

wie die Gesundheit der Mitarbeiter unterstützt.952 Etwaige indirekte Wirkungen lassen sich zwar 

nicht mehr direkt der Maßnahme zuschreiben (Zuordnungslücke), da ihre Ausprägungen durch 

viele weitere Faktoren verzerrt werden, doch induzieren sie in jedem Fall selbstverstärkende 

Dynamiken (positive Rückkopplungskreisläufe) auf der psychologischen Ebene (höhere Akzep-

tanz; größere Motivation), die wiederum ihrerseits eine intensivere Wirkung der Maßnahmen 

erreichen (Multiplikatoreffekt). 

Trotz der Vielzahl der aufgezeigten Vorteile ist die Entgelterhebung zur Nutzung betriebli-

cher Stellplätze nicht in allen Fällen zielführend und muss jeweils geprüft werden. Hierbei ent-

scheiden v.a. die beiden Faktoren „Anzahl der verfügbaren Stellplätze“ (eigene im Verhältnis zur 

Mitarbeiterzahl sowie im Umfeld bis ca. 500m) und „Lage der Dienststelle“ (Ballungsraum versus 

ländlicher Raum; innerstädtisch versus am Stadtrand/im Gewerbegebiet) über das Potenzial ei-

ner Parkraumbewirtschaftung.953 

So sind LAUMANN/MÜLLER954 der Ansicht, dass die Entwicklung und Einführung eines Stell-

platznutzungskonzepts für nur einzelne Parkplätze kaum lohnenswert ist, selbst wenn auf diese 

ein hoher Nachfragedruck besteht – durch die geringen potenziellen Einnahmen ließen sich 

keine nennenswerten Pull-Faktor für die intendierte Verkehrsverlagerung schaffen; die Park-

platznot an sich stellt schon den größten Push-Faktor dar. Ebenso ist bei der Verfügbarkeit von 

vielen gebührenfreien oder ggf. kostengünstigeren Stellplätzen in unmittelbarer Umgebung zum 

Arbeitsstandort Abstand von Entgelterhebungen zu nehmen, wird sich doch mit großer Wahr-

scheinlichkeit ein Verlagerungseffekt einstellen, der dem Arbeitgeber zwar Kosteneinsparungen 

bringt, die restlichen Vorteile jedoch auslässt. Schlimmer noch: die Belastung der direkten Um-

gebung mit Parksuchverkehr und ruhenden Fahrzeugen wird zunehmen und sowohl Mitarbeiter 

als auch die Anwohner haben die negativen Folgen (bspw. Zeitverluste, Lärm, Unfälle, längere 

Fußwege) zu tragen. Der damit verbundene Ärger kann zwar auch einen Anreiz zum Umstieg auf 

alternative Verkehrsmittel darstellen, doch sind derartig negative Push-Maßnahmen vermeid-

bar angesichts der Verfügbarkeit von positiv besetzten Pull-Maßnahmen.955 

Desweiteren sollten sich Arbeitgeber zunächst ihrer Verortung im geographischen Raum so-

wie den Bedingungen der ÖPNV-Anbindung bewusst werden. Während letztere in verdichteten 

Siedlungsgebieten zumeist eine attraktive Alternative zum MIV bietet, kann die Forderung auf 

Verkehrsmittel des Umweltverbundes umzusteigen in manch ländlichen Gebieten oder auch bei 

Dienststellen in abgelegenen Gewerbegebieten eine Zumutung darstellen.956 Neben der eigenen 

Lage und ÖPNV-Anbindung sowie der Verkehrsmittelnutzung seiner Mitarbeiter kann der Ar-

beitgeber zusätzlich auf die ihm bereits vorliegenden Wohnortdaten seiner Mitarbeiter zurück-

greifen, um das Einzugsgebiet mit weiteren Rahmenbedingungen (neben der ÖPNV-Anbindung 

bspw. auch Schnellfahrtstraßen, Radwegenetz, Topographie, Wegeentfernungen) abzugleichen 

und auf diese Weise mögliche Umstiegsbarrieren zu identifizieren. 

Für eine möglichst genaue Potenzialermittlung sollten im Rahmen eines ganzheitlichen Mo-

bilitätsmanagements weitere Anforderungen bzw. Mitarbeiterbedürfnisse (bspw. Transportbe-

darf, Wegeketten, Sicherheitsbedenken) erfasst werden. Auch Dienststellen-spezifische Rah-

menbedingungen wie die Arbeitszeiten (Gibt es bspw. Nacht-/Spätschichten? Sind Frauen davon 

betroffen?) oder das Bedürfnis nach flexibler Mobilität während der Arbeitszeit (wechselnde 

                                                           
952 Vgl. ebd.: 15 
953 Vgl. ebd.: 14 
954 2000 
955 Vgl. Laumann/Müller (2000: 14) 
956 Vgl. ebd.: 14f 
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Einsatzorte, bspw. Fahrten zu Kunden mit dem Privatauto) sollten in die Überlegungen eines 

Arbeitsgebers einfließen, um Sinn, Potenzial und Zumutbarkeit einer geforderten Verkehrsver-

lagerung im Interesse der Mitarbeiter abwägen zu können. Werden diese drei Kriterien nicht 

oder nur partiell erfüllt, stellt die Parkraumbewirtschaftung lediglich ein Mittel zur Kostende-

ckung der Stellplätze dar ohne eine nennenswerte Lenkungswirkung.957 

Mithilfe einer engen Kooperation von Stadt und Arbeitgebern kann eine gezielte Parkraum-

bewirtschaftung für den Berufsverkehr eingeleitet werden mit dem Vorteil, dass diese Verkehrs-

teilnehmer – im Unterschied zu Besuchern von Freizeit- und Versorgungseinrichtungen – nicht 

auf andere Räume (bspw. Reutlingen oder Stuttgart) ausweichen können. Einzelhandel und Gast-

ronomie würden bei dieser bewussten Strategie für den Berufsverkehr also keine Wettbewerbs-

nachteile gegenüber anderen Städten erfahren. Im Gegenteil: die Parkraumbewirtschaftung an 

Dienststellen in Verbindung mit Anwohnerparken in den umliegenden Wohngebieten sowie 

Parkraumrestriktionen für das Langzeitparken unterstützt den innerstädtischen Einzelhandel, 

da Kapazitäten für den ruhenden Verkehr nicht von Berufspendlern über Stunden hinweg blo-

ckiert werden.958 

Zudem stellt eine frühzeitige Kooperation des Arbeitgebers mit den zuständigen Planungs- 

und Ordnungsämtern sicher, dass die Einführung eines Stellplatznutzungskonzepts seitens der 

Dienststelle nicht den kommunalen Parkraumkonzepten in die Quere kommt. Es können sich 

sogar Synergien ergeben, indem die Stellplatzkapazitäten zu Zeiten der Nicht- oder Wenig-Nut-

zung anderen Personen zur Verfügung gestellt werden: in Wohngebieten den Anwohnern; in In-

nenstädten den Besuchern, Kunden und dem Wirtschaftsverkehr; in Stadtrandlagen dem Park-

and-Ride-Bedürfnis von Teilnehmern an Großveranstaltungen usw.959 Hierdurch wird die Ver-

kehrsbelastung im örtlichen Umfeld reduziert und Neubaumaßnahmen zum Kapazitätsausbau 

vermieden. Der Stellplatz-Eigentümer erzielt zudem auch außerhalb der Arbeitszeiten seiner 

Mitarbeiter Einnahmen, die wiederum in Zuschüsse für den ÖPNV überführt werden können. 

Eine Gewinnsituation für alle Beteiligten. 

Abschließend ist festzuhalten, dass die betriebliche Parkraumbewirtschaftung und die kom-

munale ÖPNV-Förderung zwei sich gegenseitig unterstützende, aber zunächst einmal getrennte 

Instrumente zur Lenkung der Verkehrsmittelwahl darstellen, die den Kostendruck von Stell-

platz-Eigentümern und ÖPNV-Aufgabenträgern zu reduzieren vermögen. Während die Park-

raumbewirtschaftung einen Anreiz zur ÖPNV-Nutzung setzt und bei erfolgter Umlenkung posi-

tive Wirkungen aufleben lässt, entfaltet die Ticketfreiheit im ÖPNV nicht nur eine äußerst starke 

Lenkungswirkung, sondern als positiv besetzte Maßnahme vermag sie auch Kritik an der Park-

raumbewirtschaftung zu entschärfen.960 

Neben der kostenlosen ÖPNV-Nutzung können flankierende Maßnahmen weitere Anreize 

für eine Verkehrsverlagerung schaffen. Gleich dem Prinzip der Arbeitgeberabgabe (vgl. Kapitel 

                                                           
957 Weiterführende Literaturempfehlung für Planungsmaterialien (Checkliste, Fragebogen, Gesetzes-

texte) rund um das Thema Stellplatznutzungskonzept sowie detaillierten Handlungsempfehlungen, 
Musterbeispielen, Modellrechnungen zu den Bestandteilen „Beteiligung und Kommunikation“, „Pro-
jektplanung“, „Erfassung der Ausgangssituation“, „Ausarbeitung eines angepassten Konzepts“ sowie 
„Durchführung und Erfolgskontrolle“ siehe Laumann/Müller (2000): „Parken und Jobticket. Eine Pla-
nungshilfe für die Praxis“, erschienen in der Schriftenreihe „Bausteine“ des Instituts für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung des Landes Nordrhein-Westfalen. 

958 Vgl. Klein (1999: 120) 
959 Laumann/Müller (2000: 20) 
960 Vgl. Klein (1999: 121) und Laumann/Müller (2000: 20) 
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11.2.3), können die Einnahmen bspw. zur Gründung einer Fahrgemeinschaftsvermittlung einge-

setzt werden oder ihre Verwendung in diebstahl- und wetterresistenten Abstellanlagen für Fahr-

räder sowie in der Einrichtung von Wasch- und Umkleidemöglichkeiten finden.961 

11.2.5 Der Erschließungsbeitrag 

Wie in Kapitel 7.3.1 angeklungen, besteht neben den aufgeführten Abgabelösungen auch die 

Möglichkeit, den Bau von ÖV-Erschließungsanlagen über eine Grundeigentümer- oder Bauher-

renabgabe zu finanzieren.962 Diese ließe sich nach der deutschen Finanzverfassung jedoch nicht 

als Sonderabgabe, sondern nur als Erschließungsbeitrag gestalten (vgl. Kapitel 7.3.1). Somit 

kommt diese Finanzierungsmöglichkeit nur für Erst- bzw. Erweiterungs- und Verbesserungsin-

vestitionen infrage, bspw. für eine neue Buslinie oder für den Ausbau des Haltestellennetzes, 

nicht jedoch zur Deckung der laufenden Betriebskosten. 

Für die Realisierung eines ticketfreien Stadtbussystems „wären die Beiträge [dennoch] inte-

ressant, wenn es bedingt durch Kapazitätsengpässe zum Infrastrukturausbau käme, oder bei-

spielsweise auch bei der Taktverdichtung einer Linie, denn auch hier kann man von einem ‚Er-

schließungsvorteil‘ für die Anwohner entlang der Linie sprechen.“963 

Jedoch ist im Baugesetzbuch, das die Gemeinden nach § 127 BauGB zur Erhebung von Er-

schließungsbeiträgen ermächtigt, nicht die Rede von dergleichen Investitionen. Hier werden le-

diglich Erschließungsanlagen wie Straßen, Wege, Grünanlagen u.ä. aufgeführt. Diese Aufzählung 

ist abschließend und beinhaltet keine Erwähnung zum ÖPNV, obwohl dessen Infrastruktur als 

Erschließungsanlagen zu verstehen ist.964 Demnach müsste auch hier der Gesetzgeber aktiv wer-

den und eine Ergänzung der Aufzählung im BauGB vornehmen.965 

Festzuhalten ist also, dass die Bereitstellung von ÖPNV-Angeboten als öffentliche Leistung 

potenziell beitragsfähig ist und als solche einer rechtlichen Prüfung zur Anpassung der Landes-

gesetze unterzogen werden sollte. 

In einem Gutachten aus dem Jahre 1995 wird ein entsprechender ÖV-Erschließungsbeitrag 

für die Stadt Bremen untersucht. Die Gutachter ABEL-LORENZ ET AL.966 kommen hierin zu der Ar-

gumentationslinie, dass der Aufgabenträger für den ÖPNV bekannter Weise eine Mindester-

schließung mit ÖV-Angeboten zu garantieren hat (vgl. Kapitel 3.1) und folglich das Landesgesetz 

die Kommunen ermächtigen sollte, eine Abgabe zum Finanzierungszweck der „ausreichenden 

Bedienung“ (§ 8 Abs. 3 PBefG) per Satzung erheben zu dürfen. In dieser Satzung kann der Aufga-

benträger im ÖPNV sodann festlegen, wie die Mindesterschließung definiert wird.967 In Überein-

stimmung zu den Ergebnissen dieser Arbeit (vgl. Kapitel 7.3.1) ordnen die Gutachter die Abgabe 

dem Abgabetypus „Beiträge“ zu968 (auch wenn sie im Gutachten irreführender Weise den Termi-

nus „ÖV-Erschließungsabgabe“ verwenden). 

Als Abgabepflichtige werden von ABEL-LORENZ ET AL. die Grundeigentümer ausgewählt, de-

ren Abgabenhöhe sich relativ einfach über die Grundstücksgröße ermitteln lässt.969 Eine stand-

                                                           
961 Vgl. Laumann/Müller (2000: 12f) 
962 Vgl. Schomerus (1996: 141) 
963 Kalbow (2001: 91f) 
964 Vgl. Kalbow (2001: 91) und Schomerus (1996: 142) 
965 Vgl. Kalbow (2001: 46) 
966 1995 
967 Vgl. Abel-Lorenz et al. (1995: 40) 
968 Vgl. ebd.: 30f 
969 Vgl. ebd.: 59ff 
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ortbezogene Wettbewerbsverzerrung infolge des ÖV-Erschließungsbeitrags schließt das Gut-

achten dabei aus.970 SCHOMERUS verweist zudem auf die Möglichkeit, alternativ zum Grundeigen-

tümer den Bauherren in die Abgabenpflicht zu nehmen.971 Neben der Größe könnte nach seiner 

Ansicht auch der Erschließungsgrad des Grundstückes, definiert über die Entfernung zur nächst-

gelegenen Haltestelle sowie der dortigen Taktfrequenz öffentlicher Verkehrsmittel, als Bemes-

sungsgrundlage für die Abgabenhöhe dienen.972 

Die Erhebung eines ÖV-Erschließungsbeitrags von Grundstückseigentümern rechtfertigen 

ABEL-LORENZ ET AL. zum einen mit dem Mindesterschließungsstandard973, den die Abgabepflich-

tigen als rechtlich notwendige Gegenleistung für die Beitragszahlung erhalten (vgl. Kapitel 7.3.1). 

Zum anderen beziehen sich die Autoren hinsichtlich der Anwendung der Grundstücksgröße zur 

Ermittlung der Abgabenhöhe auf die spezifische Defizitwahrscheinlichkeit des ÖPNV in Abhän-

gigkeit von der Bauweise. So könnte der ÖPNV in dicht bebauten Siedlungsgebieten mit einer 

hohen Bevölkerungsdichte mit höherer Wahrscheinlichkeit kostendeckend betrieben werden, 

während die Kostendeckungsdefizite im ÖPNV umso höher seien, je disperser die Siedlungs-

struktur ausfällt, da von letzterer das Fahrgastpotenzial abhängt. Diese spezifische, auf die Be-

siedlungsform zurückzuführende Defizitwahrscheinlichkeit soll über den Erschließungsbeitrag 

aufgefangen werden, indem über die Grundstücksgröße sowohl Defizitrisiko als auch Verursa-

cherprinzip berücksichtigt werden.974 

Inwiefern die dieser Rechtfertigung zugrundeliegende Prämisse – die Abhängigkeit von 

Siedlungsdichte und Defizitrisiko – angesichts der Vielfalt an Faktoren, die den unzureichenden 

Kostendeckungsgrad von ÖPNV-Systemen auch und gerade in dicht besiedelten Gebieten ver-

antworten, zutreffend sein mag, soll an dieser Stelle nicht erörtert werden. Vielmehr sind die 

Vorteile von Interesse, die sich aus ÖV-Erschließungsbeiträgen ergeben können. 

Wie bereits erläutert, würden die Beitragseinnahmen der Finanzierung von einmaligen In-

vestitionskosten für den Ausbau der ÖPNV-Infrastruktur dienen. Desweiteren führen die Gut-

achter ABEL-LORENZ ET AL. jedoch an, dass Erschließungsbeiträge zu niedrigeren Fahrscheinprei-

sen führen und damit einen Anreiz zum Umstieg vom MIV auf den ÖPNV schaffen.975 Die Preis-

senkungen dürften jedoch nicht unmittelbar aus den Einnahmen der Erschließungsbeiträge fi-

nanziert werden, da sonst eine Teildeckung der Betriebskosten stattfinden würde. Jedoch könnte 

die Kostendeckung der ÖPNV-Investitionen zu einer Entlastung des kommunalen Haushaltes 

führen, sodass Kommunen ein größerer finanzieller Spielraum zur Senkung der ÖPNV-Tarife er-

öffnet wird. 

Dies könnte nach ABEL-LORENZ ET AL. bspw. über den Ankauf von Fahrscheinen und der an-

schließenden, vergünstigten Abgabe an Einwohner, die im Einzugsgebiet der Beitragserhebung 

wohnen, geschehen.976 Da die Erhebung jedoch nur einmalig zulässig ist (vgl. Kapitel 7.3.1), ist 

eine dauerhafte Finanzierung von Vergünstigungen im ÖPNV-Tarifsystem durch Erschließungs-

beiträge nicht praktikabel – also auch nicht die ÖPNV-Ticketfreiheit für das Tübinger Stadtbus-

system. Durchaus ließen sich nach diesem Prinzip jedoch kostenlose Fahrscheine für einkom-

mensschwache Bevölkerungsgruppen finanzieren, wie sie auch beim Modell der Bürgerabgabe 

von der Abgabenpflicht befreit wären (vgl. Kapitel 11.2.1). 

                                                           
970 Vgl. ebd.: 37 
971 Vgl. Schomerus (1996: 141f) 
972 Vgl. ebd.: 142 
973 Vgl. Abel-Lorenz et al. (1995: 39) 
974 Vgl. ebd.: 60f 
975 Vgl. ebd.: 50 
976 Vgl. ebd.: 122f 



183 
 

Mit einem ÖV-Erschließungsbeitrag ließen sich zudem nicht nur einmalige ÖPNV-Investiti-

onen finanzieren, sondern die Abgabe könnte zugleich einen Anreiz zur verdichteten Raumnut-

zung setzen.977 Über räumliche Abstufungen der Beiträge ließe sich eine flächenschonende und 

verkehrsvermeidende Siedlungsentwicklung, wie sie im politischen Sinne der Stadt Tübingen ist, 

unterstützen. So könnten niedrigere Beiträge für dicht bebaute, zentrumsnahe Siedlungsgebiete 

gelten, die einen hohen Grad der Funktionsmischung aufweisen (bspw. für das Französische 

Viertel in Tübingen), während für dünn besiedelte Gebiete an den Stadträndern entsprechend 

höhere Beiträge erhoben werden. Das übergeordnete Ziel der nachhaltigen städtebaulichen Ent-

wicklung findet sich auch in § 1 Abs. 5 BauGB wieder und würde daher für die eingangs gefor-

derte Ergänzung der BauGB-Aufzählung bzgl. Erschließungsanlagen sprechen (siehe Seite 181). 

Der Stadt Tübingen würde das Vorgehen, die Abgabe per Satzung erheben zu können, zudem 

große Gestaltungsspielräume bzgl. der Definition von Bedienungsstandards sowie der Ausge-

staltung der Abgabe einräumen. Im Rahmen dieser Spielräume sollte jedoch stets die Verhältnis-

mäßigkeit der Finanzierungslast im Blick behalten werden gemäß des Nutzens, der aus der 

ÖPNV-Erschließung resultiert, sowie dem Kostendeckungsprinzip, das ein Verbot der Kosten-

überdeckung sowie ein Gebot der Vermeidung von Kostenunterdeckung vorsieht.978 

11.2.6 Die KFZ-Halterabgabe 

In einer 2005 veröffentlichten Drucksache der baden-württembergischen Landesregierung 

wird eine Sonderabgabe für den KFZ-Besitz als „verfassungsrechtlich grundsätzlich zulässig“979 

beurteilt, jedoch nur unter der Prämisse, dass die Nahverkehrsabgabe an das Lenkungsziel an-

knüpft und auf ÖPNV-Fahrscheine angerechnet wird.980 Bei der Erzielung von Einnahmen ohne 

eine Gegenleistung würde es sich um den Abgabetyp einer Steuer handeln (vgl. Kapitel 7.3.1), für 

die dem Land die Gesetzgebungskompetenz fehlt.981 Gegen eine KFZ-Halterabgabe sprechen im 

Wesentlichen jedoch drei wesentliche Punkte: 

(1) Das Potenzial, dass Einwohner ihr Fahrzeug auf Personen ummelden, die nicht im Ein-

zugsgebiet der Nahverkehrsabgabe wohnen, ist äußerst hoch, da eine Ummeldung doch 

recht unkompliziert vorzunehmen ist.982 Insbesondere vor dem Hintergrund des hohen 

Studierendenanteils in der Universitätsstadt Tübingen ist damit zu rechnen, dass sich 

ein Großteil der Abgabepflichtigen der Zahlung entziehen wird. 

(2) Wird die Umsetzung der ÖPNV-Ticketfreiheit auf eine KFZ-Halterabgabe gestützt, so 

sind Aufrechterhaltung und Ausbaumaßnahmen des ÖPNV-Angebots darauf angewie-

sen, dass der KFZ-Besitz in der lokalen Bevölkerung weiter zunimmt – eine Prämisse, die 

den Zielen einer höheren Umweltverträglichkeit im Verkehr entgegenläuft. Trägt die 

Verlagerungsstrategie Früchte, so untergräbt der Erfolg der Ticketfreiheit seine eigene 

Basis.983 Deshalb kann eine PKW-Halterabgabe – wie jede andere auf MIV-Restriktionen 

basierende Finanzierungslösung – lediglich ergänzend zu anderen Instrumenten und 

auch nur zum ersten Anschub für ein verändertes Mobilitätsverhalten in der Bevölke-

rung eingesetzt werden, keinesfalls aber als alleiniges Instrument zur dauerhaften Absi-

                                                           
977 Vgl. ebd.: 51f 
978 Vgl. ebd.: 40-44 
979 Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
980 Vgl. Landtag von Baden-Württemberg (08.12.2005) 
981 Vgl. Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
982 Vgl. ebd. 
983 Anmerkung: Gleiches gilt auch für die Forderung nach einer ÖPNV-Förderung durch die Erhöhung 

der Mineralölsteuer. 
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cherung des ÖPNV-Systems dienen. Hierfür bedarf es Finanzierungsquellen, die unab-

hängig von den Entwicklungen im MIV (oder vom Querverbund mit der Energiewirt-

schaft, siehe Seite 29) sind.984 

(3) Wie das Kapitel 6.2.1 zeigte, bestehen unter PKW-Nutzern v.a. hinsichtlich der variablen 

Kosten große Fehleinschätzungen, während die Fixkosten für Erwerb, Unterhalt und 

Wartung eines privaten Fahrzeuges oft nicht im Bewusstsein der Verkehrsteilnehmer 

sind bzw. den Lebensstandkosten zugerechnet werden. Es ist daher fraglich, ob mit der 

Abgabenerhebung auf die KFZ-Haltung eine Lenkungswirkung erzielt werden kann, er-

höht sie doch lediglich die Fixkosten, nicht aber die „Out-of-Pocket“-Kosten. 

Aus den genannten Gründen wird von einer KFZ-Halterabgabe in dieser Arbeit abgeraten. 

Stattdessen sollte die Stadt Tübingen ihren Weg gemäß der Klimaschutzkampagne fortsetzen, 

indem sie weiterhin die Neuzulassung von emissionsarmen Fahrzeugen unterstützt (vgl. Kapitel 

8.1.1), jedoch keine eigenen Einnahmen aus der PKW-Haltung erwirtschaftet. Anders in Hinblick 

auf die Bepreisung der PKW-Nutzung, da hier die öffentlich erbrachte Leistung der Infrastruk-

turvorhaltung eine Gegenleistung aufseiten der Nutznießer durchaus rechtfertigt. 

Im folgenden Kapitel soll daher auf die Möglichkeit einer Einfahrtsgebühr für das Stadtge-

biet Tübingen eingegangen werden, auch wenn sich die Thematik im Rahmen dieser Arbeit nicht 

erschöpfend behandeln lässt. 

11.3 Die City-Maut 

Die Einführung einer Straßennutzungsgebühr kann entweder vom Bundesgesetzgeber für 

alle Straßenkategorien veranlasst werden oder wäre auch vom Land zulässig, sofern Bundes-

straßen von der Regelung ausgenommen werden.985 Für die Umsetzung bedarf es jedoch einer 

vorgeschalteten Rechtsprüfung, für die sich das Land Baden-Württemberg bislang noch zurück-

hält, schließlich sei der Landesregierung nach eigenen Angaben „kein kommunaler Bedarf für 

dieses Instrument bekannt“986. 

Grundsätzlich lässt sich die Einführung einer City-Maut, deren Einnahmen das ticketfreie 

Nahverkehrssystem in Tübingen (mit-)finanzieren sollen, unter Berufung auf drei Argumente 

rechtfertigen. Zwar wurden diese im allgemeinen Kapitel zur Rechtfertigung eines umlagefinan-

zierten ÖPNV bereits angeführt (vgl. Kapitel 7.2), doch sollen sie an dieser Stelle mit direktem 

Bezug auf den MIV noch näher erläutert werden: die Nutzerfinanzierung, die Nutzenträgerschaft 

und das Verursacherprinzip im MIV. 

N u t z e r f i n a n z i e r u n g  

Wie SEYDEWITZ/TYRELL schon im Jahr 1995 bemerkten, ist das Argument vieler Nulltarif-Kri-

tiker, „die öffentliche Hand sei nicht befugt, in einem solchen Umfang Leistungen zu ‚verschen-

ken‘“987 nicht haltbar, da Kommunen seit Beginn der Massenmotorisierung in den 1950er Jahren 

genau dies für den MIV in großem Umfang betrieben haben und noch immer fortführen988 (vgl. 

Kapitel 3.2.1). SEYDEWITZ/TYRELL989 verweisen in diesem Zusammenhang auf die Untersuchungs-

ergebnisse des Heidelberger Umwelt- und Prognoseinstituts. Demnach liegt „der Kostende-

ckungsgrad [im MIV] unter Berücksichtigung der ökologischen Kosten bei unter 30 Prozent, ist 

                                                           
984 Vgl. Klein (1999: 136) 
985 Vgl. ebd. 
986 Berichtsvorlage zur Behandlung im Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen (25.05.2012) 
987 Seydewitz/Tyrell (1995: 7) 
988 Vgl. ebd.: 7f 
989 1995 



185 
 

damit also noch deutlich geringer als der Kostendeckungsgrad im ÖPNV.“990 Und dabei fehlen 

dem Bund nach Aussagen von Michael Groschek, Verkehrsminister des Landes Nordrhein-West-

falen, jährlich rund sieben Milliarden Euro, um allein die vorhandene Verkehrsinfrastruktur zu 

erhalten.991 An einen Ausbau lässt ein solches Defizit kaum denken und drängt zur Erschließung 

neuer Finanzierungsquellen.992 

Nur gerecht findet es da auch Boris Palmer, die Autofahrer als Nutzer der Verkehrsinfra-

struktur zukünftig stärker an der Finanzierung zu beteiligen – zumal durchschnittlich verdie-

nende Vollzeit-Arbeitnehmer bereits ab drei Minuten Fahrzeitersparnis im Straßenverkehr von 

der Maut profitieren.993 Daher wehrt Boris Palmer auch den öffentlichen Vorwurf ab, mit einer 

Einfahrtsgebühr für das Stadtgebiet Tübingen die Autofahrer „ausnehmen“ zu wollen. 

„Eine City-Maut ist keine Abzocke. Während die Kosten des öffentlichen Nahverkehrs 

heute wesentlich über Tickets von den Kunden erbracht werden, erhält die Stadt von 

den Autofahrern für die Nutzung des Straßennetzes nichts. Das ist einer der Gründe, 

warum das Straßennetz chronisch unterfinanziert ist und viele Brücken und Straßen 

marode sind. Mit einer City-Maut kann das Straßennetz endlich sinnvoll unterhalten 

werden. Jeder zweite Euro aus der Grundsteuer der Stadt fließt heute in das Straßen-

netz. Künftig würden die Nutzer selbst für die Straßen aufkommen.“994 

N u t z e n t r ä g e r s c h a f t  

Doch ziehen Autofahrer nicht nur aus der Verkehrsinfrastruktur ihren Nutzen, sondern sind 

sie als Teilnehmer des MIV auch zu zwei Nutzenträger-Gruppen eines ÖPNV-Systems zu zählen. 

Zum einen zur Gruppe der potenziellen Nutzenträger, da auch ihnen das Angebot, öffentliche Ver-

kehrsmittel zu nutzen, bereitgestellt wird. Zum anderen sind sie als spezifische Nutzenträger aus-

zumachen, sofern das Bussystem eine Entlastungsfunktion für Straßen und Stellflächen erfüllt.995 

Demzufolge sind auch MIV-Teilnehmer zur Finanzierung eines ÖPNV-Systems im Allgemeinen 

bzw. einer ÖPNV-Ticketfreiheit im Speziellen heranzuziehen. 

V e r u r s a c h e r p r i n z i p  

Neben der Nutzenträgerschaft von MIV-Teilnehmern ist aber v.a. die notwendige Internali-

sierung von verkehrsinduzierten externen Kosten (vgl. Kapitel 7.2) als Begründung anzubringen, 

wenn es um die Frage geht, warum Autofahrten mit Abgaben belegt werden.996 Sollen die Ver-

zerrungen im Kostenvergleich der Verkehrsmittelalternativen MIV und ÖPNV behoben und der 

ÖPNV in seinem Kostenvorteil bestärkt werden, so bedarf es eines finanzpolitischen Instru-

ments, das die individuelle Entscheidung von Verkehrsteilnehmern bzgl. ihrer Verkehrsmittel-

wahl, aber auch in Hinblick auf Fahrtroute und -zeit, unmittelbar zu beeinflussen vermag. Die 

„Verkehrsströme senken und lenken“997 lautet daher die von Ministerpräsident Winfried Kre-

tschmann vielfach in den Medien zitierte Zielsetzung einer City-Maut. Eine Push-Maßnahme wie 

die City-Maut kann dies bewirken998, indem sie Einfahrten in die Innenstadt in ihrer Anzahl re-

                                                           
990 Ebd.: 8 
991 Vgl. Michael Groschek im Interview der Tagesschau (05.10.2012) 
992 Vgl. Tagesschau (05.10.2012) 
993 Eigene Berechnung nach Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2012: 3) 
994 Pressearchiv der Stadt Tübingen (17.04.2012) 
995 Vgl. Keuchel (2000: 92) 
996 Vgl. Baum (1993: 8f); Keuchel (2000: 19) und Reupke (1992: 48) 
997 Schwäbische.de (07.05.2011) 
998 Vgl. Winfried Hermann im Interview der Tagesschau (05.10.2012) 
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duziert, die Bildung von Fahrgemeinschaften fördert und für Autofahrer einen finanziellen An-

reiz setzt, auf den ÖPNV oder NMV umzusteigen. Die intendierten Wirkungen lassen sich unter 

der Reduzierung externer Kosten subsummieren, von der Verringerung des Verkehrsaufkom-

mens und -staus über die Senkung von Emissionen bis hin zur Reduzierung von Verkehrsunfäl-

len und Gesundheitsschäden. 

Welche Lenkungswirkung eine Straßennutzungsgebühr entfalten kann zeigt das Beispiel der 

Stadt London.999 Nach der Einführung einer innerstädtischen Maut-Zone im Februar 2003 ver-

ringerte sich die Verkehrsleistung um 15 % und Verkehrsstaus konnten sogar um 30 % reduziert 

werden.1000 Folglich sanken die Stickoxid- und Feinstaubbelastungen um rund 12 %, die CO2-

Emissionen um knapp 20 %.1001 Abzüglich Betriebs- und Erhebungskosten bringt die City-Maut 

der Stadt London Einnahmen von über 100 Mio. Euro p.a. ein, die zum Großteil zum Ausbau des 

ÖPNV-Angebots verwendet werden.1002 Die City-Maut stellt also für den öffentlichen Haushalt 

wie auch für das Gemeinwohl der Stadt einen doppelten Gewinn dar.1003 

Dieser Ansicht ist nicht nur der Großteil der Londoner Einwohner und des Einzelhandels1004, 

sondern ebenso Boris Palmer, der auch für die Stadt Tübingen eine Einfahrtsgebühr einführen 

wollte, ließen es Landesrecht und Wählerstimmen nur zu (vgl. Kapitel 3.4). 

„Wer das Klima schützen, die Menschen in der Stadt von Lärm, Dreck und Abgasen ent-

lasten, Staus reduzieren und öde Asphaltflächen für bessere Zwecke frei machen will, 

muss den Autoverkehr in der Stadt verringern. Dafür ist eine Kombination des Ausbaus 

von Bus, Bahn und Rad mit einer City-Maut die beste und wirksamste         Lösung.“1005 

U m s e t z u n g  

Laut Landesverkehrsminister Winfried Hermann müssen die Kommunen selbst über „die 

Details der Gebühr (…) vor Ort bestimmen. Kriterien für die Höhe der Maut seien etwa die Ta-

geszeit, die Zahl der Insassen im Auto und der Schadstoffausstoß.“1006 Zudem könnten Guthaben-

systeme zur einfachen Zahlungsabwicklung eingeführt werden.1007 Gleiches gilt für die Anforde-

rung, die Maut-Erhebung über ein elektronisches Kontrollsystem vorzunehmen.1008 

Die Firma Kapsch TrafficCom, die sich selbst als einen der weltweit führenden Anbieter für 

elektronische Mautsysteme bezeichnet1009, hat hierfür bereits Möglichkeiten für die Stadt Tübin-

gen untersucht. Für kleinere Kommunen wie Tübingen lohne sich v.a. eine Gebühr, die bei jeder 

PKW-Einfahrt vollautomatisch erhoben wird. Hierfür sind in Europa prinzipiell drei Systeme zu-

gelassen: via Satellit, Infrarot oder Video.1010  

Die zur Erhebung einfachste Lösung sei die Infrarot-Variante, bei der Sender an den Ortsein-

fahrten ein Signal aussenden, das von einem Chip im Fahrzeug erwidert wird, um so das Auto zu 

identifizieren und die Maut abzurechnen.1011 In Kombination mit einem Guthabensystem könnte 

                                                           
999 Vgl. BMU (2007: 25) und Mietsche (2007: 19-25) 
1000 Vgl. Mietsche (2007: 23) 
1001 Vgl. ebd. 
1002 Vgl. ebd. 
1003 Vgl. Monheim (2008: 7) 
1004 Vgl. Mietsche (2007: 23) 
1005 Pressearchiv der Stadt Tübingen (17.04.2012): Stellungnahme von Oberbürgermeister Boris Palmer 

zur City-Maut 
1006 Stuttgarter Nachrichten (02.04.2012) 
1007 Vgl. Tagblatt.de (17.04.2012) 
1008 Vgl. Stuttgarter Nachrichten (02.04.2012) 
1009 Vgl. Kapsch TrafficCom Homepage 
1010 Vgl. Tagblatt.de (17.04.2012) 
1011 Vgl. ebd. 
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bei jeder Einfahrt in die Maut-Zone (Kernstadt) automatisch die entsprechende Gebühr vom Gut-

haben auf dem Chip abgebucht werden. Das Guthaben ließe sich ebenfalls automatisch oder in 

einem selbstgewählten Turnus per Lastschrift vom Bankkonto des KFZ-Halters aufladen. Fahr-

zeuge, die ohne Maut-Karte oder mit zu geringem Guthaben einfahren, werden wie bei Geschwin-

digkeitskontrollen fotografiert und der Halter anschließend über das KFZ-Nummernschild iden-

tifiziert und ggf. mit einem Bußgeld belegt.1012 Besucher, die anhand ihres auswärtigen Num-

mernschildes erkannt werden, erhalten einfach nur eine Rechnung. 

Das gleiche Prinzip verfolgt die Video-Erfassung. Autofahrer würden eine Rechnung erhal-

ten, nachdem ihr PKW-Kennzeichen bei der Einfahrt in die Maut-Zone gefilmt wurde.1013 So ließe 

sich auch ein nachträglicher „Beweis“ für die Einfahrt erbringen, sofern die Videoaufnahmen für 

einen gewissen Zeitraum gespeichert werden. Zudem könnten bspw. Fahrgemeinschaften „be-

lohnt“ werden, indem vollbesetzte PKW von der City-Maut ausgenommen werden. Neben der 

Kritik am Datenschutz ist diese Variante v.a. mit dem Nachteil eines deutlich höheren Verwal-

tungsaufwands verbunden. 

Die dritte Variante, die Einfahrtsgebühr via Satellitenüberwachung des Verkehrs zu erhe-

ben, scheidet wohl nicht nur aus datenschutzrechtlichen, sondern auch aus Kostengründen für 

Tübingen aus. Wie bei der LKW-Maut müsste jedes Fahrzeug, das das Stadtgebiet Tübingen pas-

siert, mit einem GPS-Gerät ausgestattet werden. Damit wäre diese Variante sehr teuer und sehr 

anfällig für technische Fehler und Manipulationen.1014 

H ü r d e n  

Zu prüfen ist im Kontext einer City-Maut-Einführung die rechtliche Frage, ob die Gruppe der 

Autofahrer auch losgelöst von ihrer Nutzenträgerschaft mit der Finanzierung des ÖPNV-Systems 

belastet werden darf. Ausschlaggebend ist hierfür v.a. das Kriterium „der spezifischen Sachnähe 

und Verantwortungsbeziehung zu der zu finanzierenden Aufgabe“1015. Dieses Kriterium ist bei 

einer City-Maut hinsichtlich der Finanzierung von Straßeninfrastruktur sichtlich gegeben, in Be-

zug auf die Finanzierung des ÖPNV-Systems müssten jedoch erst die entsprechenden Anpassun-

gen bei den Kommunalabgabegesetzen vorgenommen werden. 

Tübingens Oberbürgermeister, der sich wie dargestellt für eine Bepreisung der PKW-Ein-

fahrt in das Tübinger Stadtgebiet als eine Möglichkeit der Maut-Gestaltung ausspricht, sieht des-

halb v.a. die baden-württembergische Landesregierung in der Handlungspflicht.1016 Der Grünen-

Politiker Winfried Hermann, der sich für eine City-Maut für die Stadt Stuttgart einsetzt, hält die 

Potenziale auch für Tübingen für gegeben.1017 Doch sieht er dabei nach Angaben der Augsburger 

Allgemeinen „die Bundespolitik in der Pflicht. Weil auch Bundesstraßen mautpflichtig werden 

könnten, müsse in Berlin die gesetzliche Grundlage für eine City-Maut geschaffen werden“.1018 

Jedoch sprach sich die SPD als Koalitionspartner der baden-württembergischen Landesregie-

rung klar gegen die Pläne zur City-Maut aus, wolle sie doch „dafür sorgen, dass Berufspendler in 

Baden-Württemberg nicht weiter belastet würden.“1019 

Auch Umfrageergebnisse des ADAC zur Akzeptanz einer City-Maut zeigen, dass der kultu-

relle und wirtschaftliche Entwicklungspfad der Bundesrepublik nur schwer zu verlassen ist, 

                                                           
1012 Vgl. Heise.de (23.05.2004) 
1013 Vgl. Tagblatt.de (17.04.2012) 
1014 Vgl. ebd. 
1015 Keuchel (2000: 92) 
1016 Vgl. Augsburger Allgemeine (17.04.2012) 
1017 Vgl. Stuttgarter Nachrichten (02.04.2012) 
1018 Augsburger Allgemeine (17.04.2012) 
1019 Stuttgarter Nachrichten (02.04.2012) 
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selbst wenn der politische Wille wie im Falle des Grünen-Oberbürgermeisters der Stadt Tübin-

gen vorliegt. So sprachen sich 2012 knapp Dreiviertel der Befragten gegen eine Straßennut-

zungsgebühr aus.1020 

Die in Medien und politischen Debatten oftmals angeführte Kritik, die Datenerfassung ver-

letze den Datenschutz von Privatpersonen, beugt die Tübinger Variante ebenso vor wie der Be-

fürchtung eines missbräuchlichen Mitschreibens von Daten zur Erstellung von Bewegungsprofi-

len u.ä., da die City-Maut nur auf die Einfahrt ins Stadtgebiet erhoben werden soll, nicht jedoch 

eine Vollerfassung aller Fahrzeugbewegungen vorgesehen ist. 

Auch aus dem Tübinger Gemeinderat lässt sich jedoch Skepsis gegenüber der City-Maut ver-

nehmen.1021 V.a. für den Einzelhandel wird das Risiko gesehen, dass Kunden ausbleiben, weil sie 

die City-Maut scheuen und auf andere Versorgungszentren ausweichen.1022 Etwaige Nachteile 

für den Einzelhandel sieht Boris Palmer jedoch nicht gegeben.1023  

Andere Städte mit bestehendem Maut-System zeigten sogar, dass Einzelhändler im Erhe-

bungsgebiet mit einem Kundenzuwachs rechnen können, der auf die Entlastungseffekte im Stra-

ßenverkehr und der damit einhergehenden besseren Erreichbarkeit für Kunden zurückzuführen 

ist.1024 So sprachen sich bspw. in London über 70 % der Einzelhändler positiv gegenüber der 

Neuerung aus, erkannten sie doch schon wenige Monate nach der Maut-Einführung die Vorteile 

für Kunden, Mitarbeiter und Zulieferdienste.1025 Maßnahmen der Parkraumbewirtschaftung 

können die Entlastungseffekte im Straßenverkehr noch weiter unterstützen, sollten jedoch wohl 

dosiert mit einer City-Maut abgestimmt werden, da sich beide gegenseitig in ihrer Wirkung ver-

stärken.1026 

Zudem verweist der Oberbürgermeister auch auf die Relevanz der Nutzenträgerschaft am 

Verkehrssystem und den daraus resultierenden externen Kosten für Umwelt, Gesellschaft und 

öffentliche Haushaltskassen (allein sieben Millionen jährlich für Straßen1027) als einen weiteren 

Grund für die Einführung einer City-Maut: 

„(…)das hätte auch den nicht unerklecklichen Vorteil, dass die Leute, die von außen 

kommen und in Tübingen nur Leistungen wie das Straßennetz in Anspruch nehmen 

und gleichzeitig ‚Negativleistungen‘ wie Luftverunreinigung und Lärm hinterlassen, 

dass diese Leute auch zur Finanzierung der Zentralstadt beitragen würden.“1028 

  

                                                           
1020 Vgl. ADAC (26.10.2012) 
1021 Vgl. Augsburger Allgemeine (17.04.2012) 
1022 Vgl. Klein (1999: 137) 
1023 Vgl. Pressearchiv der Stadt Tübingen (17.04.2012) 
1024 Vgl. Mietsch (2007: 23f) und Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 27) 
1025 Vgl. Mietsch (2007: 24) 
1026 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung (2010: 26) 
1027 Vgl. Tagblatt.de (17.04.2012) 
1028 ZAK (2011: 15) 
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12 Schlussbetrachtung 

Mithilfe des Methodeninstrumentes einer Online-Befragung gelang es in dieser Arbeit, die 

größten Defizite im ÖPNV-Angebot Tübingens zu identifizieren und im Abgleich zur Relevanz 

der jeweiligen Qualitätskriterien für die Verkehrsmittelwahl gezielte Handlungsbedarfe aufzu-

zeigen. Konkrete Lösungsvorschläge konnten für die meisten Felder in Ansätzen benannt, jedoch 

nicht weiter diskutiert werden, lag der Fokus der Arbeit doch auf dem Handlungsfeld der ÖPNV-

Tarifpolitik. Hierfür lassen sich mit Blick auf die Gesamtheit der Arbeit zwei Hauptempfehlungen 

für die Tübinger ÖPNV-Politik aussprechen: Zum einen, dass sich die Stadt Tübingen nicht auf 

das Konzept der Ticketfreiheit allein verlassen darf, wenn es um die Erfüllung des Lenkungsziels 

geht. Damit Autofahrer das ÖPNV-Angebot in Tübingen als attraktiv wahrnehmen und sich zum 

Umstieg bereit erklären, sind flankierende Maßnahmen zwingend notwendig. Zum anderen 

sollte auf der Suche nach einem geeigneten Finanzierungsmodell nicht nur das Ziel verfolgt wer-

den, die wegfallenden Fahrscheineinnahmen zu ersetzen. Gerade die finanzielle Absicherung der 

erforderlichen Kapazitätsausweitungen bei einer erfolgreichen Verkehrsverlagerung auf den 

ÖPNV müssen von Anbeginn mitgedacht werden, ebenso wie der Finanzierungsaufwand für flan-

kierende Maßnahmen. 

Aus diesem Grunde sollte bei der Wahl eines Umlage-Modells dessen Ergiebigkeit zuvor ein-

gehend geprüft werden. Dies erfordert eine tiefergehende volkswirtschaftliche Untersuchung, 

die den Rahmen dieser Arbeit übersteigt. Nach den Erkenntnissen aus dieser Arbeit verspricht 

eine Bürgerabgabe die höchste Ergiebigkeit, da alle Einwohner der Stadt Tübingen abgabepflich-

tig wären (abgesehen von sozialpolitischen Ausnahmen einzelner Bevölkerungsgruppen) und 

die Erhebung zudem einfach und kostengünstig zu gestalten ist. Jedoch bringt diese Abgabelö-

sung auch komplexe Fragestellungen und damit Anlass zu Diskussionen und Kritik mit. Neben 

der Frage, welche Verteilung der Finanzierungslast als „gerecht“ anzusehen ist, gestaltet sich v.a. 

die Abgrenzung zum naldo-Verkehrsverbund sowie die Ansprache von Einpendlern als proble-

matisch. Hier konnten auch die Expertengespräche im Rahmen dieser Arbeit keine zufrieden-

stellenden Antworten erbringen. 

Weniger komplex, aber auch mit weniger Einnahmen für die Stadt Tübingen verbunden, 

ließe sich ein Erschließungsbeitrag gestalten. In Abgrenzung zur Nahverkehrsabgabe müsste 

diese als Beitrag eingeführt werden und ließe sich sodann nur für einmalige Investitionen in die 

ÖPNV-Infrastruktur verwenden. Damit besitzt diese Abgabelösung zwar kaum Lenkungswir-

kung, dafür aber das Potenzial, kostenintensive Kapazitätserweiterungen zum Auffangen der an-

gestrebten Fahrgastzuwächse zu finanzieren. Aus diesem Grunde stellen Erschließungsbeiträge 

für die Tübinger Verlagerungsstrategie eine attraktive Ergänzung zu anderen Finanzierungsmo-

dellen dar. 

Eine sehr viel höhere Lenkungswirkung versprechen hingegen betriebliche Stellplatznut-

zungskonzepte, die eine Verknüpfung von Parkraumbewirtschaftung und ÖPNV-Vergünstigun-

gen herstellen. Entsprechende Konzepte könnten in das bestehende Maßnahmenpaket „Blaue 

Betriebe“ des Tübinger Verkehrskonzepts „Mobilität 2030“ eingebettet werden, das schon heute 

mit dem Jobticket-Modell Anreize zur ÖPNV-Nutzung im Berufsverkehr schafft. In diesem Zu-

sammenhang ließen sich Einnahmen aus der betrieblichen Parkraumbewirtschaftung auch zur 

Finanzierung einer ÖPNV-Ticketfreiheit einsetzen. Bestärkt wird diese Empfehlung durch das 

Untersuchungsergebnis zur Verkehrsmittelwahl, demnach v.a. im Berufsverkehr eine relativ 

hohe Kostensensibilität vorliegt, während in den Verkehrszwecken Freizeit, Einkauf und Nutz-

fahrten vielmehr die Qualitätskriterien der Flexibilität und des Komforts über die Attraktivität 

der Verkehrsmittelalternativen bestimmen. Daher sollten nicht nur die Dienststellen in enger 

Abstimmung zum kommunalen Parkraumkonzept arbeiten, sondern auch die Stadt Tübingen 

sollte die Kooperation suchen, um Arbeitgebern ein Mitspracherecht bzgl. der Mittelverwendung 
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einzuräumen und flankierende Verbesserungsmaßnahmen zur ÖPNV-Ticketfreiheit gezielt auf 

die Bedürfnisse der Mitarbeiter abzustimmen. 

An diesem Finanzierungsmodell könnte zudem eine Abgabelösung nach dem Vorbild der 

französischen Verkehrssteuer für Unternehmen anknüpfen, die sich nach deutschem Finanzver-

fassungsrecht wiederum als Sonderabgabe gestalten ließe. So könnte die Stadt Tübingen ansäs-

sigen Arbeitgebern eine Nahverkehrsabgabe auferlegen, deren Einnahmen zur Finanzierung ei-

ner ÖPNV-Ticketfreiheit beitragen, oder – und diese Alternative ist gerade in Hinblick auf die 

geforderte nachhaltige Mobilität für alle Verkehrsmittelgruppen erfolgsträchtig – die Arbeitge-

ber werden von der Nahverkehrsabgabe befreit, sofern sie andere Maßnahmen zur Förderung 

einer nachhaltigen Mobilität unter ihren Mitarbeitern durchführen, deren Kosten der Abgabe 

entsprechen.  

Zu diesen Maßnahmen könnte die Ausgabe von naldo-Jobtickets an Mitarbeiter, die außer-

halb des Stadtgebiets Tübingen wohnen, ebenso zählen wie die Einrichtung einer betriebsinter-

nen Mitfahrzentrale oder die Bereitstellung von Dusch- und Umkleideräumlichkeiten für die 

Radfahrer unter den Mitarbeitern. Zur Finanzierung solcher Maßnahmen oder der alternativen 

Abgabepflicht für die ÖPNV-Ticketfreiheit könnte der Arbeitgeber auf das skizzierte Konzept der 

Parkraumbewirtschaftung zurückgreifen – mit dem Nebeneffekt, die Lenkungswirkung für nach-

haltige Mobilität noch zu verstärken. Zudem sollte ein Rechtsgutachten in diesem Zusammen-

hang prüfen, inwiefern Bauherren die Pflicht zur Errichtung von Stellplätzen bzw. Arbeitgebern 

die Pflicht zur Bereitstellung von Stellplätzen erlassen werden könnte, wenn diese im Gegenzug 

eine Nahverkehrsabgabe an die Stadt Tübingen entrichten. 

Auch wenn in Rückblick auf die Ergebnisse dieser Arbeit keine Abgabelösung als „das rich-

tige“ Finanzierungsinstrument für die Umsetzung ticketfreier TüBusse benannt werden konnte, 

so wurde doch umso deutlicher, dass es sich bei der Suche nach neuen, zukunftsfähigen Finan-

zierungswegen letztlich um eine Frage politischer Präferenzen im Interessenskonflikt von um-

welt-, wirtschafts- und sozialpolitischen Zielen der ÖPNV-Tarifpolitik handelt. Es wurde aber 

auch deutlich, dass „die richtige“ Lösung wohl nicht existiert, sondern vielmehr eine zielführende 

Mischung aus der Vielfalt an Finanzierungs- und Umsetzungsmöglichkeiten gefunden werden 

muss. 

Eine solche Mischung erscheint umso wichtiger, als die in dieser Arbeit angestellte Analyse 

zu wichtigen Einflussgrößen in der Verkehrsmittelwahl die eingangs aufgestellte These bestätig-

ten konnte, derer nach die Kosten eine relevante, jedoch gerade unter MIV-Teilnehmern nicht 

die wichtigste Variable darstellt. In Übereinstimmung zu anderen wissenschaftlichen Studien er-

brachte die Online-Befragung der vorliegenden Arbeit das Ergebnis, dass v.a. zeitbezogene Qua-

litätskriterien der Verkehrsmittelalternativen über deren Attraktivität entscheiden. Folglich 

sollte über eine klare Priorisierung der Mittelverwendung sichergestellt werden, dass v.a. das 

Reisezeitverhältnis zwischen MIV und ÖPNV verbessert wird. 

Wie die Befragungsergebnisse jedoch auch zeigten, wirkt der Einflussfaktor der Mobilitäts-

kosten durchaus auf die Verkehrsmittelwahl – jedoch in erster Linie als Barriere und nicht als 

Anreiz. Von besonderem Interesse für die Stadt Tübingen dürfte dabei das Ergebnis sein, dass 

sich die Fehleinschätzungen der MIV-Nutzer nicht nur auf die PKW-eigenen Kosten beziehen, 

sondern v.a. die Fahrpreise im ÖPNV um ein Vielfaches überschätzt werden. So ließ sich im Zuge 

der erarbeiteten Ergebnisse die These bestätigen, dass eine Ticketfreiheit im Tübinger Stadtbus-

system die Kostenvorteile des ÖPNV gegenüber dem MIV verdeutlichen kann, gleich wie niedrig 

die Kosten im MIV fehlgeschätzt werden. Von noch größerer Bedeutung ist jedoch die Erkennt-

nis, dass die Maßnahme die stark verzerrte Kostenwahrnehmung im ÖPNV unter den Autofah-

rern korrigieren wird. Dies ist gerade im Hinblick auf die negative Bewertung der Preise im Tü-

binger ÖPNV-System wesentlich, kann eine Verkehrsverlagerung auf den ÖPNV doch nur erzielt 
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werden, wenn das Preis-Leistungs-Verhältnis der öffentlichen Beförderungsleistung als ange-

messen beurteilt wird. 

Damit scheint sich die Erkenntnis anderer Arbeiten zum Verkehrsverhalten zu bestätigen, 

die den Einfluss des Informations- und Wissenstandes als eine bedeutsame Variable in der Ver-

kehrsmittelwahl ausmachten. Die Ergebnisse der Literaturauswertung legen diesbezüglich nahe, 

dass Marketingmaßnahmen des Verkehrsunternehmens bewusst auf die Informationsdefizite 

der Zielgruppe – in diesem Fall der Autofahrer – abgestimmt werden. Diese Möglichkeit bietet 

sich für die Tübinger Stadtverkehr GmbH nicht nur bzgl. der Kostenvorteile des Stadtbussystems 

an, sondern v.a. auch im Hinblick auf das Reisezeitverhältnis zwischen ÖPNV und MIV, das eben-

falls hohen Fehleinschätzungen aufseiten der Befragungsteilnehmer unterliegt. Hier können 

nicht nur die eher negativ bewerteten ÖPNV-Kriterien der MIV-Nutzergruppe richtungsweisend 

sein, sondern gerade auch die genannten Gründe der ÖPNV-Kunden für ihre Verkehrsmittelwahl 

Aufschluss darüber geben, welche Vorzüge der ÖPNV seinen Fahrgästen bietet (bspw. Zeit zum 

Lesen).  

Dabei sind die Ergebnisse aus der Befragung als erste Anhaltspunkte zu verstehen, die es in 

detailreicheren Untersuchungen zu überprüfen und zu erweitern gilt. So bietet sich die Frage-

stellung nach dem Einfluss des Informations- und Wissenstandes nicht nur für das Fachgebiet 

Marketing an, sondern eröffnet gerade neueren Ansätzen aus der Verhaltens- und Umweltpsy-

chologie Raum für spannende Erkenntnisse zum Wahlverhalten von Verkehrsteilnehmern, 

bspw. in Abhängigkeit zur Ausdifferenzierung gegenwärtiger Lebensstile oder der hohen, er-

zwungenen PKW-Abhängigkeit als Ausdruck disperser Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen. 

Doch gibt gerade die jüngere Bevölkerung Hoffnung angesichts ihrer zunehmenden Bereit-

schaft, den letztlich auch kulturellen Entwicklungspfad der PKW-Abhängigkeit zu verlassen und 

auf neue Konzepte der Mobilität umzusteigen. In diesem Sinne sollte die Stadt Tübingen ihren 

bereits eingeschlagenen Weg weiterverfolgen, indem sie über diverse Initiativen und Bildungs-

angebote die spätere Generation der „wahlfreien“ Verkehrsteilnehmer vom Kauf eines privaten 

PKW fernhält. Denn nichts – so zeigte es die Auswertung anderer wissenschaftlicher Arbeiten – 

determiniert die Verkehrsmittelwahl hin zum MIV so sehr, wie die Verfügbarkeit eines eigenen 

Autos vor der eigenen Haustür. In diesem Bereich besitzt die junge Universitätsstadt Tübingen 

den optimalen Rahmen, um nicht nur in der eigenen Einwohnerschaft, sondern über die Studie-

renden ein neues Bild von städtischer Lebensqualität mit Bus und Rad auch ich andere Städte zu 

transportieren. 

Näher untersucht werden müssten in diesem Zusammenhang auch Ausgestaltungsmöglich-

keiten für die Öffentlichkeitsarbeit und die Bürgerbeteiligung im Rahmen eines neuen Finanzie-

rungskonzeptes im ÖPNV. Nach dem Wissensstand dieser Arbeit existieren hierzu keine Publi-

kationen in Form von wissenschaftlichen Untersuchungen oder auch Ergebnisberichten. Vorlie-

gende Studien zur Umsetzung eines kostenfreien ÖPNV in anderen Städten konzentrieren sich 

vornehmlich auf die erzielten Verlagerungseffekte. Wie Oberbürgermeister Boris Palmer bereits 

ankündigte, soll eine etwaige Neugestaltung der ÖPNV-Finanzierung nicht ohne die Tübinger 

Einwohnerschaft entschieden und gestaltet werden. Hierfür sollten anknüpfende Arbeiten un-

tersuchen, welche Beteiligungsformen, die über die Instrumente der Bürgerabstimmung und des 

Bürgerentscheids hinausreichen, sich für dieses Anliegen der Stadt eignen und welche Bevölke-

rungsgruppen in den entsprechenden Beteiligungsprozess einzubeziehen sind. 

Dies erscheint umso notwendiger, als bestimmte Abgabelösungen unter NMV-Teilnehmern 

nur wenig Zustimmung erfahren und eher als ungerecht eingestuft werden. Diese Personen stel-

len eine kaum zu überschätzende Zielgruppe dar wenn es um eine nachhaltige Mobilität in der 

Stadt geht, die in Tübingen schon in großen Teilen der Bevölkerung praktiziert und anderen vor-
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gelebt wird. Aus diesem Grunde sollte die Stadt Tübingen bei der Frage nach einer zukunftsfähi-

gen Finanzierungslösung für den ÖPNV auch die Bedürfnisse dieser Personengruppe mitdenken 

und gemeinsam mit ihnen planen.  

Unterstützung kann Tübingen dabei vom Land Baden-Württemberg erhalten. Die angekün-

digte Gesetzesprüfung zur kommunalen Erschließung neuer Finanzierungsquellen könnte den 

Abgabetypus der Sonderabgaben dahingehend flexibel gestaltet, als dass die Einnahmen aus ei-

ner Nahverkehrsabgabe nicht nur für den ÖPNV-Betrieb, sondern für den Nahverkehr als Ganzes 

Verwendung finden dürfen. Gelingt dies, so könnte die Ergiebigkeit einer Bürgerabgabe für die 

nachhaltige Mobilität aller Bürger eingesetzt werden: bspw. für diebstahl- und wetterresistente 

Fahrrad-Garagen an Bushaltestellen; für Buslinien mit Fahrrad-Anhängern auf Strecken mit ho-

hem Gefälle; für Erste-Hilfe-Boxen entlang von Radwegen, die neben Luftpumpen auch Repara-

tursets und Notfall-Ponchos für Kleidung und Gepäck enthalten; für den entgeltfreien Verleih 

von Elektro-Fahrrädern und von Elektro-Autos im zeitlich begrenzten Nahbereich; für Tausch-

bibliotheken in TüBussen u.v.m.  

Viele Städte wie Kopenhagen oder Amsterdam, aber auch deutsche Gemeinden wie Münster 

oder Freiburg haben praxisnahe Ideen, mit denen sich die Wegequalität von A nach B erhöhen 

lässt. Die Stadt Tübingen ist hier mit ihrem Schneeräumplan für Radwege oder ihrem Scherben-

telefon bereits auf dem richtigen Weg; die Nahverkehrsabgabe hat das Potenzial ihr Rückenwind 

zu geben. Denn letztlich sollte es bei einer Nahverkehrsabgabe um einen veränderten, nachhal-

tigeren Nahverkehr für alle Verkehrsmittelgruppen gehen – und der Weg bis zum Jahr 2030, dem 

Zielhorizont des Tübinger Verkehrskonzepts, ist noch weit. 

Offen bleibt, inwiefern diese Vision auf rechtliche Barrieren stößt.  Wie in dieser Arbeit er-

klärt wurde, bedarf es für die Tübinger Verlagerungsstrategie ohnehin einer landesrechtlichen 

Anpassung. Rechtsgutachten könnten in diesem Zusammenhang klären, ob sich der Abgabetypus 

der Sonderabgabe im Sinne einer Nahverkehrsabgabe zum Förderzwecke aller Verkehrsmittel-

gruppen gestalten lässt. Die Stadt Tübingen kann dem Gesetzgeber bis dahin „unter Beweis stel-

len“, welche Lebensqualität mit dieser Vision verbunden ist, indem konkrete Umsetzungsmög-

lichkeiten unter dem Schirm der Experimentierklausel erprobt werden. 

Neben all dem politischen Engagement und der wünschenswerten Experimentierfreude 

muss der Aufgabenträger aber auch die Kernfunktion des ÖPNV im Blick behalten: die Daseins-

vorsorge. Die Wahrnehmung dieser öffentlichen Verpflichtung gestaltet sich aus finanzpoliti-

scher Sicht nicht nur äußerst komplex im deutschen System der „Spaghetti-Finanzierung“, son-

dern steht vor dem Hintergrund der auslaufenden Entflechtungs- und Regionalisierungsmittel 

sowie der Einnahmerückgänge im Schülerverkehr immer häufiger zur Diskussion. 

Im Kontext der ÖPNV-Umlagefinanzierung zeigte die Arbeit, dass eine Bürgerabgabe zwar 

die höchste Ergiebigkeit verspricht, jedoch gerade vor dem Hintergrund einer wachsenden mo-

netären und Zugangsarmut in unserer Gesellschaft stets eine Form der Armut zwangsläufig ver-

schärft, um die jeweils andere zu verringern. Zwar ließe sich mithilfe einer sozialpolitischen Staf-

felung bzw. der gänzlichen Abgabenbefreiung einiger Bevölkerungsgruppen das „Grundrecht auf 

Mobilität“ gewährleisten. Doch zeigte der Blick in die Zukunft des ÖPNV, dass sich die Heraus-

forderung der Daseinsvorsorge auf weitere Teile der Bevölkerung ausbreiten wird. Während in 

ländlichen Entleerungsräumen die Aufrechterhaltung der Versorgungsinfrastruktur im Allge-

meinen einer unsicheren Zukunft entgegensieht, stellt sich Städten wie Tübingen die Frage, wie 

sie ihr äußerst gut ausgebautes ÖPNV-Angebot auf eine alternde Gesellschaft vorbereitet, die 

ihre ganz eigenen Ansprüche an das System stellt. 

Hier ist die teilweise in der Literatur und Politik vertretene Auffassung, die mit der demo-

graphischen Alterung einhergehende Schrumpfung der Bevölkerung könne einen weiteren Aus-
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bau der ÖPNV-Infrastruktur obsolet machen, nicht nur irreführend, sondern gar töricht. An die-

ser Stelle Mittel einzusparen schränkt den Handlungsspielraum künftiger Entscheidungsträger 

derart ein, dass nicht nur der notwendige Transformationsprozess zu einer nachhaltigen Mobi-

lität behindert und für unsere Ökosysteme in einem nicht vertretbaren Maße gebremst wird, 

sondern dass auch die so wichtige gesellschaftliche Funktion des ÖPNV  gefährdet wird. 

Mit den drei großen Entwicklungstrends in Deutschland – der Entleerung ländlicher Räume, 

der demographischen Alterung sowie der zunehmenden Exklusion sozio-ökonomisch benach-

teiligter Bevölkerungsgruppen – wird die Zukunft der ÖPNV-Finanzierung nicht nur zum Be-

standteil der ökologisch motivierten Verkehrswende, sondern auch zu einer Frage der sozialen 

Integrationskompetenz unserer Gesellschaft. 

 

 

 

 

  



 
 

 

- Diese Seite wurde absichtlich leer gelassen - 
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G L O S S A R  

Durchtarifierung in ÖPNV-Verbünden 

Mit der „Durchtarifierung“ wird dem Fahrgast ermöglicht, dass er für die gesamte zurückzu-

legende Strecke nur eine Fahrkarte kauft, gleich ob er dabei ein Verkehrsmittel oder mehrere in 

Anspruch nimmt. Für den Fahrgast ergibt sich daraus der Vorteil, dass ihm die üblicherweise 

höheren Preise für die Anfangskilometer (entsprechend der degressiven Tarifgestaltung nach 

Entfernung) auch bei Benutzung mehrere Verkehrsmittel nur einmal berechnet werden, er zahlt 

also nur einen durchgehenden Tarif (Verbundtarif). Die Verkehrsunternehmen haben hierbei je-

doch entgangene Einnahmen aus den erhöhten Preisen für die Anfangskilometer, diese Einnah-

meverluste werden als „Durchtarifierungsverluste“ bezeichnet.1029 

Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 

„Das PBefG legt den Ordnungsrahmen für den straßengebunden öffentlichen Personennah-

verkehr fest und gilt damit für den Linienverkehr mit Bussen, Straßen-, Stadt- und U-Bahnen. Als 

spezielles Gewerberecht regelt es die Zulassung von Verkehrsunternehmen zum ÖPNV-Markt, 

die Bedingungen, unter denen sie dort tätig sein dürfen und die Pflichten, die sich aus dem An-

bieten von Verkehrsleistungen ergeben. Nach dem PBefG haben die Genehmigungsbehörden die 

von den Aufgabenträgern beschlossenen Nahverkehrspläne bei der Erteilung von Konzessionen 

zu berücksichtigen und können die Liniengenehmigung versagen, wenn der Verkehr nicht im 

Einklang mit einem Nahverkehrsplan steht. Nach der Veröffentlichung der EG-Verordnung Nr. 

1370/2007, die am 03.12.2009 in Kraft getreten ist, steht das PBefG nicht mehr im Einklang mit 

dem geltenden EU-Recht. Das PBefG wird daher derzeit überarbeitet.“1030 

Psychologische Dissonanzen 

Der US-amerikanische Sozialpsychologe Leon Festinger prägte den Begriff der „kognitiven 

Dissonanz“. FESTINGER bezeichnete damit schon 1957 jenen Zustand des Unwohlseins oder 

schlechten Gewissens, das sich bemerkbar macht wenn unser Handeln nicht mit unserer norma-

tiven oder moralischen Einstellung übereinstimmt. Um das Unwohlsein zu beseitigen greifen 

Menschen meist unwissentlich zu einem Schutzmechanismus: der Rechtfertigung. Mit Argumen-

ten, die das Handeln positiv besetzt begründen, herunterspielen oder als erzwungen bzw. fremd-

verursacht darstellen, kann die kognitive Dissonanz aufgelöst und wieder eine harmonische 

Konsistenz zwischen dem eigenen Handeln und der eigenen Einstellung hergestellt werden. Bei-

spiel: Warum raucht eine Person, obwohl sie weiß, es kann sie töten und es kostet sie viel Geld? 

Die Antworten von Rauchern fallen meist so aus: Weil es entspannt nach der anstrengenden Ar-

beit (Belohnung), weil auch unzählige andere Dinge vorher zum Tod führen können (Bedeu-

tungslosigkeit) oder weil es das Netzwerken mit Kollegen und Kunden in der Raucherpause be-

günstigt (Karrieredruck). Mit der positiven Besetzung des negativen Verhaltens löst sich die kog-

nitive Dissonanz auf – oder wird zumindest so klein, dass sie nicht zu einer Verhaltensänderung 

drängt. Für weiterführende Literatur siehe: Festinger, L. (1957): A Theory of Cognitive Disso-

nance. Standford Univ. Press. 

  

                                                           
1029 Vgl. BMVIT: Was ist ein Verbundtarif? 
1030 Landratsamt Tübingen 2012: 9 
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